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Bekanntmachung. 

Erhaltenem Auftrage gemäß bringen wir hiermit den nachſtehenden, das Medicinal- 
Gewicht betreffenden Minifterial-Erlaß vom 22. November d. %. nebft den darin 
erwähnten Anlagen zur öffentlihen Kenntniß. 

Wiesbaden, den 23. December 1867. 

Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
ven Meuiel. 


Auf Grund der im $. 4 des Geiches, betreffend das Preußiiche Medicinal-Gemwidt, 
vom 16. März d. 8. (Gel.-Samml. S. 386) uns ertheilten Grmädtigung haben wir 
zur Ausführung diefes dur die Allerhöchfte Verordnung vom 12. Auguft d. Is. (Gei.- 
Sammlung S. 1357) auch für die Provinz Heſſen gültig erflärten Geſetzes die in der 
Anlage beigefügte 

— a) Anmeifung für die Eihungsbehörden, und 
— b) Anweiſung für die Medicinal-Behörden der Provinz Heſſen, 
erlaflen. 

Wir bemerken hierzu Folgendes: 

Um die Apotheken des Regierungsbeziris Wiesbaden möglichft bald in den Beſitz 
von mindeftens einem Sage des neuen Medicinal-Gemwichts gelangen zu lafien, wird die 
Königlihe Normal: Eihungs-Gommiffion zu Berlin die hiernach erforderliche Anzahl 
Gemwichtijäge anfertigen und, mit ihrem Stempel verjeben, der Königlichen Regierung 


zugehen laſſen. 
1 


Die Königliche Regierung hat die Vertheilung der eingehenden Sendung unter Die 
Apotheken Ihres Bezirts, und die Einziehung der Koften — als welde der Normal: 
EihungssCommiffion lediglich die Selbſtkoſten und die Stempelgebühren berechnet werden 
— anzuordnen. 

Die Anfertigung des weiteren Bedarfs der Apotheken bleibt der Privat: Induftrie 
überlafjen, und es wird die zur Eihung des neuen Medicinal-Gewichts vorerft allein 
ermächtigte Eihungsftelle zu Wiesbaden daher auch jofort mit den in Nr. 9 und 11 
der oben zu a bezeichneten Anweiſung erwähnten Probe-Gemwichten und den Normalen 
verjehen werden, um die Prüfung und Stempelung der ihm anderweit vorgelegten 
Dedicinalgewichte rechtzeitig ausführen zu können. 

Anderen Eihungsftellen nad Bedarf die gleiche Befugniß beizulegen, bleibt vorbehalten. 

Der Königlihen Regierung ſelbſt wird ein Sa geftempelter Gewichte von der für 
den Gebrauh in den Apotheken vorgeichriebenen Form von der Königlihen Normal: 
Eichungs-Commiſſion überfandt werden, welcher dazu beftimmt ijt, bei Gelegenheit der 
Apotheken: Bifitationen, die vorſchriftsmäßige Beichaffenheit der daſelbſt in Gebraud 
befindlihen Gewichtſtücke zu controliren. 

Diefe Verfügung mit ihren Anlagen ift mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen, daß die Eihungsftelle zu Wiesbaden den Termin, von welchem an dasjelbe 
das Eichungs-Geſchäft werde beginnen fönnen, bejonders bekannt machen werde. 

Berlin, den 22. November 1867. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts- u. 


öffentliche Arbeiten. Medicinal: Angelegenheiten. 
Im Auftrage: In Vertretung: 
Mojer. . J Lehnert. 
Anweiſung 


für die Eichungs-Behörden in der Provinz Heſſen zur Ausführung des Geſetzes, betreffend das Preußiſche 
Medieinalgewicht, vom 16. März 1867 (Geſ-Samml. ©. 386.). 

1) Die Gewichtſtücke für die im 8. 2 des Geſetzes vorgeſchriebene Theilung des 
Pfundes als Medieinalgewicht in 500 Gramm mit decimaler Untertheilung des 
Gramm bilden folgende Abftufung: 

a) für das Gramm umd defien Mebrbeiten: 

Gewichtsſtücke zu 200, 100, 50, 20, 10, 5, 2 und J Gramm; 
b) für die Theile des Gramm: 

Gewichtftüde zu 5,2 und 1 Decigramm, 


Gewichtſtücke zu 5,2 und 1 Gentigramm, 
x „ 5,2 und 1 Milligramm. 

2) Die Gemidtitüde von 200 Gramm bis einschließlih von 10 Gramm haben die 
Geſtalt eines regelmäßigen Würfeld mit abgeftumpften Kanten und Eden. Sie 
tragen auf der Oberflähe und auf den vier homologen Seitenflädhen die Bezeich- 
nung (Nr. 5). Der Eichungsſtempel ift auf der Oberfläche über oder unter der 
Bezeichnung aufzuichlagen. 

3) Das Funfgrammftüd bildet die Hälfte des Würfeld zu 10 Gramm, hat alio 
Tafelform mit quadratifcher, der Seite des Zehngrammftüds gleicher Oberfläche. 
Die Bezeihnung (Nr. 5) befindet ſich auf einer der beiden quadratiihen Flächen, 
diefelbe Fläche dient zur Stempelung. 

4) Die Stüde zu 2 Gramm und zu 1 Gramm haben die Geftalt eines janft 
gebogenen Bandes. Die Länge dieſes Bandes beträgt bei dem Zweigrammſtück 
etwa 7 Xinien, bei dem Gingrammftüd etwa 6 Linien. Bei beiden Stüden ver: 
hält fi die Länge zur Breite wie 5 zu 2. Die concave Geite des Bandes 
enthält die Bezeichnung (Nr. 5) und den Eichungsftempel. 

5) Die Gemidtjtüde zu 200 Gramm bis hinab zu 1 Gramm dürfen nur aus Meſ— 

fing, Bronce oder Neufilber gefertigt fein. Die Bezeihnung, welche vertieft 

eingeprägt wird, befteht in der, die Zahl der Gramme angebenden Ziffer, welcher 
die Buchſtaben Grm. oder Gr. beigefügt fein müffen, ausgenommen bei den 

4 Seitenflähen der würfelförmigen Stüde, wo es nur der einfachen Ziffer bedarf. 

Die Stempelung erfolgt mit dem beraldifchen Adler und dem Namensjtempel 
der Eichungsbehörbe. 

Die Theilftüde des Gramm beftehen aus Neufilberbleh, und zwar die Stüde zu 

5,2 und 1 Decigramm mit aufgebogenem, an einer Ede ſchräg abgeichnittenen 

Rande, die Stüde zu 5,2 und 1 Gentigramm mit einer aufgebogenen Ede. 

Die Bezeichnung ift auf der Oberfläche vertieft einzufchlagen ; der auf der: 
jelben Fläche anzubringende Eichungsſtempel kann auf den heraldiihen Adler 
beſchränkt bleiben. 

Die Unter-Abtheilungen des Gramm erhalten ihre Bezeihnung entweder durch 

die Buchſtaben Dgr. beziehungsweiſe Cgr.. neben oder über welchen die entiprechende 

Ziffer anzubringen ift, oder durch die Decimalzahlen 0,5 —0,2— 0,1 —0,05 u. |. w., 

mit Beifügung der Buchftaben Gr. oder G. 

8) Die Eihung und Stempelung der Gemwichtftüde von 200 Gramm bis sun zu 

ı 


6 


— 


7 


— 


9) 


10) 


1 Gentigramm wird vorläufig dem Normal: Eihamt zu Caſſel und der Eichungs- 
ftelle zu Wiesbaden ausschließlich übertragen. 

Die Eihung und Stempelung der Stüde zu 5,2 und I Milligramm, fomeit 

ſolche verlangt werben jollte, ſteht ausichließlih der Königlihen Normal-Eichungs— 
Commiſſion zu Berlin zu. 
Das Normal-Eihamt zu Caſſel und die Eihungsftelle zu Wiesbaden erhalten durch 
die Königlide Normal: Eihungs-Gommiffion je einen Sat der Gewichte von 
200 Gramm bis I Gentigramm, melde den oben gegebenen Beftimmungen ent 
ſprechend angefertigt find, und als Probegewicht bei dem Eichungsgeichäfte zu 
dienen haben. 

Gemidtftüden, melde mit diefen Probegewichten nicht übereinftimmen, oder 
deren fonftige Beihaffenheit von jenen Beftimmungen abmweicht, ift die Eichung 
und Stempelung zu verfagen. 

Abmweihungen von der Sollihwere find nur im Weniger und zwar nad) folgenden 


Beträgen ftatthaft: 


Bei Stüden: Fehlergrenze: 

zu 200 Gramm — 0,090 Gr. — 3 Cgr. 
„ 100 ö — 00 „ = 25 „ 
„ 50 n — 0,00 Br 2 * 
„ 20 er — 0,05 „ —15 „ 
„ 10 e — 0,010 „ —| m 
= 5 a — 006 „ — 6 Mor. 
e 2 ” — 008 „ —3 „ 
” l " — 0,002 n — 2 " 
s US 5% — (or „ =Ii „ 
n 0,2 " er 0,001 „  =1ı, 
D 0,1 " — 0,001 J — In 


Bezüglich der Gentigrammftüde darf bei I Fünf, 2 Zwei- und 1 Eincenti- 
grammftücde zufammengenommen die Fehlergrenze 1 Milligramm nicht überjchreiten. 


I1) Um die fortdauernde Nichtigkeit der Probegewichte prüfen zu können, wird den 


genannten beiden Gichungsftellen noch ein anderer Sag Normalgewichte, welde 
durch ihre Geftalt von den Probegewichten augenfällig fi untericheiden, von der 
Königlichen Normal⸗Eichungs⸗Commiſſion zugefertigt. 


5 


Diefe Rormalgewichte dürfen bei dem Eichungsgefhäfte ſelbſt nicht benugt 
merden, mitalleiniger Ausnahme der Milligrammitüde bei Feftitellung der Feblergrenze. 
12) Die Gichungs- und Stempelgebühren find nach folgenden Sägen zu erheben: 


Neue Eihung: Nacheichung: 
für Gewichtſtücke von 200 Gramm: I Ser. — Pfg. — Sar. 9 Pie. 
„ " „ 100,50 " rn On nz 
" " " 20,:0,5 ” mr " 8 " — " 6 " 
” " " 2,1 ” — 6 2 — n 4 2 
— — — O, 5-0,02-0,0 „ ee 3, 

R “ 0,5-0,2—-0,01 „ — ,„ 4 „— „ 3, 
für einen ganzen Sat von 200 Gramm bis 
0,01 Gramm: 10 6 7 4378 


" 


Werden von den Heinen Gemwidtitüden, zu 0,5 — bis 0,0 Gramm 6 Gar- 
nituren oder 48 Stück auf einmal zur Eihung gebracht, fo fommen bie oben ausgeſetzten 
Gebühren mit nur % in Anrechnung. 

Berlin, den 22. November 1867. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Mojer. 





AUnweiiung 
für die Medicinal-Behörben in der Provinz Heffen, zur Ausführung des $. 4 des Gejepes, betreffend 
das Preußiihe Medicinal-Gewidht, vom 16. März 1867. 
| SR 
Bon dem 1. Januar 1868 ab dürfen in den Difpenfir-2ocalen der Preußischen 
Apothefen feine andere Gewichtſtücke vorhanden fein oder in Gebrauch genommen werden, 
als folgende: 

I) Das Pfund, Halbe Pfund» und Viertel-Pfundſtück des Landesgewihts — melde 
reſp mit 500, 250 und 125 Grammen übereinftimmen — in der durch die 
Gircular: Verfügung vom 15. October 1857 vorgeichriebenen Eylinderform. 

2) Zweihundert⸗, Einhundert:, Fünfzig, Zwanzig: und Zehngrammenftüde in ber 
Form eines regelmäßigen Würfel mit abgeftumpften Kanten und Eden. 

3) Fünfgrammenftüde in Tafelform, deren quadratiſche Oberflähe gleih iſt einer 
Seite des Zehngrammſtücks. 


Zwei: und Eingrammenftüde von der Geftalt eines fanftgebogenen Bandes. Die 
Länge diefed Bandes beträgt bei dem Zmeigrammenftüd etwa 7 Linien, bei dem 
Eingrammenftüd etwa 6 Linien. 

5) Fünf, Zwei: und Ein-Decigrammenftüde mit aufgebogenem, an der einen Seite 
ihräg abgeihnittenem Rande. 

6) Fünf, Zwei: und Ein-Gentigrammenftüde in derjelben Form mit einer aufgebo- 
genen Ede wie ad 5. Die nähere Bejchreibung der einzelnen, unter den Num: 
mern 2—6 erwähnten, in allen Apotheken vorräthig zu haltenden Gewichtſtücke 
nah Materie, Form und Bezeichnung ergiebt fih aus ber den Eichungsbehörden 
durh den Herrn Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ertheilten 
Anmweifung vom heutigen Tage. 

7) Fünf, Zwei: und Ein-Milligrammenftüde find nur für feinere chemiſche Analyjen 

erforderlich, für den Receptirtiih aber entbehrlihd. Gemwichtsgrößen von event. 

5 bis 1 Milligramme find beim Dispenfiren durch Divifion auszumägen, 
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g. 2. 
Sämmtliche Gewichtſtücke ($. 1) müſſen mit dem Eichungsſtempel verſehen fein. 
Einfache Gewichtsſätze der Unterabtheilungen des Pfundes, aus folgenden Stücken 
beſtehend: 


a. 2 Stücke zu 200 und 1 Stück zu 100 Grammen, 

b. 1 Stüd zu 50, 2 Stüd zu 20 und 1 Stüd zu 10 Grammen, 
ec. 1 n " 5, 2 " " 2 m l " " 1 Gramm, 
re Er Dei; 
el „ „552 „ „232.1. 1 Sentigramm, 
il. „5,2 „ „2,1, „ I Milligramm 


liegen bei den Königlichen Regierungen zur Probe behufs Anfertigung vor. 


8. 8. 

Es fteht zu erwarten, daß die Aerzte bei ihren Verordnungen ſchon vom 1. Januar 
1868 ab des neuen Gewichtsſyſtems in Anerkennung feiner praftifchen Vorzüge fich be- 
dienen werden. Sollten indefjen nad) dem genannten Zeitpunkte ferner noch Recepte in 
die Apotheke gelangen, welche nach dem alten Medicinalgewicht zujammengeftellt find, jo 
haben die Apotheker die Gemwichtsanfäge aus dem alten in das neue Gewicht nah Maß— 
gabe der beiliegenden Reductionstabelle umzufegen. Die Umfegung eines jeden Gewichts: 
anfaged ift bei Vermeidung von Orbnungsftrafen auf dem betreffenden Recept zu notiren. 


Ein Eremplar der Reductionstabelle muß auf jedem Receptirtiih vorhanden jein. 
Berlin, den 22. November 1867. 
Der Minifter der geiftlihen, Unterrichts: und Medicinalangelegenheiten. 
In Vertretung: 
Lehnert. 


Zabelle 
zur Umfjegung des bisherigen Medicinal-(Unzen)Gewichts in das neue 
Medicinal-(Hrammen) Gemwidt. 








Das Gewidt ift umzuſetzen 


. A | 
in Decimale des | j 
von ' oder in Worten. 
Gramm. 





l " 0,06 " 
1 Scrupel 1, ',ı Öramm 
Drachme 2,0 E 
2 Serupel 2,5 2 5 
I Drachme 3,75 8, „ 
4 Serupel 5% 5 * 
1! Drachmen 5,5 bi 5 
2 — 1,5 ri 
3 * 11,0 11 — 
Unze 15,0 15 * 
5 Drachmen 18,75 18%, „ 
6 r 223,5 221, „ 
1 Unze 30,0 30 P 
3 Unzen 90, 90 I 
6 m 180,0 180 N 
12 J 360. 360 n 


(Die: Wahlen zuc Limburger Handelstammer betreffend.) ) 

Nahdem Herr I. Schäfer zu Diez feinen Austritt aus der Handeldfammer des 
Bezirks Limburg angezeigt bat, ift an deffen Stelle zufolge des $. 6 des Geſetzes vom 
3. September 1863 nah dem Ergebnifie der Wahlen und nad Entſcheidung durd das 
2008 Herr W. Henn von Grenzhauſen zum Eintritt in die Handelskammer berufen. 

Es wird dieles in Gemähbeit des S. 7 der Verordnung vom 4. März 1864 mit 
dem Bemerken befannt gemacht, daß Neclamätiomen gegen die Gültigkeit dieſer Wahl 
zum Handelsfammermitglied innerhalb 14 Tagen’ von dieler Publication an bei uns 
anzubringen find. J 

Wiesbaden, den 27. December 1867. | 


Königliche Regierung, Abtheilung des Innern 
von Meuſel 


— — — — — 


Bekanntmachung. 


Auf Grund der Allerhöchſten Cabinets-Ordre vom 29. Detober d. J. werden die 
für ehemals Naſſauiſche Einfteher deponirten Stellvertretungsgelder , infofern deren 
Abgabe an die Berechtigten wegen ausgehaltener Dienitzeit nicht früher erfolgt, am 
1. Juli fünftigen Jahres durch, die betreffenden Königlichen Recepturen zur Auszahlung 
fommen. Dies wird bierdurd) zur öffentlichen Kenntniß — 

Wiesbaden, den 30. December 1867. 


RER Regierung, Abtheilung des Innern. 


von Meujel, | 


Nachſtehende Bekanntmachung des Herrn Finanz-Miniſters: 
Befanntmahunn. 


Die Steuerftellen zu Treffurt und Gatharinenberg im Bezirke der BrovinziabÖteuer- 
Direction zu Magdeburg find, wie mit Bezug auf das unterm 8. Auguft d. 3. ver: 
öffentlichte Verzeichniß hierdurch. bekannt: gemadt wird, nit zur Abfertigung des 
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mit dem Anſpruch auf Steuervergütung ausgehenden inländiihen Branntweing , jondern 
nur zur Ertbeilung der Ausgangsbeiheinigungen befugt. 


Berlin, den 14. December 1867. 
Der Finanz-Miniſter. 


v. d. Heydt. 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Caſſel, den 23. December 1867. 
Der Provinzial-Steuer:Director. 


Schultze. 


Bekanntmachung. 
Auf Grund eines Erlaſſes des Herrn Finanz-Miniſters vom 17. d. Mts. wird 
hiemit Nachſtehendes zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
1. Folgende unter I. A. der Bekanntmachung vom Il. Juni d. J. aufgeführte 


Steueritellen: 
das Neben-Steueramt Bolfmarien, 


das Neben-Steueramr Wigenhaufen, 
das Reben-Steueramt Friglar, 
das Neben-Steueramt Eſchwege, 
die Unter-Steuer-Erhebung Homberg, 
das Neben-Steueramt Rotenburg, 
die Unter-Steuer-Erhebung Netra, 
das Neben-Steueramt Hersfeld, 
die Unter-Steuer-Erbhebung Hünfeld, 
das Neben-Steueramt Gelnhauſen 
werden zu Unter-Steuerämtern erklärt und haben ſich fortan diefer Firma zu bedienen, 
Il. Das in der Bekanntmachung vom 11. Juni d. J. außerdem genannte Neben- 
Steueramt Nenndorf wird hiermit in eine Steuer-Receptur umgewandelt und bat fich 
von jest an letterer Firma zu bedienen. 
IM. Im Uebrigen wird in den Befugniſſen und in dem Geichäftsbereihe der zu 1. 
und 11, erwähnten Steuerftellen nichts geändert. 
Gaifel, ven 27. December 1867. 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 
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(Errichtung eines Unter-Steueramts zu Ems betreffend.) 

Es wird bierdurd zur öffentlichen Kenntmiß gebracht, daß in Folge einer Verfügung 
des Herrn Finanz. Vinifters ein Unter-Steueramt zu Ems errichtet und deijen Verwaltung 
commifjarifch dem Bürgermeijter Stauch dajelbjt übertragen worden ıft. Das genannte 
Unter-Steueramt wird vom 15. Januar k. J. in Wirkjamteit treten und gehen an das— 
jelbe mit diefem Tage alle Geichäfte über, weldye bisher von dem Steueramt zu Naſſau 
und der Steuerjtelle zu Ems verjehen worden find. 

Caſſel, den 28. December 1867. 
Der PBrovinzial-Steuer-Dirertor. 
Schultze. 


(Erhebung der Wechſelſtempelſteuer betreffend.) 

Die große Anzahl der in neuefter Zeit vorfommenden Wechſelſtempel-Contraventionen 
läßt darauf ichließen, dab das Publitum ſich mit den, Tür dasjelbe neuen gejeglichen 
Beitimmungen noch nicht hinlänglich vertraut gemadt hat. Um das betheiligte Publitum 
ſoweit möglih vor Strafe zu ſchützen, bringe ich nachſtehend die wichtigeren Bejtimmungen 
aus der Wechjelitempelgeieggebung wiederholt hiermit in Erinnerung. 

I) Der Wechſelſtempelſteuer unterliegen: 

a. Wechjel trodene und gezogene (im Auslande ausgeftellte und im Auslande zahl: 
bare Wechſel, welche in den diesjeitigen Staaten in Umlauf tommen, ſind 
jtempelftei); 

b. Anweiſungen (Alfignationen) aller Art; 

e. Handelö:PBapiere unter der Benennung: 

Handelsbillets, 
Promeſſen. 

2) Zeitpunkt des Eintritts der Stempelpflichtigkteit: 

a. inländiſcher Wechſel, d. h. ſolcher Wechſel, welche im Inlande ausgeſtelll und 
auf das In- oder Ausland gezogen find: 

der Stempel ift zu entrichten, ehe mit dem Wechſel durch Accept Der Giro 
ein Geichäft gemacht oder Zahlung darauf geleiftet wird; 

b. auslandiſcher Wechſel, d. b. ſolcher Wechſel, melde im Auslande ausgeftellt und 
auf einen Ort der Preußiſchen Monarchie gezogen find: 
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der Stempel iſt zu entrichten vom erſten inländiſchen Inhaber, ehe damit 
ein Geſchäft gemacht oder Zahlung darauf geleiſtet wird. 
3) Art der Stempel-Entrichtung: 

a. bei inländiſchen Wechſeln: 

aa, durch rechtzeitige Zahlung der Stempelſteuer an eine competente Steuer: 
itelle, 
bb. durch Ausftellung der Urkunde auf abgeftempelten Formularen ; 

b. bei ausländifhen Wechſeln: 
aa. wie unter 3a angegeben, , 
bb. dur rechtzeitige und gültige Caflation von Stempelmarfen auf der 

Rudfeite des Wechſels. 
4) Bractiihe Folgerungen über den Zeitpunkt des Eintritts der 
Stempelpflidtigteit: 

a. der Ausfteller eines (nicht an eigene Ordre) gezogenen Wechſels macht 
fih ftrafbar, wenn er den Wechſel ungeftempelt an den Remittenten 
gelangen läßt; 

b. durch Verſendung des Wechſels an den bezogenen — Traffaten — (zum 
Accepte) macht fih, jofern legterer den Wechſelſtempel entrichtet, oder den 
Wechſel an den Ausfteller zurüciendet, der Ausfteller ſelbſt nicht ftrafbar, 
wenn er den Stempel entrichtet, ehe er irgend ein meiteres Geichäft mit 
dem Wechſel macht, (vergleihe unten e.); 

e. der Ausjteller eines an cigene Drbre gezogenen Wechſels kann benfelben, 
jo lange ein Giro nicht auf den Wechiel gefegt ift, an den Bezogenen 
zum Accept befördern. In diefem Falle findet das unter Nr. 4b vorftehend 
Bemerkte ebenfalls Anwendung. 

d. die an eigene Drdre gezogenen, noch nicht acceptirten Wechiel können girirt 
werden, bevor fie mit dem Stempel verjehen find. Es muß aber der 
Girant (Ausfteller) die Stempelung bewirken lafien, ehe er den Wechſel 
zum Accept befördert oder weiter begiebt. 

e. der Bezogene — Trafiat — madt fih ftrafbar, wenn er unterläßt, 
den Wechſel — aud den an eigene Drdre gezogenen Wechſel — 
mit dem Stempel zu verfehen, ehe er ihn mit feinem Accepte aus: 
bändigt, ohne Unterſchied, ob er ihn dem Ausfteller zurüdgiebt oder an 
den Remittenten ober fonft weiter beförbert; 
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f. der Remittent und jeder Indoffatar oder andere Theilnehmer am Umlaufe 
verfällt der Strafe, fofern er jeinerfeits den ungeftempelten Wechſel mit 
einem Giro (Blanfo:Giro) verfieht, oder ibn — ſei es für eigene oder 
fremde Rechnung — präfentirt, oder ſonſt ein Geichäft damit madt; 

g. der Ausfteller eines trodenen Wediels muß für dejfen Stempelung Sorge 
tragen, ehe er iyn überhaupt ausbändigt. 

Im Uebrigen und namentlich bezüglich der für die gültige Gafjation der Stempel: 
marken bejtehenden Worichriften wird auf die Belanntmahung in der Beilage zum 
Intelligenzblatt für Nafjau Nr. 42 ©. 546 und folgend vermwielen. 

Caſſſel, den 30, December 1867. 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund eines Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 11. I, Mts. wird hiermit 
Nachſtehendes zur öffentliben Kenntniß nebracht: 

1. Folgende unter 1. F. der Bekanntmachung vom 11. Juni I. — aufgeführten 
Steuerſtellen, nämlich die Steuerämter zu Hachenburg, Marienberg, Her— 
born, Rennerod, Montabaur, Wallmerod, Hadamar, Weilburg, 
Diez, Limburg, Runkel, Uſingen, Caub, Catzenelnbogen, Langen— 
ſchwalbach, Idſtein, Cronberg, Rüdesheim, Höchſt und die Steuerſtelle 
zu Hochheim werden zu „Unter-Steuerämtern“ erklärt und haben ſich 
fortan diefer Firma zu bedienen. 

N. Das Steueramt zu Bleidenftadt hört mit dem 15. Januar k. %8. auf und 
gehen die Seither von demfeiben beforgten Gejchäfte mit dem genannten Tage an 
das UntersSteueramt zu Langenſchwalbach über. 

Die Steuerftelle zu Oeſtrich bleibt vom 15. Januar k. Is. ab nur noch als 
Uebergangsabgaben-Erhebungsftelle beftehen; dagegen wird von dem gedachten Tage 
an ein Unter» Steueramt zu Gltville für den Amtsbezirk gleihen Namens 
errichtet. 

IV, Das Steueramt zu Herihbad wird vom 15. Januar fünftigen Jahres ab nad) 

Selters verlegt und die vienftlihe Bezeichnung als Unter-Steueramt annehmen. 


Il. 
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V. Das Steueramt zu Nafjau Hört vom 15. Januar fünftigen Jahres auf und 


geben defien Geſchäfte von diefem Zeitpunfte an nah Maßgabe meiner Befannt: 
machung vom 28. I. Mts. an das neu errichtete Unter-Steueramt zu Ems über. 


Im Uebrigen wird in Bezug auf die Befugnifie und den Gejchäftsbereih der 


genannten Unter-Steuer:Xemter nichts geändert. 


Caſſel, den 31. December 1867. 


Der Provinzial SteuersDirector. 
Schultze 


Regulativ, 


betreffend den Betrieb der Spielkarten-Fabriken. 


Auf Grund des Z. 9 des Geſetzes vom 23. December 1867 (G.S. S.1921), bes 


treffend die Stempelfteuer von Spielkarten, wird Folgendes beſtimmt: 
I) Von den Fabrikinhabern iſt, ſoweit ed nicht ſchon geſchehen iſt, der Steuerbehörde 


2) 


3) 


eine Beichreibung und Zeichnung der Fabriträume einzureichen, welche die ganze 
Anlage und alle einzelnen Gebäude, wenn auch nit alle Räume bderfelben zur 
Kartenfabrifation beftimmt find, umfaflen muß. Die Räume, worin die Fabri- 
fation betrieben wird, müffen, jo weit möglich, unter Angabe des ſpeciellen Fa— 
brifationstheiles, für welchen jeder einzelne Raum beftimmt fein joll, befonders 
bemerkt werden. Die Zeichnung und Befchreibung ift doppelt einzureichen und ein 
Eremplar, mir dem Viſa der Steuerbehörde verliehen, dem Fabrifanten zurücdzu: 
geben. 

Eine Veränderung, Verlegung und Erweiterung der declarirten Fabrik-Einrichtung 
darf jomohl bei den bereits beftchenden, als auch bei den neu anzulegenden Spiel- 
farten-Fabriten nur nach vorgängiger Genehmigung des Finanz: Minifteriums vor: 
genommen werben. Bei Bejigveränderungen muß der Befignachfolger der Steuer: 
behörde fpäteftens binnen 4 Wochen von dem ftattgefundenen Eigenthumswechſel 
Anzeige machen, 

In den Fabriken darf auch für den auswärtigen Verkehr gearbeitet werden. Form, 
Güte und Fabritpreis der Spielfarten hängen von dem- Gutbefinden jedes Fabri: 
fanten ab. Die Muffirung der Nüdfeite muß jedoch bei Franzöfiichen Karten zu 
32 Blättern von denen zu mehr als 32 Blättern leicht erfennbar verſchieden fein. 
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4) 


6 


) 


8) 


9 


— 


Auch find die Fabrilanten gehalten, von jeder Sorte Spielkarten, welche fie zu 
verfertigen beabfichtigen, ein Mufterfpiel bei ver Steucrbehörde niederzulegen und 
einem Blatte jedes Spieles ein Fabrifzeichen zu geben, welches der Steuerbehörde 
vorher anzuzeigen und von derſelben zu genehmigen it. 


Die gefertigten Spielfarten müſſen nad näberer Vorſchrift der Steuerbehörde 
wöchentlich oder monatlih dem controlirenden Steuerbeamten in ber Fabrif in 
vorschriftsmäßigen Umfchlägen eingeichlagen zur Revifion vorgelegt werden. 
Der Steuerbehörde ift zu gleicher Zeit anzumelden, melde Anzabl von Karten: 
ipielen jeder Gattung 

a. zum inländiichen Abjage, 

b. zum Ablage in’s Ausland beftimmt ei, und i 

e. über welche Anzahl die weitere Beftimmung zur Zeit noch vorbehalten werde. 
Die Räume, worin fih die fertigen ungeftempelten Spielkarten befinden, müfjen 
mit vergitterten Fenftern verfehen fein, und dürfen nur eine Thüre haben, an 
welche ein Kunftichloß anzulegen iſt, wozu nur die Steuerbehörde den Schlüffel 
befigt. 
Die zum inländiichen Abfage beftimmten Kartenjpiele gelangen behufs der Stem- 
pelung an die Steuerbehörde. Alle geftempelten Spielfarten bleiben außer amt: 
lihem Verſchluß und werden dem Fabrifanten zur Dispofition überlafien. Alle 
fertige ungejtempelte Spieltarten bleiben jo lange, bis fie nad) der von dem Fa— 
brifanten erflärten und von der Steuerbehörde genehmigteu Dispofition wirklich 
abgehen, unter Mitverichluß der Steuerbehörbe. 


Die zur DVerfendung in das Ausland beftimmten Karten werden unter Aufſicht 
der Steuerbehörde verpadt und auf Uebergangsicheine beziehungsweile Begleit- 
ſcheine abgefertigt. Sollen inländische Karten aus einem Theile des Inlandes in 
den andern durch das Ausland verjendet werden, fo ift das bei dergleihen Waa— 
ren⸗Verſendungen überhaupt vorgeichriebene Verfahren zu beobachten. 

Diejenigen Kartenfpiele, über welche fih der Fabrifant die weitere Beſtimmung 
vorbehält, bleiben unverpadt unter Mitverfchluß der Stenerbehörde und ift der 
Vabrifant verpflichtet, die dazu nöthigen Anftalten zu treffen. hm fteht jederzeit, 
außer an Sonn: und Feſttagen, frei, darüber (nah Nr. 5 und 6) zu verfügen, 
do ift davon mindeftens Tags vorher während der Dienftjtunden dem Amte 
Anmeldung zu maden. 


10) 
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Ueber die verfertigten Karten, deren Stempelung, Aufbewahrung und Verſendung 
ift der Fabrikant gehalten, nad Vorſchrift der Steuerbehörde Buch zu führen und 
ſolches zur Einfiht der Steuerbeamten in der Fabrik offen zu legen. 

‚jeder Fabrikant muß 2 Bücher führen, wovon das eine auf der linfen 
Seite den gelammten Zugang an Zpielfarten, und auf der rechten Seite den 
Abgang durch Stempelung und Berjendung in das Ausland nachweiſen muß. 
Das zweite Buch iſt zum jpeciellen Ausweiſe über die geftempelten Karten beftimmt, 
und muß auf der linfen Seite den Zugang an gejtempelten Spielfarten und auf 
der rechten Seite den Abgang durch Verkauf und Berjendung nachweiſen. Bei 
allen Eintragungen muß das Datum, wann der Zugang und Abgang geichehen, 
bemerkt und bei dem Verkauf umd der Berjendung der geftempelten Spielkarten 
müflen Name und Wohnort -des Käufers - rest, Empfängers genau angegeben 
werden. 


11) Jedes. Kartenjpiel iſt mit einem Umſchlage zu veriehen. Die Form diejer Umichlage 


bleibt zwar der Wahl des Fabrifanten uberlajlen; diejelben müſſen jedech Die 
Kartengattung angeben und jo eingerichtet jein, daß fie das Kartenſpiel voll: 
jtändig zuiammenhalten und die Stempelung defjelben ohne Löſung des Umichlags 
gejtatten. 


12) Die bei der Fabrikation vorfommenden überzähligen und Ausſchußblatter müjjen 


13) 


gelummelt und unter Verſchluß gebracht und die Ausichußblätter in der von der 
Steuerbehörde zu bejtimmenden Zeit unter Auffiht der comtrolirenden Beamten 
unbrauchbar gemadt werden, wobei «3 genugt, wenn die Blätter in der Mitte 
eingeſchnitten werden. 

Spielfarten im Einzelnen, d. h. unter Einem Dugend Spiele derjelben Gattung, 
zu verkaufen, iſt den Spielkarten: sabrifanten fortan gejtattet. Wollen dieſelben 
aber einen jolden Einzelverfauf von Spielkarten betreiben, jo darf dies nur in 
einem bejonderen, von den Fabrifräumen volljtäudig getrennten Xotale geichehen, 
welches der Steuerbehörde vorher anzumelden ijt und falls daſſelbe im dem: 
jelben Gebäude fi befindet, in welchem die Fabrikation von Spielfarten 
betrieben wird, der vorgängigen Genehmigung der Steuerbehörde bedarf. Außer: 
dem jind die Fabrikanten verpflichtet, jede Menge von starten, welche zum Ginzel- 
verkauf bejtimmt wird, che diefelbe in das betreffende Lokal übergeführt wird, in 
dem zum Ausweiſe über die geftempelten Karten dienenden Buche (Nr. 10) 
abzujchreiben, und in einem über den Ginzelverfauf zu führenden Buche einzu: 


tragen , auch in legterem mindeftens täglich Gattung und Anzahl der abgejegten 
Spiele anzujhreiben. Der $. 8. des Geſetzes findet auch auf den Einzelverkauf 
der Fabrifanten und die dazu bejtimmten Lokale Anwendung. 
Berlin, den 27. December 1867. 
Der Finanz: Riniiter. 
v. d. Heydt. 
wird hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebradıt. 


Gafjel, den 2. Januar 1868, 
Der Provinziel-Steuer-Director. 
Schultze. 


Berjonal-Chronit. 
Seine Majeftät der König haben allerguädigit geruht: 


den Polizei: Afjefioren Dr. Speyer und Dr. Rumpf zu Frankfurt a. M. den 
Charakter als PBolizeirath zu verleihen, 

den bisherigen erjten Bibliothef-Serretär Ebenau zu Wiesbaden zum Bibliothetar 
der dafigen LZandesbibliothet zu ernennen und 

dem Amtmann Zuftizratbp Schend zu Naftätten die nachgeſuchte Entlafjung aus dem 
Staatsdienfte unter Bewilligung der gefeglihen Penfion zu ertheilen 

Der Ardivar Schweisgut, der Rechnungsrath Göllner, der Xevifionsrath 
Brandſcheid, der Gerrelär Brunn und der Regierungscanzlift Knijel find in den 
Ruheſtand verjegt worden. 

Der Acceſſiſt Otto Wilhelmy in Wiesbaben, der Redhtscandidat Guftav Travers 
dajelbjt, die Accefliften Carl Cramer in Montabaur, Joſeph Burdhardt in Lim 
burg, Carl Abel in Hadamar, Frievridh Wiegand in Weilburg, Guſtav Eigenbrot 
in Dillenburg, Wilhelm Pfeiffer in Wiesbaden, Albert Schepp dajelbft, Wilhelm 
Stahl in Dillenburg und Wilhelm Schellenberg in Naftätten find als in der zweiten 
(praftiichen) juriftiichen Prüfung beftanden, angenommen morden. 

Die im Laufe diejes Jahres zur erften (theoretifhen) Prüfung zugelafjenen Rechts— 
candidaten: Albert Wefterburg zu Holzbauien, Wilhelm Scheuermann zu Zangen: 
ihwalbah, Jacob Salmony zu Hadamar, Theodor Höfeld zu Wiesbaden, Jacob 
Weimer zu Niederhadamar, Friedrich Ereug zu Wiesbaden, Auguft Melior zu St. 
Goarshaufen, Rudolf Heinzemann zu Wallau, Friedrich Schmidt zu Ufingen, 
Wilhelm Kunft zu Montabaur und Julius Keßler zu Wiesbaden find, der Erſtere 
als in der gedadhten Prüfung „gut beftanden“, die Lebrigen als „beftanden“ ange: 
nommen worden. 

Der Berggeihworne Göth in Weilburg ift mit Penfion in den Ruheſtand verjegt 
worden. 
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Nr. 2. Wiesbaden, den 22. Januar 1868. 
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(Eintritt des Herzogthums Yaucnburg in den Berband des Gefammt-Zoll-Bereins betreffend.) 

Nachdem für das Herzogthum Lauenburg, welches nah den Artikeln 1, 38 und 
40 der Berfaffung des Norbdeutihen Bundes vom 24. Juni 1867 (Geieg-Sammlung 
Seite 817) zu dem Zoll-e und Handels-Gebiete diejes Bundes gehört, die Anordnung 
getroffen worden ift, daß die im Zoll-Vereine bejtehenden zollgefeglihen Vorſchriften 
dafelbft vom 5. Januar 1868 ab Wirkfamfeit erlangen, wird das Herzogthum Lauen— 
burg von dem gedahten Tage an in den Berband des Geſammt-Zoll-Vereins eintreten. 
Der freie Verkehr zwiichen demjelben und allen zum Zoll-Vereine gehörigen Ländern 
findet aber zufolge der beftehenden vertragsmäßigen Abreden mit nachſtehenden Mat: 
gaben jtatt: 

1) In Folge der Erhebung neuer Nachſteuer von dem im Herzogtum Lauenburg 
befindlichen Beſtänden ausländiiher Waaren bleibt einftweilen, und zwar bis zur 
Beendigung der Revifion der nachſteuerpflichtigen Waaren die Zollgrenze zwiſchen 
dem Herzogthum und dem Zoll-Vereins-Gebiete beftehen. Der Zeitpuntt, mit 
welchem demnächit der freie Verkehr mit dem Zoll-Vereine eintritt, wird beſon— 
ders befannt gemacht werden. 

2) Bon den einer innern indirecten Steuer unterliegenden Gegenftänden: Brannt: 

wein, Bier und Tabak, tritt vor der Hand nur der Tabak in den freien Verkehr 
zwiichen den übrigen zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Zollvereind- Staaten und 


Gebietstheilen einerjeitd und Lauenburg andererjeits. Hingegen gelangen, da die 
l 


Befteuerung des Branntweins und Bierd nad) Mafgabe der Beitimmungen in 
Preußen und den übrigen betheiligten Staaten des Norddeutſchen Bundes für 
Lauenburg einftweilen noch nicht angeordnet ift, von dem aus Lauenburg über: 
gehenden Branntwein und Bier die beftehenden Mebergangs-Abgaben zur Erhebung, 
während bei der Weberfuhr nah Lauenburg die Erftattung der Steuer nad) 
Maßgabe der beftehenden Vorſchriften ftattfindet. 

Berlin, den 3. Januar 1868. 

Der Finanz: Minifter. 
v. d. Heydt. 


Nachſtehende Bekanntmahung des Königlichen Haupt-Banf:Directorüi zu Berlin vom 
23. v. Mts., betreffend die Errichtung einer Bank-Commandite in Hannover, wird zur 
öffentlihen Kenntniß gebradt. 
Wiesbaden, den 3. Januar 1868. 
Königlihe Regierung. 
von Diet. 


Im Gemäßheit der Belanntmahung des Herrn Chefs der Preußiichen Banf vom 
21. diejes Monats bringen wir hiermit zur öffentlihen SKenntniß, daß die Bank-Com— 
mandite in Hannover ihre Wirkfamfeit am 2. Januar 1868 beginnen wird. 

Die von derjelben zu betreibenden Geſchäfte beftehen in: 


1) dem Ankauf von Wechſeln auf Hannover und den Vorort Linden bei Hannover, 
auf Berlin und alle anderen Pläge, an welchen ſich Filialanftalten der Preußifchen 
Bank befinden, ſowie von Wechſeln auf andere fremde Pläge, melde an ber 
Berliner Börfe einen Cours haben; 


2) der Ertheilung von Darlehnen gegen Unterpfand von edlen Metallen, inländifchen 
Staats-, Communal: ftändishen und anderen öffentlichen, auf jeden Inhaber lau- 
tenden Papieren und im Inlande lagernden, dazu geeigneten Kaufmannswaaren; 

3) der Ausftellung von Anweifungen auf die Hauptbanf und deren Filial-Anftalten 


in den Provinzen, ſowie Einlöfung der Anmeifungen diefer Anftalten auf die neue 
Bank-Commandite; 
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4) der Bejorgung des An- und Verkaufs von öffentlichen Papieren für Rechnung 
öffentlicher Behörden und Anftalten; 
5) der Annahme von Wechſeln und fonftigen zahlbaren Effeeten zur Einziehung. 

Die Verwaltung ver Königlichen Bankcommandite, welche vorbehaltlich anderweiter 
Beſtinmmung die Landdroftei Hannover, die Landdroſtei Hildesheim mit Ausnahme der 
Fürftenthümer Grubengegen und Göttingen, fowie derjenige Theil der Landdroſtei Kine: 
burg, welcher füdlich von den Städten Soltau, Uelzen und Wuftrom belegen ift, als 
Geſchäftsbezirk zugewieſen jind, ift 

dem Banfrendanten Heller 
und dem Bank» Buchhalterei- Aififtenten von Lüdemann gemeinſchaftlich übertragen 
worden und find daher Beider Unterichriften bei allen rechtsverbindlichen Erklärungen und 
Ausfertigungen der Bankcommandite erforderlich. 
Berlin, den 23. December 1867. 
Königlih Preußiſches Haupt-Banf-Directorium. 


Befanntmahung. 
das Paßweſen betreffend. 


Nachdem das in Nro. 63 der Beilage zum ntelligenzblatt abgedrudte Bundes: Pafgefet 
vom 12, October v. Is. mit dem I. Januar 1868 in Kraft getreten ift, machen wir darauf 
aufmerkjam, daß hiernach für die zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staaten die Paß— 
pflihtigfeit der Reiſenden allgemein aufgehoben worden und daß es fortan lediglich von 
dem Ermeſſen der Bundes:Angehörigen abhängt, ob fie fih mit Reifepapteren, zum Zwecke 
ihrer Legitimation in eintretenden bejonderen Fällen, verjehen wollen oder mdt. 

Wird von Preußiſchen Staats-Angehörigen die Ausftellung von Reifepapieren beantragt, 
fo find die betreffenden Behörden zur Verweigerung derjelben nur befugt, wenn der 
Reife geieglihe Hinderniffe (3. B. Militärpflicht, polizeiliche Beaufſichtigung, gerichtliche 
Unterfuhung u. ſ. mw.) entgegenftehen. 

Zu den Reifepapieren werden fünftig — abgefchen von den bier nicht in Betracht 
fommenden Zmwangspäffen und beſchränkten Reiferouten — nur die Paßkarten, hin— 
fihtlih deren die Beftimmungen der Minifterial-Verordnung vom 31. December 1850 
(Minifterialblatt pro 1851, S. 7 ff.) maßgebend find, und die eigentlichen Reiſepäſſe 
gerechnet. Die Ausfertigung und Ertheilung befonderer Wanderpäſſe oder Wanderbücher 


20 


für reifende Gewerbegehülfen findet fernerhin nicht mehr ftatt, jowie auch, was die eigent- 
lichen Reifepäfie anlangt, die bisherige Unteriheidung zwiihen Auslands: und Jnlande- 
Päſſen dergeftalt aufhört, daß für alle Arten jolder Reiſepäſſe nur ein- und dasjelbe 
Formular zur Anwendung kommt. 

Zur Ertheilung von Reifepäflen find fortan im biesjeitigen Regierungsbezirt außer 

der unterzeichneten Regierung competent: 
die Königlichen Zandräthe, beziehungsweiſe im Stabtfreile_Franffurt a. M. das 
Königliche Polizei-Präfidium dafelbjt und im Stadtfreife Wiesbaden die dortige 
Königliche Polizei Direction. 

Wer einen Reifepaß zu erhalten wünſcht, muß ihn entweder bei der zur Ausftellung 
berechtigten Behörde, oder bei der Polizeibehörde feines Wohnortes nachſuchen, in welchem 
legteren Falle der Orts-Polizei-Beamte der zur Paß-Ertheilung berufenen Behörde das 
Gefuch mitzutheilen hat. In dem von der Orts-Polizeibehörde gebühren: und ftempel- 
frei zu erftattenden Berichte müſſen das Signalement und die übrigen Erforderniffe des 
Paſſes jo erichöpfend angegeben werden, daß die betreffende Behörde den Paß ausfertigen 
lafien kann. 

Der in der Regel zu den Reifepäflen zu verwendende Stempel beträgt 15 Sgr., 
bei Päſſen für Handwerksburſche, Dienftboten, Taglöhner und andere Perſonen diejes 
Standes dagegen 5 Sgr., und es find für die mit 15 Sgr. geftempelten Päſſe an Aus- 
fertigungs-Gebühren 15 Sgr. und für die mit 5 Sgr. geftempelten Päfle 10 Sgr. — 
an die den Paß ertheilende Behörde zu entrichten. Ausnahmsweiſe ift es jedoch zuläffig, 
daß bei armen Handwerkern, Taglöhnern und Dienftboten nur eine ermäßigte Gebühr 
von 2’ Sgr. in Anforderung geftellt wird. Für gänzlich mittellofe Perſonen ſoll die 
Ertheilung von Reijepäflen ftempelfrei und unentgeldlih erfolgen. 

ALS diejenigen Behörden, welche zur Ertheilung von Paßkarten befugt fein jollen, 
werden endlich bezeichnet: die Königlihen Landräthe, reip. für den Stadtkreis Frankfurt 
a. M. das dortige Königlihe Polizei-Prafidium und für den Stadtkreis Wiesbaden die 
Königliche Polizei-Direction dajelbft. 

Wiesbaden, den 10. Januar 1868. 

Königlihe Kegierung, Abtheilung des Innern. 
von Diejt, 
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(Belanntmachung, betreffend vie Berorbnung im Stempeltarif (Pofition 29) vom 19. Yuli 1867. 
Gefeg- Sammlung Seite 1208.) 

In Nro. 60 des Amtsblattes für Heſſen S. 687 und in Nro. 44 der Beilage 
um Imtelligenzblatte für Naffau S. 612 ift irrthümlich unter Nro. 29 des Stempel: 
arifs am Ende des Alinea IV. hinter dem Worte „entrichtet“ als Jnterpunctionszeihen 
in Doppelpunft, ftatt eines Semifolon gejeßt (vergl. Gej.-Samml, S. 1208), worauf 
ur Vermeidung von Wißverftändniffen aufmerfiam gemacht wird. 

Wiesbaden, den 2. Januar 1868. 

Königlihe Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forften. 
von Dressler. 


(Errichtung von Berginfpectionen zu Weilburg und Dillenburg betreffend.) 


Wir bringen hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß an die Stelle der bisherigen 
domanial-Bergverwaltungen für die fiscalifhen Bergwerfe im Gebiete des vormaligen 
jerzogthums Nafjau zu Weilburg, Dillenburg und Caub vom 1. diejes Monats ab zwei 
ns reflortirende Berg: Infpectionen mit den Sigen zu Weilburg und Dillen- 
urg getreten find. 

Die Berg-Inipection Weilburg umfaßt die Bezirke der bisherigen Domanial- 
jergverwaltungen zu Weilburg und Gaub, 

die Berg-Inſpection Dillenburg den Bezirk der bisherigen Domanial-Berg- 
erwaltung zu Dillenburg. 

Das gefammte Kaſſen- und Rechnungsweſen für die vorbezeichneten fiscaliichen 
\ergwerke wird durch die mit demjelben Tage ins Leben getretene Königliche Berg- 
ıerfs-Betriebscafje zu Weilburg bejorgt. 


Bonn, den 3. Januar 1868. 
Königliches Dberbergamt. 
Braffert. 
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Perjonal-Chronif. 


Die Schulinfpection über die evangeliihen Schulen zu Cronberg und Eppftein, 
fowie über die Schulen zu Neuenhain ift dem Sculinjpector Stahl zu Ejchborn über: 
tragen worden, nachdem Pfarrer Will zu Neuenhain auf Anſuchen von der Süßrung 
derjelben entbunden worden ift. 

Der Pfarrer Wildelmi zu Soden ift zum Decan des Bezirfs Gronberg ernannt, 
der Pfarrer Bender zu Grävenmwiesbah in Ruheſtand verjegt, der Pfarrvicar Müller 
in Grävenwiesbah zum Gaplan dajelbft ernannt und der Pfarrvicar Müller von vn 
baufen a. d. Heide nad; Grävenwiesbach verjegt worden. 





Gaplan Jung von Weilmünfter ift nad) Dienetdal verfegt und die Gandidaten der 
evangelifchen Theologie: Gottlob Schmidt von Arnthal zum Gaplanin Beilmünfter, Carl Fer: 
dinand Bingel von Herborn zum Gaplan in Selters, C. Ph. Zeiger von Gemmerich 
zum PVicar in Naurod und Fr. Wild. Johann Deißmann von Holzhaujen zum Gapları 
in Espa und Weiperfelden ernannt worden. 

Gaplan Lynker von Selters ift nach Bierftadt verjegt worden. 

Die proviforiichen Lehrvicare Groß zu Homberg und Haas zu Stahlhofen find 
an ihren jeitherigen Stellen definitiv angeftellt worden. 

Lehrer Fifher von Straßebersbah ift nah Biden, Lehrer Kaiſer von Geifig 
nah Straßebersbah, Lehrer Ebenau von Zimmerſchied nah Geifig verjeßt umd der 
frühere Lehrer Weber von Gemmerih mit Verjehung der Schule zu Zimmerfchied be- 
auftragt worden. 

Die Schulcandidaten Junker von Oberlahnftein und Nauheimer von Weilbad 
find mit Verfehung der neu errichteten Lehrgehülfenftellen, der erftere in Soffenheim, 
der lettere in Dillhaufen beauftragt worden. 

Lehrerin Schell zu Erbach ift penfionirt und Lehrerin Barbara Chrift von Ger 
ſenheim zur Lehrerin in Erbach ernannt worden. 


Am 19. December ift der Lehrer Dietrich in Neunkhauſen mit Tod abgeganger 
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Kr. 3. Wiesbaden, den 1. Februar 1868. 


— — — —— 





— N 





ö— ————— — ——— — 


Bekanntmachung. 


Nach der Bekanntmachung des Herrn Finanz-Miniſters vom 10. Auguſt 1867 
ſoll die Berechnung und Feſtſtellung der Erbſchafts-Abgabe für den Bezirk der Provinzial— 
Steuer-Direction in Caſſel von dem Erbſchaftsſteuer-Fiscalat in Caſſel erfolgen. 

Der Umftand, dab diefer Beftimmung zumider die nach $. 7 der Verordnung vom 
5. Juli 1867, betreffend die Erhebung der Erbichafts: Abgabe von den Pfarrern ꝛc. 
periodiich einzureihenden Auszüge aus den Todten-Liſten häufig verjpätet und unvoll- 
ftändig eingefendet worden find, veranlaßt mich, hiermit miederholt befannt zu machen, 
dab von allen Pfarrern, Givilftandsbeamten, Vorſtehern der Synagogengemeinden u. ſ. w., 
welden,in den Städten und auf dem platten Lande die Beglaubigung von Sterbefällen 
durch Eintragung in die von ihnen zu führenden Regiſter obliegt, in den erften zehn 
Tagen der Monate Januar, Mai und September cine vollftändige Lifte der in den 
verfloffenen vier Monaten verftorbenen WBerjonen, fie mögen erwachſen oder Kinder 
geweſen jein, der oben bezeichneten Behörde eingereicht werden müſſen. 

Zu den Todten-Liften ift das Formular zu benugen, welches den Pfarrern u. j. m. 
von den Königlichen Regierungen mitgetheilt wird, die in den erften 11 Spalten der 
Listen vorgedrudten Fragen find jo genau, wie irgend thunlich, zu beantworten und die 
Liſten, von den Pfarrern u. ſ. mw. unterzeichnet, jodann den Bürgermeiftern beziehungs- 
weile Ortsvorftänden vorzulegen, welchen die Ausfüllung der übrigen Spalten obliegt. 

Die Einfendung der Liften an das Fiscalat haben die Pfarrer, Givilftandsbeamten, 
Vorfteher der Synagogengemeinden u. j. mw. zu bejorgen. 

Fällt im Laufe eines Amonatlihen Zeitraums fein Todesfall vor, jo ift dieles ftatt 


der Lifte dem Fiscalate fchriftlich anzuzeigen. (Vacat-Anzeige.) 
l 
% 
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Da die unterbliebene Einjendung der Liften zum Theile auch darin ihren Grund 
gehabt bat, daß der Bezirk des Erbichaftsfteuer-Fiscalates in Caſſel unbekannt geblieben 
ift, fo wird endlich no darauf aufmerkſam gemacht, daß diejer Bezirk befteht: 

1) aus dem vormaligen Kurfürftentfum Heffen mit Einfluß der Kreife Rinteln 
und Shmalfalden; 

2) aus den vormals Bayeriichen Gebietstheilen, dem Bezirfsamte Gersfeld 
und dem Landgerichtöbezirfe Orb, ohne Aura; 

3) aus dem vormals Großherzoglich Heſſiſchen Kreiſe Vöhl, einſchließlich der 
Enclaven Eimelrod und Höringhaufen; 

4) aus dem vormaligen Herzogthum Naſſau; 

5) aus dem Gebiete der vormals freien Stadt Frankfurt a. M., ſowie aus 
folgenden, früher Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen ; 

6) dem vormals Landgräflih Hellen-Homburgifhen Amte Homburg; 

7) dem Kreife Biedenkopf; 

. 8) dem norbweitlichen Theile des Kreijes Gießen, welder die Orte Franken— 
bad, Krumbach, Königsberg, Fellinghauien, Bieber, Haina, 
Rodheim, Waldgirmes, Naunhbeim und Hermannjtein mit ihren 
Gemarfungen umfaßt; 

9) aus dem Ortsbezirk Rödelheim; 

10) aus dem früher Großperzoglih Heffiihen Theile des Ortsbezirks Nieder- 
urjel und 

11) aus dem reife Wetzhar. 

Gajjel, am 28, Januar 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


25 


Beilage 


zum 


Antelligenzblatt für Naffau. 





— — ———— — — 





— — — — — 


Nr. 4. Wiesbaden, den 13. Februar 1868. 


— — ———— — — — — — 
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Bekanntmachung. 


In Ergänzung des Reglements vom 16 20. Juni v. J., betreffend die Eivilver- 
forgung der Militärperfonen, haben des Königs Majeftät unterm 10. d. M. Allergnä« 
digft zu beftimmen gerubt, daß gleich den zwölf Jahr gedienten Unterofficieren der Ma— 
rine auch Heizer 1, Klafie, welche als foldhe neun Jahre gedient haben, den Anfpruch auf 
den Eivil-Anftellungs-Schein erlangen können. 

Miesbaden, den 28. Januar 1868. 

Der Regierungs-Präfident 
von Dieſt. 


(Ausfhreiben ver Brandaſſecuranz-Beiträge für das Jahr 1867.) 


Das Verzeihniß der im Jahre 1867 zur Vergütung gelommenen Brandihäden, 


nebft der Berechnung der zur Berichtigung derſelben und der Verwal tungskoſten erfor: 
derlihen Summen wird im nachftehender Ueberficht zur öffentlichen Kenntniß gebradt: 





BEE 
des 
ftattgchabten 
Brandes. 
1867. 
Monat. | Tag. 
Januar 23 
März 19 
Septbr. 5 
Suli 2 
November) 27 
uni 4 
Auguft 15 
Februar | 12 
November) 30 
Auguft 24 
Scptbr. 14 
Novembea: 1 
Sanuar | 15 
März 29 
April 4 
Auguft 23 
ECeptbr. | 1, 
Detober | 25 
Februar | 25 
März 6 


Aemter. 


Braubach 


4— 
U 
Diez 


Eltville 


Hadhenburg . 


" 


Hadamar 
— 
Hoͤchſt. 


4— 


Namen 
der 


Ortſchaften. 


Auf der Hohenrheiner. 


Hütte bei Nieder: 


lahnſtein 
Gamp . 
Oberlahnſtein 
Schönborn 
Kiedrich 
Berode. 
Dehlingen 
Frickhofen 
Ellar . 
Wallau 
Delkenheim 
Flörsheim . 
Eoden . 
Sulzbach . 
Hofheim . . 
Soſſenheim 
Hödft . 
Eoden 
Oberfelters 
Niederſelters . 


Latus 





Abgeihägte 
Brandſchadens— 
Vergütung. 


7. 
14872| 45 





Monat. 


Beit 
des 
ftattgehabten 
Brandes. - 
1867. 
Tao. 





März 28 
April 17 
Juli 28 
Auguſt 2230 
Septbr. 11 
n 25/20 
Dectober | 28 
November| 23 
März 2 
Auguft 16 
" 27 
Septbr. | 17 
Juli 1 
® 7 
Septbr. | 28 
Sanuar | 21 
uni 25 
Auguft | 23 
Dctober 5 
13 | 8 
März 21 
uni 5 
Auguft | 18 
Dctober 3 
Rovember| 21 


Aemter. 


Idſtein 


a ; 
Königftein 
" 


"n 


2.:Schwalbad 


” 


Limburg j 


" 


” 

" . 
Marienber 
Naftätten 
Rennerod 
Rüdesheim 


" * 








DOrtihaften. 





Transport 


Camberg 
Dombad) 
Walsdorf . . 
Vodenhaufen . 
Walsvdorf . 
Oberjosbach 
MWalsdorf . 
Wallrabenftein 
Königftein 
Schloßborn 
Kleinſchwalbach 


Kelkheim 


L.Schwalbach 


Auf der Bongesmühle 


bei Zaufenfelden . 
Kirberg 
Lindenholzhaufen 
Eichhofen . 

Limburg 
Dietkirchen 
Bölsberg . 


. Ergeshhaufen . 


Wefterburg . 


. Zord. . 


Rüdesheim . 


Latus 


Abgeſchätzte 
Brandſchadens⸗ 
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Vergütung. 


fl. kr. 
14872] 45 
2442| 45 
1443) : 
1995| 30 
1279| 24 
60 
750) 52 
144| 30 
3880) 50 
18 .- 
399) 15 
64| 37 
4879 30 
16) 45 
1627| 52 





48 
29 
83 
389 . 
5 45 
1788| 30 
320) 45 . 
827) 30 

52 


44191] 17 


1* 


28 




































































































Zeit 
des Namen Abgeichägte 
En der Brandſchadens⸗ 
— Aemter. Ortſchaften. Vergütung. 
fl. fr. 
Transport 44191| 17 
Runfll . . . Villmar 26 45 
— a Schupbach. 759 45 
= TER Er La ubusefhbad 7195| 30 
— —— Münſter 12287. 
50 — 29 — Kenn Runkel 404| 39 
5l [November | 26 a — — 1154 30 
52 | Februar 21, | St. Goarshauſen Dahlheim . 1750 5 
53 | Auguft | 7 2 Prath . . 31 . 
54 | Septbr. 5 . Tahlheim . 402) 30 
55 | Mai 8 Sclterd . . . Seflenhaufen . 938| 45 
56 ® “ — Ellenhauſen 26 45 
57 1 Juni 5 — ot Nordhofen . 2890 
58 * u a Hartenfels . 1265| . 
59 a — Helferskirchen. 298| 15 
60 | März 2 Uinen . . . Eſchbach 911| 21 
6li 29 " ae Rod a. d. Weil. 774 18 
62 | April 3 — Be Auf der Zohmühle bei 
Wehrheim . 37 36 
63 | Juni 24 a — Grävenwiesbah . 199) 10 
64 ” 25 — > Be Arnoldshain . 12 6 
65 | Auguft 3 p er Anſpach 282036 
66 — —— Schmitten . 102) 3 
67 r Neumeilnau 1655| 8 
68 Walmerod . . |. Meudt. 2350| 10 
69 Wehen . . . Michelbach 71 44 
70 1 ne Holzhauſen ü. Aar . 30| 45 
Latus 736381 29° 

















April 
Juni 
Auguft 


" 


October 









1866. 
März 
December 
October 
November 
Juni 
Septbr. 
December 











" 





December 






November 






Januar 






” 


December 









November | 








13 


| 26 


3 
31 
4 


4 
30 
256 
14 
6 


21 


26/97 


24 
16 
25 





Weilburg . 
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"Bur Erigenz pro 1867 gehören: 
1) der Betrag der Brandſchäden incl. Tarationsgebühren mit 87,642 fl. 31 Er. 


2) die Exrhebungsgebühren der Königlihen Recepturbeamten 2,2435, 6 „ 
3) Verwaltungskoften °. rn. . . R 303 „ — u 
4) Außerordentlihe Ausgaben incl. Vergütung “ Binfen. an 

Königlihe Landesbant aus dem Gonto:Gorrent . 2000 „ — „ 


92,193 fl. 37 Er. 
Der Ueberfhuß aus dem Jahre 1866 im Betrage von 46,443 fl. 
8 Er. bleibt refervirt, 
63 bleiben aljo auszufchlagen _92,193 fl. 37 fr. 
| oder = 52,652 Thlr. 2 Sr. 


Zur Deckung diefer Summe werden auf das ganze Berficherungscapital von 


165,167,570 fl. — 14 Pfennige (4 fr. Ys Heller) auf 100 fl. ausgefchlagen. 


Die Erhebung: ift den 15. März d. J. von den Söniglihen Recepturbeanten in- 


nerhalb der gefeglichen Frift von ſechs Wochen zu vollzichen. 


Die Beiträge der Königlichen Aemter berechnen fih auf folgende Summen: 
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er: n fübbeuifcher n Thafer: 
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Capital, F 100 fl. von 100 fl. 
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a fl. fe I Mm N he 9 
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Da die ausgefhriebene Summe 112,405 fl. 42", fr. oder 64,231 Thlr. 25 Ser. 
beträgt, der Bedarf fih aber nur auf 92,193 „ 37 „ ober 52,682 „2. 
beläuft, jo werben für 1868 disponi— 
bel bleiben . . 2 2.2... 20,212 fl. 5'2 fr. ober 11,549 Thlr. 23 Sgr. 

Wiesbaden, den 24. Januar 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meufel. 





vdi. Schneider. 


Belanntmahung. 


Die Allerhöchfte Verordnung vom 5. December v. 38. und der dazu gehörende 
minifterielle Erlaß vom 28. ej. werden unter Hinweilung auf die Bejtimmungen der 8: 
33, 34 und 35 der Militärerfaginftruction vom 9. December 1858 nachitehend zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Wiesbaden, den 23. Januar 1868. 

Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Dresler. 


(Zeitpunft für den Beginn des militärpflichtigen Alters betreffend ) 

In Folge Ihres gemeinjchaftlichen Berichts vom 29. November d. 3. beftimme 
ich zur Ausführung des $. 6 des Bundesgeſetzes, betreffend die Berpflihtung zum Kriegs: 
dienfte, vom 9. November 1867, dab in denjenigen Preußifhen Gebietstheilen, in mel- 
Gen bisher die Militärpfliht mit dem vollendeten 21 Lebensjahre begann, fowie in 
Lauenburg, im Jahre 1868 alle in der Zeit vom 1. Januar 1847 bis 30. Juni 1848 
geborenen Wehrpflichtigen nah Maßgabe der bejtehenden Beitimmungen zum Militärbienft 
- heranzuziehen find, und daß vom Jahre 1869 ab im ganzen Gebiete des Preußischen 
Staates und in Lauenburg die Berpflihtung zum Dienft im ftehenden Heere, beziehungs— 
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weife in der Flotte, mit dem 1. Januar desjenigen Kalenderjahrs beginnen fol, in 
welch em der Militärpflihtige das 20. Lebensjahr vollendet. 

Sie haben hiernady das Weitere zu veranlaflen. 

Berlin, den 5. December 1867. 

(gez. Wilhelm) 
9. von Bismard. von Roon. Graf zu Eulenburg. 

An den Minifter für Lauenburg, den Kriegs- und Marinc-Minifter und ben Mi: 

fter des Innern. 


Vorftehende Allerhöchſte Cabinets-Ordre wird hierdurd zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht. 

Die in der Zeit vom 1. Januar 1847 bis zum 30. Juni 1848, ſowie vom 1. 
Juli 1848 bis zum 31. December 1849 geborenen Militärpflichtigen der betheiligten 
Gebietötheile find bei der Aushebung als je ein Jahrgang zu betradhten und zu behan— 
deln und zwar bilden diefelben in den Jahren 1868 beziehungsmeile 1869 ben laufen: 
den Jahrgang. 

In analoger Weife find die Termine für die Nahfuhung der Berechtigung zum 
einjährig freiwilligen Dienft 2c. rüdjihtlihd der aus den betreffenden Gebictötheilen ges 
bürtigen Militärpflichtigen zu modificiren. 

Berlin, den 28. December 1867. 

Der Kriegs: und DMarineminifter. Der Minifter des Innern. 
gez. von Roon. Im Auftrage: 
gez. Sulzer. 


Minifterial:Erlaf, 
betreffend eine Akänterung ter Beftimmung über die Regelung ber Anciennetät der Inhaber tes uns 
beſchräukten forjtverjorgungsiheins im $. 27 tes NRegulativs vom 1. December 1864 über Ausbil 
bung, Prüfung und Anftellung für die unteren Stellen des Forſtdienſtes in Verbindung mit dem Mi— 
Titärbienfte im Jägercorps. 

Der $. 27 des Regulativs über Ausbildung, Prüfung und Anftellung für bie un— 
teren Stellen des Forjtdienftes in Verbindung mit dem Militärdienfte im Jägercorps 
von 1. December 1864 enthält die Anordnung, daß die Anciennetät der Inhaber des 
unbefhränkten Forftocrforgungsicheines in den Anwärterliften der Königlichen Regierungen 
nad dem Datum de3 Einganges ihrer Meldungen zur Anftellung bei der bezüglihen Res 


gierung beſtimmt werben foll. A 
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Bei der Ausführung diefer Vorſchrift hat es fich berausgeftellt, daß das Eingehen 
der Meldungen häufig durch Umftände verzögert wird, deren Belcitigung nit in der 
Hand der Jäger liegt, und daß fomit die Reihenfolge derjelben in den Aumärterlijten 
mehr oder weniger von Zufälligfeiten abhängig wird. 

Zur Hebung der hieraus ermwachlenden Unzuträglichkeiten erachten wir eine Abän— 
derung der gedachten Anordnung und eine anderweite grundfägliche Regelung der Ans 
ciennetät der forjtverforgungsberedptigten Anwärter der Jäger-Glafje A. I. für erforderlich 
und beftimmen demzufolge Nachſtehendes: 

Bei der Ausfertigung der Forftverforgungsicheine Seitens der Königlichen Inſpee— 
tion der Jäger und Schüßen wird denfelben, außer der Nummer der Forftverforgungs: 
Tifte, noch cine zweite Nummer gegeben, deren, für jeden Jahrgang mieder mit Nro. 1. 
beginnende Folge die Anciennetät derjenigen Jäger zu regeln beftimmt ift, welde in 
demfelben Jahre den Forftverforgungsichein erhalten. 

Innerhalb der bezüglihen Nummerreihen wird die Folge der Forftverjorgungs:Be- 
rechtigten zunächſt nach der Charge feftgejtellt, jo daß die Forftverforgungsicheine der 
Feldwebel und Oberjäger die erften, die der Jäger die folgenden Nummern erhalten. 
Bei gleiher Charge begründet die längere Dienjtzeit, bei gleicher Dienftzeit das höhere 
Lebensalter den Vorrang. 

Nah der Folge diefer Nummern haben die Königlihen Regierungen die Notirungen 
derjenigen forftverforgungsberechtigten Jäger in den Anmärterliften zu bewirken, deren 
Meldungen vor dem, auf dad Datum des Forftverforgungsicheines folgenden 1. Januar 
bei ihnen eingehen, jo daß die niedrigere Nummer der höherer Nummer vorgeht. 

Für die fpäter eingehenden Meldungen bleibt die bisherige Vorſchrift maßgebend, 
nah welder die Anwärter nad dem Datum des Eingangs ihrer Meldungen bei der be 
treffenden Königlihen Regierung in der Anwärterlifte rangiren. 

Sn der Nahmeifung des Abganges und Beftandes der forftverforgungsberechtigten 
Anwärter der Jäger-Claſſe A. 1. (Anlage 3. des Regulativs vom 1. December 1864) 
ift unter dem Datum des Forftverforgungsicheines jedesmal auch die demfelben nad 
Obigem ertbeilte Jahresnummer zu vermerken, 

Nah den vorftehenden Beſtim mungen ift vom laufenden Jahre ab zu verfahren. _ 

Berlin, den 3. Januar 1868. 

Der Finanzminifter. Der Kriegsminifter, 
gez. Freih. v. d, Heydt. gez. von Roon. 
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BVorftchender Minifterial-Erlaß wird unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung 
der vormaligen Königlihen Adminiftration für Naſſau vom 5. Juni 1867 (Beilage zum 
Intelligenzblatt Nro. 29 vom 11. Juni 1867, Seite 330) mit dem Bemerfen zur all 
gemeinen Kenntniß gebradt, daß das Negulativ vom 1. December 1864 außer bei den 
Herrn DOberförftern aud bei den Heren Landräthen eingefeben werden Tann. 

Wiesbaden, den 25. Januar‘ 1868. | 

Königlihe Regierung. 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forften. 
von Dresler. 





(Wiederincoursfegung der früher von der Königlichen Telegraphen-Direction in Berlin, bezichent 
fih den Königlichen Ober-Telegraphen-Inſpectionen außer Cours geſetzten Etaatd- und anderen cours⸗ 
babenden Papiere durch die Telegraphen-Directionen betreffend.) 

Nahdem durh den Allerhöhften Präfidial-Erlaß vom 18. December 1867 (Buns 
des-Geſetzblatt des Norbdeutihen Bundes Nro. 14 die bisherige Königlihe Telegraphen: 
Direction in Berlin als General-Direction der Telegraphen des Norddeutichen Bundes, 
fowie die bisher proviforifch eingerichteten Ober-Telegraphen-Inſpectionen als Telegraphen:Dis 
rectionen vom 1. Sanuar d. J. ab conftituirt worden find, wird unter Hinmeis auf die 
Belanntmahung der früheren Königlihen Telegraphen:Direction vom 15. März 1867 
biermit zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß bei der Auslieferung derjenigen Staats: 
und anderen courshabenden Papiere, melde fich bei den Ober-Telegraphen:Kafjen der früs 
beren Ober-Telegraphen-Inſpectionen, jetigen Telegraphen-Directionen im Depofitum bes 
finden, und melde entweder mit dem Außercoursfehungs:Stempel der früheren Königs 
Iihen Telegraphen:Direction in Berlin oder der chemaligen Ober-Telegraphen-Inſpeec— 
tionen verjehen find, die Wicderincoursfegung derfelben durch die betreffenden Telegra- 
phen-Directionen in folgender Weife geſchehen wird: 

Wicder in Cours gefet. 


(ſ. Belanntmahung vom 18. Januar 1868, Regierungs: Amtsblatt Nr..... Pag. .... ) 
N, N. den...... 0 ——— 388— 
Telegraphen⸗Direction. 


(Stempel.) (Unterſchrift.) 
Berlin, den 18. Januar 1868. 


General:Direction der Telegraphen des Norbdeutfchen Bundes, 
von Chauvin. 
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Im Anſchluß an die Belanntmahung vom 2. v. M., das Regulativ über den Be: 
trieb der Spielfarten-Fabrifen betreffend, bringe ic im Auftrage des Herrn Finanz-Mi- 
nifters hierdurch ferner zur öffentlihen Kenntniß, daß die aus dein freien Verkehr eines 
anderen Zollvereinsftaates nah dem Königreihe Sachſen, zum Verbleib daſelbſt oder 
zur Durchfuhr verjendeten Spielfarten, bei Vermeidung der Folgen der Stempelfteuer- 
binterziehung, ſchon im Berfendungsorte mit Uebergangsſchein verfehen werden müſſen. 

Eafjel, den 3. Februar 1868. 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


(Die Errichtung einer Uebergangsſtelle in Bonames und die Verlegung mehrerer — — 
im Hauptamitsbezirke Biebrich betreffend.) 


Auf Grund des Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 22. Januar dieſes Jahres 
bringe id), in Abänderung des mittels Erlaſſes vom 18. Juli v. 38. mitgetheilten Ber: 
zeihniffes der U:bergangsftraßen und der an denfelben gelegenen Hebe: und Abfertigungs: 
ftellen, Folgendes hierdurch zur öffentlichen Kenntniß: 

1) Vom 1. März d, 3. ab tritt in Bonames auf dem dortigen Bahnhofe eine 
Ucbergangsftelle mit der Befugniß zur Erhebung der Ucbergangsabgaben und zur 
Ausfertigung und Erledigung von Uebergangsſcheinen in Wirkſamkeit, 

2) Bon demjelben Zeitpunkte an mwerden die bisher beftandenen Ucbergangsftellen 
zu Friedrihsdorf, Köppern und Gonzenheim in der früheren Lands 
grafihaft Heffen-Homburg aufgehoben und tritt an deren Stelle das Unter: 
fteueramt zu Homburg, 

3) Am 1. März d. 8. gehen die Uebergangsftellen zu Oberurfel und Eid: 
born ein, und treten an deren Stelle das Unterfteneramt zu Homburg, be: 
ziehungsweiſe die Webergangsftelle zu Rödelheim und das Unterfteueramt 
zu Hoͤchſt. 

Caſſel, am 7. Februar 1868. 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
In Vertretung: 
Schellenberg. 
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(Die Beendigung der Stodbücder in den vorläufig erimirten Gemarkungen betreffend.) 

Unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 20. Auguft 1367 (Beilage zum Sntelli- 
genzblatt für Nafjau No. 50. S. 867.), die Beendigung der Stodbüher in den vor- 
läufig eximirten Gemarkungen betreffend, wird zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß 
die Einhaltung des in jenem Erlafje auf den 1. October 1867 beftimmten Termins zur 
Beendigung des Stodbuhs für die Gemarkung Würges unmöglich geworden und deshalb 
der Termin zu deſſen Vollendung auf den 1. Januar 1869 hinausgeſetzt worden ift, 
indem erft mit diefem Tage das Stodbuh zur regelmäßigen Fortführung vorbereitet 
fein wird. 

Der Zeitpunkt, nah deffen Ablauf in Gemäßheit der SS. 1 und 2 des Geſetzes 
vom 5. Juni 1852 diejenigen Pfandrechte und Cigenthumsvorbehalte, deren Eintragung 
in das Stodbuh der Gemeinde Würges verfäumt worden ift, gegen den jpäteren Er- 
werber eines dinglihen Rechts an der Liegenſchaft nicht geltend gemacht werden fünnen, 
ift Hierdurch andermweit auf den 1. Januar 1869 feſtgeſetzt. 

Berlin, den 19. Februar 1868. 

Der AJuftiz-Minifter. 
In deffen Vertretung: 
de Rege. 
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Nr. 6. Wiesbaden, den 26. Februar 1867. 
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(Ausgabe von Darlehnslaſſenſcheinen betr.) 

Auf Grund des Geſetzes vom 23. December v. Is., betreffend die Abhülfe des in 
den Regierungs-Bezirken Königsberg und Gumbinnen herrihenden Notbftandes (Gef. ©. 
S. 1929), werden die nad der Verordnung vom 18. Mai 1866 (Gel. S. ©. 227) 
von der Königlichen Haupt-Verwaltung der Darlehnskaffen ausgefertigten und noch nicht 
vernichteten Darlehnskafleniheine im Betrage von 1,228,000 Thlr., wieder in Umlauf 
gelegt, und neue, von der Königlihen Haupt-VBermaltung der Staatsihulden ausgefertigte 
Darlehnstaffeniheine im Betrage von Einer Million Thaler ausgegeben. Indem ich 
daher die Anordnung vom 5. Juni 1867, nach weldher die erſtgedachten Darlehnskaſ— 
ſenſcheine nur noch bei der Königlihen Darlehnstafle in Berlin und bei den Königlichen 
Regierungs-Hauptlafien angenommen und von denfelben eingelöft werden follten, hierdurch 
aufhebe, bringe ich zugleich zur öffentlihen Kenntniß, daß beide Arten von Darlehns- 
fafjeniheinen in Gemäßheit des $. 2 des Geſetzes vom 23. December v. Is. bis auf 
Weiteres bei allen öffentlichen Kaflen in Zahlungen nad ihrem vollen Nennwert) ange 
nommen werden, 

Berlin, den 21. Februar 1868. 

Der Finanzminifter. 
von der Heydt. 


+0 


(Militär-Erjag-Wefen betr.) 
Die bisher den Königlichen Aemtern hingewieſenen, fih auf das Militär-Erjag-Weien 
beziehenden Geichäfte werden nunmehr von den Königliden Landrathsämtern erledigt. 
Alle auf das Kreis-Erſatz-Geſchäft ſich beziehenden Geſuche, insbejondere alle Recla: 
mationen, find deßhalb fernerweit zumächit bei dem betreffenden Königlihen Landraths⸗ 
amte anzubringen. 
Wiesbaden, den 21. — 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung, des Innern. 
v. Meufel, 
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Nr. 7. Wiesbaden, den 27. Februar 1868. 
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In neuerer Zeit haben ſich die Anträge bei des Königs Majeſtät, um Gewährung 
von Audienzen behufs Rückerſtattung von Orden Verſtorbener, in ſo erheblicher Weiſe 
gemehrt, daß Seine Majeſtät denſelben unmöglich Folge geben können. Mit Rückſicht 
hierauf haben Allerhöchſtdieſelben zu beſtimmen geruht, 

„daß fortan die durch den Tod ihrer Inhaber erledigten Orden, wenn nicht 
beſondere perſönliche Verhältniſſe eine Ausnahme bedingen, — in welchem Falle 
eine Audienz bei Seiner Majeſtät nachzuſuchen iſt — nur dann durch Hinter: 
bliebene an Seine Majeſtät perſönlich zurückgeſtellt werden dürfen, wenn der 
ſchwarze Adler-Orden oder ein Orden erſter Claſſe zur Abgabe gelangt. In 
allen übrigen Fällen ſollen die bezüglichen Decorationen direct der General 
Ordens-Commiſſion übermwiefen werden.“ 

Kafjel, den 7. Februar 1868, 

Der Ober: Präfident. 
von Möller. 


(Die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken, Berg-, Hütten- und Pochwerken betr.) 
Mit Bezugnahme auf die Allerhöchfte Verordnung vom 22. September 1867, bie 
Einführung des Regulativs über die Beichäftigung jugendlier Arbeiter in Fabriken 


vom 9. März 1839 und des daſſelbe abändernden Gefees vom 16. Mai 1853 in ben 
1 
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neu erworbenen Zandestheilen betreffend, werben die durch diefe Verordnung eingeführten 
altländifhen Vorſchriften, nämlich: 
— 1) die Allerhöchſte Cabinetsordre vom 6. April 1839 und das dazu gehörige 
— Regulativ vom 9. März 1839, 
— 2) das Geſetz vom 16. Mai 1853 nachſtehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Wiesbaden, den 31. Januar 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 


(Allerhöchſte Cabinets- Ordre vom 6. April 1839, betreffend das von Seiner Majeſtät beſtätigte Regulativ 
über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken.) 

Das mitteljt Berichts des Staats-Minifterii vom 9. v. Mts. Mir überreichte, aus 
zehn Paragraphen bejtehende Regulativ „über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken” entipriht einem längft gefühlten, von den Rheinischen Provinzialftänden be: 
fonders hervorgehobenen Bedürfniß. Ich beftätige es deßhalb Hierdurch feinem ganzen 
Inhalte nah, lege ihm für alle Landestheile der Monarchie gefeglihe Kraft bei und 
weife das Staatsminifterium an, ſowöhl das Regulativ wie diefe Ordre durch die Ge 
fegfaminlung zu publiciren. 

Berlin, den 6. April 1839. 

gez. Friedrich Wilhelm. 
An das Staat3-Minifterium. 


Regulatio 
über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabrilen. d. d. 9. Mär; 1839, 


g. 1. 

Bor zurüdgelegtem 9. Lebensjahre darf Niemand in einer Fabrif oder bei Berg: 
Hütten: und Pohmerken zu einer regelmäßigen Beihäftigung angenommen werben. 

8. 2. 

Mer noch nicht einen dreijährigen regelmäßigen Schulunterridt genoffen bat, oder 
dur ein Zeugniß des Schulvorftandes nachweiſet, daß er feine Mutterfpradhe geläufig 
Iefen kann und einen Anfang im Schreiben gemadt hat, darf vor zurüdgelegtem 16. 
Jahre zu einer folden Beihäftigung in ben genannten Anftalten nicht angenommen werben. 
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Eine Ausnahme hiervon ift nur da geftattet, wo die Fabrikherrn durch Errichtung 
und Unterdaltung von Fabrifihulen den Unterricht der jungen Arbeiter fihern. Die 
Beurtheilung, ob eine folde Schule genüge, gebührt den Regierungen, welde in dieſem 
Falle aud das Verhältniß zwiſchen Lern: und Arbeitszeit zu beftimmen haben. 

8. 3. 

Junge Leute, welche das 16. Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt haben, dürfen in 
biefen Anftalten nicht über 10 Stunden täglich Deichäftigt werben. 

Die Ortspolizeibehörde ift befugt, eine vorübergehende Verlängerung diefer Arbeits- 
zeit zu geftatten, wenn duch Naturereigniffe oder Unglüdsfälle der regelmäßige Ge— 
Ihäftsbetrieb in den genannten Anftalten unterbrochen und ein vermehrtes Arbeitsbebürfniß 
dadurch herbeigeführt worden ift. 

Die Verlängerung darf täglih nur eine Stunde betragen und darf höchſtens für 
die Dauer von vier Wochen geftattet werden. 

8. 4. 

Zwiſchen den im vorigen Paragraphen beftimmten Arbeitsftunden ift den genannten 
Arbeitern Vor: und Nachmittags eine Muße von einer Biertelftunde und Mittags cine 
ganze Freiftunde, und zwar jedesmal auch Bewegung in freier Luft zu gewähren. 

8. 6, 

Die Beihäftigung folder jungen Leute vor 5 Uhr Morgens und nad) 9 Uhr 

Abends, ſowie an den Sonn: und Feiertagen ift gänzlich unterjagt. 
8. 6. 

Chriſtliche Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen Communion angenommen find, 
dürfen in denjenigen Stunden, welche ihr ordentliher Scelforger für ihren Katechumenen— 
und Konfirntanden-Unterricht beftimmt Hat, nicht in den genannten Anſtalten beſchäftigt 
werben, 

| & 7. 

Die Eigenthümer der bezeichneten Anftalten, melde junge Leute in denfelben be: 
fhäftigen, find verpflichtet, eine genaue und vollftändige Lifte derer Namen, Alter, 
Wohnort, Eltern, Eintritt in die Fabrik enthaltend, zu führen, diefelbe in dem Arbeitss 
Iocale aufzubewahren und den Polizei und Edulbehörden auf Verlangen vorzulegen. 

8. 8. 
Zumiberhandlungen gegen dieſe Verordnung follen gegen die — oder deren 
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mit Vollmacht verfehenen Vertreter durch Strafen von 1 bis 5 Thalern für jedes vor: 
fchriftswidrig beihäftigte Kind geahndet werden. 

Die unterlafjene Anfertigung oder Fortführung der im 8. 7. vorgefchriebenen tabel⸗ 
lariſchen Lifte wird zum erften Male mit einer Strafe von 1 bis 5 Thalern geahndet; 
die zweite Verlegung diefer Vorſchrift wird mit einer Strafe von 5 bis 50 Thalern 
belegt. Auch ift die Ortspolizeibehörde befugt, die Lifte zu jeder Zeit anfertigen oder ver: 
vollftändigen zu lafien. Es gejchieht dies auf Koften des Contravenienten, welche zwangs— 
weile im — Wege beigetrieben werden fönnen. 

8. 9. 

Durd — Verordnung werden die geſetzlichen Beſtimmungen über die Ver— 
pflichtung zum Schulbeſuch nicht geändert. Jedoch werden die Regierungen da, wo die 
Verhältniſſe die Beſchäftigung ſchulpflichtiger Kinder in den Fabriken nöthig machen, 
ſolche Einrichtungen treffen, daß die Wahl der Unterrichtsſtunden den Betrieb derſelben 
ſo wenig als möglich ſtöre. 

8. 10. 

Den Miniſtern der Medieinalangelegenheiten, der Polizei und der Finanzen bleibt 
es vorbehalten, diejenigen beſonderen ſanitäts-, bau- und ſittenpolizeilichen Anordnungen zu 
erlaſſen, welche ſie zur Erhaltung der Geſundheit und Moralität der Fabrikarbeiter für 
erforderlich halten. Die hierbei anzudrohenden Strafen dürfen 50 Thaler Geld- oder 
eine diefem Betrag entiprechende Gefängnißftrafe nicht überfteigen. 

Berlin, den 9. März 1839. 

Königliches Staats-Minifterium. 
gez. Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Sch. von Altenftein. von Kamp. Mübhler von Rodom. von Nagler. 
Graf von Alvensleben. Frh. von Werther. von Raud. 


(Nr. 3750.) Geſetz, betreffend einige Abänberungen des Regulativs vom 9. März 1839 über 
bie Befchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabrilen. Bom 16. Mai 1853 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
5. 1; 
Die im $. 1 des Regulativs vom 9. März 1839 (Geſetz-Sammlung 1839 Seite 
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156) erwähnte Beihäftigung jugendlicher Arbeiter iſt vom 1. Juli 1853 an nur nad 
zurüdgelegtem zehnten, vom 1. Juli 1854 an nur nach zurüdgelegtem elften und vom 
1. Juli 1855 an nur nach zurüdgelegtem 12. Lebensjahre geftattet. 


8. 2. 
Bom 1. October 1853 ab dürfen junge Leute unter 16 Jahren bei den in $. 1 
des Regulativs gedachten Anftalten nicht weiter befchäftigt werden, wenn ihr Water oder 
Vormund dem Arbeitgeber nicht das in & 3 erwähnte Arbeitsbuch einhändigt. 


8. 3. 

Das Arbeitsbuh, welchem eine Zufammenftellung der die Beihäftigung jugendlicher 
Arbeiter betreffenden Beftimmungen vorzudruden ift, wird auf den Antrag des Vaters 
oder Bormundes des jugendlichen Arbeiter von der Ortöpolizeibehörde ertheilt und enthält: 

1) Namen, Tag und Jahr der Geburt, Religion des Arbeiters, 
2) Namen, Stand und Wohnort des Vaterd oder Vormundes, 
3) das im $. 2 des Regulativs erwähnte Schulzeugniß, 

4) eine Rubrik für die beftehenden Schulverhältniffe, 

5) eine Rubrik für die Bezeihnung des Eintritt3 in die Anftalt, 
6) eine Rubrik für den Austritt aus derſelben, 

T) eine Rubrik für die Revifionen. | 

Der Arbeitgeber hat diefes Arbeitsbuch zu verwahren, der Behörde auf Verlangen 
jederzeit vorzulegen und bei Beendigung des Arbeitsverhältniffes dem Water oder Vor: 
mund des Arbeiters, wieder auszuhändigen. 


$. 4 

Jugendliche Arbeiter dürfen bis zum vollendeten 14. Zebensjahre täglih nur ſechs 
Stunden dei den in 8. 1 des Regulativs gedachten Anftalten befchäftigt werden; für 
diefelben genügt ein, in dieſe Arbeitszeit nicht einzurechnender dreiftündiger Schulunterridt. 

Sollte durch die Ausführung diefer Beftimmung bereits beftehenden Ylnftalten die 
nöthige Arbeitskraft entzogen werben , jo ift der Minifter für Handel, Gewerbe und öf- 
fentlihe Arbeiten ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Minifter der Unterrichtsange— 
Tegenheiten auf beftimmte Zeit Ausnahmevorfgriften zu erlafjen. 


8. 5. 
Die nah 8. 4 des Negulativs den jugendlichen Arbeitern zu gewährende Muße 
von einer BViertelftunde Bor: und Nachmittags, wird auf je eine halbe Stunde feftgeftellt. 
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8. 6. 
Die mit 8. 5 des Regulativs auf 5 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends feftgeftellten 
Grenzen der Tagesarbeit werden auf 5’, Uhr Morgens und 8%. Abends beftimint. 


8. 7. 

Sede unter vorftehende Beftimmungen fallende Belhäftigung jugendliher Arbeiter 
muß von dem Arbeitgeber zuvor der Drtspolizeibehörde angereldet werden. In Betreff 
ber, beim Erlaß dieſes Geſetzes bereits befhäftigten Arbeiter ift diefe En binnen 
4 Wochen zu bewirken. 


8. 8. 
Außerdem ift der Arbeitgeber verpfligtet, halbjährlih der Ortspolizeibehörde bie 
Zahl der beihäftigten Arbeiter unter 16 Jahren anzuzeigen. 


8. 9. 

Zumiberhandlungen gegen die Vorfchriften der 88. 1. 2. 4. 5 und 6 diefes Ge 
fees werden nad) dem erften, Zumiderhandlungen gegen die Vorfhriften der 88. 8. 7 
und 5 diefes Geſetzes nah dem zweiten Abſatz des $. 8 des Negulativs vom 9. März 
1839 beftraft. 

Außerdem kann der Richter demjenigen, der binnen 5 Jahren für 3 Webertretungs: 
fälle zu drei verfchiedenen Malen, fei es nah den Beftimmungen dieſes Geſetzes oder 
nach denen des Regulativs vom 9. März 1839 beftraft worden ift, bei einer ferneren 
Uebertretung der Vorſchriften diefes Geſetzes oder des gedachten Regulativs die Beſchäf— 
tigung junger Leute unter 16 Jahren auf eine beftimmte Zeit oder für immer unter 
fagen. Sind in 5 Jahren ſechs Uebertretungsfälle beftraft worden, fo muß auf dieſe 
Unterfaguny, und zwar mindeftend für bie Zeit von drei Monaten erkaunt werden. 
Bumiderhandlungen gegen ein derartiges gerichtliched Verbot werben mit einem bis fünf 
Thaler für jedes Kind und für jeden Gontraventionsfall beftraft. 

8.10. 

Someit das Regulativ vom 9. März 1839 in Vorſtehendem nit abgeändert wor—⸗ 

den, bleibt dasjelbe in Kraft. 


g. II. 
Die Ausführung dieſer Beſtimmungen ſoll, wo ſich dazu ein Bedürfniß ergibt, 
durch Fabriken⸗Inſpectoren, als Organe der Staatsbehörden beauſſichtigt werden. 
Dieſen Inſpectoren kommen, ſoweit es ſich um Ausführung der Vorſchriften dieſes 
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Gefeßes und des Negulativs vom 9. März 1839 Handelt, alle amtliche Befugniffe der 
Drtspolizeibehörben zu. 

In welcher Weife fie eine ftehende örtlihe Mufficht zu bilben, diefelbe zu unterftüken 
und zu leiten und mit der vorgejegten Behörde cinen fortgehenden Verkehr zu erhalten 
baben, werden die Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten, der Unter 
riht3angelegendeiten und des Innern beftimmen. 

Die Befiger gewerblider Anftalten find verpflichtet, die auf Grund dieſes Gefches 
auszuführenden amtlihen Revifionen derfelben zu jeder Zeit, namentlih auch in der 
Nacht, zu geftatten. 

8. 12. 

Die im $. 11 erwähnten Departements:Chefs find mit der Ausführung des Ge 
fees beauftragt. Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beige: 
druckten Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, ben 16. Mai 1853. 

(L. S.) gez. Friedrich Wilhelm. 
gez. von Manteuffel. von d. Heydt. Simons. von Raumer. 
von Weftphalen. von Bodelſchwingh. von Bonin. 





Bekanntmachung. 
Des Königs Majeftät Haben mittelft Allerhöchſter Ordre vom 6. d. Mts. das Sta 
tut vom 25. November v. 8. für den in Altona zu errichtenden _ 

„Preußiſchen BVerfiherungs:Verein in Altona gegen Kriegs: und Aufruhr-Schäden“ 
zu genchmigen und dem Verein zugleid die Rechte einer juriftiihen Perfon zu verleihen 
gerubt. 

Dies wird hiermit zur-öffentlihen Kenntniß gebracht. 
Wiesbaden, den 31. Sanuar 1968. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
* von Meuſel. 
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(Die Kreisverfaffung betveffend,) 

Mit Bezug auf $. 17 der Allerhöchften Verordnung vom 26. — 1867, 
betreffend die Kreisverfaſſung im Gebiet des Regierungsbezirks Wiesbaden, wird das 
Reglement über das Verfahren bei den ſtändiſchen Wahlen vom 22. Juni 1842 nach— 
ftehend zur öffentlihen Kenntniß gebradt. 

Wiesbaden, den 18. Februar 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Een 
von Dieft. 


Reglement 
über das Berfahren bei den ftändifhen Wahlen. Bom 22. Juni 1842, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preufen 2c, 

verordnen zur Beförderung eines gleihmäßigen Verfahrens bei den ſtändiſchen Wahlen, 

nad eingeholtem Gutachten Unferer getreuen Stände fämmtliher Provinzen, was folgt: 
&1 

Die Wahl jedes Landtags-Abgeordneten und jedes Stelvertreters erfolgt in einer 
befonderen Wahlhandlung. 

$. 2. 

Wenn die für die verfchiedenen Stände gebildeten Wahlbezirfe oder einzelne Städte 
mehrere Abgeordnete und Stellvertreter zu wählen haben, jo wird, um deren Reihenfolge 
unzweifelhaft feitzuftellen, jede einzelne Wahlhandlung ausdrüdtiih auf die Wahl des 
eriten, zweiten u. f. w. Abgeordneten, beziehungsmeife erften, zweiten u. ſ. w. Stell: 
vertreters, gerichtet. 

8. 8, 

Ein Stellvertreter, der in der Reihenfolge eine Stelle einnimmt, welche hinter der 
zur Zeit erledigten fteht, ift zu der letzteren wählbar und findet, wenn er für biejelbe 
gewählt wird, und die auf ihn gefallene Wahl annimmt, eine anderweitige Wahl in 
Beziehung auf die von ihm zuvor eingenommene Stelle ftatt. 

8. 4 

Ale Wahlen erfolgen durch abjolute Stimmenmehrheit in der Urt, daß ber Ge 
wählte mehr ala die Hälfte der Stimmen der erfchienenen Wähler, oder zwar nur die 
Hälfte, aber darunter die Stimme des — nad den Lebensjahren — älteften Mitgliedes 
der Wahlverfammlung erhalten haben muß. 
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Befindet ſich indeß das ältejte Mitgfied ‚unter denen, welche gleihe Stimmen er: 
halten haben, jo enticheidet die Stimme des nächftälteften, bei der Entſcheidung nicht 
perſönlich betheiligten Wählers. 

$. 5. 

Finden fih die Stimmen zwiſchen Mehreren der Art geteilt, daß fih für keinen 
derjelben eine abjolute Mehrheit ausgeſprochen hat, jo find diejenigen beiden Perſonen, 
welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl zu bringen. 

$. 6. 

Sind die Stimmen zwiſchen Dreien oder mehreren gleich getheilt, jo findet eine 
Vorwahl unter ihnen ftatt, um diejenigen beiden Berfonen zu beftimmen, welde auf 
die engere Wahl zu bringen find. 

Ergibt die zweite Abftimmung fein anderes Reſultat als die erfte, jo ift die Wahl 
nochmals zu wiederholen, und wenn auh dann noch die Stimmen in derjelben Weije 
getheilt bleiben, fo find von denen, melde die gleihe Stimmenzahl erhalten haben, die 
beiden den Lebensjahren nad Nelteften auf die engere Wahl zu bringen. 

$. 7. 

Iſt zwar für Einen die relative Stimmenmehrheit vorhanden; haben aber naächſt 
ihm mehrere andere eine gleihe Stimmenzahl erhalten, fo ift durch eine weitere Vor— 
wahl nad dem im $. 6. vorgefchriebenen Verfahren feitzuftellen, weldher von ihnen mit 
jenem auf die engere Wahl gebracht werden foll. 

$. 8. 

Ber allen Vorwahlen, welche nur zu dem Zweck geſchehen, um die beiden Perfonen 
zu ermitteln, welche auf die engere Wahl zu bringen find, enticheidet die relative 
Mehrheit. 

8. 9. | 

Die auf eine engere Wahl gebrachten Perſonen haben ſich des Witftimmens bei der- 

felben zu enthalten. 
$. 10. 

Die Wahlftimmen werden mittelft verbediter Stimmzettel abgegeben, wobei jederzeit 

die beiden jüngften Mitglieber die Stimmzettel einfammeln, welche fie demnächſt gemein- 


fhaftlih mit dem Wahl⸗Commiſſarius zu eröffnen haben, 
2 
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8. 11. 

Im Wahltermin, zu welchem die Wahl-Berehtigten mindeftens 14 "Tage zuvor 
einzuberufen find, legt der Wahlcommifjarius den Anweſenden zunörderft die Beſcheini— 
gungen über die Infinuation der Einladungen vor, und, wird, daß Died geichehen, im 
Wahlprotocoll ausdrücklich bemerkt. 

Demnächſt find in dieſem Protocoll ſämmtliche erſchienene Wähler, mit Angabe des 
Gutes, auf welchem die Stimme ruht, beziehungsweife des Wahlbezirtd, der Commune 
oder Korporation, welche von ihnen vertreten wird, genau aufzuführen. 

Aus demfelben müſſen ferner die Stellen, zu deren Wicderbefegung die Wahlen 
erfolgt find, die Periode, für melde fie ftattgefunden, die Art und Weile der Ab- 
ftimmung, der Gang der Wahlhandlungen in Beziehung auf etwaige Anwendung der 
Vorſchriften der SS. 4—T. und die Refultate derfelben deutlich hervorgehen. Insbe— 
fondere ift zu legterem Zweck in dem Protocol nit nur auszudrüden, mit wie viel 
Stimmen die betreffenden Abgeordneten, beziehungsweife Stellvertreter, gewählt find; 
fondern es find auch die Namen aller derer, weldhe außer den Gemwählten Stimmen 
erhalten haben, mit Angabe der Zahl der legtern, darin volljtändig zu verzeichnen. 

8. 12, 

Fällt die Wahl auf ein Mitglied des betreffenden ftändifhen Verbandes, bei dem 
die Bedingung des zehnjährigen Grundbefiges nicht vollftändig erfüllt wird, fo ift jeder: 
zeit noch eine zweite ſubſidiariſche Wahl für den Fall vorzunehmen, daß die erforderliche 
Dispenfation nit ertheilt werden follte. 


g. 18. 


Diefe Vorſchriften gelten nicht nur für die Wahlen von Abgeordneten und Stell 
vertretern der verfchiedenen Stände zu Provinzial-Communal:Landtagen und Streistagen ; 
fondern auch für die anderen von den Ständen auf denfelben zu vollziehenden Wahlen 
(mit Ausnahme der Landratbsmwahlen), im gleihen für die Wahlen der Bezirkswähler 
dur die Ortswähler im Stande der Landgemeinden. 

Die Dom-Gapitel ernennen auch fünftig ihre Abgeordneten und Stellvertreter nad) 
den bei ihnen beftehenden Objervanzen. 

Die Wahlen der Ortswähler in den zu Kolleltiv- Stimmen berechtigten Städten und den 
Landgemeinden erfolgen nah den rüdfjichtlih ihrer, wegen der Gemeindewahlen, beftehen- 
den Geſetzes⸗Vorſchriften oder Obſervanzen. 
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8. 14. 

Dagegen werden alle bisher gültigen Beftimmungen und Obfervanzen, melde bie: 
fem Reglement entgegenftehen, hierdurch aufgehoben. 

Gegeben Sansfouci, den 22. Juni 1842, 

(L. S) gez Frievrih Wilhelm, 
Prinz von Preußen. 
von Boyen. Mühler. von Rochew. von NRagler. Gr. von Alvendsleben. 
Eihhorn. von Zhile vonSapigny. Frh.vonBülom. von Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. 


Bekanntmachung. 


In Verfolg der Bekanntmachung vom 3. Januar d. J wird hierdurch zur öffent: 
lihen Kenntniß gebracht, daß nad) erfolgter Beendigung der Reviſion ber noch ſteuer— 
pflihtigen Waaren im Herzogtum Lauenburg mit demfelben nunmehr der den Zollvereins— 
Berträgen entiprechende freie Verkehr mit der in der Belanntmahung vom 3. Januar 
Hinfichtlih des Branntweins und Biers bezeihneten Beſchränkung eintritt. 

Berlin, den 4. Februar 1868. 

Der Finanz Minifter. 
von d. Heydt. 


(Erhebung und Controlirung ber inneren inbirecten Steuern betreffend.) 


Die Erhebung und Gontrolirung der fämmtlihen innern indireften Steuern in ben 
Ortſchaften Oberurfel, Stierftadt, Weißlirhen, Niederurfel, Heddernheim, Kahlbach und 
Bommersheim ift, in Folge einer Ermädtigung des Herrn Fiananzminifterd, vom 1, 
März d. J. ab dem Königlichen Unterfteueramte zu Homburg an Stelle des in der Bei: 
lage Nr. 31 des Intelligenzblattes für Naffau von 1867 genannten Steueramtes zu 
Gronberg übertragen worden, was hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebracht wird. 

Gajiel, den 7. Februar 1868. 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
In Vertretung: 
Schellenberg. 


58 
Nachſtehende Bekanntmachung des Herrn Finanz-Minifters: 


— Mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 3. Auguft v. Is. wird hiermit ein Ver— 
zeihniß derjenigen Steuerftellen zur öffentlihen Kenntniß gebracht, welche im Bezirk 
der Provinzial-Steuer-Direction zu Glüdftadt, in Folge des Anjchluffes der Provinz 
Schleswig-Holftein an das Gebiet der Branntweinfteuer-Gemeinihaft, mit der Befugniß 
zur Abfertigung des mit dem Anfpruch auf Steuer-Bergütung ausgehenden inländiſchen 
Branntmweins, beziehungsmweife zur Ertheilung der Ausgangsbeſcheinigung verfehen find. 

Außerdem ift dem im Bezirke der Provinzial-:Steuer-Direction zu Hannover be: 
legenen Neben-Zollamt I. auf dem Bahnhofe zu Hohnftorff die gleiche Befugniß ſowohl 
zur Abfertigung wie zur Bejcheinigung der betreffenden Branntweinausfuhren beigelegt 
und bie im Bezirk der Provinzial-Steuer-Direction zu Cöln belegene Steuer-Receptur 
zu Kevelaer ermächtigt worden, die aus ihrem Steuerbezirk erfolgenden Liqueur-Ver— 
fendungen zum Ausgange abzufertigen. 

Berlin, den 30. Januar 1868. ' 

Der Finanz Minifter. 

9%. von der Heybt. 

wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 

GSafjel, den 14. Februar 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 
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Verzeichniß— 


derjenigen Steuerſtellen, welche in dem Bezirle der Provinzial-Steuer⸗Direction zu 
Glüdftadt mit der Befugniß zur Abfertigung des mit dem Anſpruch auf Sale. 


gütung ausgehenden inländiihen Branntweins, beziehungsweiſe zur Ertheilung der Aus: 
gangs:Beiheinigung verſehen find. 






u | 2: 1 0% 
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Sleben T 
Sn — ze. —— dirfen bie Abferti- 
u | Hufirm gung des Branntweins nur bann 
en — a gen 
Bandsbed Eckernförde fteht, daß nad) erfolgter und bejchei- 
Reuftabt |Cappeln — ——— 
Apenrabe (hlußfähige Eifenbahmmagen oder 


Scifie verladen und die letzteren 
Transportmittel nad) angelegtem 
Raumverfhluß ohne Umlabung 


— demnachſt dent an ber aemählten 
a Eifenbahn oder Waſſerſtraße gele- 
erſen genen Nusgangs-Amte zugeführt 
Wewelsfleth werben. Yepteres Amt hat alddann 
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or eh | Ausfupr-Anneldung abzugeben. 
Lübel am 2. Wenn die in Spalte I bie 4 
Bahnhofe aufgeführten Abfertigungs-Aemter 
Heiligenhafen fo gelegen find, daß fie die Ausfuhr 
des Bronntweine über die Grenze 
ohewacht nicht auf Grund der eigenen Wahr- 
rtau nehmung oder auf Grund der An- 
Stodelaborf abe von Begleitungs-Beamten be- 
Altona am einigen löunen, jo haben fie den 
Bahnho | abgefertigten Branntwein auf bie 
fe an ber Örenze gelegenen Aemter 
Langen elbe oder Anfagepoften abzulaffen und 
übernehmen die letzteren aldbann 


die Ertheilung der Ausgangebe- 
ſcheinigung. 
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Perſonal⸗Chronik. 

Seine Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: 
dem Taglöhner Paul Diefenbach zu Offheim, Amts Hadamar, das Verdienſt-Ehren⸗ 
zeichen für Rettung aus Gefahr zu verleihen. 

Die interimiftifhe Verwaltung der durch den Tod des Oberförfterd Bender erle- 
digten. Oberförfterftelle Merenberg ift dem Oberförfter-Gandivaten Diels übertragen. 

Nahdem der Schulinfpector Pfarrer Vogel zu Eppenrod auf fein Anfuchen von 
der Schulinjpection entbunden worden, ift die hierdurch zur Erledigung gefommene Schul- 
infpection des zweiten Bezirks im Amte Diez dem Pfarrer Deißmann zu Langenſcheid 
übertragen worden. 

Die Inſpection über die fatholiihen Schulen zu Kirdorf im Unter-Taunus-Kreife 
und Rödelheim im Landkreiſe Wiesbaden ift dem Sculinfpector Herborn in Heddern— 
beim übertragen worden. 


Der Eollaborator Schmidt zu Dillenburg ift in der zweiten (practifhen) Gymna— 
fiallehrer: Prüfung, die Reallehrer Chun zu Herborn und Reichwein zu Montabaur 
und Seminar⸗Hülfslehrer Realleyrer Lautz zu Ufingen find in der zweiten (practifchen) 
Reallehrer- Prüfung, die proviforifh an der höheren Bürgerſchule zu Wiesbaden rejp. an 
der Realichule zu Erbach beichäftigten Candidaten Heuß von Bredenheim und Erbe 
von Weilburg find in der erften Prüfung für das Lehramt der neueren Spraden an 
ftäbtifhen Mittelihulen als beftanden angenommen worden. 

Der Herr Minifter der geiftlihen, Unterrichts: und Medicinal-Angelegenheiten hat 
dem prafticirenden Thierarzt Dr. Martin Dietrich mit Anmweifung feines Wohnorts in 
Diez zum Kreis-Thierarzt des Unter-Lahnkreiſes ernannt und dem Candidaten ber 
Zahn-Arzneitunft Ratmund Walther von Hochheim auf Grund der beftandenen Staats: 
prüfung die Approbation als ausübender Zahnarzt in den Königlichen Landen ertheilt. 

Lehrgehülfe Friedrich von Hofheim ift an die neu errichtete Lehrgehülfenftelle in 
Königftein verfegt und Schulcandivdat Schmidt von Wörsdorf mit Verfehung der Lehr: 
gebülfenftelle zu Hofheim beauftragt worden. 

Lehrer Eid in Niederhadamar ift fuspendirt, Lehrer Schnorr von Billmar nad 
Nieverhadamar, Lehrer Sommer von Winkel nah Villmar, Lehrer Wollftadt in 
Winkel von der 4. an die 3. Lehrerftelle dafelbft, Lehrer Walther von Aulhauſen nad) 
Winkel, Lehrer Roth von Alpenrod nah Aulhaufen verjegt, Lehrvicar Altmann von 
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Hahn zum Lehrer in Alpenrod ernannt und der proviforische Lehrgehülfe Wagner von 
Höhn-Urdorf mit der Verfehung der Lehrvicarftelle zu Hahn beauftragt worden. 

Lehrer Göck in Limburg ift in den Rubeftand, Lehrer Kexel von Ems nad Lim— 
burg, Lehrer Acht von Sauertfal nah Ems verfegt und Schulcandidat Michels von 
Oberelbert an die Lehrvicarftelle zu Sauerthal dirigirt worden. 

Lehrer Mille in Rothenbach ift penfionirt und Schulcandivat Heun mit Ber: 
ſehung diefer Schule beauftragt worden. | 

Lehrer Schlimm in Königftein ift in den Ruheſtand, Lehrer Weil von Nieder: 
brechen nad SKönigftein, Lehrer Staat in Niederbreden von der zweiten an die erfte 
Lehrerftelle dafeloft, Lehrer Kürtel von Oberjosbach nad) Niederbrehen, Lehrer Stim- 
pert von Oberhattert nah Oberjosbah, Lehrer Niedt von Staubt nad Oberhattert, 
Lehrer Egenolf von Girod nah Staudt, Lehrer Stemmler von Ellenhaufen nad 
Girod, Lehrvicar Weimer zu Mühlen als Lehrer nach Ellenhaufen verjegt und Schul: 
candidat Sch wed von Wiesbaden mit Verfehung der Lehrvicarftelle in Mühlen beauf: 
tragt worden. 

Lehrer Ment in Efchenau ift penfionirt, Zehrer TH Schmidt von Bermbad 
nah Eſchenau, Lehrgehülfe W. Chr. Schmidt von Hof als Lehrer nah Bermbach ver: 
jegt und Schulcandidat See von Köppern, Amts Homburg, mit Verſehung der Lehrge— 
hülfenftelle in Hof beauftragt worden. 

Die proviforifchen LZehrgehülfen Händen zu Friedrihsthal, Heinrih Casper zu 
Griesheim und Henke zu Daufenau find an ihren feitherigen Stellen definitiv ange- 
ftellt worden. 


Todesfall. 


Am 16. Januar ift der Lehrer Groos zu Marfain mit Tod abgegangen. 
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Auf den Mir gehaltenen Vortrag genehmige Ich, unter Aufhebung aller entgegen— 
ftehenden Beftimmungen, die beifolgende Verordnung, betreffend die Organifation der 
Landmwehrbehörden und die Dienftverhältniffe der Mannſchaften des Beurlaubtenftandeg, 
jowie die Beftimmungen zur Ausführung derjelben; die im $. 11 und im 8. 12 ad 3 
der Verordnung enthaltenen, fowie die auf die Hebungen der Referviften Bezug habenden 
Beitimmungen jedoch vorbehaltlich der endgültigen Feftftellung derfelben im Wege der 
Gejeggebung. Sie haben hiernach das Weitere in Ihren Reſſorts zu veranlafjen. 

Schloß Babelsberg, den 5. September 1867. 

(L. S) Wilhelm, 
v, Roon. Graf zu Eulenburg. 


An den Kriegs: und Marine-Minifter 
und den Minifter des Innern. 
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Beſtimmungen 
zur Ausführung der Verordnung, betreffend die Organiſation der 
Landwehr-Behörden und die Dienſt-Verhältniſſe der Mannſchaften des 
Beurlaubtenſtandes. 


1) Alle den Feſtſetzungen dieſer Verordnung entgegenſtehenden älteren Beſtimmungen 
werden hierdurch aufgehoben. 

2) Die jetzt der Reſerve angehörenden Mannſchaften verbleiben in derſelben bis zum 
vollendeten ſiebenten Dienſtjahre. Es erfolgt daher in dieſem und im nächſten Jahre 
kein Uebertritt von der Reſerve zur Landwehr. 

Diejenigen Mannſchaften der Reſerve, welche mit Militär-Päſſen nah Schema I 
noch nicht verjehen find, erhalten jolche beim Uebertritt zur Landwehr. 

In den Rapporten 2c. werden diejenigen jchon jegt mit Landwehr-Päſſen verfehenen 
Leute, welche das jiebente Dienſtjahr noch nicht vollendet haben, als zur Reſerve ge: 
börend gerechnet. 

3) Eine Sonderung der Landwehr in zwei Aufgebote findet fortan nicht mehr ftatt. 
Bei der Einziehung zum. Dienjt entjcheidet lediglih das Dienftalter, welches nad) den 
Fefiiegungen des 5. 42 zu bemefjen ift. 

4) Ueber die allmählige Reducirung der Gelammtoienftpfliht wird alljährlich Be— 
ftimmung getroffen werden. 

Mit Ende dieſes „Jahres treten die beiden älteften Jahrgänge der bisherigen Yand- 
wehr zweiten Aufgebots, jowie diejenigen Wehrleute zum Landfturm über, welche wegen Bollen- 
dung des 39ſten Lehensjahres nah den früheren Beftimmungen hierauf Anſpruch haben. 

5) Die Dienftzeit der bis ultimo September c. eingetretenen einjährig Freiwilligen 
wird nad) den früheren Grundſätzen berechnet. 

6) Mit welchem Zeitpunkt die Uniarbeitung der Stammliften nad den Grundſätzen 
diefer Verordnung vorzunehmen ift, wird bejonders befohlen werden 

7) Die jegt noch vorhandenen Blanquetts zu Landwehr» Päfjen dürfen nur zur 
Ausjtellung von 7 Bublilaten für die der Landwehr ichon angehörenden Mannjchaften ver: 
wandt werden, 

8) Die Teheran Derjeitigen Mannſchaften, für melde Ueberweifungs:Nationale 
nah Schema 3. diefer Verordnung noch nicht vorhanden find, erfolgt beim Berzichen und 
bei Einberufungen zum Dienft in bisheriger Weile durch Nationale, welche beim Verziehen 
für jeden einzelnen Mann rah Schema 6. anzufertigen find. 

Bei Einziehung von Mannſchaften zu Truppentheilen des ſtehenden Heeres find die 
Nationale von jegt an mit Ueberweifungslifte nad) Schema 16 (er. $. 58.) einzufenden. 

9) Bei den Garde-Landwehrbataillonen gehen die bisher noch geführten Stammliften ein. 

10) In Betreff der Dienftverpflichtung der mit den neuen Landestheilen übernom- 
menen Mannschaften des Beurlaubtenftandes verbleibt es bei den hierüber befonders er: 
gangenen Beftimmungen. Die befondere Dienftverpflichtung diefer Mannjhaften muß aus 
ihren Militär: Päflen, forwie bei Uebermweifungen in andere Armee-Corps-Bezirke aus den 
Ueberweifungs:Nationalen jeder Zeit erfichtlich fein. 

Berlin, den 5. September 1867. 

I Der Kriegs: und Marine-Minifter. Der Minifter des Innern. 
von Roon. Graf zu Eulenburg. 


.. 
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Inhalts: Berzeihnif. 


Erfter Abſchnitt. 

Milttärifche Eintheilung des Staatsgebiets und 
Organifation der Yanbwehr-Behörben. 

1. Militäriſche Einteilung des Staats _ 

gebietes. 

2. Organifation und Refjort-Berhältniß 

ber Landwehr⸗Behörden. i — 

3. Perſonal der Landwehr⸗Bezirks·Com⸗ 

mandos. 

4. Perſonal der beſoldeten Stämme der 
Garde Landwehr· Bataillone. 

5. Verwendung des Perſonals bei den 
Landwehr⸗ Bezirks Commandos und 
den Garde- Landwehr- Bataillons⸗ 
Stämmen. 

5. 6. Berhältniß ver Yanbwebr » Bezirks- 
Commanbeure zu ben Commandeu— 
ren ber Yandwehr-Bataillone bei 
Formirung ver letteren. 

Zweiter Abſchnitt. 
Uebertritt der Mannjchaften aus dem activen 
Dienft in den Beurlaubtenftanv. 

T. Allgemeine Beftimmungen. 

8. Ertbeilung von Militär: Päffen. 

9. Ertheilung von Führungs-Atteften. 

0. Ueberweifung der Manuſchaften an 
die Yanbwehr: Bezirls⸗Commandos. 

Dritter Abſchnitt. 
Allgemeine Dienft-Berhältniffe der Reſerve und 
Landwehr. 

8. 11. Beftimmung der Reſerve und Yanb- 
wehr. 

$. 12. Dauer und Berechnung der Dienjtzeit. 

8. 15. Bürgerliche Berhältniffe der Dann: 
ſchaften des Beurlanbtenftantes, 

8. 14. Militär: Verhältniß der Mannjchaf- 
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$ 
$- 
8. 
$ 
$ 


ten des Beurlaubtenftandes, 

. 15. Melvepfliht der Mannjchaften des 
Beurlaubtenftandes bei der Entlajs 
fung aus dem activen Dienft, fowie 
beim Wobnorts- und Wohnungs: 
wechſel. 

8. 16. Meldepflicht der Mannfchaften des 
Benrlaubtenftandes bei Reifen. 

8. 17. Meldepflicht der Mannſchaften des 
Benrlaubtenftandes bei Berlegumg 
des Mohnorts oder Aufenthaltsorts in 
das Ausland, 

8. 18. Meldepflicht der Mannfchaften ves 
Beurlaubtenftandes beim Wandern. 

8. 19. Form der Meldungen und Eintragung 
derfelben in den Militär-Pah. 

8. 20. Beurlaubung in überjeeiihe Länder. 

8. 21. Auswanderung. 


$. 22. Mitwirkung der Givilbehörben bei 
der Controle der Mannichaften des 
Beurlaubtenftarbes, 

Vierter Abſchniti. 
Dienftverpältuiffe ver zur Dispofition der Trup⸗ 
pentbeile beurlaubten und der zur Dispofition 
ber Erſatzbehörden entlafjenen Mannſchaften ſo— 

wie dev Erſatz⸗Reſerve erſter Claſſe. 

8. 23. Bon den zur Dispoſition der Trup- 
pentbeile beurlaubten Manuſchaften. 

$. 24. Bon den zur Dispofition der Erjaß- 
behörden emtlaffenen Maunichaften. 

$. 25. Bon ver Erſatz -Reſerve erjter Claſſe 

Fünfter Abſchnitt. 

Gerichtlihe und Disciplinar-VBerhältnifje ver 
Mannichaften nes Beurlaubtenftndes, 
$. 26. Gerichtsitand der Mannjchaften des 
Beurlanbtenftandes. 

8. 27. Gerichtebarfeit und Berfahren in 
den ver die Militär-Gerichte gehö— 
renden Unterſuchungsſachen. 

8. 28. Gerichtebarfeit und Verfahren in ven 
vor die Givilgerichte gehörenden Un- 
terjuchungsjachen. 

3. 29. Dieciplinarbeftrafurg der Mannjchaf- 
ten des Beurlaubtenjtandes. 

$. 30. Rebabilitirung. 

Sechſter Abſchnitt. 
Bon der riſtenführung bei der Landwehr— 
Behörden. 

31. Liſteuführung im Allgemeinen. 

32. Von den Liſten und deren Cinrichtung. 

33. Von den Weberweiiungs-Nationalen. 

34. Zugang der Mannichaften. 

35. Abgong der Mannjchaften. 

36. Verfahren mit den VMannjchaften, 
welche in ver Heimathe-Eontrole zu 
führen find. 

$. 37. Uebertritt zur Landwehr und zum 
Landſturm. 

8. 38. Zurüdjtellung hinter den älteſten 
Jahrgang der Landwehr wegen Feld- 
dienſtunfähigleit. Ausſcheiden we- 
gen dauernder Dienſtunbrauchbarleit. 

$. 39. Zurückſtellung von Reſerve-⸗ und 
Landwehr⸗Mannſchaften in Berüd- 
fihtigung bäuslider und gemwerb- 
licher Verhältniſſe. 

8. 40. Zurüdjtellung der unablönmmlichen 
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Beamten. 

8. 41, Löſchen der Mannjchaften in ven 
Stammliften. 

8. 42. Beränderungs - Nachweiſungen zur 
‚Stammlifte. 


— 
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8. 43. Eontrole und Yiftenführung ver Mann- 


fchaften des Beurlaubtenftandes bes 
Garde-Eorps. 

Siebenter Abſchnitt. 
Bon den Eontrol-Berfammlungen. 


8. 44. Bon den Eontrol-:Berfammlnngen im 


8. 45. Wahl der Eontrolpläge. 


Allgemeinen, 

Beftim- 
mung ber Termine für bie Control⸗ 
Berfammlungen. 


8. 46. Beorderung zu den Eontrol:Berfamm- 


ungen. Dispenfation von benfelben 


8. 47. Bon den BVerlefe-Fiften. 
8. 48. Abhaltung der Eontrol - Berfamm- 


Bon den Uebungen ver Mannfchaften des Be— 


lungen. 
Achter Abſchnitt. 


urlaubtenftandes. 


8. 49. Zwed der Uebungen und Berpflich- 


8. 


m m em «in 


tung zur Theilnahme an benfelben. 


50. Ort, Zeit und Umfang ber Uebungen 


ber Referne-Mannfchaften. 
. Ort, Zeit und Umfang ver Yanbwehr- 
Uebungen. 


52, Auswahl der zu den Uebungen zu 


beordernden Mannschaften. 
. Zurüdjtellungen von den Uebungen. 


ziehenden Mannfchaften. 
. Befondere Beitimmungen für bie 
Uebungen der Lanpwehr-Infanterie. 
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Beſtands-Nachweiſungen. 
freiwilliger Eintritt zum Dienft. Erſatz 
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. Entlaffung ver Uebungs-Mannſchaft. 
Invaliden-Anjprüche. 
Neunter Abſchnitt. 


verloren gegangener Militär-Papiere. 
. Rapporte von ben Offizieren und 


Mannfchaften des Beurlaubtenjtandes. 
. 58. Berfahren bei Einberufung ver Mann- 


ſchaften des Beurlaubtenftandes zum 
Dienft und bei Wieverentlaffung der- 
ſelben. 


59. Freiwilliger Wiedereintritt ver Mann⸗ 


ſchaften des Beurlaubienftandes zum 
activen Dienſt. 


60, Erjag verloren gegangener oder ver- 
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dorbener Militär⸗Päſſe und Führungs: 
Zeugniſſe. 

Zehnter Abſchnitt. 
Anwendung der in den vorſtehenden 
Abſchnitten enthaltenen Beſtimmungen 
auf die Mannſchaften des Beurlaub- 
tenftandes der Marine. 


Einberufung und Beilage 


Sche mas. 
Schema Militãr⸗Paß. 
— Führungs⸗Atteſt. 
Ueberweifungs: Nationale. 
7 . Namentlichelleberweifungslifte. 


Stamm:tifte. 

. Straf-Berzeichniß. 

. Ab» und Zugangs-Controle 
für ein Yanbwehr- Bezirke- 
Commando. 

Pr 9. Ab⸗ und Zugangs-Eontrole 
für eine Landwehr⸗Com · 
pagnie, 

„ 10. Borftellungs-Lifte für bie 
felpvienftunfähig , reip. 
dienftuntauglich gewordenen 
Referviften und Wehrleute. 

„ 11. Namentlihes Berzeichniß 
der als unablömmlich be— 
zeichneten Beamten unb 
der wegen häuslicher Ver— 
hältniſſe zurückgeſtellten 
Mannſchaften. 

„ 12. Liſte ver mabkömmlichen 
Deamten. 

er 13. Berleje-tiften. 

14. Rapport von den Dffizies 
ren und Mannfchaften des 
Beurlaubtenftandes. 

„ 15. Geftellungs-Orbre. 

„ 16. Ueberweiiungs-tifte per be- 
orderten Mannjchaften. 
Beilagen. 

Auszug aus dem „Strafge- 
ſetzbuch für das Preufijche 

Heer Theil 11,“ 

. Auszug aus der „Verorb- 
nung über die Dieciplinar- 
Beitrafung in der Armee“. 

. Beltinmungen über Klaffi- 

fieirung der Reſerve⸗ und 

Landwehr «» Mannjchaften 

rückſichtlich ihrer häuslichen 

u, gewerblichen Berhältnifje. 

Anbang. 
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Bezeichnung, unter welcher die Formulare 


aus der Verordnung, betreffend die Or⸗ 
ganifation der Landwehr-Behörden 
und bie Dienjt:Berhältnifje ver Mann⸗ 
fhaften bes Beurlaubtenjtandes von 
ber Königlichen Staatsdruckerei (Ber- 
lin, Oranienftr. 92—94) zu beziehen 
find, nebft Preis-Angabe. 


. Rehabilitirungs:Vorjchlagslifte, 
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Ä Verordnung, 
betreffend die Organiſation der Landwehr-Behörden und die Dienſt— 
Berhältniſſe der Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes. 
Vom 5. September 1867. 


Erfter Abſchnitt. 
Militärifhe Eintheilung des Staatsgebietd und Organifation der Landwehr:Behörden. 
— 
Militäriſche Eintheilung des Staatsgebietes. 

I) Das Gebiet des Preußiſchen Staates ift in 11 Armee-Corps-Bezirke eingetheilt. 

Im Norddeutihen Bunde bildet das Königreih Sachſen den 12. Armee-Corps- 
Bezirk. Die übrigen Bundesftaaten gehören in militärischer Hinfiht zu dem BVerbande 
der vorerwähnten 11 Armee-Corps. 

2) Jeder Armee-Corp3-Bezirk befteht aus zwei Divifiong-Bezirfen, jeder Divifions- 
Bezirf aus zwei Infanterie-Brigade-Bezirken. 

3) Die Infanterie-Brigade-Bezirke find in Landmwehr-Bataillons-Bezirke, die letzteren 
in Gompagnie-Bezirfe eingetheilt. 

Im Allgemeinen entiprechen jedem Xiniensinfanterie-Regimente zwei Landwehr: 
Bataillons-Bezirke, aus welchen erjteres feinen Erjag und jeine Completirungs-⸗Mann— 
ſchaften erhält. 

Für die Truppentheile der Garde werden die Ergänzungs-Mannihaften aus dem 
ganzen Gebiete des Preußiſchen Staates, für die Marine aus dem ganzen Gebiete des 
Norvdeutihen Bundes, für die Füfilier-Regimenter , die Gavallerie und die Special- 
Waffen der Linie aus dem ganzen Bezirke der betreffenden Armee-Corps gejtellt, 

Die in den Rejerve-Bezirfen vorhandenen Mannichaften find vorzugsweije zur Aus: 
gleihung bei Geftellung des Erjages und der Komplettirungs-Mannihaften bejtimmt. 

Drganifation und Reſſort-Verhältniß der Landwehr-Behörden. 

1) Die Dienftangelegenheiten der Landwehr und aller zum Beurlaubtenftande gehö- 
renden Militärperjonen refjortiren von den Territorial-Behörden,*) denen insbejondere 
auch die Bermittelung der Beziehungen zwifchen den Truppen des ftehenden Heeres und 
den im Beurlaubtenverhältniß befindlihen Mannfchaften obliegt. 


*) Die befonderen Dienftverhältniffe der zur Klaſſe A gehörenden Jäger werben durch die Infpection ber Jäger 
und Schügen geregelt. 
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2) In den Armee» GCorps- Bezirken fungiren die General-Commandos oder , wenn 
dieje nach einer Mobilmahung den Bezirk verlaffen , die ftellvertretenden General:Com- 
mandos als oberfte Territorial-Behörden. 

3) Den Divifions:Commandos fteht im Frieden in den Divifions-Bezirken die Ober: 
auffiht und Mitwirkung in Bezug auf die gerichtlihen und die Disciplinar-Verhältniffe 
der Mannſchaften des Beurlaubtenjtandes, auf die Mebungen der letzteren, auf die ökono— 
mifchen Angelegenheiten der Landwehr umd auf alle diejenigen Vorbereitungen und An: 
orbnungen zu, welche fi auf die Mobilmahung der Divifion beziehen. 

Bei Einiegung ftellvertretender Behörden für den Armee-Corps-Bezirt gehen die 
Functionen der Divifions:Commandos auf die ftellvertretenden General-Commanbos über. 

4) Die Infanterie-Brigade-Commandos — event. die ftellvertretenden Infanterie— 
Brigade-Sommandos — leiten und controliren die Thätigkeit der zu ihrem Bezirk gehö— 
rigen Landwehr-Bezirks-Commandos, und zwar, jomeit ſich nicht aus den ad 3 gegebenen 
Beftimmungen ein Anderes ergiebt, unter dem unmittelbaren Befehle der General: 
Commandos. 

5) Für jeden Landwehr-Bataillons-Bezirk iſt ein Landwehr-Bezirks-Commando ein— 
geſetzt, welches unter dem directen Befehle des betreffenden Infanterie-Brigade-Comman— 
dos fteht. 

Die Thätigkeit der Landwehr-Bezirks-Commandos erftredt ſich auf: 

a. die Regelung aller Dienftverhältniffe und die Gontrole der Perſonen des Beur— 
laubtenftandes; 

b. die Vorbereitung und eventuelle Ausführung aller militäriihen Mafregeln, 
welche im Falle einer Mobilmahung für ihren Bezirk erforderlich find; 

e. die Sicherung,*) Inftandhaltung und, nah Mafgabe der anderweitig hierüber 
ergebenden Beftimmungen, die Beihaffung, reip. Heranihaffung der für die 
Landwehr-Bataillone erforderliben Bekleidungs- und Ausrüftungs-Gegenftände, 
Waffen und Munition ; 

d. die Erfag- Angelegenheiten (fiche Militär-Erſatz-Inſtruction); 

e. die Angelegenheiten der im Bezirke lebenden Invaliden (fiehe die hierüber er: 

gangenen befonderen Beftimmungen). 

6) In jedem Landwehr-Compagnie-Bezirk ift ein Bezirfsfeldmebel ald Organ des 


*, Das Landwehr-Bezirfd-Commando ift für die Sicherung der Beitände des Yandwehr-Bataillons vnerant: 
wortlich, und fteht ihm das Recht zu, für deren Bertheibigung erforderligen alles, unter gleichzeitiger Meldung an 
bie vorgefegten Behörden, Mannihaften aus dem Beurlaubtenftanbe einzub erufen 
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Landwehr: Bezirk3-Commandos zur Vermittelung des Verkehrs des letzteren mit den Mann- 
Ihaften des Beurlaubtenftandes ftationirt. 

Wenn Compagnie Führer von der Linie in den Bezirk commandirt werden, ſo führen 
diefe die Eorrefpondenz der Compagnie unter ihrem Namen und ihrer alleinigen Verant- 
wortung und üben perfönlih die Controle der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes 
aus; der Bezirfsfeldwebel dient ihnen zur Unterftügung bei den fchriftlihen Arbeiten. 

Ale Eorrefpondenzen, welche über den Bataillons-Bezirk hinaus gehen, find duch 
das Landmwehr-Bezirfscommando zu führen. 

In wie weit die Allerhöchſt ernannten Landwehr-Compagnie-Führer des Beurlaub- 
tenftandes zum Dienfte im Bezirk mit heranzuziehen find, haben die Landwehr-Bezirks— 
Commandeure in jedem einzelnen Falle nach Lage der Verhältniffe zu beſtimmen. (Bergl. 
$. 48 ad |.) 

7) Die Führung der Ipeciellen Dienftangelegendeiten der Garde-Landwehr, jo weit 
diefelben nicht von den Provinzial-Landwehr-Behörden reflortiren, liegt den Garde-Land- 
wehr:Bataillons:-Commandos ob. (Vergl. $.5 ad 5 umd S. 43.) Diefelben ftehen unter 
dem Befehle des General-Commandos des Garde-Corps, reip. der betreffenden Garde- 
Infanterie-Divifions: und Brigade-Commandos,*) vermitteln unter Correſpondenz mit den 
Landwehr: Bezirkä:Commandos, jo weit erforderlih, die Beziehungen der Commando:Be: 
hörden des Garde-Corps zu den Mannſchaften des Beurlaubtenftandes des legteren und 
haben für die Siherung und Verwaltung der Beftände der Garde-Landwehr-Bataillone 
Sorge zu tragen. 

8) Die Landwehr: Bezirks:Commandos find verrflichtet, allen im dienftlichen Jnterefje 
an fie ergehenden Requifitionen anderer Militärbehörden Folge zu geben. Insbeſondere 
haben fie dem Artillerie-Brigade-Commando,.dem Yäger-, Pionier: und Train:Bataillon 
ihre Armee-Corps, dem General:Arzt und der Intendantur, den Garde-Landwehr-Ba— 
taillonen und den Marine-Behörden (efr. $. 61) diejenigen Ueberfihten und Beftands- 
nachmweifungen über die in ihrem Bezirk befindlichen Mannſchaften des Beurlaubtenjtandes 
einzufenden, deren biefe Behörden im dienftlihen Intereſſe bedürfen. 

8. 8. 
Perfonal der Landwehr-Bezirks-Kommandos. 

1) Stärke und Zufammenfegung der Landwehr: Bezirts-Commandos ergiebt ſich aus 
den Etats. 








*) So lange in den Bezirken des 9., 10. und I. Armee:Eorps Garde:Landwehr:Bataillond:Gonmandos nit 
errichtet find, werden bdafelbft die fpeciellen Dienftangelegenheten ber Garde-Landwehr durch die Linien: F.ifanterie- 
Prigade-Gommandos unter direftem Verkehr mit dem Gereral-Commando des Garde-Corps erledigt. 


64 


2) Die Adjutantenftellen bei den Landwehr-Bezirks-Commandos werden durch Lieute- 
nantd wahrgenommen , welche von den correipondirenden ZiniensRegimentern auf je 2 
bis 3 Jahre zu commandiren find; bis auf Weiteres find jedoch die General-Gommandos 
ermächtigt, zu diefen Stellen auch penfionirte oder zur Dispofition ftehende Dfficiere 
oder Landwehr-Officiere zu berufen. 

3) Das Unterperfonal, beftehend aus Unterofficieren, Gefreiten und Gemeinen 
(Musfetieren), wird ergänzt ; 

a. durch Uebermeifung geeigneter Mannſchaften aus den zum Brigade-Verbande 
gehörenden Linien-Regimentern auf Antrag des Landwehr-Bezirks-Commandeurs 
duch den Brigade-Commandeur ; 

b. durh Annahme von Gapitulanten; 

c. durch Annahıne dreijährig freiwilliger und Aushebung von Recruten, beides je 
doh nur unter Genehmigung des Infanterie-Brigade-Commandos. Die mili- 
täriiche Ausbildung der qu. Mannſchaften ift bei den Linien-Regimentern der 
Brigade zu bewirken; 

d. durh als Halbinvalide ausgeihievene Mannihaften aus dem Bezirke des be 
treffenden Armee-Gorps. ä 


4) Die Bezirköfeldwebel werden auf Vorſchlag des Landwehr-Bezirfs-Commandeurs 
durch den Brigade-Sommandeur zu diefer Charge befördert. 

Die Beförderung zu Sergeanten, Unterofficieren, Gefreiten erfolgt durch den Land— 
wehr:Bezirk3:Commandeur. 

5) In Betreff des Ausſcheidens, der Verſorgungs-Anſprüche ꝛc. gelten für die zu 
den Landwehr-Bezirks-Commandos gehörenden Mannſchaften diefelben Grundfäge, wie für 
die Mannihaften gleicher Dienft-Gategorien des ftehenden Heeres. 

s. 4. 
Perfonal der befoldeten Stämme der Garde-Landwehr-Bataillone. 


1) Stärke und Zufammenfegung der bejoldeten Stämme der Garde-Landwehr:-Ba- 
taillone ergiebt fih aus den Etats. 


2) In Betreff der Bataillons-Commandeure und der Adjutanten, fowie in Betreff 
der Ergänzung, Beförderung ꝛc. des Unterperfonals finden die Beftimmuungen des $. 3 


analoge Anwendung; die Feldwebel bei denjelben werden jedoch Allerhöchften Ortes auf 
deöfallfigen Vorſchlag ernannt, 
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$. 5. 
Verwendung bed Perjonals bei den Landwehr-Bezirks-Commandos und ben Garde⸗Landwehr⸗ 
Bataillons-Stämmen. 
1) Dem Landwehr-Bezirks-Commandeur ſteht zur Unterftügung bei den ihm oblie- 
genden Dienftfunctionen der Adjutant und das Unterperfonal zur Verfügung. 


2) Der Adjutant leitet nah Anmeifung des Landwehr: Bezirks:Gommandeurs alle 
Bureau-Arbeiten und fungirt event. als unteriuchungsführender Offizier (vergl. 8. 27); 
auch ift derjelbe Mitglied der Kaffen- und Belleidungs-Commiffion. 

Bei Abweſenheit des Bezirks-Commandeurs ift er deflen Vertreter, fofern nicht ein 
dienftthuender älterer DOfficier des Bataillons im Stabsquartier anweſend ift. 

3) Den im Bezirk ftationirten Bezirksfeldwebeln kann Seitens des Bezirks⸗Com⸗ 
mandeurs im Bebarfsfalle dauernd oder vorübergehend ein Gefreiter oder Gemeiner zu: 
getheilt werden. 

Das übrige Perfonal befindet ih im Bataillons-Stabs-Duartier. 

4) Das Perſonal der Landwehr-Bezirks-Commandos bleibt beim Zufammentritt der 
Landwehr-Bataillone zum Dienft, fei ed zur Uebung, bei einer Mobilmahung oder bei 
einer außergewöhnlien Einberufung, in der Regel im Bezirf in feinen Dienftfunctionen. 
Ob und zu welchem Zeitpunfte im Falle einer Mobilmahung etwa die als Adjutanten 
bei den Bezirks-Commandos fungirenden Linien-Dfficire gu ihren Regimentern zurüdtreten 
folfen, bleibt der Beftimmung des Kriegäminifteriung vorbehalten. 


5) Das Perſonal der Garde: Landwehr: Bataillons : Stämme befindet fih in den 
Stabs-Quartieren der Garde-Landmwehr-Bataillone und wird, wenn lettere zum Dienft aus 
fammentreten, in der Regel zur Yormirung derjelben mit verwandt. 


$. 6. 
Verhältniß der Landwehr: Bezirks:Commandeure zu ben Commandeuren der Panbwehr-Bataillone 
bei Kormirung der leteren. 

1) Die Landmwehr-Bezirls:Commandeure haben alle zur Formirung der Landwehr: 
Bataillone erforderlichen Vorbereitungen zu treffen und liegt denfelben, wenn bie Formi— 
rung befohlen wird, namentlich die Beorberung der Dfficiere und Mannſchaften, fo wie 
die Bereithaltung resp. Herbeilhaffung der Bekleidung, Ausrüſtung, Bewaffnung und 
Munition ob. 


2) Späteftens am Tage vor dem Zufammentritt des Bataillons übergiebt der Land: 
wehr⸗Bezirks⸗Commandeur dem mit dem Commando des Zandwehr-Bataillons beauftragten 
2 
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Dfficier die für das Bataillon erforderlihen Bekleidungs: und Ausrüftungs:Gegenftäude, 
fo wie die event. vorher von den Artillerie-Depots beranzuziehenden Waffen nebjt Zube: 
hör uud Munition. Hierüber ift eine Verhandlung aufzunchmen. 

3) Die im Stab3-Quartier eintreffenden Mannihaften werden durch den Landwehr— 
Bezirks-Commandeur gefammelt , nad) dem Etat vorläufig formirt und demnächſt dem 
Bataillens-Commandeur übergeben, welcher von biefem Augenblid an das Commando des 
Bataillons mit allen Gerechtianen eines jelbitftändigen Bataillons-Commandeurs über- 
nimmt und die Einfleidung der Mannſchaften veranlaßt. 


4) Für Vergehen, melde Mannſchaften des Bataillons vor ihrer Uebergabe an den 
Bataillons:Commandenr fih zu Schulden fommen lafien, wird event. die Strafe durch 
den Landwehr⸗Bezirks⸗Commandeur beftimmt und auf Requifition des Letzteren durch den 
Bataillons⸗Commandeur vollſtreckt, jofern die Vollſtreckung nicht bis zur Wieberentlaffung 
auszuſetzen ift. 

Mannschaften, welche fich zu ſpät geitellen, find nicht direct von dem Bataillons- 
Commandeur anzunehmen, ſondern jtet nur dur Vermittelung des Landwehr-Bezirks- 
Commandeurs. 

5) Bei Uebungen darf der Bataillons:Commandeur die Beurlaubung oder Wieder: 
entlafjung einzelner Mannſchaften nur im Einverftändniß mit dem Landmwehr-Bezirks- 
Commandeur verfügen. Das gleihe Einverftändniß ift erforderlich zur Wiederentlaflung 
einzelner Mannichaften vor beendeter Formation des Bataillons bei einer Mobilmahung 
oder bei einer außerordentliden Einberufung der Landwehr. Nach beeudeter Formation 
bedarf es hierzu der Genchmigung des General-Gommandos. 

6) Bei Wiederauflöfung des Bataillons veranlaßt der Bataillons-Commandeur die 
Auskleidung und Entlafjung der Mannſchaften und liefert nah vorgängiger Reinigung 
die Bekleidungs- und Ausrüjtungs-Gegenftände , die Waffen, ſowie die nicht verbrauchte 
Munition in der ad 2 angegebenen Weiſe zurüd, zu weldem Zwede per Compagnie ein 
Unterofficier und zwei Mann nad Auflöfung des Bataillons noch 24 Stunden im Dienft 
behalten werben dürfen. 

Strafen, welche nad Nuflöfung des Bataillons etwa no zu verbüßen find, voll- 
ſtreckt der Landwehr-Bezirks-Commandeur auf Requifition des Bataillons-Commandeurs. 

7) Der Landwehr-Bezirks-Commandeur und der Commandeur des formirten Land» 
mwehrsBataillons haben einander jede mögliche Unterftügung zu gewähren. 
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Zweiter Abſchnitt 
Uebertritt der Mannichaften aus dem activen Dienft in den Beurlaubtenftand 
8. 7. 
Allgemeine Beftimmungen *). 

1) Mannſchaften, melde, ohne als invalide anerkannt zu fein, nah erfüllter Prä— 
jenzpflicht, aber vor vollendeter Tjähriger Dienftzeit aus dem activen Dienft entlafjen 
werden, treten zur Reſerve ihrer Waffe; Diejenigen, welche nach vollendeter Tjähriger 
und vor vollendeter 12jähriger Dienftzeit, ohne invalide zu fein, entlafjen werden, ſowie 
ale Diejenigen, welche vor vollendeter 12jähriger Dienftzeit als Halbinvalide aus dem 
activen Dienft ausfcheiden, zur Landwehr ihrer Waffe über. 

2) Mannichaften, welche nad 12jähriger Dienftzeit und vor vollendetem 42. Lebens: 
jahre entlafjen werden, treten zum Zandfturm über. 

3) Ausgenommen von der Regel ad 1 find: 

a. die einjährig Freiwilligen der Jäger und Schügen, welche nicht gelernte Jäger 
find, ſowie Jäger der Klaſſe B., welche während ihrer activen Dienftzeit nicht 
mindejtens zwei Schiebübungen vollftändig abfolvirt haben; biefelben treten zur 
Reſerve der Provinzial-Infanterie über; 

b. die einjährig Freiwilligen der Garde; diefe werben zur Provinzial-Refjerve 
ihrer Waffe entlafjen; 

ce. die als Roßärzte bei der Garbe-Cavallerie, GardesFeld-Artillerie und dem 
Garde-Train dienenden Mannſchaften; diejelben find zur Provinzial:Referve 
(Landwehr) zu entlafjen; 

d. diejenigen Gavalleriften, welche zur Reſerve des Trains entlaffen werden; 

e. die Mannſchaften der 3. Compagnie der Feuerwerks-Abtheilung; diefelben find 
zur Referve der Feftungs:Artillerie zu entlaflen. 

4) Die Mannihaften, welche aus dem activen Dienft zur Reſerve oder Landmehr 
übertreten, find bei ihrem Zruppentheil in Abgang zu bringen, Icheiden aus den Stamm: 
Iiften defjelben aus und treten al3 „Mannſchaften des Beurlaubtenftandes” in die Gon- 
trole der Landwehr-Behörden. 

5) Bevor die Mannjhaften von den Truppentheilen entlafjen ‚werben, find fie durch 
letztere über ihre Dienftpflichten im Beurlaubtenftande zu inftruiren. 


— 


*) Anmert!. Wegen ber zur Dispofition der Truppentheile zu Beurlaubenden und ber zur Dispofition ber 
Erfagbehörben zu entlafjenden Mannſchaften vergl. $$. 28 reip. 24. 2 


5, Schema 1. 


68 


6) Mannſchaften, welche nad) der Entlaffjung nicht jogleih nach dem jelbftgemählten 


dauernden Wohnort gehen, jondern ſich noch anderwärts aufhalten wollen, kann Seitens 
der entlafjenden Behörde geftattet werden, die Anmeldung beim Bezirks: Feldmwebel bis zu 
vier Moden nah der Entlaffung zu verichieben (cfr. $. 8 ad 4 und $. 15 ad |). 
8. 8. 
Ertheilung von Militärpäffen. 

1. Jeder Soldat, welder aus dem activen Dienfte entlaflen wird, erhält von feis 
nem Truppentheil einen Militärpa nah Schema 1, mwelder ihm fernerhin bei allen 
Beranlafiungen als Ausweis über fein Militär: Verhältniß dient. 

2) Der Militärpaß wird von dem betreffenden Regiments-Commando (bei den felbft- 
ftändigen Bataillonen von dem Bataillons-Sommando, für die Militär-Bäder von dem 
Commando des betreffenden Train-Bataillons, für die Aerzte und Pharmazeuten von dem 
Seneral-Stabsarzt der Armee, für die Krankenwärter von der ntendantur des betref: 
fenden Armee:Corps) ertheilt. 

3) Außer denjenigen Angaben, welche in dem Militärpab dem Schema entiprechend 
einzutragen find, müfjen darin auch alle fonftigen Notizen aufgenonmen werden, welche 
bei Wiedereinziehung der Mannſchaften für ven Truppentheil von Intereſſe fein können. 

Dahin gehören bejonders: 

a. Commandos zur Ausbildung in beionderen Dienftzweigen (im Pionierbienft, 
im Gifenbahndienft, im Xelegraphendienft, zur Packung und Führung von 
Batronenwagen, ald Zahlmeifter, Krankenträger, Zufchneider, als Arbeiter an 
der Nähmaſchine 2c.); 

b. Commandog zum Lehr-nfanterie-Bataillon,, zur Gentral-Turn-Anftalt, ſowie 
ur Reitihule oder Schießſchule; 

e. bei den Jägern, ob zur Glaffe A. oder B. gehörig; 

d. bei der Gavallerie, Feld-Artilferie und dem Train: Ausbildung als Bejchlag- 
ichmied in der Lehrfchmiede der Militär-Roßarztichule oder bei der Truppe; 

e. bei der Artillerie: ob als reitender, Feld- Fuß- oder Feftungs-Artillerift, als 
Fahrer oder bei einer Feuerwerts-Abtheilung ausgebildet; 

f. bei den Pioniren: ob als Sappeur, Mineur oder Pontonier ausgebildet; 

g. beim Train: ob als Fahrer vom Sattel, Fahrer vom Bod, Padpferdeführer, 
berittener oder unberittener Pferdewärter ausgebildet. 

4) Wenn Mannihaften bei ihrer Entlaffung Meldefrift erhalten (efr. $.7 ad 6), jo 
ift in dem Militärpak der Vermerk einzutragen: Hat Melvefrift bis . . . - 
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5) Alle Angaben im Militärpaß müflen deutlih und ohne Abkürzungen geſchrieben 
werben. 

Bezeichnung der Ehrenzeihen in den Militärpäflen. ©. $. 31. 

Führungszeugniffe und Strafen find in den Militärpaß nicht aufzunchmen. 

8. 9. 
Ertheilung von Führungs-Atteften. 

Neben dem Militärpaß erhält jeder Mann bei feiner Entlaffung aus dem activen 
Dienft ein Führungs-Atteft nah Schema 2. Daffelbe ift bei den Truppen vom Com: S. -chema 2. 
pagnie:, Esfadron: reſp. Batterie-ChHef, für die Aerzte und Pharmaceuten von dem Ge: 
neral-Stab8-Arzt der Armee, für die Kranfenwärter von der betreffenden Lazareth-Com— 
mifjion auszufertigen In das Führungs-Atteft find ſämmtliche gerichtliche (kriegs- und 
ftandrechtliche) und die Disciplinar-Strafen, legtere jedoch mit Ausschluß der Heineren 
Disciplinarftrafen aufzunehmen. 

8. 10. 
Ueberweifung der Mannfhaften an die Landwehr-Bezirks-Commandos 

1) Für jeden aus dem activen Dienft in den Benrlaubtenftand übertretenden Mann 
wird ein Ueberweilungs:Nationale in separato nad) Schema 3 angefertigt, von demjenigen &. Schema 3. 
Befehlshaber unterzeichnet, welcher nad) $. 9 das Führungs-Atteft ausfertigt und bei 
den Truppen dem Regiments: (bei felbjtftändigen Bataillonen dem Bataillons:) Com— 
mando eingereicht. (Vergl $. 33.) 

2) Die nad $. 8 ad 3 und 4 in den Militärpaß einzutragenden Angaben, ſowie 
der Inhalt der Führungs-Attefte und Strafverzeihniffe find gleichlautend in das Ueber: 
weifungs:National aufzunchmen. 

3) Das Regiments» ıc. Commando fendet die Nationale originaliter unter Beifügung 
namentlicher Ziften nah Schema 4 direct an die Provincial:Landwehr-Bezirks-Gomman: S. Schema 4 
dos, in deren Bezirk die Betreffenden entlafjen find, und zwar in der Regel fo zeitig, 
daß die Nationale in den Händen der Bezirks-Feldwebel fein können, wenn die Anmel- 
dung der Entlafjenen erfolgt. 

Die qu. namentlihe Lifte ift auch einzelnen Nationalen beizufügen. 

4. Die Uecberweifung der Militär-Bäder, Pharmaceuten und Krankenwärter an die 
Landwehr: Berzirts-Commandos erfolgt Seitens derjenigen Behörden, welche nah $. 8 
ad 2 die Militär-Päfje für diefe Mannſchaften ausfertigen. 

5) Bei Entlaffung von Mannihaften, gegen welche auf Zuchthausſtrafe, Verſetzung 
in die zweite Glafie des Soldatenjtandes, Unterfagung der Ausübung der bürgerliden 
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Ehrenrechte auf Zeit oder Stellung unter Polizei-Auffiht erfannt worden if, — bei 
den legtgenannten Fällen nur, wenn die Wirkung der Strafe noch fortdauert —, haben 
die betreffenden Militär-Behörden dem Landrath des Kreifes, in welchem der Entlaffungs- 
ort liegt, oder wenn letzterer einem landbräthlichen Kreife nicht angehört, der Orts-Poli— 
zeisBehörde eine Abichrift des Tenor des ergangenen Straferkenntnifjes zu überfenden. 
Hierbei ift der Tag anzugeben, an weldem das Erkenntniß rechtsfraftig geworden, und 
der Tag, an weldhem die erkannte Freiheitsftrafe verbüßt worden ift. 

6) Uebermweifung von Mannjihaften, welche aus dem Beurlaubtenftande zum Dienft 
eingezogen waren, bei ihrer Wiederentlaſſung ef. 8. 58. 

7) Für Mannfhaften, welche fih am Entlafjungstage Krankheit halber im Lazareth 
befinden, fertigt der Truppentheil Weberweifungs-National, Militär-Paß und Führungs: 
Atteft aus und ftellt diefe, mit entiprechendem Vermerk im National und Militär:Paß, 
der LZazaretd-Commillion zu. Letztere händigt den Mannfchaften bei ihrer Entlaffung 
aus dem Lazaretd das Führungs-Atteft und den Militärpaß aus, nachdem von ihr bie 
erforderlihen Notizen darin eingetragen und unterfchrieben find, und überweiſt diefelben 
mittelft des Nationals an die betreffenden Landwehr-Bezirks-Commandos. 


Dritter Abſchnitt. 
Allgemeine Dienft:Berhältniffe der Referve und Landwehr. 
8. 11. 
Beitimmung der Reſerve und Landwehr. 

1) Die Mannichaften der Rejerve dienen zur Ergänzung des ftehenden Heeres im 
Falle nothwendiger Verftärkung oder bei Mobilmahung befjelben und werben in ber Re- 
gel wieder zu ihrem früheren Truppentheil einberufen, fofern fie fih im Ergänzungäbe- 
zirk defielben befinden. Die Jäger der Claſſe A. werden, auch wenn fie fi in anderen 
Armee⸗Corps⸗Bezirken aufhalten, event. ſtets wieder zu demjenigen Bataillon eingezogen, 
bei welchem fie gedient haben. 

2) Die Landwehr iſt zur Unterftüsung des ftehenden Heeres im Kriege beftimmt. 

Die Landmwehr-Infanteri® wird in befonders formirten Landwehr-Truppenkörpern 
zur Vertheidigung des Vaterlandes als Referve für das ftehende Heer verwandt. Die 
Mannfhaften des jüngften Jahrganges der Landwehr-nfanterie föunen jedoch erforder: 
lihen Falles auch in Erjagtruppentheile eingeftellt werben, die Mannſchaften der Lanb- 
wehr⸗Cavallerie werben im Kriegäfalle nad) Mafgabe des Bedarfs in bejondere Truppen: 
körper formirt. Die näheren Beftimmungen über die Formation der Landwehr: Jnfan- 
teriee und Gavallerie-Truppenkörper find in dem Mobilmahungs: Plane enthalten, 
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Die Landwehr-Mannihaften der übrigen Waffen werden bei eintretender Kriegs: 

gefahr nach Maßgabe ded Bedarfs zu den Fahnen des jtehenden Heeres einberufen. 
$. 12. 
Dauer und Berechnung der Dienftzeit. 

1) Die Verpflihtung zum Dienft im jtehenden Heere dauert 7 Jahre. 

Während diefer 7 Jahre find die Mannſchaften die erften drei Jahre zum ununter: 
brochenen activen Dienft verpflichtet und werden nächftdem zur Reſerve beurlaubt. 

2) Nah erfüllter Dienftpflicht im ftehenden Heere erfolgt der Webertritt zur Zanb- 
wehr, in welcher die Dienftverpflihtung fünf Jahre dauert. 

Mannihaften der Gavallerie, welde fich freiwillig zu einer vierjährigen activen 
Dienftzeit verpflichtet haben, dienen in der Landwehr nur drei Jahre. 

3) Die active Dienftzeit wird nad dem mwirklih erfolgten Dienfteintritt mit ber 
Maßgabe berechnet, dat diejenigen Mannſchaften, welche in der Zeit vom 2. October 
bi8 ult. März eingeftellt werden, ald am vorbergehenden 1. October eingeftellt 
gelten. 

Hat in Folge ausgebrochenen Krieges eine Rekruten-Einftelung in der Zeit vom 
l. April bis 50. September vorgenommen werden müſſen, jo gelten die mährend 
diefes Zeitraumes eingejtellten Mannſchaften als am nächſtfolgenden 1. October ein- 
geftellt. 

Ebenjo wird die active Dienftzeit der als brodlos und der als unfichere Heeres 
pflichtige eingeftellten Mannſchaften (ſ. SS. 108 und 171 der Milit.-Erfag-Jnftr.) erft 
von dem auf ihre Einftellung folgenden 1. October an gerechnet. 

4. Die Dienftzeit in der Reſerve und Landwehr wird von demfelben Zeitpunct an 
berechnet, wie die active Dienftzeit (cf. $. 37). 

5. Die Gejammtdienftzeit derjenigen Mannfchaften, welche zeitweife aus dem activen 
Dienfte entlafjen und fpäter wieder zur Erfüllung ihrer dreijährigen activen Dienftpflicht 
eingezogen worden find, ift vom Zeitpunet ihrer erften Einftellung an zu berechnen (vergl. 
$. 83 der Milit.-Erjag-nitr.). 

6) Mannihaften, welche während ihrer activen Dienftzeit Feftungsftrafe erlitten 
haben, find demjenigen Jahrgange des Beurlaubtenftandes zuzutheilen, welder an dem 
auf ihre Entlafjung folgenden allgemeinen Entlafjungs: Termin zur Rejerve übertritt. 

Fejtungsftrafe, welche während der Dauer des Referve: und Landwehr-Berhältnifjes 
verbüßt wird, ift rücfichtlih des Webertritts zur Landwehr und des Ausfheidens aus 
legterer außer Betracht zu lafien. 
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7. Reſerve- und Landwehr-Mannihaften, melde fi durch Unterlaffung der vorge: 
ſchriebenen Meldungen oder andermweit der Gontrole entziehen, haben, abgefehen von der 
nah $. 29 zu veranlafjenden Beftrafung, die Zeit der Gontrol-Entzieyung in der Re- 
jerve resp. Zandwehr nachzudienen, und zwar der Art, daß Mannichaften, welche fih 1 
Jahr der Eontrole entzogen oder eine Drdre zum Dienft, resp. zur Gontrol:Berfamm: 
lung nicht befolgt haben, ein ganzes Jahr, die welche fih mehr als ein und weniger als 
zwei Jahre der Controle entzogen haben, zwei ganze Jahre nahdienen u. |. w. 

Bei Control-Entziehung von fürzerer Dauer als einem Jahr, erfolgt, wenn durch 
diefelbe eine Geftellung zum Dienft nicht verfäumt ift, nur die Beftrafung nad $. 29. 

8. Gelernte Jäger, welche auf Forftverforgung dienen und ſich zu einer 12jährigen 
Dienftzeit verpflichtet haben (Klafje A. der Jäger), verbleiben bis zur Erfüllung ihrer 
12jährigen Dienftpflicht in der Neferve des Jäger-Corps. 

9. Die der Referve und Landwehr angehörigen Gandidaten der Theologie find aus 
allem Militär-Verhältniß zu entlafien, jobald fie definitiv als Prediger angeftellt wer— 
den, die Fatholifhen Theologen, jobald fie die Prieſterweihe erhalten. 

10) In Kriegszeiten findet weder ein Uchertritt zur Landwehr, noch ein Ausfcheiden 
aus Ichterer ftatt. 

11. Wenn in Kriegszeiten Mannſchaften aus der Erfareferve eingezogen und dem— 
nächſt ala ausgebildet entlaffen werden, ſo treten fie je nach ihrem Lebensalter zur Referve 
ober Landwehr über. 

Ihre Dienstzeit ift fo zu berechnen, al$ wenn fie im Kalenderjahre, in welchem fie 
das 20. Lebensjahr vollendet, zur Aushebung gelangt wären. Werden Mannfchaften biefer 
Kategorie vor erfolgter Ausbildung wieder entlafjen, jo treten fie in bie Erfagreferve 
zurüd. 

12) Referviften und Landmwehrmänner, welden der Auswanderungs-Conſens ertheilt 
worden ift, haben der Regel nah, wenn jie vor vollendetem 31. Lebensjahre wieder 
naturalifirt werden, die Zeit ihrer Abweſenheit nadyzudienen und treten daher wieder in 
die Kontrole der Landwehr-Behörden. 

Die betreffenden Infanterie-Brigade-Kommandos find jedoch ermächtigt, in den dazu 
geeignet erfheinenden Fällen die qu. Mannſchaften von der Erfüllung des Neftes ihrer 
Dienftpflicht zu entbinden. 

13) Mannſchaften, welche ohne Conſens ausgewandert geweſen find, haben bei ihrer 
etwaigen Rückkehr ohne Rückſicht auf ihr Lebensalter und auf die ihnen zuerfannte Strafe 
ihre Dienftpflichten im Beurlaubtenftande nachträglich zu erfüllen. 
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14) Sollten Mannſchaften der Referve oder Landwehr den Auswanderungs-Conſens 
erhalten, aber gleihwohl im Inlande verbleiben oder dahin zurückkehren, jo ift nad 
Maßgabe der Umftände bei der Landes: Polizei-Behörde die Ausweilung derjelben in An: 
trag zu bringen. 


15) BVorzeitige Verfegung zur Landwehr resp. vorzeitige Entlaffung von Mann— 
Ihaften des Beurlaubtenjtandes wegen Felddienftunfähigfeit resp. gänzlicher Dienftun- 
tauglichteit ſ. 8. 38. 


$. 13. 
Bürgerliche Verhältniffe ver Mannjchaften des Beurlaubtenjtanves *). 

1) Die Mannfhaften des Beurlaubtenftandes find während der Beurlaubung den 
zur Ausübung der militärifhen Gontrole erforderlihen Anordnungen unterworfen. Im 
Mebrigen gelten für fie die allgemeinen Zandesgeiege, auch jollen diefelben in der Wahl 
ihres Aufenhaltsortes im In- und Auslande, in der Ausübung ihres Gewerbes, rüdfiht: 
ih ihrer Verheirathung und ihrer jonjtigen bürgerlihen Verhältniſſe, fo wie bei Reifen, 
Beihränkungen nicht unterworfen fein. 

2) In Betreff der Befreiung der Mannſchaften des Beurlaubtenjtandes von Ent: 
rihtung der Klaſſenſteuer bei Einberufung zum Dienft vergl. Geieh vom 1. Mai 1851. *). 

3) Gerichtsitand conf, $. 26. 

4) Welche Unterftügungen event. den Familien der zu den Fahnen Ginberufenen 
zu gewähren find, ift durch das Gefep vom 27. Februar 1850 und deffen Erläuterungen 
beftimmt mworden. 


*) In welchem Umfange die in dieſem und den folgenden Paragraphen enthaltenen, die „Mannjidaften des 
Beurlaubtenftandes" betreffenden Beltimmungen fit) auch auf die zur Dispofition der Truppentbeile beurlaubten 
und auf die zur Dispofition der Erjagbehörden entlaffenen, ſowie auf die zur Erfag-Reierve J. Elaffe gehörenden 
Mannſchaften bezieben, ergiebt fich aus den 88. 23, 24 und 25. 

*) 6. 6 dajelbit: 

Bereit von der Glaffeniteuer find: 

a) ıc.; 

b) alle beim Heer und bei den Landmwehrftämmen in Reih und Glied befindlichen Unteroffiziere und gemeine 
Soldaten, nebſt ben in ihrer Haushaltung lebenden Mitgliedern ihrer Familie, fofern fie felbft oder dieſe 
ihre Angehörigen weder eigenes Gewerbe noch Landwirthſchaft betreiben; 

«) die Unteroffiziere und gemeinen Soldaten der Landwehr und ihre Familien für die Monate, in welchen 
fie zur Fahne einberufen, jowie die Offiziere des ftehenden Heeres und der Landwehr, beögleihen bie 
Militär:Beamten für die Zeit, während welcher fie mobil gemadt find; 

d) 1€. 


14 


8. 14. 
Militär-Berhältniß der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes. 

1) Die militäriiche Eontrole der Mannjhaften des Beurlaubtenftandes wird durch 
die Landwehr-Behörden (conf. $. 2) ausgeübt. 

Die unmittelbaren Vorgefegten der Mannjchaften des Beurlaubtenftandes in mili- 
täriſcher Hinficht find: 

a. der Bezirks-Feldwebel, 
b) der Landwehr » Compagnieführer, wenn ein folder im Compagnie = Bezirk 
ftationirt ift, 
c. der Landwehr-Bezirkö-Commandeur, 
d. der betreffende — 
e. der Diviſions-Commandeur, 
f, der commandirende General, 
und deren Stellvertreter. 

2) Die Mannihaften des Beurlaubtenftandes haben den ihnen von ihren Vorgejegten 
in Gemäßheit der Dienft-Ordnung ertheilten Befehlen und Einberufungs-Ordres unbedingt 
Folge zu leijten. 

3) Bei Anbringung dienftlicher Gejuche und Beichwerden find die Mannſchaften des 
Beurlaubtenftandes verpflichtet, den vorgefchriebenen Dienftweg einzuhalten. — Jngleichen 
find diefelben beim mündlichen oder Ichriftlihen Verkehr mit ihren Vorgeſetzten in mili— 
täriſchen Dienftangelegenheiten den allgemeinen Regeln der Subordination unterworfen. 

4) Bei Einberufung zum Dienſt gelten für die Mannfhaften des Beurlaubtenftan: 
des diefelben Beltimmungen, wie für alle Mannihaften des activen Dienftjtandes. Sie 
find dieſen Beftimmungen für die Zeitdauer unterworfen, während welder fie den 
Milttärgerichtsfiand haben. (Vergl 8. 7 Th. II. des Strafgefegbuds für das Preußiſche 
Heer, auch Beilage 1.) 

5) Die Mannſchaften aller Waffen, melde innerhalb eines Compagnie-Bezirks ihr 
Domizil resp. ihren Wohn: oder Aufenthaltsort haben, gehören zu diefer Compagnie und 
haben jede Veränderung ihres Aufenthaltsortes dem Bezirks: Feldwebel zu melden, wie 
dies in den folgenden Paragraphen näher angegeben ift. 

g. 15. 
Meldepflicht der Mannjchaften des Beurlaubtenitandes bei der Entlafjung aus dem activen Dienft, jo 
wie beim Wohnorts: und Wohnungswechjel. 

1) Mannſchaften, welche aus dem activen Dienft in den Beurlaubtenjtand übertreten, 
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baben fich ipäteftend 14 Tage nad) ihrer Entlafjung beim Bezirks-Feldwebel des von 
ihnen gewählten Aufenthaltsortes zu melden. Diefe Meldung ift auch dann erforderlich, 
wenn der Entlaffene an dem Drte bleibt, an welchem jein bisheriger Truppentheil im 
Garnifon fteht. Nur wer von feinem Truppentheil die fchriftliche Genehmigung in feinem 
Paſſe Hierzu erhält, darf die Anmeldung beim Bezirks-Feldwebel bis zu 4 Wochen nad 
feiner Entlafjung verichieben. 

2) Mannſchaften des Beurlaubtenftandes, welde ihren Wohn: oder Aufenthaltsort 
wechſeln, haben dies ebenfalls innerhalb 14 Tagen dem Bezirks-Feldwebel zu melden. 
Verzieht ein Mann aus einem Compagnie-Bezirk in den andern, fo hat er ſich vor dem Ber: 
ziehen bei dem Feldwebel des Bezirks, zu welchem fein bisheriger Wohnort gehörte, ab- 
und bei dem Feldwebel des Compagnie-Bezirks, in welchem der neue Wohnort Liegt, 
innerhalb 14 Tagen nah erfolgtem Umzuge anzumelden. 

3) Mannſchaften, welche. in größeren Städten wohnen, haben jede Wohnungs-Ver— 
änderung innerhalb der Stadt dem betreffenden Bezirks-Feldwebel ipäteftens 14 Tage 
nach erfolgtem Umzuge zu melden. Wo das Bedürfniß hierzu vorliegt, ift dies bei der 
eriten Anmeldung den betreffenden Mannſchaften anzufagen. 

z. 16. 
Meldepflicht ver — des Beurlaubtenſtandes bei Reiſen. 

I) St mit der Reife feine Wohnorts-Veränderung verbunden, fo iſt dem Bezirks— 
Feldwebel der Antritt der Reife und die Rückkehr von derielben zu melden, fobald dieſe 
eine 14tägige Abweſenheit vom Wohnort zur Folge bat. War beim Antritt der Reife 
nicht zu überjehen, ob die Abweſenheit fi über 14 -Tage hinaus erftreden werde, io ift 
die Meldung 14 Tage nad) erfolgter Abreife zu erftatten. 

2) Mannihaften, welche zufolge ihrer bürgerlihen Verhältniffe oder beim Betrieb 
ihres Gewerbes öfter veranlaft find, Reifen zu unternehmen, dürfen auf ihren Antrag 
von der jedeömaligen Ab: und Rüdmeldung durch das vorgefegte Landiwehr-Bezirks- 
Commando entbunden werden. 

Bei jeder Abmeldung zur Reife hat der betreffende Rejervift oder Wehrmann anzu: 
geben, durch melde dritte Perfon mährend feiner Abmwefenheit etwaige Ordred an ihn 
beföbdert werden fönnen. Er bleibt jevod der Militär-Behörde gegenüber allein dafür 
verantwortlih, dab ihn jede Ordre richtig zugeht. 

3) Will ein Refervift oder Wehrmann innerhalb der Uebungszeit (cfr. SS. 50 und 
51) eine Reife unternehmen, fo ift ihm dies zwar geftattet; er ift jeboch verpflichtet, einer 
an ibn etwa ergebenden Gejtellungs - Orbre zur Uebung unbedingt Er leiften, 
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und muß einer ſolchen gewärtig fein, wenn er nicht vor Antritt der Reife auf feinen 
Antrag von der Theilnahme an der Uebung ausdrüdlich entbunden ift. Derartige An- 
träge find zu berüdjichtigen, ſoweit es das militärische Intereſſe geftattet. 

Fällt in die Zeit der Reife eine Control-Berfammlung (efr. 8. 45), fo bat der 
Refervift oder Wehrmann, falls er nicht auf feinen Antrag im Boraus von derjelben 
dispenfirt fein jollte, am 15. April resp. 15. November dem Bezirks-Feldwebel ſchriftlich 
feinen zeitigen Aufenthaltsort anzuzeigen. Wer jedoch, bevor er ſich zur Reife abmeldete, 
eine Einberufungs:Ordre zur Control-Verſammlung erhalten hat, muß derjelben unbedingt 
Folge leisten, falls er nicht davon dispenfirt wird. 

4) Die Entiheidung der Frage, ob Mannfchaften, welde, ohne den Wohnort aufzu- 
geben, fich zeitweife andernorts aufhalten, in der Gontrole der Landwehr-Behörden ihres 
Mohnorts zu verbleiben haben, ift davon abhängig, ob mährend der Abweienheit von 
dem Mohnort andernorts ein längerer Aufenthalt genommen wird oder nicht. 

Wird außerhalb des Wohnorts ein folder längerer Aufenthalt genommen (3. B. bei 
verheiratheten Arbeitern, welche den Wohnort verlafien, um Monate lang andernorts in 
Arbeit zu treten, oder bei Gejellen, welde von ihren Meiftern, oder bei Hausbeamten 
und Dienern, welche von ihren Brodherrn verfandt werden), fo wird das Verbleiben in 
der Gontrole des MWohnorts nur geftattet, wenn der Betheiligte die Pflicht übernimmt, 
im Falle einer Einberufung fogleih auf eigene Koſten die Rüdreife nad dem Geftellungs- 
orte auszuführen. Uebernimmt der Betheiligte dieje Verpflichtung nicht oder ift er nad 
dem Urtheil des Bezirks-Feldwebels nicht in der Lage, diefe Verpflichtung zu übernehmen 
(3 B. wenn der in Ausficht genommene Aufenthaltsort von dem Wohnort weit entfernt 
ift, oder wenn Zweifel beftehen, ob der Betheiligte die Mittel zur Rüdreife im Falle 
unerwarteter Beorderung befigt), jo muß bei der Abmeldung zur Abreife aus der Heimath 
die Anmeldung beim Bezirks-Feldwebel des in Ausficht genommenen Aufenthaltsortes 
angeordnet werben. 

8.7: 
Mielvepflicht der Mannfchaften des Beurlaubtenftandes bei Verlegung des Wohnortes oder Aufenthalts 
ortes in das Ausland. 

1) Mannschaften, welche außerhalb des Staatsgebiet ihren Wohnort oder Aufent- 
baltsort nehmen wollen, werden in die Heimaths-Gontrole übernommen, resp. dahin über- 
wieſen (cfr. $. 36). 

Solche nad dem Auslande verziehende Mannjchaften dürfen von ver Meldepflicht 
und auch von den Gontrol- Berfammlungen durch das inländifhe Landwehr: Beziria- 
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Commando, bei welchem fie vor der Abreife in Gontrole ftehen, je nach der Entfernung 
des im Ausland gelegenen Aufenthaltsorts von der Heimath auf ein bis zwei Jahre ent: 
bunden werden, und ift diesim Militärpaßund event, im Ueberweiſungs-National anzugeben. 

Im Bedarfsfalle kann dieſe Begünftigung von Neuem und zwar bei demjenigen 
Landwehr-Bezirfs:Gommando, in welchem der Betreffende während feines Aufenthalts im 
Auslande in Gontrole fteht, nahgeluht werden und darf, vorausgeſetzt, daß derſelbe 
feine andermeitigen militäriichen Pflichten pünktlih erfüllt hat, auch mehrere Male ge- 
währt werden. 

2) Die qu. Mannſchaften haben dafür Sorge zu tragen, daß ihnen von den heimathlichen 
Angehörigen oder von den Orts: oder Polizei-Behörden etwaige militärische Ordres zuge- 
fandt werden können. Im Fall einer Mobilmahung haben fie fih unaufgefordert in das 
Inland zurüczubegeben und fich bei demjenigen Yandmwehr:Bezirks-Commando zum Dienft 
zu melden, in befjen Gontrole fie ftehen oder welches fie vorm Auslande her am leichteſten 
erreichen können. 

$. 18. 
Meldepflicht der Mannfchaften des Beurlaubtenftandes beim Wandern. 

Mannschaften, welche den Aufenthaltsort verlafien und nicht angeben können, an 
welhem Orte fie Arbeit finden resp. zeitweife oder dauernd bleiben werden (4. B. Ge: 
fellen, welde auf Wanderichaft geben), haben fih vor Antritt der Wanderſchaft beim 
Bezirks-Feldwebel abzumelden. 

Während der MWanderichaft find diefelben von weiteren Meldungen entbunden. Fällt 
die beabfichtigte Wanderichaft etwa in die Zeit einer Uebung oder Gontrol:VBerfammlung, 
fo bedarf es zu derfelben der Erlaubniß des Landwehr-Bezirks-CTommandos, welche in dem 
Pilitärpaß einzutragen ift. 

Sobald jedoch der wandernde Rejernift oder Wehrmann felbjt vor Ablauf der Zeit, 
für welhe die Dispenfation von den Meldungen genehmigt ift, an einem innerhalb 
des Staatögebiets gelegenen Ort in Arbeit tritt, hat er fi bei dem betreffenden Be: 
zirks-Feldwebel anzumelden (Antrag auf Ueberweifung cfr. $. 34). Bei gemwünfchter 
Fortfegung der Wanderjchaft wird in gleiher Weiſe verfahren. 

Die auf Wanderihaft befindlichen Eontrolpflitigen werden in die Heimaths-Controle 
übernommen, resp. überwicjen (efr. $. 36.). 

Bei Ablauf der Zeit, für welche die Dispenfation von der Meldepflicht ertheilt 
worden ift, oder bei eintretender Mobilmahung bat fi der Gontrolpflichtige bei dem 
nächſten Bezirks⸗Feldwebek zu melden. 
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8. 19. 
Form der Meldungen und Eintragen derſelben in ven Militärpaf. 
1) Die An- und Abmeldungen fönnen mündlich oder jchriftlich erfolgen, müflen aber 
in der Regel von dem zur Meldung Verpflichteten ſelbſt erftattet werden. Bei jeder 
Meldung ift der Militärpab vorzulegen. 


2) Meldungen durh einen Dritten find nur in den Fällen geftattet, wo es fih um 
eine Abmeldung beim Wohnortswechſel oder beim Wohnungswechſel innerhalb einer Stadt 
oder um Ab: und Anmeldung bei Reifen handelt. 


3) Anmeldungen find womöglih mündlih zu erltatten; mer ſich Ichriftlih an— 
meldet, bat bei Ueberiendung des Militärpaffes anzugeben, wo er früher gewohnt hat 
und für welden Ort er fi anmeldet, ob er verheirathet ift und Kinder hat, welchem 
Stand oder Gewerbe er angehört. 

4) Gehen die Meldungen dur die Voſt, jo werden fie innerhalb des Staatsgebiets 
portofrei befördert, infofern die Schreiben mit der Rubrik „Landwehr: Melvdefahe“ verjchen 
und mit dem Amtsſiegel der Ortöbehörde verſchloſſen find. Schriftliche Meldungen, welche 
dur die Stadtpoft befürdert werden, find vom Meldenden zu franfiren da die Stadt: 
poft feine Rortofreiheit gewährt. 


5) Zum Zeichen, daß eine Meldung erjtattet ift, muß diefelbe vom Bezirks-Feldwebel 
in den Militärpaß eingeichrieben werden. Bei jeder Abmeldung ift im Militärpaf die 
Veranlaffung zur Abmeldung („zum Wohnortswechſel uach N.“, „zur Reiſe“, „auf 
Wanderſchaft“) und nah Maßgabe der in den vorftehenden Paragraphen enthaltenen 
Beitimmungen die Notiz hinzuzufügen: „bleibt hier in Controle“ oder „wird überwieſen 
nah N.“. Ebenjo muß, wenn Mannſchaften, melde fih zur Reife ꝛc. abmelden, von 
einer Uebung oder von einer resp. mehreren Gontrol-Verfammlungen bdispenfirt werden, 
dies in dem Militärpaß ausdrüdlihd vermerkt werden. Jeder Angabe über erfolgte 
Meldung in dem Militärpaß ift das Datum beizufügen. 


$. 20. 
Beurlaubung in überjeeifche Ränder. 

1) Mannichaften der Referve und Landwehr von vorwurföfreier militärdienftlicher Füh— 
rung können unter friedlichen Verhältniffen, wenn fie beabfichtigen, nach außereuropäiihen | 
Ländern, zu denen die Küftenländer des Mittelländiichen und Schwarzen Meeres nicht gerechnet 
werben jollen, zu gehen, zunächſt auf zwei Jahre unter Dispenfation von Uebungen, je 
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doch unter der Bedingung der Rückkehr im Falle einer Mobilmahung , beurlaubt 
werden. 

2) Wenn diefe Mannſchaften vor Ablauf des zweijährigen Urlaubs dur Confulats- 
Attefte nachweiſen, daß fie in einem der vorerwähnten außereuropäiichen Länder fi cine 
fefte Stellung als Kaufleute, Gewerbetreibende zc. erworben haben, fo kann ihnen ein 
fünfjähriger Urlaub mit Dispenfation von den Uebungen und von der Geftellung im 
Falle einer Mobilmahung gewährt werden. 

3) Vor Ablauf der fünf Jahre kann, bei erneuter Vorlegung von Gonjulats-Atteften, 
welche den ad 2 aufgeftellten Bedingungen entiprehen, der ihnen ertheilte Urlaub bis zur 
Entlafjung aus dem Militär-Verhältnik verlängert werden. 

4) Alle auf die vorftehenden Bejtimmungen geitügten Urlaubsgejuche jind an das 
heimathlihe Landwehr-Bezirfs-Commando zu richten und von dieſem dem vorgejegten 
Infanterie-Brigade-Gommando zur Enticheidung vorzulegen. 

5) Bei Rückkehr der in Rede jtehenden Mannſchaften nad Europa, fowie bei Ueber: 
fiedelung derfelben in nichteuropäiſche Küftenländer des Schwarzen oder Mittelländiichen 
Meeres erliſcht der ihnen ertheilte Urlaub. 

6) Die auf Grund der vorstehenden Beitimmungen erfolgenden Beurlaubungen find 
Eeitens der betreffenden Yandwehr:Bezirks-Commandos in die Vilitärpäffe der Mann: 
Ihaften unter näherer Angabe der Urlaubs-Bedingungen einzutragen, 3. B. „der N. N. 
erhält hiedurch in Folge Verfügung des Königlihen Commandos der ntn Anfanterie-Bri- 
gade einen fünfjährigen außereuropäiihen Urlaub mit Dispenfation von den Uebungen 
und von der Gejtellung im Falle einer Mobilmahung. Bei der Rückkehr nad Europa 
oder bei der Ueberfiedelung in nichteuropäiihe Küftenländer des Schwarzen und Mittel 
ländiichen Meeres erlifcht diefer Urlaub, und bat fi) der N. N. alsdann fofort wicder 
anzumelden. Derſelbe bleibt bier in Gontrole (wird überwieſen nah —).“ 

7) Mannſchaften, welche Urlaub nad überjeeiihen Ländern mit Dispenfation von 
der Rückkehr für den Fall einer Mobilmahung erhalten, werden in die Heimaths-Gontrole 
übernommen resp. überwieſen (efr. $. 36.). 

8. 21. 
Auswanderung. 

Referviften und Landwehrmännern, welche auswandern wollen, kann die Erlaubniß 
bierzu im der Zeit, in welder fie nicht zum activen Dienfte einberufen find, ohne Zus 
ftimmung der Militärbehörden Seitens der betreffenden Landes-Polizei-Behörde (Regies 
rung) ertheilt werden, 
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$. 22. 
Mitwirkung ver Eivil-Behörvden bei der Controle ver Mannichaften des Beurlaubtenftandes. 
Zur Unterftüsung der Militärbehörden bei der Eontrole der Mannichaften des Be: 
urlaubtenftandes find die Eivilbehörden mit folgenden Inſtructionen veriehen. 


1) Wenn im referve: oder landwehrpflichtigen Alter befindliche Individuen an einem 
Drte fi niederlafen, oder wenn fie dajelbjt ihren bleibenden Aufenthalt nehmen wollen, 
fo hat die Behörde, melde die Niederlaflung an dem neugewählten Wohnort zu geneh: 
migen bat, fih von dem Betreffenden feine Militär-Papiere vorlegen zu laffen und, wenn 
er zum Beurlaubtenftande gehört, ſich zu überzeugen, daß er die Aufenthalts-Veränderung 
ſowohl bei dem Bezirks: Feldwebel des verlafienen , als auch bei dem des neuen Bezirks 
gemeldet hat. J 

Dieſe Controle iſt auszuüben: 
in den Städten von der Polizeiobrigkeit, 
auf dem platten Lande und zwar: 


a, an denjenigen Orten, wo die PolizeisÖbrigfeit oder deren Vertreter ihren Sig 
bat, von diejer, 

b. an denjenigen Orten, wo die Polizei-Obrigfeit oder deren Vertreter ihren Sig 
nicht bat, von dem Ortsvorftande. 


Ergiebt fich hierbei, daß Jndividuen, welche dem Beurlaubtenftande angehören, den 

vorstehend erwähnten Verpflichtungen nicht genügt haben, jo haben: 
a. die Volizei-Obrigfeiten dem Yandrathe und dem Landwehr-Bezirks-Commandeur, 
b. die Ortsvorflände der Polizei-Obrigkeit, welcher letztern alsdann die weitere 
Mittheilung obliegt, 
darüber jofort Anzeige zu machen. 

2) Keinem Referviften oder Landwehrmann darf ein Heimathsfchein, eine Paßkarte, 
oder ein Paß zu einer Reife auf länger als 14 Tage ertheilt werden, wenn derjelbe 
fih nicht über die geichehene Meldung an den Landwehr-Bezirks-Feldwebel ausweifet. 

Den Jägern der Claſſe A. dürfen Päſſe zu Reifen auf längere Zeit als 14 Tage 
nur unter Zuftimmung des betreffenden Jäger-Bataillons ertheilt werden. 

3) Wenn Mannihaften des Beurlaubtenjtandes Seitens der Yandes-Bolizei-Behörden 
den Auswanderungs:Gonfens erhalten, To ift hiervon das betreffende Landwehr-Bezirks— 
Commando in Kenntniß zu fegen. Ebenjo ift dem legteren Vittheilung zu machen, wenn 
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Mannſchaften, melde ausgewandert gewejen find, vor vollendetem 31. Lebensjahre wieder 
in den Untertbanen-Verband aufgenommen. werden, 


. 4) Auberibei den adıt und 2 gedachten Veranlaffungen find die betreffenden Be 
hörden verpflichtet, fih in folgenden Fällen von allen im militärpflichtigen Alter ftehen- 
den Perfonen deren Militär-Papiere zur Gontrofe vorlegen zu laſſen: 

(efr. $. 174 der Erſatz-⸗ Inſtruetion) 

a, bei Verheirathungen, resp. Begründung eines eigenen Hausftandes ; 

b. bei Nachſuchung der Conceſſion zur Betreibung eines Gewerbes, ſofern eine 
jolde  Gonceffion erforderlich ift; 

e. bei Anftellungen oder diätariihen Beichäftigungen in Staats: und Conmunal- 
dienſten. 

Wenn in allen dieſen Fällen die Betreffenden nicht im Stande ſind, ſich über ihr 
Militaär⸗Verhaltniß vollſtändig auszuweiſen, fo find die betheiligten Behörden verpflichtet, 
die nöthigen Ermittlungen von Amtswegen anzuftelen und das zur regelrehten Auf: 
nahme in die Controle Erforderliche zu veranlajien. 

5) Von jeder Einleitung einer gerichtlichen Unterfuhung gegen Mannfchaften des 
Beurlaubtenftandes, jowie von deven Ausfall find die Staats: und resp. Polizei-Anwälte 
verpflichtet, dem betreffenden Landwehr-Bezirks-Commando Mittheilung zu machen. 


Der Zufendung einer Abſchrift des Urtheils oder der Urtheilsformel an das Land: 
wehr⸗ Bezirks⸗Commando bedarf es nicht. Wenn diefelbe jedoch verlangt wird, jo hat der 
Staatö- resp. Polizei-Anwalt ſolche fertigen zu laffen, zu beglaubigen und der requiri- 
renden Behörde zu überfenden. 

6) Die Mufterungsbehörden in den Seehäfen find angewieſen, an Mannihaften des 
Beurlaubtenftandes Päfle zu Seereifen erft nah geführtem Nachweife über die erfolgte 
Abmeldung beim Bezirks: Feldiwebel, an Mannihaften aber, welhe zur Dispofition ihrer 
Truppentheile beurlaubt find, derartige Päſſe überhaupt nicht zu ertheilen. Diefe Be: 
ftimmungen find von den Mufterungs: Behörden ſowohl bei Ausfertigung der Seefahrts- 
bücher, als auch bei den Anmufterungen zu beachten, und haben diefelben bei Aufnahme 
der Heuerverträge dafür Sorge zu tragen, daß Individuen, welche dem Beurlaubtenjtande 
der Landarmee oder der Marine (vergl. S. 61) angehören, nicht Verpflichtungen eingehen, 
welche mit den in ihren Militär: Papieren enthaltenen Weifungen im Widerſpruch 
ftehen. | 
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Vierter Abſchnitt. 

Dienftverhältniffe der zur Dispofition der Truppentheile beurlaubten und ber zur Dis 
pofition der Erfagbehörden entlaflenen Mannihaften, ſowie der Erfag:-Referviften erfter 
Klaſſe. 

8. 23. 

Bon den zur Dispoſition der Truppentheile beurlaubten Mannſchaften. 

1) Die Mannſchaften, welche auf Grund der bezüglichen Beſtimmungen vor been- 
deter Dienftzeit im ftehenden Heere von den Truppentheilen zur Dispofition beurlaubt 
werben, gehören zur Friedensſtärke der legteren, und können von denfelben zur Dedung 
etwa eintretender Manquements, bei der reitenden Artillerie in der Zeit vom 1. Februar 
bis 1. Auguft, bei den übrigen Truppengattungen vom 1. April bis 1. Auguft jeden 
Yahres zum Dienft wieder eingezogen werden. 

2) Diefelben erhalten bei ihrer Beurlaubung einen Militärpaß nah Schema 1 und 
ein Führungs-Atteft nah Schema 3. Die Ueberweifung an die betreffenden Landwehr: 
Bezirks-Commandos erfolgt dur National nah Schema 3. 

3) Während der Dauer der Beurlaubung gehören die Betreffenden zu den Manns 
haften des Beurlaubtenftandes, haben, foweit nachſtehend nicht anders beftimmt ift, Dies 
felben Rechte und Pflichten, auch denfelben Gerichtsſtand, wie diefe, und treten in die 
Controle der Landwehr-Behörden. 

9 Das Umberreifen, resp. Wandern im Inland, ſowie das Verziehen ind Ausland 
ift den zur Dispofition Beurlaubten nur mit Genehmigung des Truppentheils zu geſtat⸗ 
ten. Die mit einem Wohnortswechſel unvermeidlich verbundenen Reifen dürfen diefelben 
zwar — jelbftredend nad erfolgter Abmeldung bei dem Bezirks-Feldwebel — unterneh- 
men, haben fich jedoch im neuen Aufenthaltsort fofort wieder anzumelden. 

Zumwiderhandelnde find ihrem ZTruppentheil unverzüglich zur Wiedereinziefung nam⸗ 
baft zu machen, melde in ſolchem Falle jederzeit, unter Berüdfihtigung der Etatsver⸗ 
baltniffe, fogleih erfolgen Tann, 

Die Entlafjung aus dem Unterthanen-Berbande behufs Auswanderung Tann ben 
zur Dispofition Beurlaubten. nicht ertheilt werden, bevor fie aus dem Dienfte entlafjen 
find, 

5) Wenn ein zur Dispofition Beurlaubter in einen anderen Landwehr-Bataillons- 
Bezirk verzieht, fo ift die Ueberweifung Seitens des betreffenden Landwehr-Bezirks-Com⸗ 
mandos möglichft zu befchleunigen, und gleichzeitig dem betreffenden Truppentheile Mit- 
Beilung zu maden. 
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6) Bei Einziehung von zur Dispofition Beurlaubten in gemöhnlicher Friedenszeit 
ftellen die Truppentheile die.Einberufungs-Ordres aus und fenden diefe direct an die 
Landwehr: Bezirt3:Commanbos, in deren Bezirk fih die qu. Mannſchaften aufhalten, Sind 
biefelben inzwifchen etwa verzogen, fo find die Drdres von letzterem direct an das 
Commando bes betreffenden Landwehr-Bezirks unter Benachrichtigung des Truppentheils 
nachzuſenden. 

7) Bon der erfolgten Aushändigung der Ordres find die beordernden Truppentheile 
durch Rüdjendung der Nationale in Kenntniß zu ſetzen und haben ihrerfeits dem Land: 
wehr⸗ Bezirks⸗Commando nur no in dem Falle eine weitere Benachrichtigung zukommen 
zu lafjen, wenn der Beorderte an dem beftimmten Termine fih nicht geftellt haben 
ſollte. 

8) Wenn zur Dispofition beurlaubte Mannſchaften ſterben, von den Landwehr-Be- 
zirks-Commandos "disciplirarifch beftraft werden oder in gerichtliche Unterfuhung kom— 
men, jo bat das Landwehr-Bezirks-Commando hiervon dem Truppentheil Kenntniß zu 
geben. 

9) Treten zur Dispofition beurlaubte Mannihaften während der Zeit ihrer Beur⸗ 
laubung zur Rejerve über, fo werben fie nur in der Stammlifte des Truppentheils 
gelöiht; einer weiteren Benachrichtigung der Landwehr: Bezirks - Commandos bedarf 
es nid. 

10) Werben Truppentheile durch Einziehung von Referven augmentirt, fo find die 
von ihnen zur Dispofition beurlaubten Mannihaften, welche fih innerhalb des Corps: 
Bezirks aufhalten, aus welchem die fraglichen Truppentheile Complettirungs-Mannſchaf— 
ten erhalten, gleich den jüngften Referve-Mannihaften durd die Landwehr-Bezirks-Com⸗ 
mandos einzubeordern, ohne daß die Truppentheile befondere Ordres für jene Leute zu 
ſchicken haben"). 

Hierbei iſt jedoch zu beobachten, daß zur Dispofition Beurlaubte nur für den 
eigenen Truppentheil, alfo nicht für andere Regimenter 2c. verwandt werden dürfen. 

Für diejenigen zur Dispofition Beurlaubten, welche fih außerhalb des Corps-Be— 
zirt3, aus welchem der Truppentheil ergänzt wird, auf,alten. (vergl. ad 5), fendet ek: 
terer, wenn für denſelben eine Augmentirung befohlen wird, die Einberufungs-Drb: 
res zur Aushändigung an das betreffende Bezirks-Commando. 


*) Ebenfo ift event. and mit ben zur Diöpofitien beurlaubten Maunfdaften der Garde zu verfahren; welche 
in dieſem Falle ſteis direct burd bie Landwehr Beziıld:Gommandos einzubeorbern find. ge 
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8. 24. 
Bon ven zur Dispofition der Erſatzbehörden entlaſſenen Mannſchaften *). 

1) Die Mannjhaften, welche zur Dispofition der Erjatz-Behörden in Folge von 
Reclamationen, wegen Dienſtunbrauchbarkeit oder wegen vor ihrer Einftellung‘ begangener 
Vergehen oder Verbreden entlafjen werden, erhalten gleichfalls einen Militärpaß nad 
Schema 1**) und Führungs-Atteft. In erfterem ift ftatt: „zur Dispofition beurlaubt”, 
zu jchreiben: „zur Dispofition der Erſatz-Behörden entlaffen”. Die Ueberweifung diefer 
Mannſchaften an die Landwehr-Bezirks-Commandos erfolgt nach der Beftimmung des 8. 
182 der Militär-Erfag-Jnftruction. In gleiher Weile erfolgt vorkommenden Falles die 
Entlafjung nicht ausgebildeter Mannihaften zur Dispofition der Erja-Behörden, wenn 
folhe bei eintretender Mobilmahung überzählig werden; dieſelben find jedoch Sei— 
tens der Truppentheile ‚direct an die Landwehr-Bezirks-Commandos zu überweifen. 

2) Die zur Dispofition der Erſatz-Behörden entlafjenen Mannſchaften gehören bis 
zur definitiven Entſcheidung über ihr fünftiges Militär-Berhältniß durd die Departe- 
ment3-Erjag-Gommifjion (f. $. 83 der Milit.-Erfag-Inftr.) zu den Mannjhaften des 
Beurlaubtenftandes. In Betreff der Auswanderung findet auf fie die Beſtimmung des 
$. 23 ad 4 analoge Anwendung. 


3) Werden dieſe Mannichaften demnächſt der Erſatz-Reſerve überwiefen oder als 
dauernd dienftunbraudbar ausgemuftert, jo wird ihnen der Militärpaß abgenommen und 
fie erhalten einen Erfag:Referve: resp. Ausmufterungs-Scein. | 

Wenn Mannſchaften biefer Categorie wieder zur Aushebung gelangen, jo ift ihnen 
beim Truppentheil der Militärpaß abzunehmen. 

Werden diefelben der Referve oder Landwehr zugetheilt, jo wird das Entipredhende 
in ihrem Militärpaß vermerkt und fie werden in den betreffenden Jahrgang der Stamm: 
lifte eingetragen. 

Gleichzeitig wird ein National nah Schema 3 für fie durch dad Bezirks-Com— 
mando ausgefertigt und der Compagnie zur Aufbewahrung übergeben. 

8. 25. 
Bon der Erfat-Referve erfter Claſſe ***). 
1) Die Mannihaften der Erſatz-Reſerve erfter Klafje gehören zu den Perſonen des 


*) Vergl. $$. 178 bis 182 der Militär-Erſatz-Inſtruction. 
*) Schema 26 der Militär⸗Erſatz-⸗ AInſtruction wird hierdurch aufgehoben. 
) Vergl. Nr. 7 des Armee · Verordnungsblattes J. 1867, Erlaß Nr. 75. 
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Beurlaubtenftandes und find daher den allgemeinen für lettere gegebenen - Beftimmungen 
unterworfen; diejelben können jedoch ohne jedesmalige Ab- und Anmeldung verreilen, jo-' 
fern fie nur dafür Sorge tragen, daß ihnen eine etwaige Einberufungs-Drdre jederzeit 
richtig zugeht, zu welchem Zwecke fie ihre Adreſſe bei ihren Angehörigen oder beim Be: 
zirks-Feldwebel zurüdzulaffen haben. Hinfihtlih der Beurlaubung in überjeeifche Länder 
finden die Beitimmungen des $. 19, in Betreff der Auswanderung die des $. 20 auf 
fie analoge Anwendung. 

2) Die Dienftpflicht in der Erſatz-Reſerve erfter Claſſe beträgt 5 Jahre; nad Ab: 
lauf derjelben erfolgt der Uebertritt zur zweiten Claſſe. Der MWebertritt ift auf 
dem Grjat-Referve » Schein durh den Landwehr-Bezirks-Commandeur zu vermerken, 
und ift der genannte Schein zu dieſem Zwed dem Bezirks-Feldwebel vorzulegen. 
So lange der qu. Vermerk auf dem Erjag-Referve-Schein fehlt, gehört der Betreffende 
zur erjten Claſſe. 

3) Erſatz⸗Reſerviſten erfter Claſſe, welche fi) der Gontrole entziehen, treten, abge- 
fehen von ihrer Beftrafung, um die entiprechende Zeit jpäter zur zweiten Glaffe über, 
und ift hierüber vorfommenden Falles ein entiprechender Vermerk in ihrem X Re: 
jerve-Schein einzutragen. 

4) Die Ucberweifung der qu. Mannſchaften beim Verziehen erfolgt nach denjelben 
Grundfägen, wie bei den übrigen Mannſchaften des Beurlaubtenitandes, jedoch. mittelſt 
Ueberweifungs-Nationale, welde nah dem Schema der Aushebungs-Liſte C. anzufer: 
tigen find. 

5) Zu Gontrol-Berfammlungen (j. $. 44) find die Erjat-Referviften erſter Claſſe 
nicht heranzuziehen. 

6) Bei eintretender Mobilmahung können die qu. Mannjchaften je nach) Bedarf 
dur die Militär-Behörden ſofort eingezogen werden. Ihre häuslichen Verhältniſſe find 
event. bei der Einberufung zu prüfen. Bei dem Truppentheil findet eine en 
Superrevijion ftatt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Gerihtlihe und Disciplinar-Berhältniffe der Mannfchaften des Beurlaubten- 
ftandes. 
8. 26. 
Gerichtsjtand der Mannfchaften des Beurlaubtenftandes. 
Die Beftimmungen über den Gerihtsftand der Mannſchaften des Beurlaubtenftan- 


©. Beilage 1, 
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bes find in dem „Strafgeſetzbuch für das Preußifche Heer” enthalten und die wichtigſten 
berjelben in der Beilage 1 zufammengeftellt. 
8. 27. 
Gerichtsbarkeit und Verfahren in ben vor bie Militärgerichte gehörenden Unterfuchungsfachen. 

1) In den vor die Militärgerichte gehörenden Strafſachen der Mannschaften des 
Beurlaubtenftandes üben die Landwehr-Bezirks-Commandeure die niedere, die Divifions- 
Commandeure die höhere Gerichtsbarkeit aus.*) 

2) Die Unterfuhungen in den Straffällen, welche vor die Militärgerichte gehören, 
werben von Lekteren nad den Vorſchriften des Militär-Strafgefegbuches geführt. 

3) Sit bei dem Bataillon (Landwehr-Bezirks-Commando), deſſen Gommandeur bie 
Unterfuhung anzuordnen hat, fein unterfuhungsführender Dffizier,**) fo erfolgt die Füh— 
rung der Unterfuhung dur Requifition des nächſten Militär: oder bei beträdhtlicher 
Entfernung defielben, des Civil-Gerichts. 

4) In Betreff der Abfafjung, Beftätigung und Publication der Grfenntniffe, fowie 
binfichtlih der Koftenfreiheit gelten die Vorichriften des Militär-Strafgefegbudhes. 

5) Die von Militärgericten gegen Mannſchaften des Beurlaubtenftandes erkannten 
Strafen werden ebenfo wie gegen Militärperfonen des ftehenden Heeres vollftredt ; auch 
werben die erfteren während der Verbüßung militärifcher Arreft- oder Feftungsftrafen cben 
fo wie bie letzteren behanbelt. 

8. 28. 

Gerichtsbarkeit und Verfahren in ven vor bie Civifgerichte gehörenden Unterfuchungsfachen. 

1) In den vor die Givilgerichte gehörenden Unferfuhungsfahen der Mannichaften 
bes Beurlaubtenftandes wird Hinfichtlih der Ausübung der Straf-Gerichtsbarfeit nach den 
über die Gompetenz der Givilgerichte in Strafſachen beftehenven allgemeinen Vorſchriften 
verfahren. 

2) Die Unterfuhung, fowie die Mbfafjung, Publication und Volljtredung der Er- 
fenntniffe findet ebenfo wie gegen Givilperjonen ftatt. 


®) Bergl. $$. 19, 20, 21, 27, 28 Tl. IL des Militär Strafgefegbudes. 

*) Hat ein beim Bataillon im Dienft befinbiiher Offizier den Eid ald unterfuhungsführender Offizier ober in 
feinem bürgerlichen Berhältniß den Richtereid geleiftet, fo ift der Wataillond:Commandeur befugt, ihn zum unter: 
fuchungsführend:n Offizier zu beftelen und von ihm bie gebadten Unterſuchungen führen zu laffen, infofern bem 
Militärfonds daraus keine befonderen Koften erwachſen. Auch ift die Brftelung des Bataillond:Adjutanten zum un: 
terfuhungsführenden Dffigier zuläffig, wenn berfelbe zur Uebernahme der Geſchäfte dieſes Dffigierd ohn> einen An: 
ſpruch auf Entſchadigung freiwillig ſich bereit erflärt und ben vorgefchriebenen Gib leiſtet. 
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3) Die Eivilgerihte haben gegen die zum Beurlaubtenftande gehörigen Militärper- 
fonen nit auf Militärftrafen zu erfennen. 

4) Wenn jedoh ein Mann des Beurlaubtenftandes mit Verluft ber buͤrgerlichen 
Ehre oder Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf eine längere 
Zeit ald 3 Sabre beftraft wird, fo ift mit einer ſolchen Verurtheilung im erfteren 
Falle die Ausftobung aus dem Soldatenftande von Rechtswegen verbunden, ohne daß 
fie in dem Erfenntniß befonders ausgeſprochen wird; im legteren Falle erfolgt die Entlafjung 
aus dem Militär:Verhältniß, welche im Militärpaß vom Bezirks-Commando zu verfügen ift. 

Der Verluft der bürgerlihen Ehre tritt ald unmittelbare Folge der Verurtheilung 
zu Zudthausftrafe ein; ausdrüdlih wird darauf nur neben der Todesftrafe in den dur 
das Allgemeine Strafgefegbuch näher bezeihneten Fällen erkannt. 

5) Wird die Zeit, während welcher ein Verurtheilter die bürgerlihen Ehrenrechte 
nit ausüben darf, auf drei Jahre oder weniger bemefjen, jo verbleiben die zu dieſer 
Strafe condemnirten Mannſchaften in ihrem Militär:Verhältniß und werden während ber 
Dauer der Strafe al3 Soldaten der 2, Claſſe behandelt. 

6) Die Verurtheilung wegen eines Vergehens, welches außer einer Freiheitsftrafe 
mit Unterfagung der Ausübung der bürgerliden Ehrenrechte auf Zeit bedroht ift, ge: 
ftattet niht das Verbleiben im Verhältniß eines militäriihen Vorgeſetzten, felbft wenn 
wegen mildernder Umftände nur auf eine Freiheitsftrafe erfannt wird. 

Gehört in einem ſolchen Falle der Verurtheilte zum Stande der Unteroffizier, fo ver: 
liert er die UnteroffiziersCharge und tritt in den Stand der Gemeinen zurüd. 


8. 29. 
Dieciplinar-Beftrafung. 
Die Beftimmungen über die Disciplinar-Beftrafung der Mannſchaften des Beur- 
laubtenftandes find in der „Verordnung über die Disciplinar-Beftrafung in der Armee” 
enthalten und in Beilage 2 im Auszuge wiedergegeben. * Beilage 2. 


8. 30. 
Nehabilitirung. 

1) Hat einen Soldaten (des activen Dienft: oder des Benrlaubtenftandes) gleich 
zeitig mit der Verurtheilung durch ein militärgerichtliches Erfenntniß die Verfegung in 
die 2. Glafie des Soldatenftandes getroffen, jo dauern die Wirkungen diefer Militär: 
ftrafe fort, bis die Rehabilitirung durch Seine Majeftät den König erfolgt. 
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2) Mannichaften, melde mit Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren: 
rechte*) auf kürzere Zeit als 3 Jahre beftraft find, treten mit dem Tage, an welchem 
die im Erkenntniß feftgefette Zeit der qu. Strafe abläuft, ohne weitere Beftimmung in 
die erjte Clafje des Soldatenſtandes zurüd, jofern fie an diefem Tage dem Beurlaubten- 
ftande angehören. Wenn dagegen der VBerurtheilte an dem genannten Tage bei der 
Linie oder der Landwehr fih im activen Dienft befindet, jo erfolgt der Rüdtritt in die 
erſte Claſſe des Soldatenjtandes ohne weitere Beftimmung erft bei feinem Ausſcheiden 
ans dem Dienfte. Wird aber der Verurtheilte nach Eintritt des gedachten Tages nod) 
vor feinem Ausscheiden aus dem activen Dienfte von feinem vorgejegten Befehlshaber 
der Wiederaufnahme in die erſte Glafje des Soldatenftandes für würdig erachtet, fo bleibt 
diefelbe in jedem einzelnen Falle von der Genehmigung Seiner Majeftät des Königs ab: 
bängig. 

3) In Betreff des Zeitpunfts, mit welchem die Rehabilitirung beantragt werden 
darf, ift Folgendes zu berückſichtigen: 

a, Die erſte Rehabilitirung darf, 
«a. wenn die Strafe, neben mwelder auf Verfegung in die zweite Glafje des 
Soldatenftandes rechtskräftig erkannt worden ift, in Geld: oder höchſtens 
zweijähriger Freipeitsftrafe befteht, nur nah einem Jahre nad) verbüßter 
Strafe, 
8. wenn bei Verſetzung in die 2. Glafle des Solvatenftandes auf Feine 
diefer Strafen erfannt worden, nad) Ablauf eines Jahres ſeit der rechts— 
fräftigen Verurtheilung, 
y. bei einer längeren als zweijährigen Freiheitsftrafe erft nad Ablauf eines 
der halben Strafzeit gleihfommenden Zeitabichnitts feit Verbüßung der 
Strafe 
nachgeſucht werden. 

Iſt friegsrehtlich erkannt, jo ift bei Berehnung der Frifi zur Anbringung 
der Rehabilitirungs: Anträge diejenige Freiheitsitrafe maßgebend, auf welche die 
Beſtätigungs-Ordre lautet. 


*) Die mit Unterfagung ber Ausübung der bürgerlihen Ehrenrechte beftraften Mannfchaten verlieren von 
ſelbſt das Recht, die aberfennungsfähigen Ehrenzeichen, die National:Cocarde, das Landwehrfreug und das National: 
Mitär: Abzeichen zu tragen. In Betreff der Anſprüche von Wannfhaften der zweiten Claſſe des Soldatenſtandes 
auf Invaliden:Beneficien ſ. Geieh vom 6. Juli 1865 und 9. Februar 1867. Soldaten ber zweiten Glafie find auch 
nad) ihrem Ausiceiden aus bem activen Dienft in ihren bürgerlihen Berhältniffen zum Tragen ber National-Eocarbe 
night berechtigt. 
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b, Die zweite Rehabilitirung darf nie vor dem Ablauf zweier Jahre nach ver: 
büßter Strafe nahgefuht werden, unter Beobachtung der jonftigen ad a. ge: 
gebenen Beftimmungen. 

c. Die dritte Rehabilitirung darf überhaupt nur ausnahmsmeife unter ganz be- 
ſonders dringenden Umftänden und feinenfall3 vor dem Ablauf Dreier Jahre 
nad) verbüßter Strafe beantragt werden. 

4) Rehabilitirungs-VBorihläge für Mannſchaften des Beurlaubtenftandes werden von 
den Lanbmwehr-Bezirks-Commandos eyent. mit den Gefudsliften im März, Juni, Sep: 
tember und December an die vorgejegten Brigade-Commandos nah Schema 5 ein: ©. Schema 5. 
gereicht. 

Den Borichlägen ift beizufügen: 

a. ein Atteft der Gommunal-, resp. Polizei⸗Behörde, daß der zu Rebabilitivende 
die Achtung und das Vertrauen feiner Mitbürger ſich volftändig wieder er- 
worben bat; 

b. ein Brotocoll darüber, daß die Kameraden bes betreffenden Landmwehr-Gom- 
pagnie- resp. Gontrol-Bezirks die Rehabilitirung befürworten. Diejes Proto- 
eoll ift bei Gelegenheit der Gontrol-Berfammlungen oder Uebungen aufzunehmen 
und von dem Gompagnieführer (resp. deſſen Stellvertreter), dem Bezirke: 
Feldwebel, 2 Unteroffizieren und 2 Referviften oder Wehrlenten gu unter: 
zeichnen ; 

ce. ein Atteft über die dienſtliche Führung des Betreffenden, von bem Bezirks: 
Commando ausgeitellt. 

5) Mit der Rüdverjegung in die erfte Claſſe des Soldatenftandes ift in dem n Falle 
ad 1 auch die verlorene Befugniß mwiederhergeftellt, das National-Milttär-Abzeichen, das 
Zandwehrfreuz und die Nationalfofarde, ſowie die biefleitigen und fremden Kriegsdent: 
münzen und Dienftauszeihnungen anzulegen. Anträge auf Wiederverleifung von Orden 
und diejen gleidftehenden Ehrenzeichen find unftatthaft. 

6) Individuen, welche mit der Unterfagung der Ausübung ber bürgerlichen Ehren- 
rechte auf Zeit beftraft waren, fönnen Kriegsdenkmünzen und nur 
nach hierzu eingeholter Allerhöchſter Genehmigung wieder anlegen. 

7) Rehabilitirungs-Vorſchläge für Garde-Mannſchaften gelangen durch Vermittelüng 
der Garde⸗Landwehr-Bataillone an das General-Commando des Garde⸗Corps. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Von der Liſtenführung bei den Landwehr-Behörden. 


g. 31. 
Liſtenführung im Allgemeinen. 

1) Alle zur Controle der Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes dienende Liſten 
müſſen mit der größten Gewiſſenhaftigkeit und Sorgfalt geführt werden. Jede Fahr— 
läfſigkeit in dieſem Dienſtzweige ift nachſichtslos zu ahnden, und muß jeder Zeit bie Zu— 
verläſſigkeit und Gewiſſenhaftigkeit der mit der Führung der Liſten Beauftragten außer 
allem Zweifel ſtehen. 

2) Alle Vermerke in den Liſten müſſen deutlich geſchrieben werden. Raſuren ſind 
unzuläſſig; wo Aenderungen erforderlich werden, find die zu ändernden Notizen zu durch— 
ftreichen und die neuen Angaben darüber zu fchreiben. Werden Abkürzungen gebraucht, 
jo müſſen diefelben allgemein verftändlih fein und zur Vorbeugung von Mißverftändnifien 
gleihmäßig angewandt werben. 

Die Namen der Truppentheile können in den Liften durch Abkürzungen bezeichnet 
werden, die Haupt:Nr. des Truppentheils ift allemal Binter dem Namen anzugeben. 

Für die Bezeichnung der in die Stamm-Liſten aufzunehmenden Ehrenzeihen und 
Medaillen find nachſtehende Abkürzungen und zwar dur lateiniſche Buchftaben in ge 
mwöhnlicher ſchräger Schrift in Anwendung zu bringen: 


für das Militär-Verdienſt-Kreuz ; M. V. K. 

» „Militär-Ehrenzeichen 1. und 2. Cloſſe M. E. 1. u. 2. 
„„Allgemeine Ehrenzeihen . N A. E. 

„ die Dienft-Auszeihnung 1., 2. und 3, "Stoffe D. A. 1. 2. u. 3. 
»  » Hohengollern’she Medaille . Hz. M. 

»  »  Kandwehr:Dienft-Auszeichnung L. D. 

„ n. Rettungsmebaille am Bande R. M. 

"» »  Baden’sche Medaille B. M. 

"m Kriegs-Denkmünze pro 1864 . K.D. 64, 

„»  » SKriegd:Denkmünze für Nicht-Combattanten pro 1864 . K. D. N. C. 64 
„ das Düppeler Sturm-Kreuz D. St K. 

„ »  Düppeler Sturm-Rreuz am Bande fürdie Referve: — D. St, K. R 

”» »  Düppeler Sturm-Kreuz für Nidhteombattanten . D. St. K.N. C. 


„ » Düppeler Sturm: Kreuz für Nicht » Combattanten am 
Bande für die ReferveeTrupen . » x»... DSEUK.NCOR. 
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für das Alſen⸗Kreuz A. K 

„ „Alſen⸗Kreuz für Richt Combattanten A. K. N. C 

„„Alſen-⸗Kreuz am Bande für die Knie ige A. M. R. 

„  „  Erinnerungs:Kreuz pro 1866 E. K. 66. 
beögleichen mit der Inſchrift: „Königgräg” E. K. 66. K. 
besgleihen mit der Inſchrift: „Main-Armee“ . E.K. 66, M. A. 

„„Erinnerungs-Kreuz für Niht-Combattanten pro 1866 E. K. N. C. 66, 

„ no Medlenburgiihe MilitärsVerdienft-Kreuz . M. M. V. 

. Deftereihifche goldene Verdienſt-Kreuz ... 0. 9. V. M 

— bie Defterreihifche goldene Tapferkeitö-Medaille. . . - Ö.g. T. M. 

» n Pefterreihiihe Tapferkeits-Medaille 1. und 2. Claſſe. ©. T. M. 1. u. 2. 

Notizen, welche in einer Lifte aufzunehmen find, müfjen gleichzeitig in alle übrigen 


Liften jowie in die Uebermweilungs-Nationale eingetragen werden. 

3) Ein weſentliches Erforderniß aller Liften ift die Ueberfichtlichkeit, für deren Auf: 
rechterhaltung beſonders der Gefichtspunft maßgebend ift, daß bei eintretender Mobil: 
machung die Defignirung der zu beordernden Mannſchaften und die Ausſchreibung der Ein- 
berufungs-Ordres 2c. ſchnell und fiher bewirkt werden kann. 

4) Dadurch, daß die Stamm-Liſten bei den Bezirks-Commandos und den Compagnien 
übereinftimmend geführt werden, und daß die Bezirks: Feldmwebel jede Eintragung in ihre 
Liften dem Bezirks-Commando melden müfjen, wird legteres in Stand geſetzt, eine fort: 
gejegte Controle über die Liftenführung bei den Compagnien auszuüben. 

Außerdem aber ift jeder Bezirks: Feldmwebel mit feinen Liften alljährlih einmal in 
das Bataillons-Stabsquartier zu beordern, um leßtere genau mit denen des Bezirks: 
Commandos zu vergleihen. Die Infanterie = Brigade : Commandos find ermächtigt, 
wenn fih in einzelnen Fällen das Bedürfniß hierzu berausftellt, jelbft eine mehr: 
malige Beorberung der Bezirks-Feldwebel mit ihren Liften in das Bataillons-Stabsquartier 
anzuordnen. 

Ale Bezirks -» Commandos und Feldwebel Haben Berzeihniffe der vorhandenen 
Reglements, Alten und Liften zu führen. Zur Reponirung der letteren bebarj es 
der Genehmigung des Bezirks-Commandeurs, zur Vernichtung derjelben der höheren Ge- 
nehmigung. 

5) Die Infanterie⸗Brigade-Commandeure find verpflichtet, bei Gelegenheit ihrer Rund— 
reifen von der Einrichtung des Gefchäftsganges und des Liftenwefens in den Burcaus der 
Landwehr: Bezirtd:Commandos und, wenn fie, namentlich beim eine 


S. Schema 6. 
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Geihäft, in die Compagnie-Stations-Orte fommen, auch bei den Bezirkä:Feldwebeln 
Kenntniß zu nehmen, nad) jeder derartigen Rundreiſe über den Befund zu berichten und 
etwaigen Mängeln abzubelfen. 
Ä $. 32. 
Bon den Liften und beren Einrichtung *). 

1) Die Nationale aller in den Landwehr-Bataillons- resp. Gompagnie-Bezirken in 
regelrechter Controle befindlihen Mannſchaften des EEE. werden in Die 
Stammliften eingetragen. 

Die Stammliften find jahrgangsmeife (nad dem Dienjtalter) nah Schema 6 anzu- 
legen, und zwar fo, daß 4. B. die Stammliften pro. 1865 alle diejenigen Mann: 
ſchaften enthalten, deren Dienftzeit vom 1. Dctober 1865 an gerechnet wird, ſowie die— 
jenigen Mannſchaften, welche etwa in der Zeit vom 1. April bis ult. September 1865 
in Dienft getreten find. (Vergl. $. 12.) **) 

2) Für jeden Jahrgang müſſen die Stammliften jo zeitig — werden, daß alle 
von demſelben zur Reſerve übertretenden Mannſchaften (auch Schulamts-Candidaten 
Train-Mannſchaften, einjährig Freiwillige 2c.) ſogleich in dieſelben eingetragen werben 
können. 

3) In allen Fällen, in denen Mannſchaften bei anderen Jahrgängen in den Liſten 
geführt werden, als bei dem, mit welchem ſie in den Dienſt getreten ſind, z. B. in 
Folge Control-Entziehung — muß der Grund hierfür aus der Stammliſte deutlich zu 
erſehen fein. 

4) Die Compagnien führen für jeden Jahrgang gefondert: 

a. eine Stammlifte für die Mannihaften der Linien-nfanterie; 

b. eine Stammtlifte für ſämmtliche Mannſchaften des Garde-Eorps, jowie für alle 
übrigen Mannſchaften der Linie, einfchließlich der Aerzte, Roßärzte, Lazareth- 
gehülfen, Pharmaceuten, Krantenwärter, Militär» Bäder und Defonomie- 
Handwerker, jomwie für ſämmtliche Mannfchaften der Marine (cfr. $. 61). 


*) Für biefenigen Lanbmwehr:Bezirke, melde ausſchließlich ober hauptſachlich große Stäbte umfaſſen, Könnte 
locale Berhältniffe Abweichungen von einzelnen bie Liflenführung betreffenden Beflimmungen pweckmäßig erfcheinen 
laſſen. Die Königlichen General-Commandos dürfen folde genehmigen, fofern durch biefelben bie allgemeinen Grund— 
fäge über die Gontrole der Mannfhaften des Beurlanbienftandes nicht alterirt werben. 

*) Anmert. Es empfiehlt fih, im dienftlihen Verkehr bei allen Beraulaffungen, wo nad) Dienftaltersclaffen 
unterihieden werden muß, dieſe fortan, analog ber Führung der Mannihaften in den Stammliften, nad ber Jahr: 
gangs Bezeichnung ber letzteren zu nennen; alfo z. B. flatt: „1. und 2. Jahrgang ber Landwehr" — „Jahrgang 
18.. und 18...“ 
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5) Die Landwehr-Bezitkd-Commandos führen Duplikate ſämmtlicher Stammliften der 
Compagnien. 

6. Die Stammliften werden jede für fich durchlaufend nummerirt, dergeftalt, daß jedes 
National, bevor es ausgefüllt wird, feine Nummer bat. 

7) Die Beftimmung darüber, welche Unterabtheilungen jede Lifte erhalten fol, bleibt 
den Bezirls-Commandos überlaffen Es müſſen jedoch die einzelnen Truppengattungen, 
Kategorien ze. fo von einander getrennt gehalten werden, daf bei jeder befohlenen Einziehung 
von Manichaften die Defignirung der zu Beordernden und die Ausfchreibung der Ein- 
berufungs-Drdres ſchnell und mit vollftändiger Sicherheit den betreffenden Beſtimmungen 
entiprehend erfolgen kann. 

8) Jede Stammlifte erhält em Inhalts-Verzeichniß, aus welchem die Unterab- 
theilungen, ſowie die für dieſelben beftimmten Nummern und Seiten der Stammliften er- 
ſichtlich find. 

9. Jeder Stammlifte wird ein Straf-Verzeihnik nah Schema 7 als Anhang bei- &, Scema 7. 
gebeftet, in welches die in dem Webermeifungs-National angegebenen, fowie ferner die im 
Reſerve⸗ resp. Landwehr-Verhältniß verbüßten militärifchen und cwilgerichtlichen Strafen 
der in der Stammlifte verzeichneten Mannichaften eingetragen werden. In der betreffen- 
den Rubrik der Stammlifte wird event. nur dur Nummern auf das Straf-Verzeihnik 
bingewiefen, 

10) Außer den ad 1 vorgeichriebenen Stammliften werden folgende Liften von dem 
Landwehr⸗ Bezirks⸗Commandos und Compagnie übereinftimmend , und zwar gleihfalls 
nad Schenta 6, geführt: 

a eine Lifte der im die Heimaths-Controle zu übernehmenden Mannſchaften 
(cfr. $. 36); 

b. eine Liſte der zur Dispofition ihres Truppentheils beurlaubten Mannſchaften 
(S. $. 23.). 

11) Ms Stammliften für die Erſatz-Reſerve erfter Klaſſe werden die jährlichen Aus: 
hebim goliſten C. benugt, von denen zu diefem Zwecke die Landwehr Kompagnieen Ab- 
fchrift erhalten. 

12) Die Compagnien führen außer dieſen Liften noch ortſchaftaweiſe resp. nad 
Komrol: Bezirlem angelegte Berlefeliften nah näherer Beitimmung des $. 47 für bie 
Mannſchaften aller Waffen und Jahrgänge, melde zum Berlefen ꝛc. der Mannſchaften 
bei den Control⸗Verſammlungen, ſowie ald Hülfsmittel zum Nachſuchen derjelben in ben 
Stammliften dienen. 
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13) Die Anlegung anderer Hülfsliften für befondere Kategorien, 3. B. Offizier-Ran: 
didaten, Kranfenträger, Büchſenmacher, Beihlagihmiede, Zufhneider ꝛc., um das Auf- 
ſuchen diefer Mannihaften in den Liften behufs Beorderung zu erleichtern, wird an- 
beimgejtellt. 

14) Liſten der wegen Felddienftunfähigfeit vorzeitig hinter den legten Jahrgang der 
Landwehr verjegten, ſowie der wegen häuslicher Verhältniſſe zeitweife zurüdgeftellten 
Mannihaften und der als unabkömmlich anerkannten Beamten (cfr. die $$. 38, 39 und 40.). 

15) Bei jedem Bezirks-Kommando und bei jeder Landwehr: Kompagnie wird eine 

S. Shema 8 Ah» und Zugangs-Rontrole nah Schema 8 resp. 9 geführt. 
$. 33. 
Bon den Ueberweifungs »Nationalen. 

1) Die Ueberweijungs-Nationale, welche bei Entlaffung der Mannſchaften von den 
Truppentheilen ausgefertigt werden, dienen zur Ueberweifung der Mannjchaften des Be: 
urlaubtenftandes beim Verziehen und bei Ginberufungen mwährend des ganzen Rejerve- 
und Landwehr⸗Verhältniſſes. 

2) Die bei allen Ueberweifungen erforderliche Korrefpondenz wird in der Regel durch 
Ausfüllung der betreffenden Rubriken des Korreipondenz-Schemas in dem Nationale ge- 
führt, wie dies im Schema 3 angedeutet ift. Hierbei find alle den Sinn nicht vekdun- 
felnde Abkürzungen zuläffig und für die Namens-Unterfhriften genügen deutliche Chiffres. 

3) Die Nationale werden von den Landwehr-Kompagnien jahrgangsmweife, nad den 
Nummern der Stammlifte geordnet, aufbewahrt und furrent erhalten (cfr. $. 31 ad 2.). 

4) Sollte ein National in Folge häufigen Verjendens 2c. bei einem Landwehr-Be— 
zirks-Kommando in defeftem Zustande eingehen, jo fertigt legteres beglaubigte Abſchrift 
dejlelben zur weiteren Weberweifung und kaſſirt das Original. 

8. 34, 
Zugang der Mannfchaften. 

1) Wenn ein Ueberweiſungs-National beim Bezirks-Kommando eingeht, jo wird das 
Entiprehende in die Zugangs-Kontrole eingetragen und das National der betreffenden 
Kompagnie überjandt. 

2) Die Kompagnie vermerkt die Ueberweiſung gleihfals in ihrer Zugangs-Kontrole. 

3) Sobald fich der Ueberwiefene bei der Kompagnie mündlich oder jchriftlid anmel- 
det, wird Datum der Meldung und Aufenthaltsort in feinem Militärpaß, in der Zu- 
gangs:Kontrole und in dem Uebermeifungs- National notirt; demnächſt trägt die Kom: 
pagnie ihn in die Stammlifte und in die BVerlejelifte ein, vermerkt die Nummer der 
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gleich an das Landwehr: Bezirks: Commando zurüd. Von diefem mwirb geprüft, ob die 
Eintragung in die Stammlifte richtig erfolgt ift; wird dies anerlannt, fo nimmt das 
Landwehr-Bezirf3:Commando den Mann unter der gleihen Nummer in feine Stammlifte 
auf und ftellt der Compagnie das National behufs Aufbewahrung wieder zu. 

4) Hat fih ein Mann, deffen Meberwerfungs-National eingegangen ift, innerhalb der 
vorgefhriebenen Frift von 14 Tagen (event. 4 Wochen, efr. $. 7 ad 6) bei der Kom— 
pagnie nicht angemeldet, jo geht das National mit entiprehendem Vermerk an das Land- 
wehr⸗Bezirks-Commando zurüd. Diefes notirt den Betreffenden zur eventuellen Beftras 
fung, zieht, wenn das National von einem Truppentheil eingegangen war, bei diefem Er- 
fundigungen ein und ftellt, wenn diefe Erkundigungen refultatlos waren, das National 
demnähft der Compagnie zur Ermittelung wieder zu. Letztere veranlaßt nunmehr die 
erforderlihen Recherchen dur die Lofalbehörden. Sind auch diefe Recherchen erfolglos, 
fo wird der Betreffende durch das vorgejegte Landwehr: Bezirfs: Commando demjenigen 
Landwehr = Bezirks: Commando, von welchem die Webermeifung ausgegangen ift, zurüds, 
oder wenn die Ueberweifung von einem Linien» Truppentheil erfolgt und der Mann in 
dem Bezirk nicht domicilberchtigt ift, dem Commando des Landmwehr-Bataillons-Bezirks 
zur Gontrole übermwiefen, zu welchem der Ort feines Domicils gehört (f. 8. 36). 

5) Meldet ih ein Mann bei der Compagnie an oder wird ein folcher ermittelt, 
ohne daß das Hebermeilungs-National bei derjelben eingegangen, fo muß fie denfelben in 
die Zugangs-Gontrole aufnehmen, gleichviel, ob er in feinem früheren Aufenthaltsorte fich 
nad) dem YAnmeldeorte oder andersmohin oder gar nicht abgemeldet hat, was ſich in der 
Regel aus dem in den Händen des Meldenden befindlihen Militärpaffe ergicht. 

6) Befigt der fih Anmeldende oder Ermittelte feine Militärpapiere, fo darf gleich 
wohl die Annahme der Meldung und die Aufnahme in die Zugangs-Gontrole nicht bis 
zur Herbeifhaffung der Papiere abgelehnt werden, fondern es ift Pflicht der Compagnie, 
resp. des Landwehr-Bezirks-Commandos, Alles zu tbun, was zur regelrechten Control: 
Uebernahme erforderlich ericheint. 

7) Iſt der perfönlihen Meldung die Ueberweifung nicht vorhergegangen, fo ift leß- 
tere zu beantragen, wenn das Ueberweifungs-National nah Verlauf von 14 Tagen nicht 
eintrifft. Dies muß aud dann fofort gejchehen, wenn aus dem Militärpaß des fich 
Meldenden nicht hervorgeht, dab er fich vorjhriftsmäßig und direct aus dem legten Auf— 
entbaltsort nah dem Anmeldeort abgemeldet bat. 

8) Aus der Zugangs-Gontrole und event, aus den Notigen des Nationald muß 
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jederzeit erfichtlich fein, mas zur vollftändigen Eontrol-Uebernahme der betreffenden Dann: 
haften etwa noch erforderlich ift. 
$. 85. 
Abgang der Mannſchaften *). 

1) Meldet jih ein Mann bei der Compagnie zum Verziehen nad) einem andern 
Orte ab, fo ift in folgender Weiſe zu verfahren: 

a. wenn der Ort innerhalb dejjelben Compagnie-Bezirts liegt, jo wird nur die 
betreffende Rubrif der Stammlifte berichtigt und dem Landwehr-Bezirks-Com— 
mando mit den am Schluſſe jedes Monats einzureichenden Veränderungs-Nach— 
weifungen zur Stammlifte (ſ. $. 42) Meldung eritattet; 

b) wenn der Ort außerhalb des Compagnie-Bezirks liegt, jo notirt die Compag- 
nie das Erforderlihe in dem Militärpaß des ſich Abmeldenden (vergl, S. 19 
ad 5), trägt Name ꝛc. des legteren in die Abgangs:Controle ein, überjendet 
das National defjelben nad) eventueller Vervolljtändigung und Ausfüllung der 
betreffenden Rubrifen, jogleih an das Landwehr-Bezirks-Commando, und durd: 
ftreiht den Namen des Ueberwiejenen deutlih in der Stammlifte und in der 
Verleſeliſte. In der Stammlifte wird auf die Nummer der Abgangs-Gontrole 
hingewieſen. 

2) Das Landwehr-Bezirks-Commando berichtigt bei Eingang des Ueberweiſungs-Na— 
tionals feine Stammliſte und Abgangs-Controle ebenſo, wie vorſtehend für die Compag— 
nie vorgeſchrieben. Liegt der künftige Aufenthaltsort in einem anderen Compagnie-Be— 
zirk deffelben Bataillons-Bezirks, jo trägt dad Landwehr-Bezirks-Commando den Ueber: 
wiejenen gleichzeitig in feine Zugangs:Controle ein und jendet das National an die be— 
treffende Compagnie. Liegt der künftige Aufenthaltsort aber in einem andern Bataillons: 
Bezirke, fo wird das National dem Commando des lesteren jogleih zugeftellt, welches 
demnächſt nah Maßgabe der Beftimmungen des $. 34 verfährt. 

3) In Betreff der Mannfchaften, welde ihren Aufenthalt im Auslande nehmen, 
und derer, welche wandern vergl. SS. 17, 18 und 36. 

$. 36. 

Verfahren mit ven Mannſchaften, welche in der Heimaths-Eontrole zu führen find. 

1) Wenn Mannſchaften: 

a) ihren Wohnort oder Aufenthaltsort außerhalb des Staatsgebietes nehmen 
— z. 17): 


—D— 
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b. auf Wanderihaft gehen (cfr. $. 18); 
ce. überjeeiichen Urlaub mit Dispenjation von der Geftellung für den Fall einer 
Mobilmahung erhalten (cfr. $. 20) oder 
d. durch Unterlaffung der vorgejchriebenen Meldungen oder auf andere Weile ſich 
der Controle entziehen und durch die einzuziehenden Erkundigungen nicht zu 
ermitteln ſind, 
ſo hat die Compagnie dieſelben in ihrer Controle zu behalten, wenn derſelben zweifellos 
befannt iſt, daß ſie im Compagnie-Bezirk ihr Domicil haben, Anderenfalls iſt ihre 
Ueberweiſung an die Landwehr-Behörde ihres Domicilortes zu veranlaſſen. Hat jedoch 
der Controlpflichtige ein Domicil nicht angegeben, oder iſt Zweifel darüber, wo derſelbe 
domicilberechtigt iſt, ſo wird er der Landwehrbehörde ſeines Geburtsortes zur Controle 
überwieſen. Liegt der Geburtsort im Auslande, fo wird der Controlpflichtige der Mi- 
litärbehörde zur Gontrole überwieſen, aus deren Bezirk er ausgehoben mworben oder 
freiwillig eintreten iſt. 

2) Streitfragen, ob ein Wehrpflichtiger irgendwo domieilberechtigt ift ober nicht, 
find als erledigt zu betrachten, fobald die Landwehr-Behörde des angeblihen Domicilor- 
tes nah Einvernehinen mit den zuftändigen Eivil-Behörden die Domicilberechtigung dar 
jelbft bezweifelt. In allen jolden Fällen ift die Controle eines Wehrpflicgtigen von den 
Militärbehörden feines Geburtsortes zu führen, durch welche Maßregel den betrefjen- 
den Gontrolpflihtigen weder Domicilrechte entzogen noch ertheilt werben. 

3) Die nah Maßgabe der vorftehenden Beftimmungen in der Heimathscontrole zu 
führenden Mannſchaften werden in die befonderen für ſie beftimmten Liften (efr. 8. 32 
ad 10a.) aufgenommen und in den Stammliften entweder gelöſcht oder mit entipreden- 
dem Vermerk fortgeführt. 

4) Wenn fih Mannihaften dur, Unterlafjung der vorgefhriebenen Meldungen oder 
auf andere Weiſe der Eontrole entziehen, jo ift es Pflicht ſowohl derjenigen Zandwehr: 
Behörden, in deren Controle fie zulegt geftanden Haben, als auch der Landwehr-Behörden, 
denen diefelben nah Maßgabe der vorftchenden Beftimmungen zur Heimaths-Eontrole 
überwiefen werden, Alles zu tun, was zur Grmittelung der betreffenden Mannfchaften 
führen fann. Ueber die event. Einleitung des gerichtlichen Verfahrens cfr. 8. 27. — 
Ale Schriftftüde, welche fih auf die Grmittelungs-Berfuche beziehen, find als Beläge zu 
den Gontrol-Liften geordnet aufzubewahren. 

5) Mannjchaften, welche wegen Gontrol-Entziehung nachdienen müflen , werten in 
der Stammlifte bei ihrer Ermittelung nad) Maßgabe der im $. 12 ad an 
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Beftimmung umgebudt; — es mird zum Beijpiel ein Mann des Jahrganges 1858, 
welcher fi während zweier Jahre der Gontrole entzogen hatte, in den Jahrgang 1860 
übertragen. 
8. 37. 
Uebertritt zur Landwehr und Entlaffung zum Landſturm. 

1) Der Mebertritt aus der Rejerve zur Landwehr und die Entlaffung aus leßterer 
wird aljährlih für alle diejenigen Mannfchaften, deren Dienftverpflihtung in der Referve 
resp. Zandwehr am 1. October des betreffenden Jahres abläuft, bei Gelegenheit der 
Herbft:Gontrol-Verfammlungen geregelt (cfr. 8. 12). 

Diejenigen Mannſchaften, deren Dienftverpflihtung in der Referve oder Landwehr 
in der Zeit zwifchen dem 1. April und 30. September abläuft, find, wenn fie dies be: 
antragen, mit dem Zeitpunkt der erfüllten Dienftverpflihtung zur Landwehr resp. zum 
Landfturm überzuführen. Wenn diejelben einen bezüglihen Antrag nicht ftellen, jo wird 
ihr UWebertritt gleichfalls bei der nächſten Herbſt-Control-Verſammlung geregelt. 

2). Im Allgemeinen treten hiernach alljährlich die in je einer Etammlifte zufammen: 
geftellten Mannichaften zur Landwehr resp. zum Landjturm über. Die Stammlijten 
des aus der Landwehr ausjcheidenden Jahrgangs werden reponirt, nahdem zuvor einzelne 
darin enthaltene, noch zu fernerem Dienfte verpflichtete Mannſchaften in die Lifte des 
nädhitfolgenden Jahrgangs umgebucht oder in die Hülfsliften eingetragen find. 

3) Kein Dann kann ohne jpeciclle Verfügung des Landwehr-Bezirks-Commandeurs 
zur Landwehr verjegt oder aus dem Benrlaubtenftande entlafjen werden. Vorſchläge der 
Eompagnien zur Regelung der Dienftverhältnifje bei den Herbft-Control:Berfammlungen 
ſ. 8. 47. 

Die Verſetzung zur Landwehr, resp. die Entlaſſung aus letzterer iſt in jedem ein— 
zelnen Falle erſt dann als erfolgt zu betrachten, wenn Seitens des Landwehr-Bezirks— 
Commandos der entſprechende Vermerk in dem Militärpaß des betreffenden Mannes ein— 
getragen ift. 

4) Bei den Herbſt⸗Control⸗Verſammlungen werden die im Dienftverhältniß der Mann: 
fchaften eintretenden Veränderungen den anweſenden Mannjchaften befannt gemacht, die 
Militärpäfje der Betreffenden behufs Eintragung des erforderlihen Vermerks cingefordert 
und vor Jahresihluß den Inhabern wicder zugeftellt. 

Wer bei der Gontrol-Berfammlung ohne genügende Entfhuldigung fehlt, bleibt bis 
zur. Regelung feiner ferneren Verpflihtung im Neferve- resp. Landwehr-Verhältniß. 


J s 
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Mannſchaften, welche verziehen wollen, während ihr Militärpaß ſich bei den Land⸗ 
wehr: Behörden befindet, haben die Rückgabe desſelben bei der Abmeldung zu beantragen. 
8. 38. 

Zurüdſtellung hinter ven älteften Jahrgang der Landwehr wegen Felddienſtunfähigkeit. Wusfcheiven 
wegen bauernder Dienftunbrauchbarkeit. 

1) Referviften und Wehrleute, welche dauernd felddienftunfähig werben, find, fofern 
fie noch garnifondienftfähig find, bis zur Erfüllung ihrer Gefammtdienftpflicht hinter den 
älteften Jahrgang der Landwehr zurüdzuftellen. 

Mannſchaften der Referve und Landwehr, welche als dauernd ganz dienſtunbrauchbar an: 
erkannt werben, find aus dem Militär-Verhältniß zu entlaffen. 

2) Bei den Eontrol:Berfammlungen find die Mannſchaften, melde fih für felddienft- 
unfähig oder dienftunbrauchbar halten, aufzufordern , dies anzugeben. Dieſelben werden 
notirt, in eine nad Schema 10 anzulegende Lifte zufammengetragen und vor die Kreis: &, Schema 10. 
Erjag-Commilfion bei deren nächſtem Zufammentritt beordert. 

3) Beim Kreis:Erfag-Gefhäft find diefe Mannihaften im Beifein des Landwehr: 
Bezirks-Commandeurs ärztlih zu unterfuhen. Der Arzt der Kreis-Erſatz-Commiſſion 
trägt das Refultat der Unterfuhung, event. unter Angabe der Krankheit, in die betref- 
fende Eolonne der Lifte ein. Wird hierzu ein Schreiber verwandt, fo hat der Arzt jedes 
feiner Urtheile zu unterfchreiben. 

Auf Grund diefes Arztlihen Gutachtens und feiner eigenen Wahrnehmung beftimmt 
der Landwehr = Bezirks » Conimandeur demnächſt dur Eintragung feines Urtheils in die 
Lifte, ob die Betreffenden in ihrem bisherigen Dienftverhältniß verbleiben, oder ob fie 
zur Zurückſtellung binter den älteften Jahrgang der Landwehr resp. zur Entlafjung vor: 
zuſchlagen find. 

4) Diejenigen Mannſchaften, welche hiernach zur Zurüditellung oder zum gänzlichen 
Ausscheiden defignirt werden, find zur Superrevifion bei Gelegenheit des Departements: 
Erſatz-Geſchäftes zu beordern. Der Arzt der Departements-Erfat-Commiffion trägt gleich: 
falls fein Gutachten in die Lifte ein, und der Brigade-Commandeur vermerkt cigenhän: 
dig, ob er die Vorſchläge des Landmwehr-Bezirks-Commandeurs beftätigt oder mobdifizirt. 

Bei Mannidaften des Beurlaubtenftandes des Garde- Corps hat der Brigade-Gom: 
mandeur auch das Gutachten des der Departements-Erſatz-Commiſſion zugetheilten Stabs. 
Offieiers des Garde-Corps zu hören. 

Jäger der Claſſe A. dürfen nur mit Zuftimmung der Jnfpection der Jäger und 


Schügen aus dem Dienjtverhältniß entlafjen werden. . 
6 


©. Beilage 3, 


100 


5) Diejenigen Mannfhaften, welche in Folge der Entſcheidungen des Brigade-Com: 
mandeurs als ganz dienſtunbrauchbar anerkannt werben, find in ven Stammliften unter 
Angabe des Grundes und des Datums der Entiheidung zu löfhen und durch den Land 
wehr⸗Bezirks⸗Commandeur, unter Eintragung derielben Angaben in den Militärpaß, aus 
der Rejerve resp. Landwehr zu entlafjen. 

Diejenigen, welche als nur garnifondienftfähig zurüdgeftellt werden, bleiben zwar in 
der. Stammlifte auf ihrem bisherigen Plage ſtehen, find jedoch, um fie bei Beorderung 
von Mannſchaften fogleih zu erkennen, in der Lifte deutlich zu marquiren. Um fie dem- 
nächſt, wenn nad Einziehung aller felovienftfähigen Mannſchaften der Landwehr auf fie 
zurücgegriffen werden muß, leicht in den Liften auffinden zu können, werden fie in eine 
befonders- für fie zu führende Hülfslifte — enthaltend die Rubriken: Laufende Nr., Jahr: 
gang und Nr. der Stammlifte, Truppengattung, Charge, Vor: und Zunamen, Aufent- 
haltsort, Amt, Bürgermeifterei 2c., Bemerkungen — zufammengetragen. In der Rubrik 
„Bemerkungen“ der Haupt-Stammlifte ift Datum der Zurüdjtellung und Nr. der vor: 
ftehend erwähnten Hülfslifte anzugeben. 

Einen entiprehenden Vermerk erhalten auch die Uebermeifungs:Nationale. 

6) Die ad 4 erwähnten Liſten mit den Entſcheidungen des Brigade-Commandeurs, 
find von den Landwehr-Bezirks-Commandos als Beläge zu den Stammliften jorgfältig 
aufzubewahren. 


$. 39. 
Zurüditellung von Referve- und we in Berüdfichtigung häuslicher und gewerblicher 
Verhältniſſe *). 

I) Aus Anlaß bäusliher und gewerblicher Verhältniffe, wie fie in den „Beftim- 
mungen über Glaffificirung der Referve- und Landwehr - Marnihaften wegen häuslicher 
und gemwerbliher Verhältniſſe“ näher bezeichnet find, kann die zeit: und bedingungsmeife 
Zurüdjtellung von Mannfchaften der Reſerve und Landwehr für den Fall einer Mobil- 
machung oder außerordentlihen Verſtärkung des Heeres verfügt werden. 

2) Da die Zurüdjtellung von Mannfchaften wegen häuslicher oder gewerblicher 
Verhältniſſe, wenn diefelben in andere Bezirke verziehen, erliicht, jo bedürfen die Ueber: 
weilungs-Nationale feines Vermerks uber etwa verfügte Zurüdftellungen. 

3) Die zurüdgeftellten Mannſchaften bleiben in den Stammliften auf ihrem bishe— 
rigen Plage fteben, find jedoch deutlich zu bezeichnen, damit bei Beorderung von Mann— 


*) Dispenfation von den Uebungen ſ. 8. 58, 
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haften aus ber Lifte Irrthümer vermicden -werden, und iſt auf bie betreffende Nummer 
des nah Schema 11 zu führenden befonderen Verzeichniſſes hinzumeifen. S. Schema l: 
$- 40. J 
Zurückſtellung der unabkömmlichen Beamten *). 

1) Die Verpflihtung der Givil-Beamten zum Militärbienft bleibt gänzlich von den 
beftehenden allgemeinen Vorſchriften über die Ergänzung ber verſchiedenen Heered-Ab- 
theilungen abhängig. 

2) Als Regel gilt, daß jeder Eivil-Beamte, welcher in der Reierve ober Landwehr 
fteht, oder nad) Maßgabe feines Alters aus. der Reihenfolge noch dazu aufgerufen wer: 
den möchte, im Falle ciner Mobilmahung feiner militärdienftlihen Beſtimmung folgen 
und eintreten muß. 

8) Eine Ausnahme von der ad 2 feftgefegten Negel findet nur dann ftatt, wenn 
der Chef der Behörde, bei oder unter welcher der Givil-Beamte angeftelt ift, pflicht- 
mäßig erklärt, daß letterer in feinen Arbeiten von einem anderen Beamten nicht ver- 
treten werben Fönne. 

4) Ein derartiges Atteft der Unentbehrlickeit für den Givildienft darf aber nur 
ſolchen Beamten ertheilt werden, die in ihren Givilverhältniffen für militärische Zmede 
wirkſam find, als z. B. die Militär-Departements-Räthe bei den Regierungen, die Land: 
räthe, Bürgermeifter, Ortsſchulzen ac. 

Allein auch den Beamten dieſer Gategorie fann und muß da3 IUnentbehrlichkeits- 
Atteft verweigert werden, jobald nad den Umftänden eine Stellvertretung berjelben ohne 
Nachtheil des Civildienftes zuläffig erfcheint. 

5) Außer den ad 4 bezeichneten Beamten können nur no mit Unmentbehrlichkeits- 
Atteften verichen werden: 

a. duch die Chefs der Provinzial-:Behörden; die einzeln ftehenden Beamten 
Königliher Gafjen, welche Caution geftellt haben ; einzeln ftehende Schullehrer, 
deren event. Stellvertretung nicht zu bemirfen fein möchte; die Grenz. Auf: 
fichts-Beamten, namentlich die Ober-Zoll-Jnipectoren, Ober-Örenz-Gontrolcure 
und Grenz Auficher; die See: und Binnen-Lootfen ; 

b. die etatsmäßigen Pojtbeamten und die mit techniſchem Poſtdienſt beſchäftigten 
Diätarien, ſoweit fie gegen eine firirte Nemuneration oder firirte Diäten in 


— — 





*) In Betreff der Beziehungen, in welchen die zum Militärdienſt einberufenen Beamten zu ihrer einildienſt 
lichen Stellung verbleiben, vergl. Staatö:Minifterial:Veihluß vom 22, Januar 1331, 
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unentbehrlichen Dienſtſtellen verwendet werden, durch die ihnen vorgeſetzten 
Ober⸗Poſt⸗ Directionen nad vorgängiger Einholung der Genehmigung der oberſten 
Poſt⸗Behörde; 

c. die zu einem geordneten und geſicherten Betriebe der Eiſenbahnen unbedingt 
notwendigen Beamten bei den Staats- und Brivat:Eifenbahnen, insbejondere 
die Gifenbahn-Baumeifter, die Betriebs:Directoren und Betriebs-Inſpectoren, 
Stations:Vorfteher und Stations-Affiftenten, Mafhinenmeifter, Werkführer, 
Bahnmeifter, Weichenfteller, Telegraphen-Jufpectoren und Auficher, Tele: 
graphiften, Zocomotivführer, Heizer, Zugführer, Schaffner, Bremfer, Schmierer, 
Rangirmeifter größerer Stationen (letztere auch wenn fie nicht zu den Beamten 
gehören); von dem Perſonal der Eifenbahn:Trajeft:Anftalten: die Schiffs-Capi- 
'täne, Steuerleute, Matrofen und Maſchiniſten; die Bahnmwärter, ſowie bei den 
Staatd- und unter Staats-Verwaltung ftchenden Eifenbahnen auch noch bie 
Mitglieder der Königlichen Directionen, die Rendanten der Haupt-Caſſen und 
die Güter-Erpedienten, und bei den nicht unter Staats-Verwaltung ftehenden 
Eifenbahnen der Vorfigende der Direction und dasjenige Mitglied derjelben, 
welches mit der Leitung des Betriebes fpeciell beauftragt ift, — und zwar 
ale Borgenannten, bei den Staats: und unter Staatd-Vermaltung ftehenden 
Eifenbahnen dur die ihnen vorgejegten Königlichen Directionen, und bei den 
Privat-Eifenbahnen durch die Königlichen Eiſenbahn-⸗Commiſſariate oder Eijen- 
bahn⸗Commiſſarien, bei jämmtlichen Eifenbahnen aber nur nad vorgängigem 
motivirten Beriht an das Handels-Minifterium und auf deſſen ausprüdliche 
Genehmigung; 

d. die Beamten der Staats-Telegraphie; die nicht etatsmäßig angeftellten jedoch 
nur jomweit fie im techniſchen Dienfte befchäftigt find und nad vorgängiger 
Einholung der Genehmigung des Königlihen Minifteriums für Handel, Ge 
werbe und öffentliche Arbeiten, durch die Telegraphen:Directionen. 

Die Berliner Schutzmannſchaften find gleih den Mannihaften der Gendarmerie von 
der Einberufung zum Militärdienft im Falle einer Mobilmadhung befreit. 

6) Civil⸗Beamte anderer Dienftcategorien als der vorftehend aufgeführten find beim 
Eintritt einer Mobilmahung nur dann als von dem Eintritt zum Kriegsdienft im Felde 
befreit anzufehen, wenn die Unentbehrlichteit derfelben durch das vorgejegte Minifterium 
oder Gentral-Departement ſpeciell feſtgeſetzt worden ift. 
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7) Wenn ein als unentbehrlid bezeichneter Givil-Beamter gleihmohl im Mobil: 
madhungsfalle freiwillig eintreten will, fo joll dies zwar, jedoch nicht eher geftattet. wer⸗ 
den, bis der Beamte, unter zuvoriger Zuftimmung der ihm vorgeſetzten Givil-Dienft-Be- 
börde, für feine Stellvertretung in feinem Civil-Amte geforgt haben wird. 

8) Die nicht etat3mäßig angeftellten, jondern nur gegen Diäten oder unentgeltlich 
befhäftigten Beamten können, mit alleiniger Ausnahme der ad 5 b, c und d ſpecicll 
angegebenen Fälle, unter feinen Umftänden als unentbehrlih im Eivildienft angefehen 
werden. 

9) Beamte, die in einem Verwaltungszweige zwar etatsmäßig befolbet werden, 
diefe Bejoldung aber nit aus der Staatscafle bezichen, follen ebenfo behandelt werben, 
wie diejenigen Beamten, welche ihre Befoldung aus der Staatsfafje zu erheben haben. 

10) Die bei den Königlichen Gejtüten angeftellten Wärter fönnen für den Fall einer 
Mobilmagung auf den motivirten Antrag der Geftüts-Vorfteher von der Einziehung 
zum Militärdienft befreit bleiben, ſoweit dies das militärische Interefle zuläßt, Won der 
Einbeorderung derjenigen Geftütswärter, melde beim Eintritt einer Mobilmahung ꝛc. 
der Armee mit den Zandbefchälern fih auf Stationen befinden, ift dagegen für die Dauer 
diefer Stationirung ganz abzujehen. 

11) Diejenigen Eivil-Behörden, welche berechtigt find, mwehrpflichtige Beamte behufs 
ihrer Zurüdftelung vom Dienft im Heere für den Fall einer Mobilmahung ꝛec, zu recla: 
miren, find angewiefen, am 1. December jeden Jahres die Liften der unabkömmlichen 
Beamten, jowie am 1. Juni jeden Jahres Nachtragsliften, beide nah Schema 12, ang egma2ı. 
die Provinzial-General-Sommandos (auch für die betreffenden Mannſchaften der Garde) 
gelangen zu laſſen. 

In beiden Liften ift der ftattgehabte Abgang und Zuwachs nad Mafgabe der im 
Schema enthaltenen Andeutungen ſpeciell zu erläutern. 

Solche Rejerve: oder Zandmwehrpflichtige Beamten, welche in Stellen neu eintreten, 
in denen fie nah Maßgabe der vorftehenden Beftimmungen unabfömmlid find, können 
auch außerterminlich reflamirt werden. 

12) Für diejenigen Beamten, melde zum erften Male reflamirt werben, ift den 
betreffenden Liſten ein Unentbehrlichkeits-Atteft beizufügen. Bei mieberholter Aufnahme 
eines Beamten in die qu. Liften ift jedoch die Beifügung eines Unentbehrlichkeits-Atteftes 
nur in dem Falle esforderlich, wenn Aenderungen in der bienftlichen — — 
eingetreten find. F 
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Die Provinzial-Regierungen find ermädtigt, die Gründe der Unabfömmlichkeit der 
von ihnen reflamirten Beamten jtatt auf einen bejonderen Bogen in einer eigens dafür 
zu beſtimmenden Rubrik der jährlih, resp. halbjährlih einzureihenden Namensliſte 
anzugeben. 

13) Die General-Commandos prüfen die ihnen zugehenden Liften und laffen dieſel— 
ben, fofern fie die Unentbehrlichkeit nah Maßgabe der bezüglihen Beftimmungen aner: 
fennen, den Landwehr-Bezirks-Commandos zugehen. 

14) In Betreff der Militärbeamten und der für den Mobilmahungsfall zu Militär 
Beamtenftellen deſignirten Mannjchaften des Beurlaubtenftandes finden die vorjtehenden 
Beitimmungen analoge Anwendung mit der Mafgabe, daß die Intendanturen die bezüg: 
lien Liſten an die General-Commandos einreichen. 

15) Die als unabfömmlih anerfanııten Beamten rangiren für die Dauer ihrer 
Unabkömmlichkeit bei Einbeorderung von Mannfhaften zur Mobilmahung hinter dem 
älteften Jahrgange der Landwehr. 

In Betreff der Liftenführung über diefelben finden die Beftimmungen ad 3 und 4 
des $. 39 analoge Anwendung. Die Unentbehrlichkeits:Attefte find von den Landwehr: 
Bezirts-Commandos aufzubewahren. R 

16) Reklamationen von Beamten im Augenblide der Mobilmahung find unzufäffig. 

$. 4l. 
Löſchen ver Mannfchaften in ven Stammliften. 
1) Die Löſchung von Mannjhaften in den Stammliften ijt nur geftattet: 
a. wenn joldhe fterben; 
b. wenn fie aus dem Militär-Berhältniß entlafjen werden; 
c. wenn fie zum Offizier befördert werden, oder den Charakter als Aſſiſtenz— 
Arzt erhalten; 
d. wenn Mannidaften die Eigenichaft ala Preuße verlieren; *) 
e. bei Ausftoßung aus dem Soldatenftande und” beim Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf längere Zeit als 3 Jahre (f. $. 28 ad 4): 
f. bei eintretender gänzlicher Dienftuntauglichkeit (jiche z. 38). 

2) Löfchungen erfolgen nur auf Verfügung des Landwehr-Bezirks-Commandeurs, 
und ift in der Aubrit „Bemerkungen“ der Grund der Löihung anzugeben, fowie auf 
etwa vorhandene Beläge zu verweijen 


binnen 





) Bergl. Seleg vom 31. December 1842. 
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3) Rüdfihtlih der Streihung von Mannihaften in den Stammliften beim Ber: 
ziehen cfr. $. 35. 

8. 42. 
Beränderungs-Nachweifungen zur Stammlifte. 

Wohnungswechſel der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes innerhalb des Eompagnie- 
bezirt3, Einziehung derfelben zu Uebungen, Beförderungen, Auszeihnungen, Beftrafungen ꝛc. 
find gleich nad dem Eingange der betreffenden Benachrichtigungen von den Bezirks: 
Felbwebeln in den Stammliften und in den Nationalen zu vermerfen. Ueber die bier: 
nah vorgenommenen Veränderungen in den Stammliften reihen die Compagnien am 
Schluſſe jedes Monats „Beränderungs-Nahmeifungen zur Stammlifte” ein, deren An- 
gaben die Landwehr-Bezirks-Commandos, nachdem fie diefelben geprüft haben, in ihren 
Stammliften nadtragen. 

8. 43. 

Eontrole und Fiftenführung der Mannfchaften des Benrlaubtenftandes des Garbe-Eorps. 

1) Die Mannfhaften aller Kategorien des Beurlaubtenftandes des Garde-Corps 
ftehen wie alle übrigen Mannfhaften des Beurlaubtenftandes ausfhließlih unter der 
Eontrole der Landwehr-Bezirks-Commandos resp. Compagnien, und find alle Dienftver: 
bältniffe derfelben , fomeit in diefer Inſtruction nicht ausbrüdlih anders beftimmt ift, 
während des Beurlaubten-Berhältniffes allein durh die Landwehr-Bezirks-Commandos 
zu regeln. 

2) Die qu. Mannschaften werden daher auch nur von den Landwehr-Bezirks-Commandos 
und deren Compagnien liftlih geführt. 

3) Bedarf das General - Commando de3 Garde - Corps außer den halbjährigen 
Rapporten (ſ. $. 57) andermweitiger Ueberfichten 2c. oder Berichte über Mannſchaften des 
Beurlaubtenftandes des Garde-Corps, fo find diefe durch Vermittlung der Garde-Landmwehr: 
Bataillone von den Landwehr-Bezirks-Commandos einzufordern, 

4) Die Disziplinarftrafgewalt über die Mannichaften des Beurlaubtenftandes des 
Garde⸗Corps haben die Landwehr-Bezirks-Commandos in demfelben Umfange wie über 
alle übrigen Mannfhaften des Beurlaubtenftandes. Ebenfo haben die Landwehr-⸗Bezirks⸗ 
Commandos die niedere, die Diviſions-Commandos die höhere Gerichtsbarkeit über die qu. 
Mannihaften auszuüben. 

5) Rehabilitirung von Mannihaften des Beurlaubtenftandes des Garde-Corps ſ. $. 30. 
Burüdftellung der qu. Mannihaften wegen Felbdienftunfähigkeit ꝛc. vergl. 8. 38. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Von den Control-Verſammlungen. CHR TH YR 
&4. 
Bon ben Eontrol-Berfammlungen im Allgemeinen. 

1 Aljährlih zwei Mal, im Frühjahr und Herbft, werden die Mannſchaften der 
Referve, ſowie die zur Dispofition der. Erjfag- Behörden entlofjenen und die zur Dispo- 
fition der Truppentbeile ‚beurlaubten Mannſchaften zu Eontrol:Berfammlungen zuſammen— 
berufen. Die Mannjchaften der Landwehr werden nur zu den Herbit-Gontrol-Beriamm: 
‚lungen einberufen. 

2) Zweck der Eontrol-Berfammlungen iſt hauptſächlich: | 

a. die Anmwejenheit der in den Lijten verzeichneten — um Compagnie⸗ 
Bezirk zu conſtatiren; 

b. Nachrichten über die perſönlichen Verhältniſſe der Mannſchaften einzuziehen, 

ſoweit dieſe auf das. militäriſche Verhältniß von Einfluß, find; *) 

e. die Anordnungen und Vorſchriften befannt zu machen, welche die Verſammelte 
Mannihaft im Allgemeinen und die Einzelnen. betreffen, ihnen ihre Militär: 
Dienftpflichten in Erinnerung zu bringen, **) insbejondere die wichtigſten Kriegs⸗ 
Artikel zu verleſen; 

d. den Uebertritt in die Landwehr und die Entlaſſung aus derſelben zu regeln; 

e. die Mannſchaften, welche ſich als felddienftunfähig oder dienftuntauglid) melden, 

zu notiren, um fie vor die Kreis- und Departements-Erſatz-Commiſſion zu 

beordern; | | 

. die Namen der beim legten Glaffifications-Gefhäft zurüdgeftellten Mannjchaften 
befannt zu machen; | 

. die Dienftjtunden des Feldwebels zur An und Abmeldung befannt zu machen; 

. die Protocolle zu etwaigen Rehabilitirungs-Vorjchlägen aufzunehmen; 

i. Nachfrage nah denjenigen Mannſchaften zu halten, welche aus der Gontrole 
gefommen find. 


= 
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8. 45. 
Wahl der Eontrolpläge. Beſtimmung der Termine für die Gontrol- -Berfammlungen. 
Pr y Für jeden Compagnie: Bezirk find die Control: -Berfahnmlungs: Orte der Art feſ⸗ 





. 968 empfiehlt ſich, den Wannihaften bei der Control— Yerfonmiung ins | Gedagimn auräcäeufen, neide 
"Berätberungen in ihren bürgerlichen Verhältnijfen ſie zu melden haben. 
*y Hanſenilich ſind Auch) dit Beftiminimgen Aber: die Claffifictrung ber! Meferve- ihn Rank Anand, 
ſowie das Gefet vom 27. Februar 1850 über die Familien-Unterflügungen von Zeit zu Zeit zu verlefen. 
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guftellen, daß, einzelne der Localität nach unvermeidliche Ausnabmefälle abgerechnet, die 
Mannihaft von ihrem Wohnorte bis zum Gontrolplag keinen weiteren Weg als höchftens 
", Meile zurüczulegen bat. 

2) Zu einer Gontrol-Berfammlung : find in der Regel nicht mehr als 200 — 
zuſammenzuberufen. 

3) Die Control⸗Verſammlungen in einem und demſelben ——— * un⸗ 
mittelbar hinter einander, event. mehrere an einem Tage abzuhalten und der Art zu 
legen, daß die Reiſe des mit der Abhaltung derſelben beauftragten Officters und des 
Bezirks-Feldwebels eine Rundreiſe auf dem möglichft fürzeften Wege bildet 

4. Die Control-Berjammlungen finden in der Regel an den Wocentagen ftatt, 
ausnahmsweiſe jedoch, mo beiondere Verhältniſſe jolches wünichenswerth und thunlich er: 
Iheinen laſſen, nach erfolgter Einigung der betreffenden oberen Provincial-Behörden, auch 
an den Sonntagen. 

5. Die Control-Verſammlungen find zwiihen dem 1. März und 15. April, resp. 
dem 1. October und 15. November anzuiegen und jo früh als möglich in ortsüblicher 
Beife, 3. B. durch die Amtsblätter, durch Ausrufen, Anschlag zc. zur allgemeinen Kennt: 
niß zu bringen. Die Stunden für die Control:Berfammlungen find mit möglichfter Rück⸗ 
fiht auf die Arbeitözeit zu bejtimmen. 

Die Feftjtellung der Termine für die Eontrol-:Berfammlungen bedarf der Genehmi— 
gung des Infanterie-Brigade-Commandeurs. 

$. 46. 
Beorderung zu den Control-Verſammlungen. Dispenfation von denfelben. 

l. Die Beorderung der Mannihaften des Beurlaubtenftandes erfolgt, den XLocal- 
Lerhältniſſen entſprechend, entweder durch öffentliche Aufforderung in Verbindung mit 
den im $. 45 ad 5 erwähnten Bekanntmachungen oder durh Aushändigung perfönlicher 
Ordres. 

2. Ale Mannſchaften haben zu den Control-Verſammlungen ihren Militärpaß, ſowie 
ir Führungs-Atteft mit zur Stelle zu bringen. 

3. Nur in dringenden Fällen darf die Dispenjation von der Theilnahme an einer 
folhen Berfammlung eintreten, und zwar namentlih wegen Krankheit, Entbindung der 
Ehefrau, plöglicer Krankheiten oder Todesfälle in der Familie, wegen Amtöverrichtungen, 
die feinen Aufihub leiden, fowie wegen nöthiger Reifen in Geihäften oder aus Gefund- 
peitsrüdfichten * ) 


9 Chr. 8 16, 17, 18 und ©. y* 


- Schema 13, 
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4. Dieſe Dispenfation kann nur durch den Landwehr-Bezirfs-Gommandeur auf Grund 
einer Beiheinigung der Orts- oder Polizeibehörde über die Richtigkeit der zur Begrün- 
dung des Dispenjationsgefuches angeführten Thatſachen oder, bei Beamten, in Folge der 
Reclamation ihrer vorgefegten Behörde verfügt werben. 

5. Kann wegen Kürze der Zeit die Dispenfation nicht vor der Gontrol-Berjamm- 
lung nachgeſucht werden, fo ift zur Entihuldigung des Ausbleibenden ein die Hinde- 
rungsgründe bejcheinigendes Atteft der Orts- oder Polizeibehörde auf dem Gontrolplag 
zu überreichen. 

6. Die Mannihaften, melde bei der Gontrol-Berfammlung ohne genügende Ent- 
Ihuldigung gefehlt haben, find zu einer für alle Betreffenden zu berjelben Zeit beim Be 
zirks-Feldwebel ftattfindenden Nacheontrole zu beordern und dem Bezirks-Commandeur 
zur eventuellen Beftrafung zu melden. 

St ein dienftthuender Dfficier in dem Gompagnie-Bezirt anweſend, fo findet die 
Rachcontrole unter feiner Aufſicht ftatt. 

7. Die Mannihaften eriheinen zu den Gontrol-Verfammlungen in bürgerlicher Klei- 
dung.*) Das Bezirks-Commando kann indeß Unterofficiere des Beurlaubtenftandes ein: 
Heiden lafjen, wenn es dies zur Unterftügung der Dfficiere und des Bezirks-Feldwebels 
bei Aufrechterhaltung der Ordnung für nothwerdig erachtet. 

8. Mannjhaften der Referve und Landwehr, welche im Herbit bis jpäteftend zum 
15. November, ſowie Neferviften, welche im Frübjahr bis fpäteftens zum 15. April feine 
Aufforderung zur Gontrol:Berfammlung erhalten haben, auch nicht von Ichterer dispen- 
firt waren, find verpflichtet, fich zu den angegebenen Terminen mündli oder ſchriftlich 
beim Bezirks-Feldwebel zu melden. 

8. 47. 
Bon ven Berlejeliften. 

l. Die Bezirks-Feldwebel führen für jeden Gentrol:Bezirt Verlefeliften nad 
Schema 13, in melde ſämmtliche Mannschaften des betreffenden Control-Bezirks einge 
tragen werden. Die qu. Liften dienen zum Berlefen ꝛc. der Mannichaften bei den Con: 
trol:Berfammlungen, fomwie zur Erleihterung des Auffuhens derjelben in den Stammliften. 

2. In den Verlefeliften werden die Mannidaften, entiprehend den Stammliften, 
nah Truppengattungen, Kategorien 2c. getrennt gejührt. 

3. Die Verlefeliften find zwar ftets current zu erhalten; vor jeder Control-Xer: 
ſammlung find fie jedoch nochmals durch den Bezirks-Feldwebel mit den Stammliften zu 
vergleichen und event. zu berichtigen. Bor den Herbjt:Gontrol-Verfammlungen trägt der 


% Schirme, Pfeifen und Stöde find vor Beginn der Gontrol:Berfammlung abzulegen. 


109 


Bezirks-Feldwebel in die Rubrik „Bemerkungen“ die Angabe ein, welche Mannfchaften 
zur Landwehr überzuführen, und melde aus dem Militär-Verhältnik zu entlafjen find. 

4. Die jo vervollftändigten Verlefeliften find kurz vor den Gontrol-Berfammlungen 
an das Bezirks-Commando einzufenden, welches diejelben revidirt, nach den in der Ru- 
brit „Bemerkungen“ enthaltenen Angaben, wenn fie richtig befunden werden, feine 
Stammliften beridtigt, und demnächſt erftere rechtzeitig dem Bezirks-Feldwebel wieder 
zuftellt. 

$. 48. 
Abhaltung der Eontrol-Berfammlungen. 

1. In denjenigen Compagnie-Bezirken, in welchen Allerhöchiten Orts ernannte Gom- 
pagnie= Führer vorhanden find, mwerden die Control: Verfammlungen durch diefe ab- 
gehalten. 

2. In den übrigen Gompagnie-Bezirken find die Gontrol-Berfammlungen durch qua- 
lifieirte Officiere ‚des Beurlaubtenftandes abzuhalten, wenn ſolche vorhanden find und 
diefen Dienft freimillig übernehmen wollen. Anderenfalls find auf Veranlaſſung des 
Brigade-Commandeurd von den im Brigade-Verbande befindlichen Linien-nfanterie-Regi- 
mentern zur Abhaltung der Eontrol-Verfammlungen geeignete Dfficiere aus der Zahl 
der älteren Lieutenants zu commandiren und zwar, unter Berüdfichtigung der örtlichen 
und jonftigen maßgebenden Berhältniffe, womöglid für jeden Landwehr-Bataillons-Bezirk 
nur ein Officier. Die Control-Verſammlungen find möglichit jo zu legen, daß dies aus- 
führbar ift. 

Die betreffenden Linien-Officiere haben fih direct nah dem erften Gontrolplag zu 
begeben. 

3. Der Landwehr: Bezirk3:Commandeur wohnt alljährlih in jedem Compagnie-Bezirf 
einer Gontrol:Berfammlung außerhalb des Bataillons-Stabsquartiers bei. Die deshalb 
zurüdzulegende Reife ift jedoch felbftredend auch noch zur Beiwohnung mehrerer Control: 
Verfammlungen zu benugen, wenn die Berfammlungsorte auf der Reiſetour rechtzeitig 
paſſirt werden. 

4. Zu der beftimmten Stunde läßt der Gompagnie-Führer oder deflen Stellvertreter 
die Mannſchaften antreten. 

5. Demnächſt werden die Mannjchaften verlefen und die im $. 44 angeoroneten 
Geſchäfte erledigt. Nah Beendigung derjelben werden die Mannſchaften entlafjen. 

6. Nah Abhaltung der Eontrol-Berfjammlungen haben fih die Eompagnie-Führer 
resp. die zur Stellvertretung bderfelben commandirten Dfficiere zur mündlichen Bericht- 
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erftattung in das Bataillons-Stabsquartier zu begeben, ſofern dies: Seitens | des Land: 
wehr:-Bezirts:Commandeurs für nothmwendig erachtet wird. Hierauf ift event. bei Feſt⸗ 
ftellung der Reihenfolge der Gontrol-Berfammlungen der Art Rüdfiht gu nehmen, 
dab aus der Reife der qu. Officiere in das Bataillons- Stabsquartier der Staats; 
kaſſe möglichjt geringe Koſten erwachſen. Bei Gelegenheit der mündlichen Beridterftat- 
tung find dem Landwehr-Bezirks-Commandeur nach deſſen näheren Beftimmungen Rap: 
porte über das Ergebnii der qu. Verfammlungen einzureihen, aus denen namentlich bie 
Zahl der zur Stelle geweſenen, ſowie der mit und ohne Entihuldigung ausgebliebenen 
Mannſchaften erfichtlich fein muß. Diefe Rapporte find Seitens der mit der Abhaltung 
der Gontrol-Veriammlungen beauftragten Dfficiere, wenn ‚die mündliche Berichterftattung 
nicht befohlen ift, unmittelbar nad dem Schluß der Gontrol-Berfanmlungen einzufenden, 

T. Auf Grund diefer Rapporte veranlaßt das Bezirks-Commando die — 
Recherchen, etwaigen Beſtrafungen 2c. 


Achter Abſchnitt. 
Von den Uebungen der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes. 
$. 49. 
Zwed ver Uebungen und Verpflichtung zur Theilnahme an denſelben. 

l. Zwed der Uebungen ift vorzugsweife die Befeftigung der militäriihen Ordnung 
und Disciplin, demnächſt die Förderung der tactiihen Ausbilvung, ſowohl der durch 
Mannihaften des Beurlaubtenftandes verftärkten Gadres, wie der Mannſchaften jelbft. 

2. Jeder Reſerviſt tft während der Dauer des Rejerveverhältnifjes zur Theilnahme 
an zwei Uebungen verpflichtet, welche jedoch die Dauer von 3 Wochen nicht überfchreiten 
dürfen. 

3. Die Mannihaften der Landwehr haben während der Dienftzeit in der Landwehr 
in der Regel zwei, 3 bis 14 Tage dauernde Uebungen mitzumachen. 

8. 50. 
Drt, Zeit und Umfang der Uebungen der Reſerve-Mannſchaften. 

l. Die Referve-Mannihaften werden zur Uebung bei Truppentheilen des ftehenden 
Heeres eingezogen, und zwar, fo weit möglich, bei denjenfgen Truppentheilen, welchen fie 
auch im Falle einer Mobilmahung zugetheilt werden würden. Die. Rejerve-Mannichaften 
der Specialwaffen des Garde-Corps üben jedoch in der Regel bei den entiprechenden Li⸗ 
nientruppentheilen. 

2. Die Savallerie-Referviften werden in der Regel in der Zeit zwilchen dem 1. Aprik 
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und 1. Detober einzeln nah Mafgabe der Manquements, welche in diefer Zeit bei den 
Savallerie-Regimenternbeftehen, zu legteren eingezogen: 

Die General:Gommandos ‚haben das hierzu Erforderliche in ihren Bezirken: jelbft- 
ftärdig anzuordnen ; für diejenigen Gavallerie-Regimenter, welche fih aus fremden Armee 
Corps: Bezirken complettiren, unter Gommunication mit dem heimathlichen General-Gommando. 
Für die Garde: Gavallerie-Regimenter liquidirt das General-Gommando des Garde-Corps 
den Bedurf an Reierviften zur Uebung gleihmäßig bei den General-Commandos der Pro 
vineial⸗ Armee⸗ Corps. 

3) Behufs Uebung der Reſerve-Mannſchaften der übrigen Waffen treten bei den be— 
treffenden Truppentheilen zeitiweife Etatserhöhungen in der Zeit zwifchen dem 1. Mai und 
den 1. October — bei den Train-Bataillonen — dem 1. Auguſt und 1. No 
vember — ein. 

4) Das Nähere über diefe Uebungen wird aljährlic beftimmt. 

5) Die Schifffahrt treibenden Reierve-Mannichaften find von den — im 
Sonmer zu befreien, dagegen nad näherer Anordnung der General-Commandos im 
Winter zur Erfüllung ihrer Mebungspflicht einzuziehen. 

Dieielben find auf die Mannichaft des Corps-Bezirks, melde im Sommer übt, in 
Anrechnung zu bringen. 

8. 5l. 
Ort, Zeit und Umfang der Yanbwehr-Lebungen. 

1) Die Landwehr: nfanterie (der Garde und Linie) übt in den Monaten Mai oder 
Juni in der Regel in. den Landwehr-Bataillons-Stabsquartieren (ſ. $. 55). 

2) Die Uebungen der Landwehr-Mannſchaften aller übrigen Waffen finden zu der— 
felben Zeit im der Regel im Anſchluß an die betreffenden Zinien-Truppentheile jtatt. 

Die Garder-Landwehr:- Mannihaften diefer Waffen werben bei den resp. zu ihrem 
Armee-Gorps-Bezirt gehörenden LZinien-Truppentheilen geübt, mit Ausnahme der im Be 
zirt des 3. ArmeerGorps befindligen, melde zu den betreffenden Truppentheilen des 
Garde:Corps eingezogen werden. 

3) Die Kranfenträger-Compagmien üben im Anfchluß an die Train-Bataillone. 

4) Das Nähere über: und Umfang der ————————— wird. alljährlich 
beitimmt. 

5) In Beiteff en — der Sdiffiahri —— Drama * 
die Beſtimmungen des $. 50 ad 5 analoge Anwendung. 


112 


8. 52. 
Auswahl der zu den Uebungen zu beorbernden Mannfchaften. 

1. Wie viele Mannihaften aus jedem Garde-Landmwehr-Bataillons-Diftriet und, mo 
Garde-Landwehr:Bataillone nicht vorhanden find, aus jedem Infanterie-Brigade-Bezirk zu 
den Referve-Vebungen der Truppen des Garde-Corps, fowie zu den Uebungen der Garde 
Landwehr-Infanterie einzuziehen find, wird durch das General-Gommando des Garbe- 
Corps angeordnet. 

Die Garde-Landmwehr:Bataillons-, resp. Infanterie-Brigade-Commandos vepartiren 
danad die aus jedem Landwehr-Bataillons-Bezirk zu ftellende Quote. Die Garde-Land- 
wehr:Mannihaften der Specialmaffen, welche in den Provinzen üben, werben dur die 
Landwehr: Bezirks:Commandos mit den zu ftellenden Mannihaften der Provinzial-Land- 
mehr der betreffenden Waffe einberufen und fommen auf die Zahl derfelben in An— 
rechnung. 

2) Für die Reſerve-Uebungen aller Waffen der Linie, ſowie für die Uebungen der 
Provinzial⸗Landwehr, beftimmen die betreffenden General-Sommandos die aus jedem Bri- 
gade⸗Bezirk einzuziehenden Quoten und die Jnfanterie-Brigade-Gommandos repartiren 
lettere auf die Landwehr-Bataillons-Bezirke. 

3) Zu dieſem Zwecke reihen die Landwehr-Bezirks-Commandos zum 1. Februar 
jeden Jahres an die InfanteriesBrigade-Commandos Nahmeifungen der in ihren Bezirken 
vorhandenen übungspflichtigen Mannſchaften der Referve und Landwehr aller Waffen nad 
Analogie des Schemas 14 ein. Bei den Specialmaffen find die übungspflictigen Mann- 
haften der Garde — mit Ausnahme der im Bezirk des 3. Armee-Corps befindlichen — mit 
einzurechnen. Zu gleihem Termine fenden die Landwehr-Bezirks-Commandos eine Nad- 
weifung der in ihrem Bezirk vorhandenen übungspflichtigen Referve-Mannihaften der 
Garbe-Infanterie und Garde⸗Cavallerie, ſowie der übungspflichtigen Garde-Landwehr⸗In⸗ 
fanteriften — beim 3. Armee-Corps aller übungapflichtigen Reſerve- und Landwehr: 
Mannichaften der Garde — an das betreffende Garde-Landwehr-Bataillon. 

Diefe Ueberfihten gelangen von den Infanterie-Brigade-Gommandos resp. Garde 
Landwehr-Bataillonen zum 15. Februar an die General-Commandos. 

4) Sobald die näheren Beftimmungen über die Mebungen der Mannſchaften des 
Beurlaubtenftandes für das laufende Jahr eingehen, find die einzuberufenden Mann- 
ſchaften waffenweiſe aus den Stammliften auszuziehen und befondere Uebungäliften auf 
zuftellen. 
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5) Die zur Uebung zu beordernden Referviften find aus dem fiebenten, ſechſten und 
fünften Jahrgang auszumählen. Ehemalige einjährig Freiwillige und Mannſchaften, welche 
weniger als 3 Jahre activ gedient haben, find ſchon vor dem Eintritt in das 5. Dienft- 
jahr zu ihrer erjten Uebung heranzuziehen. 

In zwei auf einander folgenden Jahren follen Referviften in der Negel nicht zu 
Uebungen eingezogen werden, fofern fie nicht von einer Uebung auf ihren Antrag befreit 
waren, 

Mannichaften der Cavallerie, welche freimillig 4 Jahre activ gedient haben, bleiben 
von Uebungen befreit. 

6) Zu den Landwehr⸗Uebungen find unter Berückſichtigung der im Reſerve-Verhält— 
niß mitgemadten Uebungen zunächſt die jüngften Mannſchaften einzuziehen. 

Landwehr-Mannihaften, melde das 32. Lebensjahr überjchritten ‚haben, find zu 
Uebungen nicht mehr einzuberufen, mit Ausnahme derer, welche durch eigenes Verſchul— 
den verfpätet in Dienft getreten find, und derer, welche wegen Gontrol-Entziehung nad. 
dienen müſſen. 

In Betreff der Heranziehung zur Uebung in zwei auf einander folgenden — 
gilt auch für Landwehrmänner das ad 5 Geſagte. 

g. 53. 
Zurückſtellungen von ben Uebungen *). 

1) Wegen dringender häuslicher umd gewerblicher Verhältniſſe können Mannfchaften 
der Referve und Landwehr von der Ucbung des laufenden „Jahres dispenfirt werden, 
aber nur unter ganz ausnahmsweiſen Verhältnifien von zwei aufeinander folgenden 
Uebungen. 

2) Derartige Dispenjationsgefuhe find rechtzeitig an die Ortsbehörde zu richten, 
melde event. eine jchriftliche Neclamation an den Eivil-Vorfigenden der Kreis-Erſatz-Com⸗ 
miflion einſendet. Letterer übermittelt die Reclamationen, welche er für dringlich hält, 
mit feinem Gutachten an das Landwehr-Bezirks-Commando. 

Die Entiheidung fteht allein dem Landwehr⸗-Bezirks-Commandeur zu. 

3) Die Beftimmung ad 1 gilt auch in. Betreff derjenigen Referviften und Mehr: 
leute, weldhe in einem Beamten:Berhältnifie ftehen, wenn ihre vorgejegte Givil-Behörde 
die Dispenfation von der Uebung für fie beantragt, weil fie für die Zeit der Uebung 
unentbehrlich in ihrer Eivilftellung find. Dergleihen Mannſchaften Haben jedoch wie 
jeder andere Refervift und Wehrmann der Geftellungs-Orbre Folge zu leiften, wenn 


®) Cfr. $$. 16, 17, 18 und 20. i 
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diefelbe nicht vor den Geftellungstage Seitens der Sandwehr-Behörben zurüdigezogen 
werben jollte (Cfr. $. 58 ad 4.). 

4) Iſt ein einbeorderter Refervift oder Wehrmann fo krank, daß er die Ucbung nicht 
mitmachen kann, jo hat er ſich entweder im Bataillons-Stabsquartier zur ärztlichen Un« 
terfuhung zu geftellen oder wenn die Krankheit die Geftellung unmöglich macht, ein At: 
teft des Kreis-Phyfifus durch die Ortsbehörde an das Landwehr-Bezirks-Commando ein 
zufenden. Inwiefern andere ärztliche Attefte zu berüdfichtigen find, bleibt dem Ermefjen 
des Landwehr-Bezirks:Commandeurs anheimgeftellt. 


. 54. 
Beorberung ber zur — einzuziehenden Mannſchaften. 

1) Die General-Commandos haben zu beſtimmen, ob die Uebungs-Mannſchaften 
direct nad dem Uebungsorte zu beordern oder zuvor zu ſammeln und den Truppenthei— 
len in gefchlofjenen Abtheilungen zuzuführen find. 

2) Die Landmwehr-Bezirld-Commandos haben, wenn die Mannſchaften direct nad 
dem Uebungsort beorbert werden, 15 Procent Mannihaften für etwaigen Ausfall mit 
zu beordern. 

Die Procent-Mannfhaften find bei der Ueberweiſung bejonders zu bezeichnen. 

Werden die Mannichaften vor Ueberweifung an die Truppentbeile gefammelt, fo 
wird legteren nur die etatsmäßige Zahl zugeführt. 

3) Hinfihtlih des Verfahrens bei der Beorderung, Uebermweifung 2c. der Uebungs- 
Mannſchaften ift nah den Beftimmungen des $. 58 zu verfahren. Die Geftellungs- 
Ordre erhält jedoh den Vermerk: „Zur Uebung auf .. Wochen.” 

4) Die Geftellungs-Ordres find möglichft frühzeitig auszuhändigen. Aud find die 
übungspflihtigen Mannfchaften bei der, der Uebung zulegt vorhergehenden Gontrol-Ber: 
fammlungen im Allgemeinen zu avertiren. 

5) Mannichaften, weldhe vor Empfang einer Uebungsordre in andere Bezirke ver: 
ziehen, ohne von der Theilnahme an der Uebung dispenfirt zu fein, find unverzüglich 
dem Landwehr. Bezirks: Commando ihres neuen Aufenthaltsort zu überweifen und von 
legterem vorzugsweife zur Erfüllung des Uebungs-Etats zu verwenden. 


8. 55. 
Befondere Beftimmungen für die Uebungen ver Lanbwehr-Infanterie. 
1) Die Landwehr: Infanterie übt entweder in einzelnen Compagnien dder in formirten 
Bataillonen. 
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2) Die Bataillons-Commandeure werden durch die General-Commandos, bie Com: 
pognie-Führer durch die Infanterie-Brigade-Commanbeure beftimmt, und find hierzu, fo: 
weit angängig, diejenigen Officiere zu commandiren, welche für die entſprechende Stellung 
im Kriegsfalle defignirt find. 

Zu den Uebungen find per Landwehr-Gompagnie 3 Unterofficiere von der Linie zu 
eommandiren. 

Den Dienft ald Adjutant, fowie den Dienft als Feldwebel, Fourier und. Capitän- 
d’armes verfehen, foviel als thunlich, diejenigen Perfonen, welche hierzu für den Kriegs: 
fall beftimmt find. 

3) Wenn die Landwehr compagnieweife zur Uebung eingezogen wird , fo tritt der 
Landwehr: Bezirf3-Commandeur zur Uebungs-Gompagnie und deren Führer in das Ber: 
bältniß des Bataillons:Commandeurs. Findet die Uebung im formirten Bataillon ftatt, 
fo gelten in Betreff des Verhältniffes des Landwehr : Bezirk: Commandeurs zu dem mit 
dem Commando des Bataillons beauftragten Dfficier die Beftimmungen des $. 6. 

8. 56. 
Entlaffung der Uebungs-Mannfchaft. Imvaliden:Anfprüche. 

1) Nach beendeter Uebung werben die Mannihaften entlaffen, und zwar in der 
Regel, und fofern das General-Commando nicht? Anderes anorbnet, direct nad ihrem 
vor der Hebung innegehabten Aufenthaltsorte. 

Zurüdüberweifungen derfelben ſ. $. 58 ad 6. 

2) Vermeint ein Refervift oder Wehrmann während der Hebung bei Ausübung bes 
activen Dienftes eine Befhädigung und in Folge davon einen Nachtheil an feiner Ge- 
fundheit erlitten zu haben, fo hat er dies fogleich, jedenfall3 vor Beendigung der Uebung 
zur Anzeige zu bringen und die Feftitellung des Thatbeftandes zu beantragen. Berfor: 
gungs-Anfprühe , welche hierauf gegründet werden, müſſen fpäteftens innerhalb der 
nädften ſechs Monate nach beendeter Uebung angemeldet werden. Spätere Meldungen 
oder Anfprühe, melde mit Bezugnahme auf eine erft nad Beendigung der Uebung 
zur Sprade gebrachte Beihädigung erhoben werden, können feine Berüdjichligung 
finden. 

Neunter Abſchnitt. 
Beftands-Nachmeifungen. Einberufung und freiwilliger Eintritt zum Dienſt. Erſatz 
verloren gegangener Militär-Papiere. 
8. 57. 
Rapporte von den Offizieren und Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes. 
1) Alljährlich zum 1. Januar reichen die General-Commandos an * Majeftät 


8. Schema 14, 
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den König Rapporte von den Officieren und Mannſchaften des Beurlaubtenftandes nad 
Schema 14 (pro Il. Semefter 18.. [des vorhergehenden Jahres]) ein. 

Außerdem find zum 1. Juli jeden Jahres gleiche Rappprte (pro I. Semefter 18..) 
an das Kriegs:Minifterium einzufenden. 

2) Sämmtliche Provinzial-Landwehr:Bezirfs-Commandos fertigen zu dem Ende zum 
25. November und 25. Mai jeden Jahres Rapporte von den in ihrem Bezirke vorhan: 
denen Dfficieren und Mannfhaften des Beurlaubtenftandes an. Diefe Rapporte erhalten 
den Kopf nad Schema 14 und die Quer-Rubriken: 

A, Rejerve: Garde, 


Linie. 
B. Landwehr: Garde, 
Linie. 
Summa: Linie A. und B. 
Summa-Beftand der Linie nad) dem legten Rapport..... 
Mithin jekt: — 


Die Rapporte der Landwehr-Bezirks-Commandos gehen zunächſt an das Garde-Land— 
wehr-Bataillon, welches daraus die, die Mannſchaften des Garde-Corps nachmeifenden 
Zahlen ertrahirt und die Rapporte der Landwehr-Bezirks-Commandos voriginaliter direet 
zum 1. uni resp. I. December an die bezüglihen Liniensinfanterie-Brigaden jendet. 

3) Die hiernach von den Garde-Landwehr:Bataillonen zulammenzuftellenden Rapporte 
gelangen auf dem Inftanzenwege an das General-Gommando des Garde-Corps. 

4) Die Linien = Infanterie - Brigaden tragen die Rapporte der Landwehr » Bezirks: 
Commandos, unter Fortlafjung der die Garde-Mannſchaften betreffenden Angaben *) zu: 
fammen, und fenden ihre hiernach aufgeftellten Rapporte zum 15. Juni resp. 15, De 
cember in je einem Gremplar direct an das General-Gommando und an das Divifiond- 
Eoinmando. 

5) Die Landwehr-Bezirks-Commandos haben ihre Rapporte auf Grund des Ergeb: 
nifjes der letzten Control-Verſammlungen aufzuftellen. In den Rapporten pro Il. Semefter 
ift der Beftand jo nachzuweiſen, wie er fih nad den vor Jahresichluß eintretenden Ver: 
legungen zur Landwehr, resp. Entlafjungen aus legterer herausftellt. 

Die nad $. 36, 1 c. und d, in der Heimaths-Gontrole zu führenden Mannidaften 


*) Cir. Anmertung zu $. 2 ad 7. 
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find in dem Rapport nur im der befonders bierfür beftimmten Rubrik und zwar ſum⸗ 
mariſch für alle Waffen anzugeben. 

Die nah $ 36, 1 a. und b. ebenfalls in der Heimaths-Controle befindlihen Mann- 
Ihaften find jedoch ebenfo in den Rapport aufzunehmen, wie die in regelrechter Gontrole 
befindlihen Mannfchaften. 

Rerjerviften und Wehrmänner, welche wegen Feldvienftunfähigkeit oder Unabkömm: 
lichkeit hinter den älteften Jahrgang der Landwehr zurüdgeftellt werden, find in den 
Rapporten bei der Landwehr zu führen, im die fchwarzen Zahlen mit aufzunehmen und 
bei den Hauptjummen ber einzelnen Truppengattungen dur rothe Zahlen zu be 
zeichnen, 

Referviften, welche wegen häuslicher 2c. Verhältniſſe hinter den legten Jahrgang der 
Reſerve zurüdgeftellt werden, find analog bei der Rejerve zu führen und durch rothe 
Zahlen zu bezeichnen. 

Die als Krankenträger ausgebildeten Manſchaften find im Rapport bei ihrer Waffe 
zu führen und in der Golonne „Krantenträger” außerdem mit rothben Zahlen anzu- 
geben. 

6) Die General-Gommandos berechnen den Bedarf an Complettirungs-Mannſchaften, 
melde nad den Beftimmungen des Mobilmahungs- Planes event. aus ihrem Armee- 
Corp3:Bezirt zur Mobilmahung der Truppentheile des ftehenden Heeres einjchließlich 
ihrer Eriag-Abtheilungen zu ftellen find, ſummariſch (exel. Dfficiere) und tragen ben 
Bedarf, unter Zurechnung von 10 pGt., jomwie die plus-minus-Berehnung in die Rubrifen: 
Summa Infanterie, Summa Cavallerie, Summa der reitenden Artillerie, Summa der 
Feld Fuß-Artillerie, Summa der Feftungs-Artillerie, Summa Pioniere, Summa Jäger 
und Summa Train ein. 

7) Die Anfanterie-Brigaden haben aus den ihnen von den Landwehr-Bezirks-Com— 
mandos pro Derember einzireihenden Napporten der Artillerie-Brigade, dem Pionier: 
Bataillon , dem Jäger-Bataillon und dem Train-Bataillon des Armee-Corps die Nach— 
weilungen der für diefelben vorhandenen Mannſchaften ın Form eines Auszuges zu über: 
fenden. 

Die Artifferie-Brigaden und Pionier-Bataillone ftellen diefe Nachmeifungen der 4 
Snfanterie-Brigaden des Armee-Corps für die ihnen vorgefegte General:\jnipection , die 
Zäger-Botailfone für die Inſpection der Jäger und Schützen, bie Train-Bataillone für 
die Train-nfpection zufammen, und geben darunter zugleich den Bedarf an Mannſchaften 
an, welchen fie zur Erreichung der Kriegsftärte aller Abtheilungen gebrauden. 


S. Schema 15. 
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8. 58. 
Berfahren bei Einberufung der Mannfchaften des Beurlaubtenftandes zum Dienft und bei Wiederent- 
laſſung verjelben. 

1) Die Einberufung der Mannihaften des Beurlaubtenftandes bei eintretender Mo: 
bilmahung, zu den Uebungen (vergl. 8.54) oder aus befonderer Veranlaflung (3. B. zum 
Verhör, zur Abbüßung einer Strafe zc.) erfolgt für alle Truppengattungen der Garde und 
Linie dur die Landwehr-Bezirks-Commandos; nur die Jäger der Clafie A. werben 
direct durch die Jäger-Bataillone unter Vermittlung der Landwehr: Bezirks-Commanbos 
einbeordert. (Zur Dispofition beurlaubte Mannſchaften ſ. $. 23.) 


2) Die Zahlen und Geftellungsorte der im Falle einer Mobilmahung für die ein: 
zelnen Truppentheile und Branchen zu beordernden Mannihaften ergeben fich für jeden 
Landwehr-Batailons-Bezirt aus den Mobilmahungs:Beftimmungen. 

Ueber die Verpflihtung zum Einkommen bei der Fahne entjcheidet grundfäglich das 
Dienftalter dergeftalt, daß in jeder Gategorie die jüngften Dienftalters:Claffen zunächſt 
hiervon betroffen werden. 

In der Dienftalters:Clafie rangiren die Mannſchaften, melde wegen der Control 
Entziehung nachdienen müffen,, zur erften Stelle, die übrigen Mannihaften nad dem 
Lebensalter, welches dergeftalt bei ihrer Einberufung mit in Betracht gezogen wird, daB, 
infofern der Bedarf nicht die ganze Glaffe umfaßt, die jüngsten Leute zunächſt einberufen 
werben. 

Freimillige können ohne Rüdfiht auf die Claſſe, in der fie fich befinden, anges 
nommen werben, wofür ebenfo viele von den älteften Mannfchaften des betreffenden 
Eompagnie-Bezirts befreit bleiben; der Landwehr-Bezirks-Commandeur ift zu der Ans 
nahme jedoch nicht verpflichtet, wenn er diefelbe aus dienftlihen Gründen für nachtheilig 
erachtet. 

3) Die Einbeorderung der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes in den ad 1 er: 
wähnten Fällen wird durch Geſtellungs-Ordres nah Schema 15 bewirkt. Für jeden 
Mann ift eine befondere Ordre auszufertigen, und entweder dem zu Beordernden birect 
oder mittelft befonderer Anschreiben den Landraths-Aemtern oder den Gemeinde: resp. 
RPolizei-Behörden unter Beifügung einer namentlihen Lifte zur Aushändigung zuzu— 
jtellen. 

Welcher Modus der Beförderung der Einberufungsordres anzuwenden ift, bleibt der 
Vereinbarung der oberen Provinzial-Behörden überlaflen 

Gehen die Ordres duch die Civil-Behörden, jo find diefe in den Anfchreiben (welche 
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für den Fall einer Mobilmahung ftets bereit liegen müfjen) aufzufordern, nah Aushän- 
digung der Drdres die vorerwähnten namentlihen Liſten unverzüglich zurüdzufenden, 
und darin anzugeben, ob und warum etwa einzelne Ordres nicht haben ausgehändigt 
werden fönnen. 

4) Referviften und Wehrleute, welche in einem Beamten-Verhältniß ftehen, haben 
von dem Empfang einer militärifhen Ordre fogleich ihrer vorgefegten Givil- Behörde 
Meldung zu erftatten. 

5) Wenn Mannfhaften des Beurlaubtenftandes für Truppentheile der Garde oder 
Linie oder für Mominiftrations-Branchen einbeordert werden, jo überfenden die Landwehr: 
Bezirks-Commandos den Truppentheilen 20. die Uebermeifungs « Nationale mit einer 
namentlihen Lifte nah Schema 16. ©. Schema 18. 

Die Truppentbeile tragen in diefe Lifte ein, ob die Betreffenden eingetroffen und 
eingestellt, oder ob und aus welchem Grunde wieder entlaffen find, fenden die fo ver: 
vollftändigte Lifte fogleih *) an das Landwehr-Bezirf3-Commando zurüd und fügen die 
Nationale der nicht Eingeftellten wieder bei, damit das Landwehr-Bezirks-Commando die 
erforderlichen Recherchen anftellen, resp. feine Stammliften berichtigen fann. Demnädjft 
gehen diefe Uebermweifungsliften wiederum an die Truppentheile zurüd. 

6) Die Namen der zur Fahne eingezogenen Mannihaften bleiben in den Stamm: 
liften der Landwehr-Bezirks-Commandos ftehen, werden aber durch deutlihe Marken und 
Notizen in der betreffenden Rubrik gekennzeichnet. 

7) Werden die Mannihaften demnächſt von den Truppentheilen wieder entlaffen, jo 
find fie durch diefelben Ueberweifungsliften unter Beifügung der Ueberweifungs-Nationale an 
die , Zandbwehr-Bezirks-Commandos zurüd zu übermeifen. In die Ueberweilungsliften, 
Mebermeifungs-Nationale und Militärpäfle ift die Dienftleiftung einzutragen; ebenfo find 
darin etwaige Perfonal-Beränderungen, Beftrafungen ꝛc. zu vermerken. 

8) Mannſchaften, welche nicht wieder in den Bezirk entlafjen werden *), aus welchem 
fie gejtellt wurden, find mittelft Lifte nah Schema 4 zu übermeifen und den ad 5 
erwähnten Liften die entiprechenden Notizen hinzuzufügen, damit das Landmehr-Bezirks- 
Commando die andern Orts überwiefenen Mannichaften in feinen Stammliften 
ftreihen kann. 

9) Beorderung zu den Gontrol-Berfammlungen ſ. 8. 46. 


) Kann bie Originallifte nicht entbehrt werben, fo ift ein Auszug zu enden. 
®*) Entlafjuug nad) ber Uebung cfr. 8. 56. 
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$. 59. 

Freiwilliger Wiedereintritt der Mannſchaften des Benrlaubtenftandes zum activen Dienft. 

1) Wenn Mannschaften des Beurlaubtenftandes freiwillig bei Truppentheilen der 
Garde oder Linie wieder einzutreten wünſchen, fo haben die Truppentheile, wenn fie die: 
felben einftellen wollen, hiervon fonleih das betreffende Landwehr-Bezirks-Commando zu 
benachrichtigen und bei demjelben die Ueberweiſung zu beantragen. 

2) Als unabkömmlich anerfannte Givil-Beamte können nur mit Zuftimmung ihrer 
vorgelegten Eivil-Behörde zum freiwilligen Eintritt zugelafien merden. 

Sollte daher von einem Truppentheile die Ueberweifung eines ſolchen Mannes be- 
antragt werden, jo hat das Landwehr-Bezirks-Commando dem erfteren von der erfolgten 
Anerkennung des Betreffenden als unabfömmlihen Beamten Kenntniß zu geben. 


. 60. 
Erfag verloren gegangener ober — Militärpäſſe und Führungs-Zeugniſſe. 

1) Die Militärpäſſe und Führungs-Zeugniſſe werden den Mannſchaften bei ihrer 
Entlaſſung von den Truppentheilen im Original koſtenfrei ertheilt. 

2) Geht eines der ad 1 bezeichneten Militärpapiere verloren oder wird ein ſolches 
unbraudbar , jo bat das betreffende Individunm unter Angabe der Beranlafjung des 
BVerluftes, oder unter Abgabe des unbrauchbar gewordenen Originals, auf Erſatz 
anzutragen. 

3) Derartige Anträge find an den Bezirks-Feldwebel zu richten und gehen von 
diefem unter Beifügung des Ueberweifungs-Nationals an das vorgejegte Landwehr-Bezirks— 
Commando. 

4) Die Ausfertigung von Duplifaten verloren gegangener Militärpäffe oder Führungs: 
Attefte darf nur von den Landwehr-Bezirks-Commandos auf Grund der Stammliften und 
Ucberweifungs-Nationale und zwar unentgeltlih erfolgen. 


Zehnter Abſchnitt. 


g. 61. 
Anwendung ber in ben vorftehenben Abjchritten enthaltenen Beitimmungen auf die Mannfchaften bes 
Beurlaubtenftandes der Marine. 

1) Die Mannſchaften des Beurlaubtenftandes der Marine ftehen unter der Eontrole der 
Landwehr-Behörden, und finden auf diefelben alle in den vorftehenden Abjchnitten 
über die Dienftverhältnffe und die Gontrole der Mannichaften des Beurlaubtenftandes 
des Landheeres enthaltenen Beftimmungen analoge Anwendung: 
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2) Seeleute, welche auf einem Norddeutſchen Handelsihiff nach vorihriftsmäßiger 
Anmufterung thatfählih in den Dienft gztreten find, find in Friedenszeiten für bie 
Dauer der bei der Anmufterung eingegangenen Berpflihtung von allem Militärdienft 
befreit. Gehören diefelben zum Beurlaubtenftande, jo haben fie fih beim Bezirks-Feld— 
mwebel vor Antritt des Dienftes auf dem Handelsihiff unter Vorlegung eines 
Nachweiſes über -die Dauer der eingegangenen Verpflichtung abzumelden (cfr.$. 22 ad 6.). 

Nah Ablauf der Zeit, für melde fie fih hiernach abgemeldet hatten, müſſen fie 
fi) bei dem nächſten Bezirks: Feldmwebel anmelden, und find zu diejer Meldung auch ver: 
pflihtet, wenn fie vor Ablauf der Neifefrift in diceffeitige Häfen zurüdfehren. Sind 
dergleihen Mannſchaften verhindert, nah Ablauf der Reiſefriſt pünktlih zurüdzufehren, 
fo haben fie ſich durch Attefte über ihr längeres Ausbleiben, ſowie darüber, daß die Rück— 
kehr nicht früher möglich geweſen ift, auszumeifen. 

Da die qu. Mannſchaften des Beurlaubtenftandes verpflichtet find, nad ihrer Rüd- 
fehr von der Reiſe ihre verfäumten Militärdienftpflichten event. nachzuholen, fo bebürfen 
fie zu jeder neuen Reife zuvor der durch den Bezirks: Feldwebel zu beantragenden Ge— 
nehmigung ded Commandos der Flotten-Stamm-Divifion. 


3) Die Beftimmungen ad 2 finden analoge Anmendung auf diejenigen zum Beurlaubten- 
ftande gehörenden Seeleute, welche eine Norddeutihe Navigationsfchule oder damit ver: 
bundene Schiffsbaufchule befuhen. Diefe Mannfchaften find während des Beſuchs einer 
folden Schule im Frieden zum Dienft in der Kriegsflotte nicht heranzuziehen, und wenn 
erforderlich aud von Gontrol-Berfammlungen zu dispenfiren. 

4) In den Liften find die Mannfhaften des Beurlaubtenftandes der Marine, — 
Beſtimmung gemäß, in folgende Abtheilungen getrennt zu führen: 

A. Mannihaften der Flotten-Stanm-Divifion. 
B. Mannſchaften der Werft:Divifion, 
a. Maſchinen-Compagnie, 
b. Handwerks-Compagnie, 
C. Mannſchaften des See-Bataillons, 
D. Mannſchaften der Sce-Artillerie, 

5) Das Commando der Stamm-Divifion der Flotte der Oſtſee erhält direkt von 
den Landwehr⸗Bezirks-Commandos namentliche LZiften aller in deren Gontrole befindlichen 
Mannfhaften des Beurlaubtenjtandes der Marine nah Schema 6 

Diefe Liften müſſen den Beftand nad den ad 4. angegebenen — nach 
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Chargen und Jahrgängen getrennt nadmeifen und bei den Seefahrern namentlich die 
Angaben enthalten, ob diefelben im Bezirk anweſend find oder nicht. 

In der zweiten Hälfte der Monate Februar, Mai, Auguft und November gelangen 
diefe Liften an die Landwehr-Bezirks-Commandos zurüd und find zum 1. März, 1. Juni, 
1. September und 1. December dem Commando der Stamm-PDivifion der Flotte der 
Dftfee nach vorgängiger Berichtigung wieder zuzuftellen. Geftatten Raum und Ueber- 
fichtlichkeit nicht mehr die Berichtigung der Liften, fo find neue Liften einzufenden. 

6) Gleichzeitig mit den ad 5 erwähnten Liften find dem Commando der Flotten: 
Stamm-Divifion Liften von den im Beurlaubtenftande des Heeres vorhandenen auf 
Dampfihiffen ausgebildeten Mafchiniften und Heizern — und zwar in Referve und 
Landwehr getrennt, und in jedem diefer Dienftverbältniffe nah Ausbildung auf See: 
und Fluß-Dampficiffen gelondert — zu überjenden. Die Berichtigung diefer Liften er- 
folgt wie ad 4 angegeben. 

7) Die Liften der zur Dispofition der Erjak-Behörden entlafienen Marine-Mann- 
haften find gejondert von denen der betreffenden Mannfchaften des ftehenden Heeres zu 
führen und nad erfolgter Entiheidung über diefe Mannihaften dem Commando der 
FSlotten-Stamm-Divifion mitzuteilen. 

8) In Bezirken, in denen eine größere Zahl von Mannihaften des Beurlaubten- 
ftandes der Marine in Gontrole ftehen, können diefelben von den Frübjahrs- und Herbit- 
Gontrolverjammlungen befreit und dagegen zu bejonderen Marine-Controlverfammlungen, 
welche in der erjten Hälfte des Monats Januar anzuberaumen find, herangezogen werben. 

9) Alle Einberufungen von Mannichaften des Beurlaubtenftandes der Marine zum 
Dienft erfolgen durch die Landwehr-Bezirks-Commandos auf Grund birecter Requifition 
des Commandos der Flotten-Stamm-Divifion. 

Berlin, den 5. September 1867. 


Der Kriegs: und Marine-Minifter. Der Minifter des Innern. 
v. Roon. Graf zu Eulenburg. 


Schema 1. (zu $. 8.). 





(N'* Armee)-orps 


(n®® Infanterie-Regiment No, 


Militär: Wa 
des 


(Gefreiten N. N,) 


Jahrgang 18 


Beftimmungen 
für die 


Mannfchaften des Benrlaubtenftandes. 


1, Die Mannfchaften, weldhe von den Truppentheilen zur Referve oder Landwehr entlaffen werden, 
haben fich fpäteftens 14 Tage nach ihrer Entlaffung bei dem Beziris-Felowebel des von ihnen 
newählten Aufenthaltsortes zu melden. Diefe Meldung ift auch dann erforderlich, wenn ber 
Entlaffene an dem Orte bleibt, in welchem fein bisheriger Truppentheil in Garnifon fteht. Nur 
wer von feinem Truppentheil die Schriftlihe Genehmigung in feinem Pafje bierzu erhält, 


barf bie Anmeldung beim Bezirls-Feldwebel bis zu 4 Wochen verfchieben. z 
9 


124 


2. Die nächſten militärifhen Vorgefetten des beurlaubten Reſerviſten und des Wehrmannes find 


ber Compagnicführer und ber Feldwebel des Compagnie-Bezirks, in dem er wohnt, ver Bezirfs- 
Commandeur des Provinzialstandwehr:-Bataillons: Bezirks, in welchen fein Wohnort liegt, und 
deren Stellvertreter. 


3. Die Mannſchaften des Beurlaubtenftandes haben ven ihnen von ihren Vorgeſetzten in Gemäß- 


beit der Dienftorbnung ertheilten Befehlen und Einberufungs: Orbres unbedingt Folge zu leiften. 
Insbeſondere ijt e8 ihre ehrenvolle Beftimmung, fi zur BVertheivigung des Thrones und des 
Vaterlandes zu geftellen. 


4. Bei Anbringung bienftliher Gefuche und Beſchwerden find die Mannfchaften des Beurlaudten- 


ftandes vernflichtet, ven vorgefchriebenen Dienjtweg einzuhalten. Ingleichen find biefelben beim 
mündlichen oder jchriftlihen Verkehr mit ihren Vorgefegten in militärifchen Dienftangelegen- 
beiten den allgemeinen Regeln der Subortination unterworfen. 


. Mannfchaften, welche ihren Wohn- oder Aufenthaltsort wechjeln, haben dies innerhalb 14 Tagen 


dem Bezirls-Felowebel zu melden. Berzieht ein Mann aus einem Compagnie-Bezirk in einen 
anderen, fo bat er fich vor dem Berziehen bei dem Feldwebel des Bezirks, zu welchem fein 
bisheriger Wohnort gehörte, ab» und bei dem Feldwebel des Compagnie Bezirks, in welchem 
ber neue Wohnort liegt, innerhalb 14 Tagen nach erfolgtem Umzuge anzumelten. 

Mannfhaften, welche in größeren Stätten wohnen, haben jere MWohnungs-Beränderung 
innerhalb ver Stabt dem betreffenden Bezirke-Feldwebel fpäteftens 14 Tage nach erfolgtem 
Umzuge zu melben. 


6. Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes können ungehindert verreifen, baben jedoch dem Bezirls- 


Feldwebel den Antritt der Reife und tie Rüdfehr von derſelben zu melden, fobald dieſe eine 
14tägige Abwefenheit vom Wohnorte zur Folge bat, War beim Antritt der Reiſe nicht zu 
überjehen, ob die Abweſenheit fi über 14 Tage hinaus erjtreden werde, jo ift die Meldung 14 Tage 
nach erfolgter Abreije zu erftatten. Bei jeder Abmeltung zur Reife bat der Betreffente an- 
zugeben, durch welche britte Perſon während feiner Abweſenheit etwaige Ordres an ihn befördert 
werben künnen. Er bleibt jedoch ver Militär: Behörde gegenüber allein dafür 
verantwortlich, daß ibm jede Orpre richtig zugebt. 

Will ein Refervift oder Wehrmann innerhalb der Uebungszeit eine Reiſe unternehmen, 
fo ift ihm dies zwar geftattet; er ijt jedoch verpflichtet, einer an ihn etwa ergebenden Gejtellungs- 
Ordre zur Uebung unbedingt Folge zu leiften, und muß einer folchen gewärtig fein, wenn er 
nickt vor Antritt ver Reiſe auf feinen Untrag von ber Theilnahme an der Uebung ausprüdlich 
bispenfirt ift. j 

Fällt in die Zeit der Neife eine Gontrol-Berfammlung (S. unter 11.), fo bat ver Re 
feroift oder Wehrmann, falls er nicht im Voraus von derfelben dispenſirt fein follte, am 15. 
April refp. 15. November dem Bezirks: Felowebel ſchriftlich feinen zeitigen Aufenthaltsort ans 
zuzeigen. Wer jevoch, bevor er fich zur Meife abmelvete, eine Einberufungs-Ordre zur 
Eontrol-Berfammlung erhalten bat, muß berjelben unbedingt Folge leiften, fall er nicht davon 
dispenſirt wird. 


. Mannjchaften, welche außerhalb des Staatsgebiets ihren Wohnort oder Aufenthaltsort nehmen, 


baben dafür Eorge zu tragen, daß ihnen von ihren heimathlichen Angehörigen der Polizei» 
Behörden etwaige militäriſche Ordres zugefantt werden fünnen. Zu Uebungen und Controls 
Berjammlungen find dieſelben verpflichtet, jo weit fie nicht austrüdlich hiervon diepenſirt 
werden. Im Falle einer Mobilmahung haben fie fih unaufgefordert in das Inland zurüd: 
zubegeben, und fich bei bemjenigen Landwehr-Bezirls-Commando zum Dienjt zu melden, in 
deſſen Gontrole fie ftehen, over welches fie vom Auslande ber am leichteften erreichen können, 


. Mannſchaften, weldhe auf Wanterfchaft gehen wollen, baten ſich beim Bezirks» Feldwebel 


abzumelten. Während der Wanderſchaft find dieſelben von weiteren Meldungen entkunden, 
— Füllt die beabjichtigte Wanderjchaft in die Zeit einer Uebung oder Gontrol:VBerfammlung, 
fo bedarf es dazu der Erlaubniß des Landwehr⸗Bezirks-Commandeurs, welche in dem Militärs 
paß eingetragen fein muß. Sobald jedoch der wandernde Reſerviſt oder Wehrmann jelbjt vor 


9 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 
15. 


16. 
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Ablauf der Zeit, für welche vie Dispenfation von ven Meldungen gewährt ift, an einem 
inländifchen Orte in Arbeit tritt, hat er fich bei dem betreffenden Bezirks-Feldwebel anzır 
melden. Bei Ablauf der Zeit, für welche die Dispenfation von ber Meldepflicht ertheilt 
worden ift, oder bei eintretender Mobilmachung, bat fich der Eontrolpflichtige bei dem nächſten 
Bezirks⸗-Feldwebel zu melven. 

Die Uns und Abmeldungen können mündlich cder fchriftlich erfolgen, müffen aber durch den 
zur Meldung Berpflichteten ſelbſt erftattet werben; Meldungen durch einen Dritten find nur 
in den Fällen geftattet, wo es fich um eine Abmeldung beim Wohnortswechiel oder beim 
Wohnungswechfel innerhalb einer Stadt oder um Ab- und Anmeldung bei Reifen banbelt. 
Bei jeder Meldung ift ver Militärpaß vorzulegen, und gilt die Meldung nur vann als 
erfolgt, wenn fie in den Militärpaß eingetragen ift. 

Anmeltungen find wo möglih mündlich zu erftatten,; wer fich fchriftlich anmeldet, bat 
bei Ueberſendung des Milttärpafies anzugeben, wo er früher gewohnt bat, und für welchen 
Ort er ſich anmeldet, ob er verheirathet ift und Kinder hat, welcher Stande oder Gewerbe erangebört. 

Gehen die Meltungen durch vie Poft, fo werben fie innerhalb des Staatsgebietes 
portofrei beförbert, infofern tie Schreiben mit der Rubrik „Landwehr Meldeſachen“ verfehen 
und mit dem Amtsfiegel ber Ortsbehörde verfchleffen find. Echriftlihe Meldungen, welche 
durch die Stadtpoft befördert werben, jinb vom Meldenden zu franliren, da die Stabtpoft 
feine Portofreiheit gewährt. 

Wer tie vorgefchriebenen Melvungen unterläßt, wird bisciplinarifh mit Gelpftrafe von 2 
bis 5 Thalern over mit Gefängnißlirafe von 3 bis 8 Tagen belegt. Iſt bloß die Ab- aber 
nicht die Anmeldung verfäumt, jo tritt Gelpftrafe von 1 bis 2 Ihalern oder Gefüngnißitrafe 
von 1 bis 2 Tagen ein. Wenn fich der Berpflichtete der Controle entzieht und feine Dienftzeit 
damit unterbricht, muß er bie verfäumte Dienftzeit nachholen. 

Im Frühjahr, in der Regel zwifchen dem 1. März und 15. April findet für alle Referviften, 
und im Herbſt, in ber Regel zwilchen dem 1. October und 15. November für alle Reſerviſten 
und Wehrmänner ein General-Appell (Eontrol-Berfammlung) ftatt. Wer durch Kranfbeit oder 
dringende Gejchäfte von der Theilnahme an berjelben abgehalten wird, muß vorher oder 
fpäteftens zur Stunpe des Appells durch ein Atteft ber Orts- oder Polizei-Behörve entſchuldigt 
werben. — Mannſchaften der Reſerve, welche im Frühjahr bis fpäteftens zum 15. April, 
ſowie Mannjchaften der Reſerve und Landwehr, welche im Herbſt bis fpäteftens zum 
15. November feine Aufforterung zur Control-Berfammlung erhalten haben, auch nicht von 
legterer dispenfirt waren, find verpflichtet, fich zu dem angegebenen Terminen mündlich ober 
fchriftlich beim Bezirks-Feldwebel zu melden, 

Wird ein Neferpift oder Wehrmann zu einer Uebung einberufen und machen feine Berhältniffe 
eine Befreiung von beifelben nothwendig, fo muß er fein Gejuch fogleich entweder ſelbſt oder 
burch tie Ortsbehörde dem Kreis: Yandrath vortragen. 

Erbält er vor Anfang der Hebung feinen Bejcheid, fo muß er ſich dennoch ftellen. Schon 
einmal Berüdjichtigte können nid)t befreit werben. 

Die Nitbefolgung der Ordre zu den Appells wird visciplinarifh mit 3 Tagen Mittelarreft, 
zu ben größeren Uebungen aber mit einer Strafe bis zu 7 Tagen ftrengem Arreſt rejp. 
14 Tagen Mittelarreft beftraft. Im Wieterbolungsfalle und bei fonftigen erichwerenven 
Umftänden, fowie bei einer Einberufung zum Kriege oder zu außerorbentlihen Zuſammen— 
ziehungen tritt gerichtliche® Verfahren sin. 

Mannfchaften, welche in einem Beamten-Berhäftnifje ftehen, baben von tem Empfange einer 
militärijchen Ordre fogleich ihrer vorgejegten Ciril-Behörde Meldung zu erftatten, 

Der Reſerviſt und Wehrmann fteht bei allen militärifshen Verfammlungen unter ven Kriegs— 
Artikeln und Militär» Gefegen. Auch außer Dienft muß er, wenn er militärifch gekleidet ift, 
jeven BVorgefegten vorfchriftemäßig grüßen und ihm vorfemmenden Falls gehorchen. 

Dei allen Gejtellungen,, fowohl aus Anlaß von Mobilmachungen u. f. w., wie zu Uebunge- 
zweden und zu ven Gontrol-Verjammlungen ift ver Reſerviſt und Wehrmann verpflichtet, 
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diefen Paß mit zur Stelle zu bringen. So lange in letterem der Uebertritt zur Landwehr, 
resp. die Entlafjung aus ber Landwehr nicht vermerkt ift, gehört ber Inhaber noch zur 
Referve, resp. Landwehr. 

Wer feinen Militärpaß verliert, Hat Togleich bei dem Bezirks: Feldwebel mündlich, 
ober fchriftlich die Ausſtellung eines Duplifates zu beantragen. 

Auf die zur Dispofition ihres Truppentheils beurlaubten Mann- 
fhaften finden für die Dauer der Beurlaubung die vorjtehenden Beftimm- 
ungen gleihe Anwendung, joweit fie niht durch nadhfolgende Feft- 
fegungen, welde von den genannten Mannfchaften bis zu ihrem Uebertritt 
jur Reierve fpeciell zu beadhten find, abgeändert werben. 

17. Die zur Dispofition ihres Truppentheils beurlaubten Mannſchaften der Iufanterie und Jäger 
haben fich in ver Zeit vom 1. April bis 1. Auguft, die der Cavallerie, Artillerie und Pioniere 
vom 1. Februar bis 1. Auguft in dem Jahre ihrer Bemlaubung jederzeit bereit zu halten, 
einer Einberufungs-Orbre zu ihrem Truppentheile behufs Erfüllung ihrer gefetlichen Dienft- 
pflicht fogleih Folge zu leiſten. 

18. Das Umherreiſen resp. Wandern im Inlande, fowie das Berziehen in’s Ausland ijt den zur 
Dispofition Beurlaubten nicht geftattet. Die mit einem Wohnortswechjel unvermeidlich ver: 
bundenen Reifen dürfen bdiefelben zwar — felbftverftändlich nach erfolgter Abmeldung bei dem 
Bezirks: Felowebel — unternehmen, haben fich jedoch im neuen Aufenthaltsorte ſofort wieder 
anzumelden. 

Zuwiderhandelnde werben unverzüglich zu ihrem Truppentheile eingezogen. 

19. Wird ein zur Diepofition Beurlaubter vor Erfüllung feiner activen Dienftpflit im ftehenden 
Heere nicht wieder zum Dienjt bei feinem Truppentheil eingezogen, fo tritt er an bem in 
biefem Paß angegebenen Termine ftillichweigend zur Reſerve über, ohne daß er hierüber eine 
befondere Nachricht erhält oder fich zu dieſem Zwede zu melden braucht. 


Rationale 
des (Gefreiten N. N.) i 
Geboren am **— — 18 ccenr 
Größe: — Zoll Strich. Religion ._..... .... Stand oder Gewerbe BEI 
Heimathsberehtigt in... Kreis — 
In das ſtehende Heer eingetreten am ten IB... als (Ersatz-Re- 


krut, einjährig oder dreijährig Freiwilliger, unsicherer Heerespflichtiger, brodloser Cantonist 
u. 8. w.). 
Ausgehoben im Kreiſe — men Liſte Br PRO 18 —...... Nr. see 
In Dienft getreten bei ver (12. Compagnie nten Infanterie-Regiments.) 





Verſetzungen 


== der Matrifel der Linien⸗Compagnie x., bei welcher er zulehzt geſtauden. 
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*) Zur Dispofition beurlaubt m ten — — 18 — Tritt, werm er nicht 





vorher zum Dienft eingezogen wirb, zur Neferve über am _ ten __—_ — IB 
*) Zur Reſerve entlaffen am — t en — 18 — nad — 
Kreis — — in Folge (erfüllter Dienstpflicht, Reclamation u. s. w.) 


9 — = wird bie eine biefer beiben Rubriken ausgeſtrichen, je nachdem der Mann ein Dispofitions- Urlauber oder ein 
erviſt kit. 


gt befördert am . tem 18 zum 


Hat das Dualifications:Atteft zum 


Hatte Ausſtand zum Dienftantritt bis zum ........ten nn BB 
Getört zur . ten Schießklaſſe. 
DE EREEREREEER pree ——— 


Hat Orden und Ehrenzeichen 


Bemerkungen über Ausbildung im beſonderen Dienſtzweigen, mitgemachte Campagnen, Theilnahme an Schlachten 
und Gefechten ıc. 


Königlides Commando des 


(Unterschrift.) 
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Uebergstreten zur Yanbwehr am _. ten — 18 
Landwehr-Bezirks-Commando zu —— — 


(Unterschriſt.) 


Ob derſelbe ven Anſpruch auf die Landwehr-Dienſtauszeichnung etwa verwirft hat, und event. wodurch? 


Landpmwehr-Bezirls-Commando zu — 


(Unterschrift.) 
Aus dem Landwehr - Verhältniß entlaffen am ten 18 wegen 
Landwehr: Bezirts-Commando zu — 
(Unterschrift.) 


En 


Commando: Behörde, R 
welche Zufäge — Zuſätze zu den Perſonal-Notizen. 
Datum (Dienftleiftungen während der Reſerve- und Landwehr-Dienſtzeit ac.) 





Landwehr - Batail- | 21/,,65.| Verheirathet. 
lon Wesel, 


2. Garde-Regim. | 7/, 67. War vom 20/, 66 bis 23, 66 zur Mobilmachung bei der 8. Compagnie 
z. F. 2. Bataillon. 2. Garde-Regiments zu Fuss eingezogen. Feldzug in Böhmen, Ge- 
fecht bei Königinhof und Schlacht bei Königgrätz mitgemacht. In 
letzterer Schuss in den Unterschenkel. Militär-Ehrenzeichen 2, Cl. 


Merdungen und Beurlaubungen. 


by Googlt 
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Schema 2. (au 8. 9.) 
— — — — — — 


Führungs-Atteſt. 








Dem — anne te von. be ‚ten De....... 
en Ei ————— en 
zu. ‚im freiie............... Regierungs ⸗Bezirk 
geboren, wird hierdurch atteſtirt, daß derſelbe ſich während feiner Dienſtzeit 

Beſtraft iſt derſelbe während ſeiner Dienſtzeit: 
den ten \ ee A ’ 

(Unterscheifl,) 
Nr. der Matrifeh der Compagnie. 
Schema 8. 
5 
Ueberweifungs-Nationad —— 
des 
(Gefreiten N. N.) 


Jahrgang: 13 


10 
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— reis BI 

Größe:.......... Bel... .... Strich. Religion: . Stand ober Gewerbe: 

Heimatheberehtigt in: —— a ME — m 

In das ftehende Heer eingetreten am ............ ten 18... .. als (Ersatz-Re- 
krut, einjährig oder dreijährig Freiwilliger, unsicherer Heerespflichtiger, brodloser Cantonist 
u. 8. w.) 

Ausgehoben im Kreile .........uun na. tiite E. pro 18......... M Keen 


In den Dienft getreten bei der (12 Compagnie n!= Infanterie-Regiments.) 


Verſetzungen: 


M der Matritkel der Linien Compagnie 2c, bei welcher er zuletzt geftanden. 


*) Zur Dis poſition beurlaubt am .. tm nn nn 18... Tritt, wenn er nicht vorher 
zum Dienft eingezogen wird, zur Neferve über am BE TEE 18.42. 

*) Zur Reſerve entlaffen am...... ——— 
DI Basen . in Folge (erfüllter Dienstpflicht, Reclamation.) 


®) Bei ber Hudfertigung mirb bie eine bdiefer beiden Rubriken ausgefiriden, je nagbem ber Mann ein Dispofittiond»Urlanter ober ein 
Refervift if. 


It befördert am 





ten — — 18 — 0m 


Hat das Qualiſikations-Atteſt zum 


Hatte Ausſtand zum Dienfteintritt bis zum 
Gehört zur ten Echießffaffe. 

Hat Echütenabzeirhen pro 

Hat Drden und Ehrenzeichen: 


tn — — — 18 








Googl 
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Bemertimgen über Ausbildung in befonberen Dienſtzweigen, mitgemadte Campagnen, Theilnahme an Schlachten 
und Gefechten ꝛc. 


Bührung: 
Zur II. Kaffe des Soldatenftandes gehörig: 
Rehabilitirt: 


Strafen im altiven Dienft : 








Bupscheih, — nn. Je ten — —— 
Koͤnigliches Commando des 

Strafen im Beurlaubtenſtande: 

Uebergetreten zur Landwehr am . — Du An 


Hat den Unfpru auf die a verwirft event. woburd: 


Hat ſich der Eontrole entzogen von— BIO 
10® 
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Zuſätze zu den Perfonal-Notizen, 
(Dienftleiftungen während ber Referve: und Lanbmwehr:Dienftyeit 2c.) 





Sommanto-Behirbe, 
melde Zufäge einträgt. 
| Datum. 
l 
Landwehr- Batail- 121/,,65. Verheirathet. 
lon Wesel. | 





2. Garde-Regim. | 7/, 67. War vom %/,66 bıs 23/,66 zur Mobilmachung bei der 8. Compagnie 
zu F. 2. Bataillon.| 2. Garde-Regiments zu Fuss eingezogen. Feldzug in Böhmen. Ge- 
fecht bei Königinhof und Schlacht bei Königgrätz mitgemacht. In 
| letzterer Schuss in den Unterschenkel. Militair-Ehrenzeichen 2. Kl. 


| 
| 
| 
| 


* die In Datum 


Das National iſt eingegangen. nte Gom: | d. Eingangs 








— bei ber 
BEE ns pagnie Compagnie. 
bei dem — —6 N Mr 
aın . Mt. 
Landwehr Bataillon. nalan | "ii ber Aumact. 
EControle 


| Rerirficemmandeurs 
a 


65 3. a. 
146 FE: a A 05, 
Wesel ı 2080 er a BESSERE 
| - —— Ih 
(Name des Bezirks-Uom- 125 
mandeurs,) * 
— — — — — — — 
a 
Iserlohn t 87 66. — 











— ——— — 23,66, 

Minden 9013 3,66 ER 
—66 

N.N 54. 

j 3 a 

b. 066. 402 — — 41 u 65 

Wesel 2417 — 
—— — — — — — 1) 











An das 
a. Datum debrong — 
ver Meldung. Fo * 
er IderStaumliſte zurück am 
r unter weicher 
b. Aufenthaltsort. ugefährt, |, BR 


— —— — — —— 1 PER 





ra GE: 
12,465. 106. 13,0 65 
b. zu * 
je Nr. (Name des 
ige 45. Feldwebels.) 
a G. 5 
/ı 66. | 1563 | “ u 
7 LEEREN 
Lethmate, Re N. N. 
114, 
u — ñ— 
0, 66. 
Sicht gemeldet >: 
N. N. 
a - G. 20/ 
13, A 66. 1363. /ıa 66 
—— —— — 
Emmerich Ir NN. 


ung 


uwaqaıupyıgr 


(- Jg 
\ ‚008 


e 
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ar EZ HE a. Datum 
Bceiaene Bei der Comvagnie ab: b, Ueberwei · 
Etammiiite eine grmelbrt fung an das 
eiragen 0. er Bataillon. 
und an bie Goms a. Ort b. Mr 
pagıie zurüd, am | nad — — 
Unterföriit bed | b. Kreis. —— 
Beiirtoa· — Ban 
Commandeurs. unterſchrift des MezirkösFchdwebers 
— m — —— — 
= a a. 
0 6. Lethmate %, 66. 
——hyssl- — 
— Iserlohn 3. 


Cominandeurs./(Name des Bezirks-Feldwebels.) 
— —— | — —— 














a, a. 
16/, 66. 

b. b. 
N. N Für das 219 Gardı-Begiment zu F. ainbeordert 
Nach Minden, Kreis Minden, entiassen 
- ——— — — — — —ñ—— 

zu ormitteln = * 
117,0. 66. aut Requisition vom | %9/,, 66, 





b. 1910 68. b. 













Eorrefponden; 


u u —ñ — 
An das Landwehr-Bezirks-Commando zu 
Wesel. 
Berlin, den 1. October 1865. 
2. Bataillon 2. Garde-Reg. zu Fuss. 


Batallous, 


b. Journale, 














a 
4. IN, 
10. An das Landwehr-Bezirks-Commando zu 
Iserlohn. 
b. Wesel, den 5. Januar 1866. 
56 Bezirks-Commando. 
" N.N, 
es 
a An das Landwehr - Bezirks- Commando 
zu Minden. 
S — Berlin, den 23, Septbr. 1866. 
zum 204 06. |2. Bataillon 2, Garde-Reg. zu Fuss, 
den 24/9 68. N. N. 
2 - u, 
a. An das Landwehr-Bezirks- Commando 
342, zu Wesel in Folge Ueberweisungs- 


Antrages vom 16/,, 66. 
Minden, den 21. October 1866. 
Bezirks-Commando. 


.x 


nn 


tl ‚ogle 

















— — — — — 
Das National ift eingegangen Nr. An die 
— — — — Jeergwf te Com- i 
. | _#» am | wads« paanie Gompagmie. 
bei bem b Bone, [| Ton geſchickt — 
Landwehr Bataillon. ‚ malRr. | trofe. am b Nr, 
| der AZuwacht · 


TT— 
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Schema A. (gu 5. 10,) 
KRamentliche Lifte n 


der von 


+ + - - . D * . ” * * ” . . * . ” . . * ’ ” . * 


in den e 


entlafferen Mannſchaften. 






Lanfende Compag⸗ —* 


Vor: und Zuname Bemerkungen 
Rr. me Matrikel 





Schrma 3, (zu 8. 80.) 
— — — 


Vorſchläge 
des nen Bataillons (N. N.) nten Laudwehr-Regiments Nr. x. zur Zurückverſetzung 
in bie erjte Claffe des Soldateuſtandes. 


I u UL 


















Deren Vergehen Dauer Führung 
= * und Datum — nach der 
Nr. JTruppentheil ꝛc. su Rehabili: des letzten gegen ini ned Berbüfung | Bemerkungen 


fie ergangenen Ablaufs der: ber 


tirenden Erlenutniſſes ſelben. Strafe 





N, N — —— ren 8; Unterſchrift. 
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Schema 6. (ug. 3) 


fiehe folgende Seite. 





Freie | dem fie 
b) gifte | gedient 
E. haben 


befannt)| Heer 
i Tag, 


getreten als 


Mo: 
b) Zuname 2) Ort, in 
3 n ) E fa) Ort, | Monat, 
= [1 Kreis Jahr 
int 


Laufende Nr 
Steimd oder Gewerbe 
In das ftehende Heer ein: 


Neligion 
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Schema 8. (zu $. 32) 
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Schema 15. (zu 8. 58.) 
— nn — 


Geſtellungs⸗Ordre. 


Jahrgang und Nr. der Staumlifte Beorbert für: 
Nr. der Landbwehr-Eompagnie: Nr. der Ueberweiſungsliſte. 


Der Wehrmann (N. N... .) zu (N... .) wird hierdurch angewieſen, fi ven . „ten 

18 .„ .„ (Mittags 12) Uhr (am Lanbwehrzeughaufe in N...... ) 
— zu geſtellen, wo er weitere Befehle zu gewärtigen hat. Dieſe Ordre und ſeine 
übrigen Militär: Papiere hat derſelbe mit zur Stelle zu bringen. 


Im Falle ungehorfamen Ausbleibens fteht ihm die Strafe nach der Strenge der Geſetze 
bevor. 


venn |: WERE 


Landwehr-Bezirls-Commando,. 
(L. S.) 


(NB. Die Orbre wird mur umterftempelt.) 


Die chargenmäßige Marfhcompetenz ift 
zu empfangen 


12 
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Schema 16. (zu $. 58.) 
— — — — 
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Charge Wohn rt theil ar pagnie 
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Mann | Regie 

ihaften | mentä 


Nr, der Landwehr- 
Compagnie 


Anmerkung. Die laufende Nummer ber Eolonne]. flitmmt mit der Nummer überein, welche die Geftellungs- 
Ordre erhält, biefelbe dient dazu, den Namen bed Mannes in biefer Lifte raſch aufzufinden, ſobald 
er fih uuter Borzeigung ber empfangenen Ordre am Geftelungs-Drt einfinbet. 

In Eolonne 7. werben bie Mannfchaften aufgezählt, welche nach eriolgter Beorderung, alfo mit 
Rüdfiht auf den bei ber Beorderung ſich ergebenden Ausfall, dem Truppentheil zugefandt werben. 
Diefelde Rummer wird mit Blei auf ber Borberjeite bed Nationald angegeben. 

Die Namen der nicht abzufendenden Mannſchaften find vorher au ftreichen. 

In Eolonne 8. ift die Nummer der Compagnie, Eöcadron, Batterie anzugeben, bei weldyer ber 
Mann zur Uebung oder Mobilmahung eingeftellt ift. Diefe Compagnie ꝛc. entnimmt zugleich das 
Nationale. 

Iſt der Mann nicht eingetroffen, fo geht das Nationale an dad BezirksCommando zurüd. 
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Beilage 1. 
Auszug 
aus dem „Strafgefegbuch für das Preufifche Heer, Theil IL* 
8. 6. 


Ale zum Beurlaubtenftande gehörenden Perfonen des Eolpatenftandes ſind, während ber Beur- 


laubung , in Straffachen ven Civilgerichten unterworfen. Bon biejen Straffaden find ausgenommen 
und gehören vor die Militär-@erichte: 
1) Ungehorfam und Widerfegung gegen Pefehle, bie den Beurlaubten von ihren BVorgefegten in 
Gemäßheit der Dienftorbnung ertheilt werben; 
2) Defertion; *) 


* Anmerfung. Das Militär-Strafgefegbuc beftimmt u. A. im Theil L: 
$. 91. Wer nach feinem Eintritt in den Soldatenftand fi durch Entweichung feiner militärifhen Dienft: 
pflichtem entzieht, begeht dad Berbrechen der Defertion. 
$. 94. Gegen die auf unbeftimmte Zeit von ihren Truppentheilen Beurlaubten und ge 
gen Rejerviften gilt, biö zum Beweife des Gegentheils, die Vermuthung für dad Berbreden ber 
Defertion, 
1. wenn fie ohne Erlaubniß auswandern, oder in fremde Kriegädienfte treten; 
2. wenn fie 
s) nad) Empfang ber Einberufungs-Drbre von ihrem biäherigen Wohnort ohne erlaub⸗ 
niß ſich entfernen oder ſich verſteckt halten, oder 
b) die vorgeſchriebene Meldung ihrer Aufenthaltsveränderung bei ber Landwehrbehörde 
unterlaffen haben, 
und ſich auch dann nicht einfinden oder melden, fobald eine öffentlihe Aufforderung erfolgt 
ober der Krieg ausbricht. 
Ferner beftimmt $. 110. bed Strafgefegbuches für die Preußiſchen Staaten: 
„Wer ohne Erlaubniß die Königliden Lande verlägt und fi dadurch dem Eintritt in den Dienft bes 
ftehenben Heeres zu entziehen fucht, ingleihem ein beurlaubter Landwehrmann, mwelder ohne 
Erlaubnig auswandert, wird mit einer Geldbuße von fünfzig bis zu Eintaufend Thalern oder Gefängnik 
von einem Monat bis zu einem Jahre beftraft ꝛc.“ 
Und in dem Gefete vom 10. März 1856 heißt es u. A.: 
8. 10. Die Einleitung des Berfahrens gegen beurlaubte Landwehrmänner, welche ohne Erlaubniß ausınan: 
bern, geichieht auf die Erflärung ber Landespolizei:Behörbe, 
1. daß der Aufenthalt des Landwehrmannes im Inlande nicht ermittelt, 
2. daß ihm eine Erlaubnif zur Auswanderung nicht ertheilt worden, 
8. daß der angeftellten Erfundigungen ungeachtet ſich keine Umftände ergeben haben, welde bie An: 
nahme ausſchließen, daß er ausgewandert fei. 
8. 11. Die Verurtheilung erfolgt auf Grund diefer Erklärung, wenn nicht derſelben entgegenftehenbe Um: 
ftände erwiefen werden ıc. 
Artikel 59 der Berfaffung des Norddeutſchen Bundes lautet jedod: 
„In Bezug auf bie Auswanderung ber Rrferviften follen lediglich diejenigen Beflimmungen maßgebenb 
fein, welche für die Auswanderung ber Lanbwehrmänner gelten.“ 12 


—1 


3) wenn Beurlaubte in der Militär-Uniform *) 

a, bei dem Zufammentreffen mit höheren, gleichfalls in Uniform befinvlicden, oder mit ben 
in Ausübung des Dienftes begriffenen Perfonen des Solbatenftardes fich eines Verbrechens 
ſchuldig machen, wodurch bie Achtung gegen dieſe verlegt wird; 

b. an einem von Perfonen des Soldatenftandes verübten milttärifchen Verbrechen Theil 

nehmen, ober 
. fih eines Mißbrauchs militärdienftliher Autorität ſchuldig machen ; 
. Infubordination bei Anbringung von Gefuchen und Bejchwerben in militärifchen Dienft- 
angelegenheiten ; 
e. Herausforderungen und Zweifämpfe beurlaubter Lanbiwehrofficiere und ber mit Vorbehalt 
der Dienftverpflichtung aus dem ftehenden Heere ausgefchievenen Dfficiere. 
Trifft ein Verbrechen ver zu a. bis e. bezeichneten Art mit einem gemeinen Verbrechen zufammen, 
jo ift der Mititärgerichtöftend aud wegen bes leteren begründet. 
51T 
Wenn die zum Beurlaubtenftande gehörenden Perfonen des Soldatenftandes zu. viemftlihen Zwecken 
einberufen werben, jo haben fie während biefer Einberufung den Militärgerichtsſtand. 
Derfelbe beginnt: 
1) wenn die Einberufung zum Kriege oder wegen auferorbentlicher Zufammenziehung ver Reſerve 
ober ver Landwehr erfolgt, mit bem Empfang der Einberufungs-Orbre; **) 
2). wenn bie Einberufung zu ten größeren ***) Uebungen ftattfinde:, mit dem Anfange bes in ber 
Finberufungs-Ordre Eezeichneten Geftellungstages. 
In beiden Fällen hört dieſer Gerichtsftand mit dem Ablauf des Tages der Wiederentlaffung auf. 
Erfolgt dagegen 
3) die Einberufung zu den Fleineren ***) Uebungen oder zu anderen bienftlichen Zweden, fo findet 
ber Militärgerichtsftand nur für die Dauer: ver Anwejenheit tes Beurlaubten im bienftlichen 
Verhältniß ftatt. 


u © 


8. 8. 

Die Militär- Gerichte dürfen jedoch in ben Fällen ad 2 b. ımb e. dad Verfahren ben Einilgerichten 
überlafjen und den Angefchuldigten dazu ausliefern, wenn eim gemeines Verbrechen vorliegt und fein 
militärifches Verbrechen bamit zufammentrifft. 

Anmerkung. D. 5. in Waffenrod, Müte und Hofe. Legen Mannfhaften diefe drei, die Militär-Uniform 
bildenden, Montirungsftüde an, fo müffen fie biefelben vorfchriftsmäßig tragen und find nicht befugt, daran 
willfürlihe Wenderungen vorzunehmen. Tragen fie indeß in Ermangelung von Civillleidern nur das eine 
oder andere dieſer ihnen bei der Entlaffung mitgegebenen Montirungsftüde, fo find fie nicht als in Uni: 
form befindlich zu betradten, 

—) Anmerkung. Die Einberufung der Mannihaften bes Beurlaubtenftandes zum activen Dienft fann aud in 
anderer Weife, als mittelft einer an jeden Einzelnen zu erlaflenden Einberufungs:Drdre-- gültig . erfolgen. 
Nur muß alddann bei Anträgen auf Beſtrafung wegen Rihtbefolgung bes erlaffeneu Geftellungsbefehls 
nahgewielen werben, daß ber Befehl dem Muögebliebenen zur rechten Zeit befannt geworben ift. 

"Anmerkung. Kleinere Uebungen finden nit mehr ftatt. Die durch diefe Verordnung vorgejchriebenen 
Uebungen gehören ohne Ausnahme zu denen, welde in bem Strafgeſetzbuche „ald größere“ bezeichnet find. 
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; 8. 13. 

Gegen Perfonen des Beurlaubtenſtandes, welche zum Kriege, zu einer außerorbentlichen Zufammen- 
ziehung her Truppen, ober zu größeren Uebungen einberufen werben, müffen die bei den Civilgerichten 
einzuleitenden oder bereits eingeleitcten Unterfuchungen, jowie tie Strafvolliredung, für die Dauer ber 
siilitärifchen Dienftleiftung des Einberufenen in ben Fällen fuspendirt bleiben, wo nicht die Verhaftung 
entweder bereits erfolgt ift, oder bei der Unterſuchung gefeglich eintreten muß. 

8. 14. 

Die Fortiegung eimer Unterfuchung , welche beim Eintritt des Termins ber Entlaffung aus dem 
Dienftitande noch fchwebt, Fann, wenn biejelbe ein gemeines Verbrechen zum Gegenftande hat, und fein 
gerichtlich zu bejtrafendes militärifches Verbrechen damit zufammentrifft, infofern ver Angeſchuldigte 
nicht verhaftet ift, dem Civilgericht überlaffen werben. 

8. 15. % 

Kommt ein während des Dienftftandes begangenes Verbrechen erft nach dem Uebertritt in den 
Beurlaubtenftand zur Sprache, fo fteht deſſen Unterfuhung und Beftrafung nur dann ben Civilgerichten 
zu, wenn das Verbrechen zu den gemeinen gehört und mit feinem gerichtlich zu beſtrafenden militärischen 
Verbrechen zufammentrifft. 


Beilage 2. 
— — — 


Auszug 
aus ber „Verorbnung über bie Disciplinar-Beftrafung in der Armee“. 


$. 23. 
Die Stamm » Mannfchaft ver Landwehr wird in Hinficht der Disciplinar » Beftrafung wie bie 
Mannfchaft des ftehenden Heeres behandelt. 
So lange die Landwehr nicht verfammelt ift, Haben nur der Landwehr-Bezirks-Commandeur und 
deſſen Vorgeſetzte die Befugniß, Disciplinarftrafen gegen die Stamm-Mannfchaften zu verhängen. 
Der Landwehr-Bezirks-Commandeur hat die Disciplinarftrafgewalt in demſelben Umfange, wie ber 
Eommandeur eines jelbftftänpigen Bataillons ($. 12.)*) 


*Anmerkung. 8. 12. lautet: 
„Die Commandeure der Negimenter und felbfiftändigen Bataillone und alle anderen Befehlähaber, welden 
bie niedere Gerichtäbarkeit verliehen ift, find befugt, außer ben im 8. 9. erwähnten Strafen 
1. gegen Offiziere: 

a) ftrengen Bermeis, 

b) einfachen Stuben: Arreft bis zu ſechs Tagen, 
“2, gegen Unteroffiziere und Gemeine: 

KRafernen-, Quartier: ober geliuden Arreft bis zu vier Woden; 
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Iſt der Landwehr: Bezirs-Commanbeur abweſend oder beffen Stelle unbefet, fo geht beffen Dis- 
eiplinar-Strafgewalt während ver Dauer ber Stellvertretung auf ben Stellvertreter im Commando 
über. Wird aber für den abweſenden oder manquirenden Landwehr-Bezirks-Tommandeur fein Stell 
vortreter ernannt, jo hat während ver Dauer eines folchen Verhältniffes ver ältefte im Bataillons- 
Stab8-Duartier anweſende dienftthuende Dfficier des Bataillons die Disciplinarftrafgewalt eines Come 


pagnie-Chrfs ($. 10.) *) 
8. 24. 


Auf die nicht zum Stamm gehörenden Mannfchaften der Landwehr fommen bie Disciplinar- 
Strafbeftimmungen für das ftehende Heer nur während ber Zeit burchweg zur Anwendung, für welche 
fie „mit der vorfchriftsmäßigen Verpflegungs » Competenz“ zum Dienft ober zu den Uebungen einbe- 
rufen find. 
Die Untegjiellung verfelben unter dieſe Disciplinar » Strafbeitimmungen beginnt in biefen Fällen: 
1) wenn bie Einberufung zum Kriege ober zu einer außerorbentlichen Zufammenziehung ver Land⸗ 
wehr erfolgt, mit dem Empfange ver Einberufungs-Orbre, 
2) wenn vie Einberufung zu den Hebungen ftattfindet, mit dem Anfange des in ber Einberufungs: 
Ordre bezeichneten Geftellungs-Tages, 
und endigt im beiden Fällen mit dem Ablauf des Tages ver Wiebere:tlaffung. 


3. gegen Unteroffiziere, die nicht das Portepee tragen und gegen Gemeine: 
mittleren Arreft bis zu drei Wochen, und 
_ 4 gegen Gemeine: 
firengen Arreft bis zu vierzehn Tagen, 
zu verhängen. 
Auch find dieſelben beredtiat: 
5. Gefreite von diefer Charge zu entfernen, und 
6. Gemeine der zweiten Elafje des Goldatenftandes, nad) zuvor im Dienftwege eingeholter Genehmigung 
beö ihnen vorgefegten commanbirenben Generals, einer ArbeitereAbtheilung zu übermeifen.” 
"Anmerkung. $. 10. lautet: 
„Die Chefs einer Compagnie, Escadron ober Batterie find berechtigt, aufes ben im $. 9 ermähnten Die 
eiplinarftrafen: 
I. gegen Unteroffigiere und Gemeine: 
Kafernen:, Quartier: oder gelinben Arreft bis zu acht Tagen; 
2. argen Unteroffiziere, die nit das PBortepee tragen und gegen Gemeine: 
mittleren Arreft bis zu fünf Tagen und 
3. gegen Gemeine: 
firengen Arreft bis zu brei Tagen, 
zu verhängen. 

Die Beftrafung eines Gemeinen mit ſtrengem Arreft ift in jedem Beftrafungsfalle dem nächſtvorgeſetz⸗ 
ten Befehlshaber zu melden.” 

Die Offiziere, welche die Eontrol:Berfammlungen abhalten, Haben (fofern dies nicht die Bezirks-Com— 
manbeure ober beren Stellvertreter find) feine Disciplinarftrafgewalt. — Sie können nur bie ihnen Uns 
tergebenen, wenn fie während ber Dauer biefer Berfammlungen ftrafbare Handlungen verüben, in Arreft 
ſchicken und müffen diejelden alsdann bem vorgeſetzten Lanbwehr-Bezirkd:Commandeur zur Beftrafung 
meiben. 
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8. 25. 

Außer der Zeit der Zufammenzichung der Landwehr (8. 24.) tritt, infofern nicht eine härtere 
Strafe verwirkt ift, Disciplinarb>firafung ein: 

1) wegen Uingehorfams gegen Befehie, welche Mannfchaften ver Landwehr von ihren Vorgefetten 

in Gemäßbeit ver Dienftorbnung ertheilt werben, insbefonbere: 

a. wegen Nichtbefolgung der Einberufungs-Ordre zu den Mebungen, ſowie 

b. wegen Nichtbefolgung der Einberufung zu den Control-:Berfammlurgen oder ber Cinbe- 
rufung Einzelner zu einem anberen beftiminten Dienftzjwet ohne die Verpflegungs-Com - 
petenz ; 

2) wegen ftrafbarer Handlungen, welche von den ohne die Berpflegungs-Eompetenz Einberufenen 
(Rr. 1. b.) am Geftellungsorte während ber Anweſenheit ibrer Vorgefegten verübt werben; 

3) wegen Umgehung bes vorgeichrieden Dienftweges bei Anbringumg bienftliher Geſuche oder Ver 
fhwerben, fowie wegen anderer Vergehen ver Landmehr-Mannfchaften gegen bie Suborbination 
beim münblichen over jchriftlichen Verkehr derſelben mit ihren Vorgefegten in militörifchen 
Dienftangelegenheiten ; 

4) wegen Zumwiderbandlung gegen das Berbet, wonach Landwehr⸗-Mannſchaften, auch wenn bie 
Landwehr nicht zufammeaberufen ift, ohne Befehl in Vereine oder zu Berfammlungen zur Bes 
rathung militärifcher Einrichtungen oder anderer Angelegenheiten in ihrer militärifchen Eigen: 
[haft nicht zufammentreten vürfen; 

5) wenn Mennſchaften in der Militär-Uniform 

a. Vergehen gegen andere, gleichfalls in Uniform befindliche Perjonen des Soldatenftandes 
im perſöulichen Zufammentreffen mit denſelben ober 
— P. ber Theilnahme an einem, von Perfonen bes Soldatenſtandes verübten Dienftvergeben, 
ſich ſchuldig machen. 
8. 26. 

Die Discirlinar-Strafgewalt über die beurlaubten Landwehr-Mannſchaften Naben in den Fäden 
bes 8. 25 nur bie im $. 23 nambaft gemachten Vorgejetten. 

Die Dieciplinarftrafe darf jedech in den Fällen des $. 25 sub 1b., 2, 3, 5 einen dreitägigen 
mittleren Arreft richt überfteigen. 

Iſt in ſolchen Fällen dreitägiger mittlerer Arreft feine ausreichende Strafe, jo tritt gerichtliche 
Unterfuchnng und Beftrafung ein. 

8. 27. 

Wegen Nichtbefolgung der Einberufungs- Ordre zu den Uebungen, — wohin auch bie Fälle ger 
hören, wenn Landwehr: Mannfhaften, während fie ihrer Einberufung entgegenfehen konnten, durch eine, 
ohne Erlaubniß der Landwehr-Behörde unternommene Reife fih dem Empfange der Einberufungs:Drbre 
entziehen, — darf nur dann die Disciplinar-Bejtrafung erfolgen, wenn entweder der Einberufene nur 
zu fpät fih an dem Einberufungsorte eingeftelft Hat, oder die Umftänbe fonft eine mildere Beurteilung 
zulaffen, 

Hft hiernach die Verhängung einer Disciplinarftrafe nicht ausreichend, fo muß gerichtliche Unter 
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fuhung und Beftrafung eintreten. Dieß muß auch ftets gefchehen, wenn eine Einberufungs-Orbre zum 
Kriege unbefolgt geblieben ift. 
8. 28. 

Beurlaubte Kandwehr-Mannjchaften, welche nad) dem Eintritt in ven Beurlaubtenftand oder bei 
ihrer Aufenthalts» Veränderung die Anmeltung in dem gewählten Yufenthaltsorte länger als 14 Tage 
verſäumen, find visciplinarifh mit Geldbuße von zwei bis fünf Thalern, oder mit pofizeilihem Ge- 
fänguiß von drei bis acht Tagen zu bejtrafen. Iſt von ihmen bei Aufenthaltsveränderungen nur bie 
vorgejchriebene Almeldung verjäumt, die Anmeldung in dem Bezirk ihres neuen Aufenthaltsorts aber recht- 
zeitig erfolgt, fo tritt nur Geldbuße von einem bis zu zwei Thalern, oder polizeiliche® Gefängniß von 
einem bis zwei Tagen ein. 

Diefe Strafen für die unterlaffene An- und Abmeldung find auf Requifition bes Yanbwehr-Be- 
zirls-Commaudeurs durch die Eivilbehörde zu volljtreden *). 

$. 30. ' 

Die in ven 88. 25. bis 28. enthaltenen Beitimmungen gelten auch für vie Refruten, für bie 
auf unbeftimmte Zeit von Truppentheilen des jtehenden Heeres Beurlaubten, für die Reſerve-Mann⸗ 
ſchaft und für alfe übrigen unter ver Eontrole der Lanpwehr-Bezirtd:Commandeure jtehenven, zum Be: 
urlaubtenftande gehörenden Perjonen des Soldatenſtandes. 

Bon jeder Disciplinar-Beitrafung eines noch zur etatsmäßigen Friedensftärfe eines Truppentheils 
bes ſtehenden Heeres gehörenden, auf unbeftimmte Zeit Beurlaubten, hat ber Landwehr⸗Bezirks-Com⸗ 
manbeur ben betreffenden Truppentheil jofort zu bemachrichtigen. 


Beilage 8. 
— {4 


Beitimmungen 
über Klaffificeirung ber Reſerve⸗ und- Lanpwehr-Mainfchaften rüdfiptlich ihrer häuslichen und 
gewerblichen Berhältnifje. **) 
81 
Bei Einberufung der Reſerve- und Landwehr-Mannſchaften zu den Fahnen können Häusliche, 
gewerbliche und Familien-VBerhältniffe nur ausnahmsweiſe in jo weit berüdfichtigt werden, als aus 
Anlaß derjelben vorübergehend die einftweilige Zurüdtellung eines Mannes verfügt werben barf. 





"Anmerkung. Der Landwehr-Bezirks Commandeur beftimmt aud, ob Geld: oder Gefängnifftrafe zu ver: 
hängen ift. Will er der Givilbehörde die Beſtimmung, welche Strafart zu wählen ift, anheimftellen, fo ift 
das Raaß ſowohl der Gefängniß-, als aud der event. zu fubftituirenden Geldftrafe anzugeben. Die ein: 
gehenden Strafgelder für unterlaffene An: und Abmeldung werden durd die Landes-Polizei-: Behörden am 
Schluſſe jeden Jahres an die Kreis-Commiſſionen zur Unterftügung hülfsbebürftiger Familien ber ins Feld 
rüdenden Wehrmänner und Referviften übermiefen. 

Es find jedoch aus bemfelben vorweg die Koften zu beiden, welche durch bie Vollitredung ber Gefäng- 
nißftrafen für unterlaffene An: und Abmeldung veranlaßt werben. 

Anmerkung. Die „Beitimmungen über das Berfahren bei Einberufung der Referve: und Landwehr-Mann- 
Ihaften zu ben Fahnen“ nom 26. October 1850, genehmigt durch Allerhöchſte Eabinetö-Orbre vom 7. No» 
vember 1850, werben hierdurch aufgehoben. 
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$. 2. 

Derartige Berüdfichtigungen find nur zuläffig: 

1) wenn ein Mann als ber einzige Ernährer feines arbeitssunfähigen Baterd oder jeiner Mutter, 
mi’ teren er bie nämliche Feuerſtelle bewohnt, zu betrachten ift, und ein Knecht oder Gefelle 
nicht gehalten werben kann, auch durch die den Familien ber Reſerve- und Landwehr⸗Mann⸗ 
ſchaften zu gewährenden Unterſtützungen der dauernde Ruin des elterlichen Hausſtandes bei der 
Entfernung des Sohnes nicht zu beſeitigen ift. 

2) Wenn ein Maun, der das breißigfte Yebensjahr vollendet hat, als Grundbefiger, Pächter oder 
Gewerbetveibender, oder ald Ernährer einer zahlreichen Familie, felbft bei dem Genuffe der 
geſetzlichen Uuterftügung, feinen Hausftand und feine Angehörigen burch die Entfernung bem 
gänzlichen Verfall und dem Elenye Preis geben würde. 

3) Wenn in einelnen dringenden Fällen die Zurüdjtellung eines Mannes, befjen geeignete Ver— 
tretung auf feine Weife zu ermöglichen ift, im Intereſſe der allgemeinen Yandesfultur und 
der National-Delonomie für unabweislich nothiwendig erachtet wird. 

Mannjchaften, welche wegen Eontrol-Entziehung nachbienen müſſen, haben jedoch auch in den vor⸗ 

genannten Fällen keinerlei Anſpruch auf Berüdfichtigung. 
8. 3. 
Im den im $. 2. angegebenen Fällen darf 
a. ein Reſerviſt hinter. den legten Zahrgang ber Reſerve umd unter befonders dringenden 
Berhältniffen auch Hinter den legten Jahrgang der Yanbiwehr, 
b. ein Wehrmann hinter ten legten Jahrgang ber Yanbwehr 
zurückgeſtellt werben. 

In jevem Kreife darf jedoch die Zahl der hinter den legten Jahrgang ber Referve zurüdgeftellten 
Manuſchaften zwei Procent der Kejerve, die Zahl der hinter ben legten Jahrgang der Landwehr zurüd- 
gejtellten Manuſchaften drei Procent der Reſerve und Landwehr nicht überjteigen. 

S. 4. i 

Die Referve- und Lanbwehr-Mannfchaften, welche auf Berüdfichtigung Anſpruch machen, haben 
ihre Gefuche bei dem Gemeinbe-Borfteher anzubringen, welcher diefelben unter Zuziehung einiger zuner- 
läffiger Refertiften oder Wehrmänner zu prüfen, und nah Maßgabe des Befunbes barüber eine an 
den Yanbrath einzureihende Nachweifung aufzuftellen hat, aus ber nicht nur die militärifchen, bürger- 
lichen und Vermögens-Verhältniſſe der Bittſteller, fonbern auch die obwaltenden befonberen Umftände. 
erfichtlich find, durch welche eine zeitweife Zurüditellung bebingt werbeit kann. 


8. 5. 

Die eingereichten Gefuche unterlirgen ber Entfcheibung der beiden permanenten Mitglieder ber 
Kreis-Erjag-Commiffion, welche zu dieſem Behufe jährlich einmal, und zwar im Frühjahr, im Anfchluß 
an das Kreis-Erfag-Gefchäft in öffentlich befannt zu machenden Terminen an den Kreisorten Sitzung 
halten. | 

Die auf Reklamation entlafjenen Mannfchaften bleiben bis zu dem ihrer ar; folgenden 
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nächſten Claſſifiklations-Termin Hinter die legte Dienjtaltersflaffe der Reſerve zurückgeſtellt und haben 
demnächft event. wie alle übrigen Mannſchaften, ihre weiteren Anträge zu formiren. 

Wenn im Herbſt nah dem ellgemeinen Eutlaffungs-Termine dringende Verhältniſſe die fofortige 
Zurückſtellung einzelner der entlafjenen Mannſchaften gerechtfertigt erfcheinen iaffen ſollten, jo kann die 
vorläufige Zurückſtellung folher Manuſchaften bis zum nächiten Elaffififations-Termine Hinter den legten 
Jahrgang der Referne durch fchriftliches Lebereinfommen der yermanenten Mitglieder der Kreis-Erfag- 
Commiſſion verfügt werben. 

8. 6. 

Als berathende Organe find bei den vorgebachten Sitzungen beranzıziehen: ver Gompagnieführer, 
die Gemeinde:-Borfteher und außerdem, nach dem Ermeſſen des Landwehr⸗-Bezirks-Commanteurs, resp. 
des Landraths, der Bezirls⸗-Feldwebel und einige zuverläſſige Einwohner, denen eine bejonbere Belannt- 
fchaft mit den bürgerlichen uud Vermögens-Verhältniſſen ver Reſerve- und Landwehr-Mannſchaften des 
Bezirks innewohnt, fowie endlich diejenigen Perfonen, deren Zeugniß nah Maßgabe der obwaltenden 
Umftände auf die Entſcheidung von Einfluß fein könnte. 

8. 7. 

Nach geenbigter Prüfung der Geſuche, wobei die Betheiligten ſich einzufinden haben, erfolgt bie 
Entſcheidung durch den Landwehr-Bezirks Commandeur und den Landrath bei ſtattfindender Ueberein- 
ftimmung enbgültig. 

In dem vorausſichtlich feltenen Falle, daß eine Vereinigung diefer Behörden nicht zu erreichen 
fein folfte, ift das Geſuch um Zurüdftellung vorläufig abzulehnen, dieſelben find jedoch verbunden, ben 
Fall bei den permanenten Mitglievern der Departements-Erfag-Commiffton zur Sprache zu bringen, 
worauf von biefen die endgültige Entſcheidung erfolgt. 

8.8. 

Die vorgedachten Entſcheidungen behalten ihre Gültigkeit nur bis zu dem nächſten Situngs- 
Termine ver Eommiffion und find die Anträge auf weitere Zurüditellung im Bedarfsfalle zu erneuern. 

Denn Mannfchaften aus einem Kreiſe in einen andern verziehen, jo erlifcht die gewährte Be— 
rüdfihtigung. 

8.9. 

Nach jedem Termine werden die Namen ber fämmtlichen Manuſchaften, veren Gefuch: um einft- 
weilige Zurüdjtellung als begründet anerfannt worden find, öffentlich durch die Kreisblätter ꝛc bekannt 
gemacht. 

8, 10. 
Außerdem wirb nad) jedem Termine eine jummarifche Nachweifung 
a. der jänmtlichen Reſerve- und Lanbwehr-Mannjchaften des betreffenden Bezirks, 
b. ver als unablömmlich anerkannten 
ber vorgefegten Departements-Erjag-Commijfion eingereicht. 

Letztere ift befugt, bie Gefchäftsführung ber einen ober anderen Commiffion einer nachträglichen 

Revifion zu unterwerfen, 
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8. 11. 

Im Augenblide ver Einberufung find alie Gefuche um Zurüditellung unftatthaft. 

Eine Wiederentleffung einzelner zum Dienft eingezogenen Mannfchaften kann nur ausnahmeweife 
auf Grund einer im Wege ber Reflamation berbeigeführten befonveren Verfügung der oberen Provinziale 
Behärder, oder, wenn die Betreffenden bei einem mobilen Truppentbeile ftehen, der Rejjort-Minifterien, 
erfolgen, und zwar nur bann, wenn feit vem fetten Claffififations:Termine für den Eingeftellten durch 
mabwendbare, nicht durch ihn felbjt herbeigeführte Ereigniffe, al8 Brandſchaden, Ueberſchwemmung, Tod 
eines nahen Verwandten u. ſ. w. befonvere Berfdfichtigungsgründe eingetreten find. 

8. 12. 

Auf die Einberufung der Mannjchaften des Beurlaubtenftandes zu den gewöhnlichen Uebungen 

haben vie vorftehenven Beftimmwugen keinen Bezug. 
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Nr, 9. Wiesbaden, den 20. März 1868. 


— 














— — 


In Gemäßheit des 8. 89 des Gemeinde-Verfaſſungs-Geſetzes für die Stadt Frank— 
furt a, M. vom 25. März v. 8. bringt die unterzeichnete Regierung hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß, daß am heutigen Tage die AmtsEinführung des nad den Beftim- 
mungen dieſes Geſetzes eingerichteten Magiftrats vorichriftsmäßig ftattgefunden hat. 

Es treten daher nunmehr die Beſtimmungen des gedachten Geſetzes überall in 
Wirkſamkeit. 

Wiesbaden, den 27. Februar 1868. 

Königlihe Regierung. 
von Dieft. 


(Bezeihnung portopflichtiger DienftbriefeTbetreffend.) 


Nah 8. 1 Abfak 3 des Gefeges über das Pofttarweien im Gebiet des Norddeutichen 
Bundes vom 4. November v. 8. (Bundesgefeg-Blatt Nr. 8 Seite 75) werden porto- 
pflihtige Dienftbriefe mit dem durch dieſes Gefeg für unfranfirte Briefe einge: 
führten Zufchlagporto von 1 Slbgr. alsdann nicht belegt, wenn die Eigenfchaft der: 
felben als Dienftjahe durch ein von der oberften Poſtbehörde feftzuftellendes Zeichen auf 


dem Gouvert vor der Poftaufgabe erkennbar gemacht worden ift. 
1 
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Nah der von dem General:Poftamt in Ausführung‘ diefer geſetzlichen Beftimmung 
getroffenen Anordnung find diejenigen portopflichtigen uufranfirten Briefe mit dem Zu- 
ihlagporto von 1 Slbgr. nicht zu belegen, welde innerhalb des gefammten Norbdeutichen 
Roftgebiets 

von öffentlihen Behörden, von - einzelnen, eine öffentliche Behörde repräfen- 
tivenden Beamten ſowie von Geiftlichen 
in Ausübung dienftliher Functionen abgefandt werben, ſofern die Briefe: 

a. auf der Adreſſe mit dem Vermerk‘ „portopflidtige Dienſt ſache“ verfehen, 

b. mit einem öffentlihen Siegel oder Stempel verichloffen find. 

Bon dem Erforderniß des Amtsſiegel-Verſchluſſes wird in dem Falle abgejehen, wenn 
der Abfender zwar zu der Categorie derjenigen Beamten „gehören Jollte, welche eine öffent: 
lihe Behörde repräfentiven , fi jedoch nicht im Befig eines amtlihen Siegels befindet 
und „die Ermangelung eines Dienftiiegels“ in folden Fällen auf der Adreſſe 
unter dem Vermerk zu a mit Unterfchrift feines Namens und Amts-Charakters beicheinigt. 

Im Intereffe des Poftdienftbetriebs ift es erforderlih, daß der Vermerk, „por to— 
pflidtige Dienftfahe” gleihmäßig in die Augen falle, zu diefem Behuf muß der 
Vermerk auf der Adreßſeite des portopflictigen Dienftbriefes oben links in der Ede 
von dem Abjender niedergefchrieben werden. 

Wiesbaden, den 24. Februar 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meujel. 





(Die Verpflichtung zum Kriegepienfte betreffend.) 

Zur Behebung von Zweifeln wird auf Grund der unter dem 28. v. Mts. gege— 
benen minifteriellen Erläuterung bemerkt, daß der im alinea 1 des 8. 17 des Bundes, 
geſetzes, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienfte, vom 9. November v. J. gebrauchte 
Ausdrud „Wohnfig” in demjenigen weiteren Sinne aufzufafien ift, welcher fi aus ben 
unter Nr. 1, 2 und 3 des $. 21 der Militär-Erfag-Inftruction vom 9. Dezember 1858 
aufgeftellten Grundfägen hierfür ergibt. 

Wiesbaden, den 24. Februar 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meufel, 
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(Die Ergänzung dir Handelsfammer des Bezirks Wiesbaben betreffend.) 


Nachdem Herr Alexander Roth von Wehen aus der Handelsfammer zu Wiesba: 
den ausgetreten, ift an deflen Stelle zufolge $. 6 des Geſetzes vom 3. September 1863 
nah dem Ergebniß der Wahlen und nah Entſcheidung durchs Loos bei vorliegender 
Stimmengleihheit Herr Frievorih Wagner zu St. Goarshaufen zum Eintritt in bie 
Handelsfammer als Erjagmann berufen. 

Es wird dies in Gemäßheit des $. 7 der Verordnung vom 4. März 1864 mit 
dem Bemerfen befannt gemadt, dat Neclamationen gegen die Gültigkeit diefer Wahl in- 
nerhalb 14 Tagen, vom Tage des Ericheincs diefer Publication in Intelligenzblatte an ge 
rechnet, bier anzubringen find. 

Wiesbaden, den 21. Februar 1868, 

Königliche Regierung, Abtheilung ded Innern. 
von Meujel. 


(Die Ergänzung der Handelskammer des Bezirks Limburg betreffend.) 


Nah dem Ableben des Mitgliedes der Handelsfammer des Bezirks Limburg, Herrn 
Joſeph Schmidt von Limburg, ift an defjen Stelle zufolge des 3. 6 des Geſetzes vom 
3. September 1863 nah dem Ergebniffe der Wahlen Herr Jacob Themalt von Höhr, 
Amts Montabaur, zum Eintritt in die Handelsfammer berufen worden. 

Dies wird in Gemäßheit des $. 7 der Verordnung vom 4. März 1864 mit dem 
Bemerken befannt gemadt, daß Reclamationen gegen die Gültigkeit diefer Wahl zum 
Handeläfammer:Mitglied innerhalb 14 Tagen, vom Tage des Erſcheinens diefes Publi- 
candums abgerechnet, bei uns anzubringen find. 

Wiesbaden, den 29. Februar. 1868. 

Königlihe Regierung, Abtheilung bes Innern. 
von Meufel. 
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(Anflug Hamburgiſcher Gebietstheile an ven Zolfverein betreffend.) 


Nachſtehende Bekanntmachung des Herrn Finanzminifters: 


In Folge einer Vereinbarung mit der freien Stadt Hamburg find die nachſtehend 

bezeichneten Hamburgifchen Gebictätheile: 
die Dorfichaft Geeſthacht, das Städtchen Bergedorf mit dem nördlich von der 
Broofmwetterung und dem alten Eifenbahndamme belegenen Theile des ftädtifchen 
Aderlandes und demjenigen Theile von Billwärder an der Pille, welcher im 
Norden des Hamburgijch-Bergedorfer Eifenbahndammes zwiſchen dieſem und 
der Bille einerſeits und andererſeits zwiſchen Bergedorf und der Hamburgifchen 
Acciſe-Linie oberhalb der blauen Brücke belegen: ift, 

vom 11. d. Mts. ab dem Zollvereine angeichloffen worden. Nachdem die Einrichtung 

der Zollverwaltung in diefen Gebietätheilen, ſowie die Reviſion der nachfteuerpflichtigen 

Waaren beendigt ift, tritt nunmehr der vertragsmäßige freie Verkehr zwiſchen dem Ge: 

fammt=Zollvereine und den gedachten Gebietstheilen ein. 

Bon den einer innern indireeten Steuer unterliegenden Gegenftänden: Branntwein, 
Bier und Tabak tritt vor der Hand nur der Tabak in den freien Verkehr zwiſchen den 
übrigen zum Norbdeutichen Bunde gehörigen Zollvereind-Staaten und Gebietötheilen einer: 
ſeits und den angeſchloſſenen Hamburgifchen Gebietstheilen andererjeits. Hingegen gelan- 
gen, da die Befteuerung des Branntweins und Biers nah Maßgabe der Beftimmungen 
in Preußen und den übrigen betheiligten Staaten des Norddeutihen Bundes für die 
angejchloffenen Hamburgifchen Gebietstheile noch nicht angeordnet ift, von dem aus die- 
fen Gebietstheilen übergehenden Branntwein und Bier die beftehenden Webergangs : Ab: 
gaben zur Erhebung, während bei der Ueberfuhr dahin die Erftattung der Steuer nad 
Maßgabe der beftehenden Worfchriften ftattfindet. 

Dies wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 36. Februar 1868. 

Der Finanz-Minifter 
gez. von der Heydt. 


wird Hiermit zur Öffentlihen Kenntniß gebradt. 
Caſſel, den 7. März 1868; 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 
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Nr. 10. Wiesbaden, den 28. März 1868. 
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Allerhöchſter Erlaß, die Benutzung der Schleuſen an der Lahn betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 4. d. Mts. beſtimme Ich, daß das für Benutzung der 
Schleuſen an der Lahn nach dem Tarife vom 1. März 1860 (Verordnungsblatt des 
Herzogthums Naſſau, S. 53) zu entrichtende Schleuſengeld vom 1. April d. Is. ab 
nicht weiter erhoben werde. Dieſer Erlaß iſt durch die GeſetzSammlung zu veröffent: 
lichen. 

Berlin, den 7. März 1868. 

(LS) Wilhelm. 
von der Heydt. Itzenplitz. 
An den Finanz-Minifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. 


Belanntmachung, betreffend bie Einfegung der Königlichen Rechnungs-Eommiffion in Wiesbaden und 
die Aufhebung der Rechnungsfammer in Wiesbaben und der Lanbgräflih Heffiihen Schulven-Tilgungs- 
und RechnungsCommilfion in Homburg als Rechnungs-Revifionsftelle. 


Mit Bezug auf die Allerhöchfte Verordnung vom 31. Auguft v. Is., betreffend das 
Rehnungsmweien in den neu erworbenen Zandestheilen, wird hierdurch Folgendes befannt 


gemacht: 
l 
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1) die Königlihe Rechnungs-Commiſſion in Wiesbaden tritt mit dem heutigen Tage 
in Wirkſamkeit; 

2) die Rechnungs-Kammer in Wiesbaden wird aufgehoben; 

3) die Landgräflih Heſſiſche Schulden: Tilgungs: und Rechnungs: Commilfion in 
Homburg hört auf, Rechnungs-Reviſionsſtelle zu fein. 

Gafjel, den 10. März 1868. 

Der Ober-Präfivent. 
von Möller. 


Boligei-Berorbmung. 


Auf Grund der SS. 11 und 12 der Allerhöchften Verordnung über die Polizei: 
verwaltung vom 20. September 1867 (Gefeg-Sammlung S. 1529) wird hierburd für 
den Umfang des Regierungsbezirts Wiesbaden unter Aufhebung der früher bereits er- 
laffenen bezügliden Vorſchriften Nachſtehendes verordnet: 

Der Verkauf von Billets zur Weiterbeförderung der Auswanderer von dem über: 
feeiichen Landungsplage nach dem Beftimmungsorte im Innern auf Gifenbahnen, Dampf: 
ſchiffen, Canalböten :c., ſowie das Anbieten folder Billets und das Ausgeben von 
Empfehlungen gemwiffer, in dem Einmanderungslande zu benugender Beförderungsd-Mittel 
ift verboten. 

Zumwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit einer Geldſtrafe bis zu 
zehn Thalern oder im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßiger Gefängnißitrafe 
geahndet, 

Wiesbaden, den 9. März 1868. 

Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Diet. 


Bekanntmachung, bat Regulativ Über den Betrieb ver Spiellarten-Fabrifen betreffend. 


Im Anſchluß an die Belanntmahung vom 2. Januar d. %., das Regulativ über 
den Betrieb der Spielkarten - Fabriken betreffend , bringe ih im Auftrage bes Herrn 
Finanz-Minifters hierdurch zur öffentlihen Kenntniß, daß: 

I. nad) einer Mittheilung des Königlih Württembergiihen Finanzminifteriums: 
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1) die Einfuhr und Durchfuhr von Spielfarten aus anderen Zollvereinsftaaten 
nach oder durch Württemberg der Uebergangsichein-Eontrole unterliegt ; 

2) die zum Berbleiben in Württemberg eingehenden Spielfartenfendungen dem im 
Uebergangsicheine genannten Erledigungs-Amte vorzulegen find, welches die 
Sendung zu revidiren, den Verſchluß abzunehmen und der Hebergangsichein 
zu erledigen bat. 


Ferner find: 
Il. nad einer Mittheilung des Herzoglih Braunſchweig-Lüneburg'ſchen Staats- 
Minifteriums für das Herzogtum Braunfchweig folgende Beftimmungen ergangen: 
1) die zum Verbleib in das Herzogtum Braunfchmeig eingehenden Spielfarten 
unterliegen einer Stempelabgabe, welche beträgt: 


von einem Spiele Tarod-Hartn . -. . » . 7 Grofcen, 
"m „ Whiſt, oder Lhombresfarten.. 5 : 
— „Piquet- oder deutſcher Karten 3 e 


2) die Einführung, beziehungsmweile Durchführung von Spielkarten in, beziehungs- 
meife durch das Herzogthum darf aus dem Gebiete anderer Zollvereinsftaaten 
nur auf Uebergangsfchein geihehen. Zur Erledigung diefer Scheine find das 
Hauptfteueramt in Braunschweig, jowie die Steuer-Aemter in Wolfenbüttel 
und Holzminden befugt; 

3) der Betrag der Stempelabgabe zu 1 ift von dem Begleitichein:, beziehungs: 
weile Uebergangsſchein-Extrahenten fiher zu ftellen. Derfelbe ift, wenn bie 
Anzahl und Gattung der abzufertigenden Spielfarten deflarirt und durch 
jpecielle Revifion feitgeftellt ift, nach) den oben angegebenen Stempelfteuerfägen 
zu bemefjen, andern Falles mit einem Thaler für jedes Zollpfund des ermittelten 
Bruttogewichts zu berechnen ; 

4) jedes Spiel der zu ftempelnden Karten muß mit einer, die Gattung berfelben 
bezeichnenden Enveloppe verfehen und fo eingerichtet fein, daß das SKartenipiel 
vollftändig zufammengehalten und die Stempelung des dazu beftimmten Blattes: 
ohne Lölung der Enveloppe ausführbar ift. 

Es muß daher für die zum Verbleib im Herzogthum Braunfchweig be— 
ftimmten Spieltarten bei den franzöfifchen Karten das Goeur-AB und bei 
den deutſchen Karten das Schellen- AB oben aufliegen. Die Beachtung ber 
vorjtehenden Beftimmungen ift den Verſendern befonders anzuempfehlen. 
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5) Kinderfpiellarten und zum Gebraude als Oblaten eingerichteten Karten unter: 
liegen der Stempelfteuer nicht, wenn die Blätter derſelben in der Höhe nicht 
mehr als einen und ein drittel Zoll und zugleih in der Breite nicht mehr 
als einen Zoll Preußiſch mefjen. 

Caſſel, ven 13. März 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


(Den Verlehr mit Branntwein betreffend.) 


Die Verordnung des vormaligen nafjauifhen Staatsminifteriums vom 23. October 
1855 2c., betreffend den Verkehr mit Branntwein an der Grenze und im Innern des 
ehemaligen Herzogtums Naffau (Berorbnungblatt für Nafjau von 1855, ©. 188) ift 
durch Erlaß des Herrn General-Directors der Steuern vom 8. d. Mts. III. 5175 auf: 
gehoben worden, was hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebradt wird. 

Caſſel, den 17. März 1868. 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


Perſonal⸗Chronik. 


Der penſionirte Decan und Pfarrer Kirchenrath Klein iſt auf ſein Anſuchen von 
den Functionen als Mitglied der evangeliſch-theologiſchen Prüfungs-Commiſſion entbunden 
worden. 

Perſonal-Veränderungen bei den Juſtiz-Behörden im Appellations— 
gerichts-Bezirk Wiesbaden. 

1. Bei dem Appellations-Gerichte: 

Actuar Temme vom Kreisgericht Hörter ald Bureaudiätar übernommen; der frühere 
Pedell Urban als Hülfsbote angenommen; Rechtsanwalt Erlenmeyer ift geftorben; 
2. bei dem Kreisgericht zu Dillenburg: 

Bureaubiätar Schreiner aus Marienberg dorthin verjegt; 
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3. bei dem Amtsgerichte zu Ems: 
dem Actuar Schmidt aus Limburg die interimiftiihe Verwaltung der Secretäritelle 
übertragen; Bureaudiätar Dienftbah von Wehen dorthin verjegt; 


4. bei dem Amtsgerichte in St. Goarshaufen: 
der interimiftiihe Secretär Elbert ift ausgeſchieden; der interimiftifche Secretär Wagen: 
bad von Ems dorthin verickt; 


5. bei dem Amtsgericht in Herborn: 
der Gerichtsaffeffor Emmingbaus zu Dillenburg ift mit der Wahrnehmung der Polizei: 
anwaltsgeihäfte zu Herborn beauftragt ; 


6. bei dem Amtsgericht in Marienberg: 
dem Actuar Fry aus Dillenburg ift die Verwaltung der Secretäritelle übertragen 
morden ; 


1. bei dem Amtsgeriht in Rennerod: 
der Gerichtsafleffor Theis in Marienberg ift mit der Wahrnehmung der Polizeianmalts- 
geihäfte beauftragt; 
8. bei dem Amtsgerichte zu Wehen: 
ber interimiftifche Amtsgerichts-Secretär Schloffer von Wiesbaden dorthin veriett ; 


9. bei dem Amtsgeriht zu Wiesbaden: 
der bisherige Appellationsgericts-Secretät Rahn zum Amtsgericht3-Secretär ernannt; 
der Actuar Schönheim mit der Verwaltung einer Seeretärftelle beauftragt; der Mili: 
täranwärter Velde als Hülfsbote angenommen. 
Der Herr Dberpräfident zu Caſſel hat die Filial-Apothete zu Grenzbaufen zur jelbit- 
ftändigen Apothefe erklärt und dem Apotheker Krag aus Hadamar die perfönlihe Con— 
ceffion zum Betriebe derjelben ertheilt. 


Lehrer Geis in Ems ift von der zweiten an die erfte Lehrerftelle daſelbſt, Lehrer 
Heinrich vom Gelehrten-Gymnafium zu Wiesbaden nah Ems an die oberjte Knaben: 
fhule, Lehrer Schmidt von Münfter, Amts Runkel, an defien Stelle verjegt und der 
als Subftitut in Ems verwendete Schulcandidat Zanger nah Münfter dirigirt worden. 
Lehrer Frey in Oberwalluf ift penfionirt, Lehrer Sed von Scierftein nah Oberwalluf 
verfegt und der beurlaubte Lehrgehülfe Shufter von Limburg zum Lehrer in Schier: 
ftein ernannt worden. Lehrer Janſen in Stahlhofen ift in den Ruheſtand, Lehrer 
Löhr von Gackenbach nah Stahlyofen, Lehrer Schnädter von Schwidershaufen nad 
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Gackenbach verjegt und dem Lehrgehülfen Klo ft von Neudorf die Verfehung der Schule 
in Schwidershaufen übertragen worden. 

Lehrer Müller in Willingen ift zur Mebernahme einer Lehrerftelle in der Diaspora 
in Hohenzollern beurlaubt und Lehrvicar Wüſt in Heiligenborn als Lehrer nah Willingen 
verjegt worden. Lehrgehülfe Daum von Fiihbah ift nach Holler und Lehrgehülfe 
Löſer von Holler nah Fiſchbach verlegt worden. 

Lehrer Clöß von Langenbah, Amts Hachenburg , ift nah Neunkhauſen, Lehrer 
Fries von Waigandshain nad Langenbach verjegt und der Lehrgehülfe Shard von 
Anſpach mit BVerfehung der Schule in Waigandshain beauftragt worden. Lehrgehülfe 
Eiſenkopf an der Realihule zu Herborn ift zum Hülfslehrer dafelbft ernannt und der 
frühere Lehrvicar Heymann in Nifter-Möhrendorf mit Verſehung der zweiten Schule 
in Marjain beauftragt worden. -Lehrvicar Adam Haas von Winnen ift zum Lehrer in 
Amdorf ernannt und der als Subftitut in Amdorf verwendete Schulcandidat Adolph 
Haas mit Verfehung der Lehrvicarftelle in Winnen beauftragt worden. 

Der Lehrvicar Mager zu Clarenthal ift zum Lehrer dafelbft ernannt und der pro: 
viſoriſche Lehrgehülfe Kobel zu Bommersheim definitiv dafelbft angeftellt worden. 
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Geſetz wegen Aenderung der Etempelfteuer in den Regierungebezirken Caſſel und Wiesbaden mit Aus» 
nahme ter Etadt Frankfurt a. M. Bon 5. Mär; 1868, 


Mir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen zc. 

verordnnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der Monardie was folgt: 
8. 1. 

Sn den Regierungsbezirten Cafjel und Wiesbaden mit Ausnahme der Stadt 
Frankfurt a. M. find die in der anliegenden, von Uns vollzjogenen zweiten Abtheilung 
des Stempel:Tarifes beftimmten Stempel:Abgaben nad) Vorſchrift der Verordnung von 
19. Zuli 1867 (Oefeg: Sammlung S. 1191) mit Ausschluß der Beftimmung im zweiten 
Abſatze des 8. 36 der gedachten Verordnung zu erheben. 

Die Vorſchriften im $. 1 der Verordnung vom 19. Juli 1867, melde fih auf 
die fernere Erhebung der nad den bisherigen Bejtimmungen zu entrichtenden Stempel: 
ſteuern beziehen, werden in den bezeihneten LZandestheilen aufer Kraft geſetzt. Des: 
gleichen tritt der Schlußjag im $. 21 der vorgedadhten Verordnung, die Beziehung von 
Denuncianten:Gebühren betreffend, außer Wirtjamtfeit. 

8. 2, 

Insbeſondere finden au die im $. 3 und 4 der Verordnung von 19. Juli 1867 
enthaltenen Bejtimnungen wegen der Befreiungen von der Stempelfteuer auf die nad 
der anliegenden zweiten Abtheiluug des Tarifes zu entrichtenden Stempel: Abgaben An: 


wendung. 
1 
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Ferner ſind von der Stempelſteuer befreit: 


1) Geſuche, welche Gläubiger des Staates, öffentlicher Anſtalten und Gemeinden an 
Behörden richten, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen, und die darauf er— 
theilten Beſcheide; 

2) polizeiliche Verhandlungen und Geſuche in Bau-Angelegenheiten und Bau-Con— 
ſenſe; 

3) Verhandlungen, welche ſich auf die Beauſſichtigung der Eingehung von Verſiche— 
rungen bei in= oder ausländischen Feuer: Berfiherungsgefellihaften durch bie 
Polizei-Dbrigkeit des Wohnorts des Verſicherung-Euchenden beziehen; 

4) Verhandlungen in Vormundfchaftsfahen, fofern der Bevormundete aus eigenen 
Einkünften unterhalten werden wuß und diefe nad Abzug der Verpflegungs— 
und Erziehungskoften feinen Ueberſchuß gewähren; 

5) Verhandlungen in dem auf Grund des Geſetzes vom 14. Mai 1852 über die 
vorläufige Straffeftfegung wegen Uebertretungen ftattfindenden Verfahren; 

6) Geſuche um Ertheilung von Reiſe-Päſſen; 

7) polizeilihe Erlaubnihfcheine zum Betriebe der Gaft: oder Schankwirthſchaft und 
zum Sleinhandel mit Getränfen; 

8) Verhandlungen, wofür die Stempelfreiheit armuthshalber zu bemilligen ift; 

9) Beglaubigungen von Prozeß-Vollmachten, in ſolchen Fällen, in denen es nach 
den altländiſchen Vorſchriften einer Beglaubigung nicht bedarf. 


8. 8. 
In Betreff der Erhebung von Stempel-Abgaben bei den Gerichten bewendet es bei 


ben in den Gerichtskoſten-Geſetzen für die im 8. 1 bezeichneten Landestheile enthaltenen 
Vorſchriften. 

Wo in dieſem oder in anderen Geſetzen auf die bisher nicht aufgehobenen Kur— 
heſſiſchen oder Naſſauiſchen Stempelgeſetze verwieſen iſt, find fortan die enlſprechenden 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der anliegenden zweiten Abtheilung des Tarifes, be— 
ziehungsweiſe der Verordnung und des Tarifes vom 19. Juli 1867 maßgebend, 


8. 4. 

Alle in den im $. 1 bezeichneten Landestheilen noch in Kraft geblicbenen Vorſchrif— 
ten der, Stempelgeſetze des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und des vormaligen Her— 
zogthums Nafjan, fowie der Erlaß vom 17. September 1867, betreffend die Stempel— 
Abgabe von Gonceffionen u. ſ. w. (Geſetz- Sammlung Seite 1651), werden aufgehoben. 
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8. 5. 

In allen fortan diefem Gefege und der beigefügten zweiten Abtheilung des Tarifes 
unterliegenden Fällen, melde vor dem 1. April 1868 vorgekommen find, kommen noch 
bie bisherigen Gefete zur Anwendung. 

8. 6. 

Diejes Geſetz tritt mit dem 1. April 1868 in Kraft. Unfer Finanzminifter ift mit 
ber Ausführung defjelben beauftragt. 

Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem ing 

lien Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 5. März 1868. A 
(L. 8.) Wilhelm, 
von Bismard. von der Heydt. Graf von Itzenplitz. von Mühler. 
von Seldom. Graf zu Eulenburg. Dr Leonhardt, 





Stempeltarif. 
Zweite Abtheilung. 

| f 
Nr. ! Ser. 

| | | 

69 | anf chiede ter Oberoffiziere und befeibeten Militärs, Eivil-, geiftlihen und Com» 

munalbeanten . . . : : . . 5 15 
Abſchicde ber unbeſoldeten Banks j ’ } . : A . | frei 
co | af chriften, beglaubigte ; j i 15 


Hit jebech zu der ftempelpflichtigen Berhandlung. ſelbſi nur ein geringe⸗ 
rer Stempel nöthig geweſen, ſo bedarf es deſſen auch nur zur beglaubigten 
Abſchrift (vergl. $. 10 ver Verordnung vom 19. Juli ich 

61 || Attefte, amtiige in Privatfahen . ; 15 

Zeugniffe, welde, von wen es auch ki nur allein Mn dem gwee aus- 
geftellt werden, um auf Grund berjelben ein amtliches Atteſt ausfertigen 
zu laſſen, find nicht ftempelpfligtig. 

Alle amtlichen Attejte, welche nur beshalb ausgefertigt werben, bamit 
ber Inhaber feine Berechtigung zum Genuffe von Wohlthaten, Stiftungen 
unb anderen Ditpefitionen für Dürftige dedurh nachweiſen könne, find 
ftempeffrei. Alle Uttejte, welche die Pfarrer von Amtswegen in Bezug auf 


1* 


62 





lirchliche Handlungen ertheilen, mit alleiniger Ausnahme der Geburts- ober 
Zauf-, Trauungs» und Todten- ober Beerbigungsfcheine, bebürfen Teines 
Stempels. 

Diejenigen Attefte, weldye bei öffentlichen Kafjen als Rechnungs» Belag 
wegen Zahlung der Wartegelver und Penfionen von den Empfängern einge: 
reicht werden müjjen, find ftempelfrei. 


u usfertigungen, amtliche, injofern fie im gegenwärtigen Tarife nicht — 


taxirt worden, nad) tem Ermeſſen der Behörde 
— — nur 


Der Stempel von 15 Sgr. iſt für Ausfertigungen in der Regel zu ge— 


brauchen. Der niedrigere Stempel findet nur ſtatt, wo die Verhältniſſe 


bes Empfängers oder die Geringfügung eines nicht nad Gelde zu ſchätzen— 
den Gegenſtandes die Ausnahme beſonders begründen. 

Bloße Benachrichtigungen der Behörden an die Bittſteller, wodurch ihnen 
nur vorläufig bekannt gemacht wird, daß ihr Geſuch eingegangen ſei und 
fie darauf Befcheid zu gewärtigen haben, find ohne Stempel zu erlafjen. 

Beſcheide derjenigen Staate- und Commmmalbehörben und Beamten, mel 
hen eine richterliche ober polizeilihe Gewalt, cher vie Verwaltung allge 
meint Abgaben anvertrant ift, auf, in ihrer amtlichen Gigenfchsft, an fie 


gerichtete GSefuche, Anfragen und Anträge in Privatangelegenheiten, find in | 


der Negel für fiempelpflichtige Ausfertigungen zu achten, wenn fie eine Ent» 


ſcheidung oder Belehrung in ber Sache felbft enthalten, welche dem Bitt- | 


fteller darauf zugefertigt wird; fie mögen nun in Form eines Antwort 
ſchreibens, einer Verfügung over Decretabfchrift, ober eines auf die zurüd: 
gehende Bittichrift felbft geſetzten Decrets erlaffen werben. 

Inwieweit befondere Gründe eine Ausnahme von biefer Hegel rechtferti« 
gen, und eine ftempelfreie Beſcheidung auch in den vorgebachten Fällen ver- 
anlaffen Können, bleibt dem billigen Ermeffen ver Behörden anheimgeftellt. 


Anmerkung. Der Gebrauh des Stempelpapiers ift nur davon abhängig ge— 


macht, daß die Behörde, vor welcher ein an fich ftempelpflichtiger Gegen- 
ftand bes Privatintereffes verhandelt wird, die amtlihe Eigenſchaft einer 
richterlichen, einer polizeilichen oder einer Abgaben verwaltenden Behörde be: 
fige, nicht aber bavon, daß fie auch im ber Eigenſchaft einer ſolchen Behörde 
auf das von ihr verhanbelte Geſchäft amtlich eingewirlt habe. 


15 





63 


76 











ı Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich geführten Büchern, 


Regiſtern und Rechnungen, wenn fie er Privatperfonen auf ihr Anjuchen 
außgefertigt werben . . . . ; . e 
Beilbriefe ; . 
Berichte, welde von gerichtlichen un Verwoltungsöchörben an ihre Borgefehten 


eritattet werben, find auch dann, wenn ſie Privatangelegenheiten ketreffen, | 


von Etempelgebühren 5 

Befheide, fehrififiche, wie Ausfertigungen, f. diefe, 

Beſchwerdeſchriften, f. Gefuche. 

Beftätigungen, fofern für bejendere Gattungen derſelben nicht ein beſonderer 
Tarifſatz ftattfindet, wie Ausfertigungen, f. diefe (j. auch Pofition 10 bes 
Tarifs vom 19. Juli 1867). 

Bittſchriften, f. Gefuche. 

| Bürgerbriefe 

| Sjariesartisn: wenn fie bei einem Handelsgerichte, oder einer — — 
lichen, Polizei oder Communalbehörde, ausgefertigt werden, wie Ausfertis 
gungen, f. dieſe. 


 Eoncefjionen, wie Ansfertigungen, ſ. biefe. 


| Decrete, wenn fie ftrtt Ausfertigung dienen, wie biefe, ſ. Ausfertigungen. 

| Dienftentlaffung ter Beamten, f. Abſchiede. 

Duplicate von ftempelpfüchtigen Verhandlungen, wie beglaubigte Abfchriften, 
ſ. Abichrijten. 


' Ebe- und Traujdeine, wie amtliche Üttefte, |. dieſe. 


Eingaben, f. Geſuche. 5 


\ Eraminations-Protofolle 


Ertracte, ſ. Auszüge. 

Geburtsfcheine und Taufſcheine, wie amtliche Attefte, ſ. biefe. 

Geſuche, Beſchwerdeſchriften, Bittjchriften, Eingaben, welche ein Privatintereffe 
zum Gegenjtand haben, und bei ſolchen Staats» und Communalbehörden 
ober Beamten eingereicht werden, welchen tie Ausübung einer richterlichen 
ober polizeilihen Gewalt übertragen ijt, ober welchen bie Verwaltung u 
licher allgemeiner Abgaben obliegt . 3 

Bloße Bejhleunigungsgejuche, welche feine zur Sache ſelbſt gehörige € 
Örterungen ober Anträge enthalten, bedürfen feines Stempels. 


15 


frei 








Die Beftimmung in der Anmerkung zu Pofition 62 findet auch in Be 
treff der Geſuche Anwendung. 

Iſt zu ftempelpflichtigen Gefuchen und Bittfchriften der tarifmäßige Stem- 
pel von 5 Sur. nicht gebraudit, fo fell die Nachbringung deſſelben nicht 
verlangt, auch die orbentliche Stempeljtrafe deshalb micht eingezogen, fondern 
dies Verfahren nur dadurch beahndet werben, baß der Stempel bes Be— 


ſcheides auf ein ſolches Geſuch um 15 Sgr. erhöht, oder, wenn die Defchei- | 


bung außerdem ftempelfrei gewejen wäre, ein Stempelbogen von 15 Sgr. 


verbraucht wird. Kamm nicht fozleich Beſcheid erfolgen, fo ift dem Bitte | 


ftelfer ein folher Stempelbogen kaſſirt ftatt Strafvecrets zu überfenben und 
ber Betrag von ihm einzuziehen, 

Gutachten der Sacverftändigen, wenn fie bei — Verhandlungen 
gebraucht werben . : . . . ; . » . 


Heiraths⸗-Conſenſe für Beamte” j — 


Inventarien, welche zum Gebrauche bei ſtempelpflichtigen —— birmen 
Werden diefelben jedoch blos deshald aufgenommen, um ben Betrag einer 
Abgabe auszumitteln, fo ift die im $. 3b ter Verordnung vom 19. Juli 

1867 ausgefprochene Befreiung auf fie anzuwenden. 


' Legalifation von Urkunden, fofern fie er Br ber Urkunde ſelbſt ftatifindet 


ſonſt . ; . A . . 


| Lehnbriefe, wie Sosfertiopugen, k. dieſe. 
Münz- und Probierſcheine über Gold und Silber, welches zur Verarbeitung 


in der Königlichen Münze von Privatperfonen eingeliefert worden . . 
Muthſcheine, fowohl wenn dadurch die Muthung eines Lehns bekundet wird, 
als auch wenn biefelben zum Beweije der cingelegten Muthung auf einen 
Bergbau bienen . j . . 008 
Notariats-Atteſte, wie amtliche Azefte, f. aͤtteſte 
Notariais-Inftrumente, ſofern nach teren Inhalt nicht ein höherer Stempel 
(. Bof. 3; des Tarifs vom 19. Juli 1867) eintritt . a 
Die den Notariats:Inftrumenten unmittelbar beigefügten Regiftraturen 
und Attefte über tie Errichtung und Unterzeihnung derfelben find als ein 
Theil der Inftrumente felbft anzujchen und bebürfen baher feines — 
Stempels. 
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Nr. 


9 


93 
94 


95 
96 


97 
98 


101 


N 


| Päſſe'zu Reifen, in der Reel . j 
Für Handwerfsburjchen, Dienftboten, Taglöhner * Ben — ahnlichen 
Standes jedoch nur 

— Für Staats- und Cemmunalbeamte in Dienftgeidäften 

ı Püffe zum Transport von Leihen wegen deren Beerdigung außer ven Rich. 
| fprengel, werin der Todesfall fich ereignet hat . ; ; 2 Thlr. 
\ Protokolle, welde in Privatangelegendeiten nor einem Notar oder einem mit 
| richterlichen over polizeilichen Verrichtungen, oder mit Verwaltung üffent- 
| , Micher allgemeiner Abgaben beauftragten Staats» oder Communalbeamten 
| ober einer bergleichen Behörde aufgenommen werben: 
! 
! 





a. wenn fie bie Stelle einer Beſchwerdeſchrift, Bittſchrift, Eingabe oder 
eines Geſuches vertreten . ß . 

b. wenn biejenipen Perfonen, mit welchen das Prototoll —— vol, 
auf Erfordern eine Auskunft geben, oder eine Ausiage als Zeugen ab- 
legen, oder eine Verbindlichkeit zu einer Leiftung oder Unterlafjung das 
durch übernehmen, infofern—nicht—tie-Poj. 46 des Tarif vom 19, Yuli 
1867 zur Anwendung fommt . ; . 

ı Recognitiong- Protokolle, wenn fie bie Stelle a Artefte — 
wenn auf deren Grund Recognitions ⸗Atteſte ausgefertigt werben 
Requiſitionen, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 

Reſolutionen, ſchriftliche, wie Ausfertigunzen, ſ. dieſe. 
Straf-Reſolute der Finanzbehörden, ſowie auch der Polizeibehörden, ſofern bie 
Strafe, den Werth des Konfiskates mit einbegreifen, mehr als fünf Thaler 
| in Gelde ever verbältnigmäßiges Gefängniß beträgt . — — 
Taufſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. Atteſte. 





intereſſes unter Aufſicht einer äffentlichen Behörde aufgenommen werden und 
erfordern alsdann einen Stempel von . 
Der Stempel wird jedoch nicht angewandt, wenn die Taxe zum Ge— 
brauche bei einer Subhaſtation oder Erbtheilung aufgenommen und in Folge 
deſſen vun dem taxirten Gegenſtande ein Kaufſtempel oder eine Erbſchafts— 
Abgabe entrichtet wird. 

Todtenſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. Atteſte. 

| Trauſcheine, desgleichen. 

Urlaubs»Ertheilungen, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 








Taxen von Grundſtücken find inſofern ſtempelpflichtig, als ſie wegen eines Privat: | 


15 
15 
frei 


15 





15 








| | 
Nr. || ESgr. 
102 | Berfünungen, amtliche, in Angelegenheiten des Empfängers, oder überhaupt an 

| Privatperfonen, in Privatangelegenbeiten, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 
103 | Bocationen der Geiftlihen und Edullehrer, wie Beſtallungen, j. Poj. 9 des 


Zarifs vom 19. Deceniber 1367. 
104 | Borftellungen, wie Geſuche, ſ. dieſe. | 





105 Wanderpäſſe, ſ. Bälle. - 


Gegeben Berlin, den 5. März 1569. 
(L. S) Wilhelm. 


von Bismard. von der Heydt. Graf von Itzenplitz. von Mühler. 
von Selhow. Graf zu Eulenburg. Dr. Leonhardt. 





(Verwendung von Stempelmarlen betreffend.) 

Zur Ausführung des Geſetzes vom 5. März 1868 wegen Aenderung der Stempel: 
fteuer wird auf Grund der SS. 7 und 8 der Berordnung vom 19. Juli v. 38. (G⸗S. 
©. 1191) für die Negierungsbesirke Cafjel und Wicsbaden mit Ausnahme der Stadt 
Frankfurt a. M. Folgendes angcorbnet: 

I. Die Verwendung von Stempelmarken nah Vorſchriſt der 88. 2 und 3 der Be- 
ftimmungen vom 8. Auguft 1867 ift — außer zu den im $. 1 unter 1 bis 3 bort« 
ſelbſt bezeichneten Schriftſtücken — gejtattet, 

a. zu ftempelpflichtigen Geſuchen, Eingaben, Borftellungen, Bittſchriſten und Be 

ſchwerdeſchriften; 

b. zu Gutachten von Sachverſtändigen, ſowie zu Inventarien; 

e. zu Tauf-, Trau: und Todtenſcheinen, welche urſprünglich in einer ſtempelfreien 
Angelegenheit ftempelfrei ausgeftellt, demnädhft zu einem die Stempelverwendung 
bedingenden Zwede gebraucht werden. 

U. Die 8$. 4, 5, 7 bis 9 der Beftimmungen vom 8. Auguſt v. J. über die Ber: 
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wendung von Stempelmarfen finden fortan auch auf die nach dem Tarife vom 5. März 
d. 38. zu entrichtenden Stempel-Abgaben Anwendung. 
Vorftehende Beftimmungen (zu I und IL) treten mit dem 1. April d. J. in Kraft. 
Berlin, den 10. März 1868. 
Der Finanz Minifter. 
von der Heydt. 


Nachftehende Vorſchriften über Befreiung von der Stempelfteuer mit Bezug auf bie 
dem Gejeg vom 5. März 1868, wegen Aenderung der Stempelfteuer in den Regierungs- 
bezirten Gafjel und Wiesbaden mit Ausnahme der Stadt Frankfurt a. M., beigefügte 
zweite Abtheilung des Stempeltarifes: 


Il. Allgemeine Vorſchriften. 

1) Wegen der Befreiung gemwifler Angelegenheiten und Perſonen, Anftalten u. j. w. 
von der Stempelfteuer wird im Allgemeinen auf die 88. 3 und 4 der Verordnung vom 
19. Juli 1867 (6.5. ©. 1191) und $. 2 des Geſetzes vom 5. März d. J. ver: 
wieſen. 

2) Ale Behörden und einzelne Beamten find verpflichtet, bei der Ausſtellung von 
Atteften und bei der Ertheilung von beglaubigten Abſchriften oder Ausfertigungen, welche, 
um ihres befonderen Zwedes wegen, dem fonft eintretenden tarifmäßigen Stempel nit 
unterliegen, in dem Attefte, in dem Beglaubigungsvermerfe oder in der Ausfertigung 
felbft den Zwed beftimmt zu bezeichnen, zu welchem das Atteft, die beglaubigte Abichrift 
oder die Ausfertigung ertheilt wird. Unterlaffen fie dies, jo werden fie für jeden Miß— 
brauch verantwortlich, der mit einer ſolchen Urkunde gemacht wird. 

3) Iſt eine Urkunde ohne Angabe ihres Zweckes ftempelfrei ausgeftellt, beglaubigt 
oder ausgefertigt worden und wird diejelbe demnächft bei einer Behörde in einer ftempel- 
pflihtigen Angelegenheit, zur Begründung irgend eines Antrages, producirt, jo hat die 
Behörde den fehlenden Stempelbetrag von dem Producenten einzuziehen unb nad 
$. 22 der Verorbnung vom 19. Juli 1867 den Fall der vorgejegten Behörde des 
Ausftellerd anzuzeigen. 

4) Sft in der ſtempelfrei ertheilten Urkunde der die Stempelfreiheit rechtfertigende 
Zweck beftimmt bezeichnet worden und wird diejelbe dennoch zu einer ftempelpflichtigen 
2 
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Angelegenheit, zur Begründung irgend eines Antrages producirt, ohne taß ber Inhaber 
die Beifügung des tarifmäßigen Stempels vorher bewirft hat, fo haftet derfelbe, nad 
den 88. 13, 14 der PVeroronung vom 19. Juli 1867, nicht blos für den Stempel, 
fondern er verfällt auch in den vierfahen Betrag deffelben als Strafe. 


1. Befondere Vorjhriften zu einzelnen PBofitionen der zweiten 
Abtheilung des Stempeltarifes. 


Zu 60. Stempelfrei find beglaubigte Abſchriften: 

a. von ftempelfreien Verhandlungen ; 

b. von ftempelpflichtigen Originalen, wenn fie zu ftempelfreien Verhandlungen ge 
braucht werden ; 

e. von jtempelpflihtigen Verträgen der Gemeindebehörden,, welde lediglich zum 
Zwede der Belegung der Einnahme oder Ausgabe bei ber Rechnungslegung über 
die Kafjen-Berwaltung entnommen werden; 

d. von Beräußerungs-Berträgen über Summobilien, melde die Notare und Beamten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit an die Hypotheken- oder Verwaltungsbehörden 
von Amtswegen einzureichen, auf Grund allgemeiner VBorfchriften verpflichtet find. 

Zu 61. Stempelfrei find amtliche Attefte in Privatſachen: 

a. melde zu ftempelfreien Verhandlungen erfordert werden; 

h. der Medicinalbeamten, wenn fie von dem Ausjteller Lediglich in feiner Eigenſchaft 
als Arzt, ohne Beifügung des Amtscharafters oder Dienftfiegeld, außeramtlich 
ausgejtellt werben ; 

c. amtliche Geſundheits-Atteſte, welche verforgungsberechtigte Militär» Invaliden 
behufs ihrer Anstellung im Staatsdienfte der anftellenden Behörde vorzulegen 
baben ; 

d. Gefundheitö:Attefte, melde auf Grund der die Abwendung anftedender Krank: 
beiten betreffenden Vorſchriften ausgeftellt werben ; 

e. Bau: Abnahmes, Bau-Revifions:, Ablieferungs-Attefte, mern deren Ertheilung tim 
Intereſſe der Verwaltung insbefondere durd) die Hinfichtlih der Belegung der 
Kaſſenrechnungen beftehenden Vorſchriften, veranlaßt ift; 

f. Zeugniſſe über das Beſtehen der dur die Gewerbegeſetze vorgeſchriebenen Geſellen— 
und Meifter-Prüfungen, ſowie der Prüfung der Buhdruder und Buchhändler; 

g. Attefte, durch welche die den Gefellen und Gemwerbögehülfen bei ihrem Abgange 
von dem Arbeitsheren über die Art und Dauer der Beichäftigung und die 
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Führung ertheilten Zeugnifie amtlich beglaubigt werden. Auf Abgangszeugnifje 
für Handlungsgehülfen und Apotheker findet diefe Beftimmung Feine Anwendung; 


. polizeiliche Attefte, [ediglih zum Zmwede des Nachmweifes der Befugniß zum Ge 


werbebetriche ausgeftellt ; 


. Atefte der Obrigkeit für feldftftändige Preußifche Unterthanen zum Zwecke der 


Nieverlaffung an einem andern Wohnorte, behufs Nachweiſes ihrer Ermerbsfähig- 
feit ausgejtellt,, auch wenn fie als Führungs-Atteſte gelten können, 

Führungs-Üttefte zum Zwecke der Erlangung eines vorübergehenden 
Aufenthaltes an einem anbern Orte find ftempelpflichtig. 


. Prüfungszeugniffe der Abiturienten, Jmmatrifulanden und andere Schulzeugniffe ; 
. Moralitätszeugniffe der Superintendenten für Kandidaten bei Verlegung ihres 


Aufenthaltes aus einem Superintendenturbezirke in den andern ; 


. Attefte, welde Elementar-Schulamts-Aspiranten und Kandidaten über ihren Ge: 


Jundheitszuftand, ihre Ausbildung u. f. w. bei der Meldung zur Aufnahme in 
die Seminarien oder zur Prüfung beibringen müffen. Die Prüfungszeugniffe 
jelbft find ſtempelpflichtig; 


. Führungszeugniffe für ehemalige Militärperfonen, behufs Erlangung des Civil⸗ 


Verſorgungsſcheins und zur Begründung ihrer Anſtellungsberechtigung (ſ. auch 
zu c. oben); 


. Attefte über die Richtigkeit der Unterschriften unter Quittungen über empfangene 


BWartegelver und Benfionen (mit Einfluß der Wittwenpenjionen) aus öffent: 
lien Kaſſen; 


. Attefte, melde im Wege der Verwendung nachgeſucht find, mit Einfchluß der 


Tauf:, Trau: und Todtenfcheine; 


. auf Berlangen der Vormundſchaftsbehörde ausgeftellte kirchliche Attefte (Tauf-, 


Trau: und Todtenjcheine) zum Gebrauch in Vormundfhaftsfahen, wenn bie 
unter Vormundſchaft ftcehenden Berfonen arm find oder aus eigenen Einfünften 
erhalten werden müflen und diefe nach Abzug der Verpflegungs- und Erziehungs: 
foften feinen Ueberihuß gewähren; 


. die wegen Befreiung von der Klaſſenſteuer beizubringenden kirchlichen Attefte 


(Zaufs und Todtenicheine) ; 


. Gefundheitsattefte, Tauf-, Trau- und Todtenſcheine und obrigkeitlihe Attefte 


hinter diefen Sceinen, behufs der Aufnahme in- die Königliche Allgemeine 
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Wittwen-Verpflegungs- oder die Graf v. d. Schulenburg’ihe Penfions- und 
Unterſtützungs⸗Kaſſe. 

Wegen der Angabe des die Stempelfreiheit begründenden Zweckes des 
Atteſtes und der Verpflichtung zur Beibringung des Stempels vor dem Gebrauch 
des Atteſtes zu einem andern Zwecke wird auf die Vorſchriften oben zu I. 2 
bis 4 vermiejen. 

Zu 62, 66, 102. Ausfertigungen, Beſcheide, Verfügungen. 

a. Nah der Beftimmung im legten Abfate unter Nr. 62 des Tarifes find insbe 
fondere Beiheide und Verfügungen auf die unten zu Nr. 69 c. erwähnten Ge 
ſuche der verforgungsberedtigten Militärperfonen ftempelfrei zu erlaflen ; 

b. Stempelfrei find ferner: 

Verfügungen, vermittelft deren Beamte durch die vorgeſetzte Behörde von 
einer ihnen zu Theil gewordenen Gehaltsverbeflerungen benachrichtigt werden; 

c. Beiheide auf begründet befundene Bejchwerden. 

Zu 63. Die den Grundeigenthümern ertheilten Ausjüge aus den Grundfteuer: 
fataftern, Rollen und Karten find ftempelfrei. 

Zu 68. Beftätigungen von Verträgen feitens der vorgefegten Dienftbehörbe, 
mögen die Verträge nur im Namen der legteren ober felbftftändig mit einer dritten 
Perſon abgeichlofien fein, find ftempelfrei, wenn der fontrabirenden Behörde allge: 
mein Stempelfreiheit zuftebt. 

Zu 69, 77, 81 und 104. Bittihriften, Eingaben, Gejude und Bor: 
ftellungen. 

Stempelfrei find: 

a. Geſuche in ftempelfreien Angelegenheiten; 

b. Begnadigungs: und andere Immediatgeſuche; 

c. Gejuhe der verſorgungsberechtigten Militärperfonen um Anftellung oder Be- 
fhäftigung und zwar von der erften Anmeldung bis zu ihrer erfolgten Anftellung, 
fowie Geſuche derfelben um Ausftellung eines nad der Vorfchrift zu 61 c. und 
n. flempelfreien Gefundheits:, Führungs: u. ſ. w. Atteftes; 

d. Geſuche der auf Forftverforgung dienenden Reſerve-Jäger an die Stantöbehörden 
um ſachgemäße Beihäftigung ; 

e. Gefuche an die gewerblichen Prüfungsbehörden um Zulaffung zur Ablegung der 
Prüfung; 


Nr. 


m, 
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f, Ane und Abmeldungen des Gemwerbebetriebs bei der Obrigfeit ; 
. Gefuhe um Ertheilung oder Ausdehnung von Gemerbefceinen ; 
. Gefuhe um Ertheilung des obrigfeitlihen Erlaubnißfcheines zum Betriebe des 


Kleinhandels mit Getränken, der Gaft: und Schanfwirthichaft ; 


.Geſuche in den vor den Finanz: oder Polizeibehörden verhandelten Strafiadhen, 


welche dem Erlaß des Strafrefoluts vorangeben (f. Nr. 96 des Tarifes); 


. Geſuche an die firchlihen Behörden; 
. Eingaben megen Anerbieten von Lieferungen und dergl. in einem von einer 


Behörde ausgeſchriebenen Submiffionsverfahren; 
Geſuche der Beamten an die vorgejegten Dienftbehörden wegen des Konſenſes 
zur Uebernahme einer Vormundſchaft; 


n. Eingaben der Grumdfteuerpflichtigen in Betreff der Fortihreibung der Grundfteuer. 
Zu 89. Notariats-Attefte. 


Wegen der Stempelfreiheit der Beglaubigung einer Prozeßvollmacht wird auf $. 2 
9 des Gefehes vom 25. März 1868 verwieien. 


Zu 92. Protokolle. 


© 


+ 


Stempelfrei find : 


. Protokolle in ftempelfreien Angelegenheiten; 
. die Grund: und Imformationsprotofolle der Notarien bei Verhandlungen ber 


freiwilligen Gerichtöbarfeit ; 


. Protokolle über die Vereidigung von —— welche auf beſtimmte Zeit 


angeſtellt werden und während derſelben ein Dienſteinkommen von weniger als 
50 Thaler beziehen, oder welche ganz unentgeltlich dienen. 

Wird über die gleichzeitige Vereidigung mehrerer Beamten nur ein Protokoll 
aufgenommen, ſo iſt der Stempel nur einmal zu entrichten. 
Protokolle über die anderweite Dienſteinführung verſetzter oder beförberter 
Beamten; 


.Protokolle über die Dienſteinführung der Steuer-Supernumerare; 
. Wrotokolle über die Verpflichtung und Vereidigung der Poſtillione; 
.Protokolle über die Vereidigung von Privat-Eiſenbahnbeamten für die Beſchäftigung 


bei der Telegraphen-Vermwaltung, fofern fie nicht wegen diefer Beihäftigung als 
Staatsbeamte bejonders befolbet find; 
Protokolle über Ableiftung des Homagial-Eides; 

2* 
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i. Protokolle in den vor den Finanz: oder Volizeibehörden verhandelten Strafiaden, 
welche dem Erlaß des Strafrefolut3 vorangehen (Nr. 96); 
k. Protofolle über die Vereidigung der Polizei-Verwalter, Schulzen, Gerichts: 
männer ꝛc. für ländliche Gemeinden und Gutsbezirfe; 
J. Protofolle über Vereidigung der zur Kriegsreferve entlaffenen und ald ambulante 
Forfthülfsauffeher angenommenen Corps-Jäger. 
Zu 99. Todtenfcheine, melde zur Belegung der Abgänge an Penfionen zu 
den Penfionsrehnungen der öffentlichen Kafjen beizubringen find, bleiben ftempelfrei (ſiehe 
auch zu 61 unter p. ff.). 


Berlin, den 10. März 1868. 


werden im Auftrage ded Herrn Finanz-Minifters hierdurch zur öffentlihen Kenntniß 
gebracht. 
Caſſel, den 15. März 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


Perſonal⸗Chronik. 
Seine Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: 


dem Grafen Brune de Mons zu Wiesbaden die Annahme und Anlegung des 
ihm von Seiner Majeftät dem Könige der Niederlande verliehenen Großfreuzes des Luxem— 
burgiſchen Ordens der Eichenfrone zu geftatten. 

Der Herr Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Mebdicinal-Angelegenheiten bat 
den bisher commiſſariſch beichäftigten Literaten von Mörner zum erjten Secretär der 
Königlichen Landesbibliothek und den Secretär und Confervator des Vereins für Naſſauiſche 


Alterthumskunde und Geſchichtsforſchung Dr. jur. Schalf zum zweiten Secretär an der 
Königlichen Zandesbibliothet zu Wiesbaden ernannt. 
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Nr. 12. Wiesbaden, den 4. April 1868. 


— ——— — er u Er rn un nen en un en nu u ei 3 ne — — 


Zahlreihe Glückwünſche ſowohl aus den neuen ald aus den älteren Provinzen 
Meiner Monardie, fo wie aus den angrenzenden Zanden find? Mir von Gemeinden, 
Gorporationen, Vereinen, Feitgeielichaften und Einzelnen zu Meinem Geburtstage theils 
telegraphiſch, theils ſchriftlich zugekommen. Dieſe patriotiihen Zurufe haben Meinem lan: 
desväterlihen Herzen ſehr wohl gethan und fage Jh Allen dafür Deinen herzlichen Dant. 

Ich beauftrage Sie, dies zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 25. März 1868. 

Milhelm. 
An den Minifter des Innern. 
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Nr. 13. Wiesbaden, den 16. April 1868. 
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Unter Bezugnahme auf die Allerhöchſte Verordnung vom 22. September v. Is.. 
bringen wir hierdurch zur allgemeinen Kenntniß, daß fih das für den Regierungsbezirk. 
Wiesbaden, mit Ausnahme de3 Gebietes der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M., 
errichtete evangelifhe Confiftorium nunmehr conftituirt hat und nad Maßgabe der Ins 
ftruetion vom 23. October 1817, der Allerhöchften Cabinets-Ordre vom 31. December 
1825 und der Verordnung vom 27. Juni 1845 in Wirkſamkeit getreten ift. 

Miesbaden, den 12. April 1868. 

Königlihes Eonfiftorium. 
von Brittmwig. Dr. Wilhelmi. Eibad. 
Lohmann Wolf. Dodel. 


Belanntmachung, betreffend den Verkehr mit Spielfarten. 


Im Auftrage des Herrn Fimanz-Minifters bringe ich hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß, daß im Bereihe des Thüringifhen Zoll- und Handelsvereind, abgefehen von 
den dazu gehörigen Preußifchen Landestheilen, für melde das unterm 2. Januar d. Is. 
publicirte Regulativ, betreffend den Betrieb der Spielfartenfabrifen, gilt, 

1. die Ein- und Durdfuhr von Spielfarten aus andern Zollvereinsjtaaten der Weber: 


gangsihein-Gontrole unterliegt ; 
1 
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2. die Spielfartenftempelfäge betragen: 
a) im Großherzogtum Sadjen : 
a) 5 Sgr. für das Spiel zu mehr ald 36 Blättern, 
6) 3 Spt. „ m "„  » 36 Blättern und darunter, 


b) in Sadhjen-Meiningen : 


a) 6 Sgr. (21 Kr.) für das Spiel von mehr als 36 Blättern, 

8) 4 Ser. (14 A) „ u m „ 36 Blättern und darunter, 
e) in Sadfen-Altenburg : 

a) 9 Ser. von einer Taroffarte, 

8) 5 Spt. „ m franzöſiſchen Karte, 


7) 2’ Sgr. von einer deutſchen oder nad deutſcher Art gefertigten italieni, 
ſchen Karte, 
d) in Sadfen-Eoburg-Gotha : 
1) Herzogthum Gotha: 
a) 3 Sgr. für ein Spiel Tarof: oder franzöfifche Karten zu 52 Blättern, 
- 5) 2 Sgr. für ein Spiel franzöfiiche oder deutiche Karten zu 40 resp. 32 
Blättern, 
+) 1 Sgr. für ein Spiel ganz geringe deutſche Karten, 
2) Herzogtfum Goburg : 
a) 18 Kr. für ein Spiel Taroffarten, 
IR 5 nn Frangöfiihe Karten zu 52 Blättern, 
6. „ u Piquetlarten, 
2) 4 Kr. , un deutiche Karten (zu 32 Blättern) von feiner Gattung 
e) 2 Kr. für eines dergleihen von mittlerer Gattung, 
&) 1 Kr. für eines dergleichen von fchlechter Gattung. 
Für das Herzogthum Koburg wird aber demnächſt die Einführung der oben ange: 
gebenen Stempelfäge des Herzogthums Meiningen beabfichtigt. 


e) im Fürſtenthum Schmwarzburg-Sondersha ufen : 
a) 10 Sgr. von einem Spiele Taroffarten, 


B5 Sgr. »  frangöfifcher Karten, 
2 Ser.» „deutſcher Karten, 
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N im Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt: 
1. Oberberrichaft: 
(Zum thüringifhen Vereine gehörig.) 
a) 48 Kr. von einem Spiele Taroffarten, 
8 30 „ u „franzöſiſcher Karten, 
HERE 5% „deutſcher Karten, 
2. Unterherrſchaft: 
(Nicht zum thüringiinen Vereine gehörig.) 

a) 14 Sgr. von einem Spiele Taroffarten, 
b) 8, Sg. „ „franzöſiſcher Karten, 
7) 2 Ser. TR „deutſcher Karten, 

g) im Fürſtenthum Reuß älterer Linie: 
a) d Sgr. für ein Spiel Taroffarten, 
g) 2’, Sor. für das Spiel franzöfifcher und deutſcher Karten. 

Es jind dies die bisherigen Stempelfäge, für die Folge ijt aber eine Erhöhung des 

Stempels für Tarof- und franzöfiihe Karten auf die doppelten Säße bei chleifen worden. 
h) im Fürftentyum Reuß jüngere Linie : 

a) 10 Sgr. von einer Taroffarte, 
85) 5 Sat. u u»  *hombre: oder Whiſtkarte, 
7) 2, Sgr. „  „ deutihen Karte. 

3. Zur Ausfertigung von Uebergangsiheinen über Spielkarten find die Steuerftellen 
zu Weimar, Berka a.W., Creuzburg, Gerſtungen, Eiſenach, Vacha, Apolda, Jena, 
Reuftadt a. D., Weida, Meiningen, Salzungen, Heldburg, Hil dburghauſen, Röm— 
bild, Sonneberg, Saalfeld, Altenburg, Ronneburg, Eifenberg, Roda, Coburg, Neu: 
ftadt a. H., Gotha, Arnjtadt, Königſee, Rudolſtadt, Greig, Zeulenroda, Hirfch 
berg, Lobenſtein, Schleiz und Gera ermädtigt. 

4. In Betreff der Erledigung von Uebergangsiheinen über Spielfarten ift Folgen- 
des zu bemerken: 

a) Im Großgerzogthume Sachſen haben die Großherzoglihen Steuer-Aemter zu 
. Weimar, Eiſenach und Neuftadt a. O. die Befugniß zur Erledigung von Webers 
gangsjcheinen über ungejtempelte Spielfarten, Uebergangsicheine über bereits 
gejtempelte Spielkarten fönnen die vorgenannten und die Großherzoglichen 
Steueritellen zu Apolda, Jena, Berka a. W., Vacha, Weida, Ereuzburg, Ger: 
ftungen, Geifa, Kaltennordyeim, Auma, Berga, Remda, Ilmenau, Alftedt, 
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b) 


c) 


d) 


e) 


f) 


£) 
h) 


i) 


Dldisleben und Dftheim erledigen. Eine Stempelung von Spieltarten erfolgt 
nur in Weimar, Eifenah und Neuftadt a. D. 
Im Herzogthum Sachfen-Meiningen find’ zwar : 
a) außer den Steuerjtellen zu Meiningen, Salzungen, Hildburghauſen, Sonne⸗ 
berg, Saalfeld, Kamburg, Kranichfeld, 

£) noch die zu Römhild, Heloburg, Eisfeld, Gräfenthal, Pößeneck und Leheſten 
zur Erledigung von Uebergangsſcheinen über Spielkarten allgemein ermächtigt; 
nur an den unter «) aufgezählten Orten befinden ſich aber zur Zeit Stempel- 
behörden und deshalb empfichlt es fich für auswärtige Steuerjtellen, blos auf 
die unter a) gedachten Empfangsämter Uebergangsicheine über Spieltarten (die 
mit dem Herzogliden Stempel noch nicht verfehen find) auszufertigen. 
Im Herzogthum Sadhfen-Altenburg find zur Erledigung von Spielfarten-Ueber: 
gangsicheinen die Steuerftellen zu Altenburg, Lucca, Ronneburg, Schmölln, 
Kalda, Eifenberg und Roda befugt. 

Diefelben beforgen gleichzeitig auch die Stempelung der mit den Ueber: 
gangsicheinen eingehenden Spielkarten. 
Sm Herzogthum Koburg » Gotha können die Herzogliden Haupt = Steuerämter 
zu Coburg und Gotha und die Herzoglihe Steuerftelle zu Neuftabt a. H. bei 
Koburg Uebergangsiheine über Spielkarten erledigen; nur in Koburg und Gotha 
aber bejtehen Behörden zur Stempelung von Spielfarten. 
Diefe Stempelung wird für das Fürftentbum Schwarzburg- Sondershaufen 
allein bei der Finanz» Abtheilung des Fürftlihen Minifteriums in Sonders— 
haufen felbft vorgenommen. In der zum thüringishen Verein gehörigen Ober: 
berrichaft des Fürftenthums befigen die Fürftlihen Steuerämter zu Arnftadt 
und Gehren die Befugniß zur Erledigung von Spielfarten-Uebergangsiceinen. 
Im Fürftentfum Schwarzburg:Rubolftadt können die Fürftlihen Steuerämter 
zu Rudolftabt, Königfee, Stadtilm, Leutenberg und Franfenhaufen (Unterherr- 
ſchaft) Uebergangsiheine über Spielkarten erledigen und letztere ftempeln. 
Ebenfo im Fürftentume Neuß ältere Linie die Fürftlichen —— zu 
Greiz und Zeulenroda, und 
Im Fürſtenthume Reuß jüngere Linie die Fürſtlichen Steuerämter zu Schleiz, 
Hirſchberg und Lobenſtein und das Fürſtliche Haupt-Steueramt zu Gera. 
Im Herzogthume Sachſen-Meiningen und Sachſen-Koburg-Gotha, ſowie im 
Fürſtenthume Schwarzburg-Sondershauſen unterliegen Kinderſpielkarten und 
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zum Gebrauche als Oblaten eingerichtete Karten der Stempeljteuer nit, wenn 
die Blätter derfelben in der Höhe nicht mehr als einen und einen drittel Zoll 
(16 Linien preußifsh Maaß) und zugleich in der Breite nicht mehr als einen 
Zoll meffen. | 

Im Großherzogthume Sachſen unterliegen auch fogenannte Kinderſpiel— 
karten der Stempelabgabe. Daſſelbe gilt im Fürſtenthume Reuß älterer Linie und 
ſind in Reuß jüngerer Linie Kinderſpielkarten und zum Gebrauche als Oblaten 
eingerichtete Karten von der Stempelpflichtigkeit nicht ausgeſchloſſen. 

Im Fürſtenthume Schwarzburg-Rudolſtadt werden die fraglichen Oblaten 
nicht als ſtempelpflichtig angeſehen, Kinderſpielkarten dagegen unterliegen, wenn 
damit geſpielt und wenn darauf der Stempel (in Größe von faſt einem Sil- 
bergrofchen) gedrudt werden kann, der Abgabe, 

Caſſel, den 7. April 1868. 

Der Provinzial-Steuer:Director. 
Schultze. 


Polizei⸗Verordnung, das Verbot des Gebrauchs bleihaltiger Verpackungen betreffend. 


Da die im Verkehr häufig vorkommende Verwendung von bleihaltigen oder aus 
reinem Blei gefertigten Folien zur Verpackung von Schnupftabat, Kaffeefurrogaten und 
andern Genußmitteln erheblihe Naxhtheile für die menſchliche Gefundheit haben kann, 
die Feilhaltung von Schnupftabat, welcher in bleihaltigen Hüllen verpadt ift, aber den 
in $. 345 Nr. 5 des Strafgefegbuhs angedrobten Strafen nicht unterliegt und daher 
beſendere polizeilihe Beftimmungen zum Schuge des Publikums nothwendig ericheinen, 
fo wird hierdurch auf Grund des $. 11 der Verordnung über die Bolizeiverwaltung 
vom 20. September 1867 (Geſetz-Sammlung S. 1529) von der unterzeichneten König: 
lihen Regierung für den Umfang des diefjeitigen Verwaltungsbezirks unter gleichzeitiger 
Aufhebung der in einem Theile defjelben bereits früher erlaffenen bezügliden Vorfchriften 
Nachſtehendes verordnet: 

Wer Schnupftabat, welcher in bleihaltigen Hüllen verpadt oder verwahrt ift, ver- 
fauft oder zum Verkaufe feil hält, wird mit Geldbuße bis zu zehn Thalern oder im 
Tale des Unvermögens mit verhältnißmäßigem Gefängniß beftraft. 

Wiesbaden, den 4. April 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meujel. 
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Perjonal-Chronif, 


Seine Majenät der König haben allergnädigit gerupt: 

dem Geheimen Regierungs-Rath Dr. Firnhaber die nachgeſuchte Entlaflung aus 
dem Staatödienfte zu ertheilen und demjelben den Rothen Adler-Orden dritter Klaffe zu 
verleihen, 

dem Dberbauratd Görz den Character als Geheimer Negierungsrath zu verleihen, 

den Regierungd- und Bauratd Borggreve zu Münfter an die Regierung zu 
Wiesbaden zu verjeken, 

den jeitherigen Kreisphyiitus Dr. Dedek zu Wiesbaden zum Negierungs: 
und Medicinalrath zu ernennen, den Forjtmeifter Tilmann zu Wiesbaden 
zum Oberforftmeifter und Mitdirigenten der Regierung, Abtheilung für Domänen und 
Forften, den vormaligen Herzoglid Naſſauiſchen Oberforftratb von Graf daſelbſt zum 
Forftmeifter mit dem Range der Regierungsräthe unter Verleifung des Titels als Ober: 
forjtmeifter, und den vormaligen Herzoglid Naffauifhen Oberforftmeifter von Bibra 
dafelbft zum Forftmeifter mit dem Range der Regierungsväthe unter Belafjung des Tis 
tel3 als Oberforftmeifter zu ernennen, ſowie den vormaligen Naſſauiſchen Forftmeiftern 
Roth und von Maſſenbach zu Wiesbaden, Halbey zu Dillenburg, Thilemann zu 
Idſtein und den vormaligen Großherzoglih Heſſiſchen Forftmeiftern Knabe zu Gladenbach 
und Schmidt zu Battenberg den Character als Forftmeifter zu verleihen, 

den Bauaccejliiten, Bauinſpeetor Malm zu Wiesbaden feinem Wunſche gemäß in den 
Ruheſtand zu verfeten und 

dem Ganzleidiener Ludwig das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 
Perionals:Beränderungen bei den Juftiz. Behörden im Appellationsgerihts-Bezirfe Wiesbaden, 

1) bei dem Amtsgerichte zu Gladenbad: 

Aſſeſſor Klein aus Diez als Hülfsrichter hierher committirt, 

2) bei dem Amtsgeridte zu St. Goarshaujen: 

‚der interimiftiihe Sekretär Wagenbad von der Verwaltung einer Secretärjtelle 
entbunden; der bisherige Hofgerichts-Secretär Ler unter Belafjung jeines Titels zum 
Amtsgerihts-Secretär ernannt, 

3) bei dem Kreisgerihte zu Zimburg: 

der Aſſeſſor Rive in das Departement des Appellationsgerihts Münſter zurüd- 
verjegt; die Aktuarien Biskupski aus Birnbaum und Ramroth aus Siegen als 
Bureaudiätarien angenommen; Bureaubiätar Wagenbad von St. Goaröhaujen hierher 
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verjegt; Militäranwärter Mann als Hülfsgefangenwärter angenommen; KReferendarius 
Cramer zum Rechtsanwalte bei dem Kreisgerihte und den in deſſen Bezirke belegenen 
Amtsgerihten mit Anweifung feines Wohnfiges in Montabaur ernannt, 

4) bei vem Kreisgeridhte zu Wiesbaden: 

Bureaudiätar Biskupski aus Limburg hierher verjegt, Aktuar Flothow aus 
Poſen als Bureaudiätar bei der Königlichen Staatsanwaltihaft angenommen; Referen- 
darius Pfeiffer zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgerihte und den in dem Bezirke desſelben 
belegenen Amtsgerichten, mit Anmeifung feines Wohnfiges in Wiesbaden, ernannt. 

Dem Strafanftalt3-Direftor Rabe aus Hamm ift die Direction des Zuchthaufes 
zu Diez definitiv übertragen worden. 

Der Medicinal:Rath Dr. Kiffel zu Runkel ift, auf fein Anfuchen, in den Ruhe— 
ſtand verſetzt worden. 

Pfarrviear Schupp von Obernhof iſt zum Pfarrer in Walsdorf und Pfarrer 
Bömel von Walsdorf zum Pfarrer in Oberrofbah ernannt, dem Caplan Schäfer 
von Hochheim das Pfarrvicariat zu Obernhof und dem Gandidaten Schädel von Her- 
born die Verſehung der Gaplanei Hochheim übertragen worden. 

Der proviforische Lehrvicar Fuchs zu Bretthaufen ift definitiv daſelbſt angeftellt 
worden. 


Beilage 


zum 


Sntelligenzblatt für Naffau. 
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Nr. 14. Wiesbaden, den 16. Mai 1868. 
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Allgemeine Verfügung vom 3. April 1868, betreffend die Eintragung ber Gebäudeſteuer in ben im 
vormaligen Herzogthum Nafjau beftehenden Stockbüchern. 
Gefeg vom 21. Mai 1861 (Gefeg-Samml. S. 317). 
Berorbnung vom 11. Mai 1867 (GejegSamml. ©. 593.) 


Nachdem durh die Allerhöchfte Verordnung vom 11. Mai 1867 im vormaligen 
Herzogthum Naffau die bis dahin beftandene Gebäubdefteuer aufgehoben und ftatt derſelben 
die Erhebung der dur das Gefek vom 21. Mai 1861 eingeführten Gebäudefteuer an- 
geordnet worden ift, dadurch aber die Eintragung der bisherigen Gebäudeſteuer in den 
Stodbüdern ($. 1 des Nafjauiichen Gejetes vom 15. Mai 1851, die behufs Eintragung 
dinglicher Rechte an Immobilien zu führenden öffentlihen Bücher betreffend) ihren Zweck 
verloren hat, jo wird in Gemäßheit des 8: 15 der erwähnten Verordnung, im Ginver: 
ſtändniß mit dem Herrn Finanzminifter hierdurch beftimmt : 

1) die Gebäudefteuern werden in die Stodbücher nicht mehr eingetragen ; 

2) die Eintragungen der bisherigen Gebäubefteuern, fomie der nad der früheren 
Gefeggebung von Hofräumen und Hausgärten ($. 6 des Geſetzes vom 21. Mai 1861) 
zu entridtenden Steuern in die Stodbücder find als erloſchen zu betrachten. Eine Ueber: 
tragung diefer Steuern unterbleibt ſowohl bei neuen Eintragungen in den Stockbüchern, 
als bei Anfertigung von Auszügen aus denfelben; 

3) das Ab» und Zuſchreiben in den Stodbühern findet bei allen auf den Gebäude: 


fteuerbetrag einmwirkenden Veränderungen der Liegenihaften ($. 15 des Gejeges vom 
1 
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21. Mai 1861 und 88. 65 ff. der Naflauifchen Verordnung vom 31. Mai 1854) in 
ber bisherigen Weife bis auf weitere Anordnung ftatt. 


Berlin, den 3. April 1868, 


Der YJuftiz: Minifter. 
Leonhardt. 


Die Verfügung des General:Poft: Amts des Norddeutihen Bundes vom 1. Januar 
l. 3. über die Behandlung des Portofreiheitsweſens im Norddeutfhen Poftgebiet wird 
nachftehend zur öffentlihen Kenntniß gebracht. 
Wicsbaden, den 2. Mai 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 


Ueber die Behandlung des Portofreihbeitsweiens im Norddeutiden Poſtge— 
biete find die nachftehenden Grundfäge zufammengeftellt, welche die Poftanftalten des 
Norddeutihen Poftzebiets fortan bis auf weitere Bejtimmung zu beadten haben: 


A. Vortofreiheiten, weldhe für den Umfang des Norddeutihen Poftge 
gebiets gelten. 


Artikel l. 


Die Mitglieder der Regentenbäufer fämmtliher Staaten des Norddeutſchen 
Bundes, der Fürftlichen Häufer von Hohenzollern: Hehingen und Hohenzollern: 
Sigmaringen und der früheren Regentenhbäufer von Hannover, Kurheſſen und 
Naſſau, genießen für abgehende und anfommende Poſtſendungen unbejchränfte Portofrei: 
beit innerhalb des Norddeutſchen Poſtgebiets. 

St. Durchlaucht dem Fürſten von Thurn und Taxis, ſowie den fürften: 
mäßigen Mitgliedern des Fürftlih Thurn und Tazisihen Haufes wird das Brief- und 
Fahrpoſt⸗Portofreithum in demielben Umfange gewährt, wie ſolches den Mitgliedern der 
Norddeutſchen Regentenhäufer zuſteht. 
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Die vorftehenden Beftimmungen finden auf Fahrpoftfendungen zwiſchen den Hohen: 
zollernfhen Landen und den übrigen Theilen dee Norddeutſchen Poſtgebiets keine 
Anwendung. (Bergl. Art. 17.) 

Artikel 2. 

In Angelegenheiten des Reihstags des Norddeutſchen Bundes find inner: 
halb des Norbdeutichen Poſtgebiets alle diejenigen Briefe (mit Einfchluß der Kreuz und 
Streifband-Sendungen) und Actenfendungen portofrei, welche entweder 

a. an den Reichstag oder deſſen Präfidenten adrefjirt find oder 

b. von dem Reichstage abgejendet werden. Im letzteren Fall (zu b.) ift erfor: 
berlih, daß die Sendungen als „Reichstags-Angelegenheit“ bezeichnet und mit 
dem Siegel des Reichstags verichlofjen find. 

Wegen der Fahrpoftiendungen zwiſchen den Hobenzollernihen Landen und anderen 
Theilen des Norddeutſchen Poftgebiets vergl. Art. 17. 

Artikel 3. 

Die von unmittelbaren Staatd: oder Bundesbehörden, mit Einfhluß der folhe Be: 
börden vertretenden einzelnen Beamten, in reinen Staats: oder Bundes-Dienft- 
angelegenheiten abgefandten oder an fie eingehenden Correſpondenz-, Geld: 
und Padetjendungen find portofrei im ganzen Norbdeutichen Poftgebiet, mit Ausnahme 
der Fahrpoftfendungen zwischen den Hohenzollernichen Landen und andern Theilen des 
Norddeutſchen Poſtgebiets. (Vergl. Art. 17.) 

Zur Anerkennung dieſer Portofreiheit durch die Poſtanſtalten iſt erforderlich, daß 
die Sendungen: 

a. mit amtlichem Siegel oder Stempel verſchloſſen und 

b. auf der Adreſſe mit dem Portofreiheitsvermerk als „Bundes-Dienſt— 
ſache“, „Militaria“, „Marineſache“, „Staats-Dienſtſache“, „Königliche Dienft: 
ſache“, „Großherzogliche ꝛc. Dienſtſache“, „Poſtſache“, „Telegraphenſache“, 
„Zeitungsſache“, „Zollvereinsſache“, oder mit einer anderen entſprechenden Be— 
zeichnung verſehen ſind; 

auch müſſen 

©. diejenigen Sendungen, welche nicht von einer Behörde oder einem die Stelle 
einer Behörde vertretenden einzelnen Beamten ausgehen, durch eigenhändige 
Ramensunterfhrift nebſt Angabe des Standes, resp. des Amtscharakters des 
Abjenders unter dem Bortofreiheitsvermerf beglaubigt fein. 

Bon dem Erforderniß- zu a. ift in dem Fall abzufehen, wenn ber Abjender ein uns 
1? 


196 


mittelbarer Staats- oder Bundesbeamter oder eine active Militärperfon ift, fich nicht im 
Beſitz eines amtlichen Siegels oder Stempels befindet urd dies auf der Adreſſe ausfpricht. 

Es ift möglichft dafür zu forgen, daß die einzelnen zur Poft gegebenen portofreien 
Padetjendungen das Gewicht von zwanzig Pfund nicht überfteigen. 

Die von einer abjendenden Stelle an denjelben Empfänger aufgegebenen gewöhn— 
lihen Badete, welche nicht Schriften, Acten, Liften, Tabellen oder Rechnungen, fondern 
andere Gegenftände enthalten, dürfen, ſoweit nicht jpecielle Ausnahmen beftehen, für jede 
abgehende Poſt das Gewicht von zufammen zwanzig Pfund nicht überfteigen, 
widrigenfalls das Mehrgewicht der Portozahlung unterliegt. 

Die Beftimmungen diefes Artikels finden auf Fahrpoftfendungen im Verkehr zwiſchen 
den Hohenzollernfhen Landen und anderen Theilen des Norddeutſchen Poftgebiets 


feine Anwendung. (Bergl. Art. 17.) 
Artikel 4. 
ls reine Staats: oder Bundes-Dienftfahen im Sinn von Art. 3. find diejenigen 


Sendungen nicht zu betrachten, welche fih auf ven gemwerbliden Geſchäftsbetrieb 
einer Behörde oder Anftalt beziehen. 


Artikel 5. 
Diejenigen von unmittelbaren Staats: oder Bundesbehörden (oder die Stelle ſolcher 


Behörden vertretenden einzelnen Beamten) abgefandten oder an fie eingehenden Sen- 
dungen, melde ein Brivatintereffe ganz oder theilweife betreffen, find in der Regel 
nur dann portofrei, wenn fie dur den Inſtanzenzug zwiſchen Behörden veranlaßt find. 
Jedoch follen die von unmittelbaren Staats: oder Bundesbehörden an andere Be: 
hörden, an Gorporationen, Vereine oder Privatperfonen gerichteten amtlichen Requifitionen, 
Aufträge, Anfragen, Beſcheide und fonftigen amtliden Gorrejpondenzen, fofern 
die portofreie Beförderung nah dem Ermefjen der abfendenden Behörde dur ein vor- 
wiegendes Staats: oder Bundesinterefje oder durch Staats: oder Bundesrüdficht als ge 
boten erjcheint, innerhalb des Norddeutſchen Poftgebiets portofrei befördert werben. Die 
auf folche Requifitionen 2c. eingehenden Antwortichreiben find in der Regel zu franfiren. 
Doch foll, wenn ein folhes Schreiben unfrantirt aufgegeben ift, und die adreflatiihe Be- 
hörde beicheinigt, daß der Gegenftand deſſelben die Antwort auf eine zur portofreien Be: 
förderung geeignete Requifition 2c. geweſen, das Porto erjtattet werden. (Bergl. Art. 16 ) 


Artikel 6. 
In Militär: und Marine: Angelegenheiten find im Norbbeutihen Poſt— 


gebiet — außer denjenigen Sendungen, welchen nad Art. 3. die Portofreiheit zufteht 
— ausnahmsweife portofrei zu befördern: 
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1) die Correſpondenz- und Geldfendungen, welche dadurch nöthig werden, dab ein- 
zelne Militärperfonen oder Militärbeamte von ihren Truppen- resp. Marine: 
theilen abcommandirt, oder Truppentheile dislocirt find; 

2) Geldjendungen der Militär: und Marine-Behörden: 

a. für Militär- Transporte an Eifenbahnverwaltungen und für Borjpann 

an Ortsbehörden, 

. für Fourage-Lieferungen an Ortsbehörben, 

. für die von Invaliden-Gompagnien beurlaubten Soldaten, 

. fürBenfionen der Militärs bis zum Major resp. Gorvetten-Gapitänexel. aufwärts, 

. für beurlaubte Offiziere oder Beamte, welche nah Ablauf des Urlaubs 

durh Krankheit an der Rückkehr verhindert werden, 

f. für Angehörige der bei Hafen- und Fortificationd- Bauten beichäftig- 
ten Arbeiter, ſoweit es fich um Ueberjendung von Erſparniſſen derfelben handelt; 

3) Sendungen mit Militär: und Marine-Bekleidungsgegenftänden: 

a. jeitens früherer Gadetten an das Gadettenhaus durch Vermittlung des Mi- 
litär-Commandos, 

b. jeitens entlafjener Soldaten und Marine-Mannſchaften an die 
Truppen: und Marinetheile, durch Vermittelung des Bezirks: Feldwebels oder 
einer Communal:Behörde ; 

t) Bücher, welde aus amtlihen Militär- und Marine-Bibliothefen an Offiziere 
gefandt oder von den Offizieren an die Militär: und Marine-Bibliothefen zurüd: 
gefandt werden; 

5) in Invaliden- Angelegenheiten: 

a. die an Givil-, Militär- oder Marine-Behörden gerichteten Geſuche der In— 
validen vom Feldwebel abwärts, 

b. Snvaliden-Unterftügungsgelder bei ihrer Verſendung von einer un- 
nüttelbaren Staats- oder Bundes-Behörde oder Kaſſe; 

6) in Landwehr: und Seewehr: Angelegenheiten: 

a. Circular:Befehle an beurlaubte unbefoldete Landwehr: resp. Seewehr-Offiziere 
bei Verjendung dur die Legteren unter Streif: oder Kreuzband, 

b. Meldungen der Landwehr: und Seewehr-Männer bei den Bezirks-Feldwebeln, 
wenn fie offen oder unter dem Siegel der Drts-Polizeibehörde verjendet werden, 

c. Landwehr: und Seewehrpäfie bei Rüdfendung durch die Bezirks-Feldwebel an 
die Landwehr: und Seewehr-Männer; 
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7. in Angelegenheiten der Militär-Ehrengerichte die dienftlihen Correfpondenz- 
und Aetenfendungen, aud bei ihrer Girculation unter Offizieren außer Dienft 
und beurlaubten Landmwehr-Offizieren. Hierbei muß die Verjendung unter Streif- 
oder Kreuzband erfolgen, oder ein offener befiegelter Begleitichein beiliegen, aus 
welhem der Gegenitand im Allgemeinen und der Name jedes zur Theilnahme 
an den bezüglihen Verhandlungen beftimmten Offiziers zu erjehen iſt; 

8) Meß-Inſtrumente zwiſchen dem topographiihen Büreau zu Berlin und den 
mit Vermeſſungen beauftragten Offizieren fönnen in dringenden Fällen pofttäg- 
(ih bis zum Gewicht von 100 Pfund portofrei befördert werben, 

Zur Anerkennung der Portofreiheit der nad Maßgabe dieſes Artikels portofreien 
Sendungen durd die Poftanftalten gelten im Allgemeinen die im Artikel 3. gegebenen 
Vorfhriften, und ift insbefondere die Bezeichnung „Militeria, und „Marinefahe” auch 
für die nah Maßgabe des gegenwärtigen Artikel portofreien Sendungen ausreichend. 
Für die portofreie Beförderung der unter Nr. 5)a. bezeichneten Geſuche von Invaliden 
ift erforderlich, daß eine derartige Sendung mit dem Siegel des Bezirks-Feldmwebels oder 
Drtsvorftandes oder einer andern Behörde verfhloffen, und der Name und bie Eigen: 
haft des Invaliden auf der Adreſſe bezeichnet und beglaubigt iſt. 

Auf Fahrpoftfendungen zwiſchen den Hohenzollernſchen Landen und andern Theilen 
des Norddeutihen Boftgebiets finden die Beftimmungen dieſes Artifel3 feine An- 
wendung. (Bergl. Art. 17.) 

Artikel 7. 

Folgende Militär-Anftalten follen bis auf Weiteres im Norddeutſchen Poftgebiet 
Portofreiheit genichen: 

1. die nachftehenden Militär-Waifen-Anftalten: 

. das Potsdamer Große Militär-Waiſen-Haus, 
. das Militär-Mädchen-Waiſenhaus zu Pretzſch, 
. das Militär:naben-Erziehungs-Inftitut zu Annaburg (R.B. Merfeburg), 
. das Fatholiihe Waifenhaus zu Erfurt, 
. das St. Hebmigftift zu Löwenberg in Schleſien, 
. das Klofter zu Liebenthal (R.:B. Liegnik), 
. dad Waifenhaus zum Samariter in Wollſtein, 
. das Klofter zu Derendorf bei Düſſeldorf, 
i. die Erziefungs-Anftalt des katholiſchen Waifen-Vereins zu Düffelborf, 
für die Rüdjendung von Bekleidungsgegenftänden neu eingeftellter Zöglinge 


= m 09 u, 09 = 8 


199 


an deren Angehörige; ferner für die von den genannten ‚Anftalten abgefandten, 
nach dem Ermefjen der betreffenden Lehrer nöthigen brieflihen Mittheilungen 
der Zöglinge an deren Eltern, nächte Verwandten, Vormünder oder Pflege- 
Eltern; 


U. das unter I.a. genannte Botsdamer Große Militär-Waifenbaus auch 
noch für: 

I) Eorreipondenz:, Geld: und Paletfendungen, legtere bis zu dem Gewicht von 
40 Pfund mit jeder abgehenden Poft, in Bezug auf die unmittelbare Ber: 
waltung des Inſtituts, deſſen Abtheilungen oder Befigungen, fo wie binfichts 
der zu beziehenden Revenüen; 

2) Sendungen in Bezug auf das ntereffe der in den Provinzen untergebrad;- 
ten, von der Aominiftration des Waifenhaufes noch nicht mit Abfchieden ver: 
ſehenen Baifenfinder ; 

3. Sparkaſſenbücher der entlafjenen Zöglinge bei der Verfendung von der Anftalt 
an die betreffenden Ortsgeiftlihen oder Brobherren, felbjt wenn fleine baare 
Gelberiparnifie der Zöglinge beigefügt find. 

Zu I. und 1. darf jedes einzelne zur portofreien Verſendung geeignete Paket das 

Gewiht von zwanzig Pfund nicht überfteigen; ſonſt ift das ganze Paket portopflictig. 

1. Die Artillerie: Dffizier-Penfions:Zufhuß:Kaffe zu Berlin für: 

1. die Correſpondenz zwiſchen der Vorſteherſchaft diefer Kaffe einerjeit3 und den 
Artillerie-Brigaden, den einzelnen Mitglievern und Penfionären anderfeits; 

2. die Penſions-Zuſchußgelder bei ihrer Berfendung an die Benfionäre, fofern die 
betreffenden Zufhüjje den Betheiligten nicht durch Anmeifung auf andere ges 
cignete Kaſſen übermacht werden fönnen. 

Die nah Inhalt diejes Artikels zu l., I. und Ill. portofreien Sendungen 

find ala ſolche von den Pojtanftalten nur dann anzuerkennen, wenn fie: 

a. mit einem öffentlihen Siegel oder dem Anftaltsfiegel verſchloſſen, oder in 
Ermangelung eines Dienftfiegeld zu Il. Nr. 1. mit dem Namen und Charakter 
des Abjenders bezeichnet, 

b. auf der Adrehfeite mit dem Portofreiheitsvermerf verjchen und 

e. duch Namensunterihrift des Abjenders, resp. des Anftaltsvorfteherd oder eines 
der Poſtanſtalt des Aujgabeortes vorher namhaft gemachten Anſtaltsbeamten unter 
dem Portofreiheitsvermerk beglaubigt ſind. 
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Auf Fahrpoftiendungen zwiſchen ben Hoheirzollernihen Landen einerfeit® und an- 
deren Theilen des Norddeutihen Poſtgebiets andererieits finden die Beftimmungen diejes 
Artikels keine Anwendung. (Vgl. Art. 17.) 

Artitel 8. 

Folgende Vereine genießen bis auf Weiteres Portofreiheit innerhalb des Norbdeut- 
ſchen Poftgebiets: 

1) die Vietoria-National-Invaliden-Stiftung für 

a. Correſpondenz⸗, Geld- und Paletjendungen des Gentral-Comites zu Berlin, 
des geichäftsführenden Ausſchuſſes zu Berlin, der Zmweigvereine und der Stif- 
tungs⸗Commiſſarien: 

a. untereinander oder 
ß. im Verkehr mit Staats: oder Bundesbehörden oder 
y. an Privatperjonen ; 

b. Geldbeiträge, melde von Privatperfonen an die zu a. genannten Stiftungs- 
organe gejandt werben; 

2) der Vaterländifhe Frauenverein und 

3) der Preußiſche Berein zur Pflege im Felde 
verwundeter und erfrankter Krieger eine für 
a. Gorrefpondenz:, Schriftens und Actenjendungen in allgemeinen Angelegenheiten 

des Vereins unter Beſchränkung des Gewichts der Paketjendungen auf 20 Pfund 
mit jeder abgehenden Poſt; 

b. Geldfendungen des Vereins und feiner Organe, ſoweit die Gelder den allge- 
meinen Zmeden des Vereins entiprehend verwendet werden jollen; 

c. Gelobeiträge, welche von Privatperjonen an den Verein oder feine Organe ge 
ſandt werben; 

4) die Allgemeine Landesftiftung National-Danf für Veteranen in 
Berlin, und zwar deren Verwaltungsorgane: das Curatorium in Berlin, die Regie- 
rungabezirt3-Gommifjariate, die Kreisfommifjariate und die Zocalcommifjariate, für: 
a. Gorrejpondenzen der Verwaltungsorgane untereinander oder mit Staats: ober 

Bundesbehörden ; 

b. Geldjendungen: 

a. der Hauptfaffe zu Potsdam oder des Guratoriums an andere Verwaltungs: 
organe oder an Veteranen, 
8. der Verwaltungsorgane untereinander, 


und deren Zmeigver- 
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y. der Kreis-Commifjariate an Veteranen, 
d. an dad Guratorium oder die Hauptlafle; 

c. die von Verwaltungsorganen abgefandten Streif- oder Kreuzband-Sendungen 
mit gedrudten oder lithographirten Eireularien oder Exemplaren des Stiftungs- 
‚organd „Der National-Dant”. 

Mit Ausnahme der zu ec. erwähnten Zeitichrift find alle Sendungen, welde 
ein auf Erzielung von Gewinn gerichtetes Unternehmen betreffen, von der Porto: 
freiheit zu 4) ausgeichlofien 

Die einzelnen Zmweigvereine resp. Stiftungs-Kommiſſarien der zu 1), 2), 3), 
und 4) bezeichneten Hauptvereine, ſowie die in Betreff der Zweigvereine resp. Com: 
mifjariate eintretenden Veränderungen werden den betreffenden Ober: Bojt- Direktionen 
durch die Vereinsvorſtände mitgetheilt. 

Zur Anerkennung der Portofreibeit der zu 1) bis 4) bezeichneten Bereine 
durd die Poſtanſtalten ift erforderlich, daß die Sendungen als „Angelegenheit der 
Bictoria-National-Invaliden-Stiftung“, resp. „des Vaterländifchen Frauenvereins“, 
„des Preußifchen Vereins zur Pflege im Felde verwundeter und erfrankter Krieger”, 
oder „des Nationaldants für Veteranen”, beziehungsweife ald „Beiträge für die 
Viltoria-Rational-Znvaliden-Stiftung 2c. bezeichnet find. Ferner müfjen die von einem 
der genannten Vereine oder feinen Organen ausgehenden Sendungen (fomweit nicht die 
Berfendung unter Streifzoder Kreuzband unbedingt vorgefchrieben ift) mitdem Stiftungs: 
fiegel oder mit einem öffentlichen Siegel verichloffen oder offen oder unter Kreuz- oder 
Streifband zur Poſt geliefert werden, auch muß der Portofreiheitävermerk durch 
eigenhändige Beifügung des Namens eines der Orts-Poſtanſtalt vorher nambaft 
gemachten Vereinsvorftehers oder Vereinsbeamten beglaubigt fein. 

Die vorftehenden Beftimmungen dieſes Artikels fommen auf Fahrpoftiendungen 
zwifhen den Hohenzollern’schen Landen und anderen Theilen des Norbveutichen 
Poſtgebiets nicht zur Anwendung. (Bergl. Art. 17.) 

5) Der Deutihe Eifenbahnverein genießt Portofreiheit für Gorreipondenz, 
Acten und Druckſachen bei ihrer Verſendung zwiſchen den Directionen der durch 
den. Berein verbundenen Eiſenbahngefellſchaften untereinander in Wereinsange- 
legenheiten. Diefe Sendungen müflen, um von den Boftanftalten als portofrei 
anerkannt zu werden, mit dem Dienftfiegel oder «Stempel. verichlofjen oder offen 
oder unter Kreuz: oder Streifband eingelichert und mit dem Portofreiheitsver— 
merkt ald „Deutſche Gifenbahnvereins:Sade” bezeichnet ſein. 
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B. Rortofreiheiten, welche nur in einzelnen Theilen des Norddeutſchen 


2 


Voftgebiets Geltung haben. 
Artikel 9. 


Es bleiben einftweilen aufrecht erhalten: 
1) die in einzelnen Staaten des Norddeutichen Bundes beftehenden Portofrei 


— 


heiten für ſolche Sendungen in Staatsdienſt-Angelegenheiten, welche 
nach den Vorſchriften von Art. 4. oder 5. dieſer Zuſammenſtellung von der 
Portofreiheit im Umfang des Norddeutſchen Poſtgebiets ausgeſchloſſen ſein wür— 
den, weil ſie ſich entweder auf den gewerblichen Geſchäftsbetrieb einer Behörde 
oder Anſtalt beziehen oder ein Privatintereſſe ganz oder theilweiſe betreffen. Hier— 
hin gehören z. B. die Portofreiheiten in Bergwerks-Angelegenheiten, Steuerſachen, 
Stempel-⸗Angelegenheiten, Juſtizſachen ꝛc. 

die Portofreiheiten ſtaatlicher oder anderer öffentlicher Corporationen und In— 
ſtitute, namentlich der Kirden, Schulen, Gemeinden, ferner die Porto: 
freiheiten folder milden Stiftungen oder Privatvereinc, melde zwar 
nicht in Art. 7. und 8. aufgeführt find, jedoch bisher Portofreiheit genoſſen 
haben, desgleichen die beftehenden perfönliden Bortofreibeiten. 


Die Vortofreiheiten zu 1) und 2) erftreden fih niht auf das ganze 
Norddeutihe Poftgebiet, jondern bleiben auf denjenigen räumliden 
und fahliden Umfang beihräntt, für welden fie bisher Geltung 
hatten. 

Die nah Mafgabe diefes Artikels portofreien Sendungen find, ſoweit nidt be | 
fondere Ausnahmen beſtehen, als ſolche von den Poftanftalten nur dann anzu: 
erfennen, wenn fie: 


a. mit einem amtlihen Siegel ober Stempel verfchlofien oder offen oder unter 


Kreuz oder Streifband zur Poſt gegeben find ; 


b. den Portofreiheitsvermerk ald „Staats: ꝛc. Dienſtſache“, „Kirchenſache“, 


„Schulſache“, „Angelegenheit der N.N. Stiftung” oder des N. N. Vereins“ ober 
eine dem entiprechende Bezeichnung enthalten ; 


. burh eigenhändige Namensunterfchrift des Abſenders ober bes mit der Abjen- 


dung beauftragten und der Poftanftalt namhaft gemach“‘ en Vertreters der abjen- 
denden Stelle unter dem Portofreiheitsvermerk beglaubigt find. 
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Als amtlihes Siegel im Sinne diefes Artifeld (zu a.) ift das Siegel der betreffen: 
den Behörde, Anftalt, Kirche, Schule, Gemeinde, Stiftung, resp. des betreffenden Vereins 
zu betrachten. Das Erforderniß eines amtlihen Siegels fällt hinweg bei den perfön- 
lihen Bortofreiheiten, ferner in den Fällen, in welchen der Abfender ein unmittelbarer 
Staats- oder Bundesbeamter oder eine active Militärperjon ift, fih nicht im Befit eines 
amtlichen Siegels befindet und dies auf der Adreſſe ausſpricht. 

Bei Sendungen, melde von einer Behörde oder einem die Stelle einer Behörde 
vertretenden einzelnen Beamten ausgehen, ift die Beglaubigung des Vortofreiheitsver- 
merks (zu c.) nicht erforderlich. 

C. Sendungen nah und von dem Auslande. 
Artikel 10. 
Für die Portofreiheit von Sendungen nach oder von 

a. Baden, Bayern oder Württemberg oder 

b. Defterreid oder 

c. Zuremburg 
fommen die in den Artikeln 1. bis 9. diefer Zufammenftellung gegebenen Vorfchriften 
ebenfalld joweit zur Anmendung, als das Porto für dergleihen Sendungen ausſchließlich 
zur Norddeutihen Poſtkaſſe fließen würde. Im Uebrigen ift die Portofreiheit ſolcher 
Sendungen lediglich nach den im Anhang dieſer Zuſammenſtellung abgedruckten Beftim- 
mungen ber drei Poftverträge vom 23. November 1867 und der brei Schlußprotocolle 
vom jelben Tage zu beurtheilen. 

Sendungen von oder nah anderen als den vorgenannten Staaten 
werden injoweit, als biefelben innerhalb des Norddeutihen Poſtgebiets oder in einem 
Theil deſſelben nah Art. 1. bis 9. diefer Zufammenftellung Portofreiheit genießen wür— 
den, vom Norbdeutichen Porto freigelaflen, vorausgefett, daß fich leteres von dem Ge: 
fammt-PBorto als ein fefter Betrag ausfheiden läßt. Eine Befreiung von Entrichtung 
des ausländifchen Porto's tritt nur dann ein, wenn ſolche Portofreiheit durch bejondere 
Verträge zugeſichert ift. 

D. Allgemeine Beftimmungen. 
Artitel 11, 

Wird eine portopflichtige Mittheilung einer portofreien Sendung Hinzuge: " 
fügt, oder ein portopflichtiger Gegenftand mit einem portofreien zufammengepadt, fo ift 
die ganze Sendung portopflichtig und darf mit dem Portofreiheitsvermerf nicht verjehen 
werben. 

9% 
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Artikel 12. 

Auch für portofreie Sendungen müfjen folgende Gebühren entrichtet werden, jomeit 
nıcdht wegen deren Erlaß befondere Ausnahmen beftehen: 

I) diejenige Beitellgebügr, welche bei portopflihtigen Sendungen in Anwendung 

fommt; 

2)die Inſinuations-Gebühr für Schreiben mit Jnfinuationg-Documenten; (rüd: 
fichtlih der von Preußifchen Gerichten aufgegebenen portofreien Juftiziachen be: 
wendet e8 bei den bisherigen Beftimmungen) 

3) die Procura:Gebühr für Vorſchuß-Sendungen, ferner die Recom: 
mandationd: und Rückſchein-Geſbühr. Doch bleiben diefe Gebühren (zu 3.) 
bei Sendungen in reinen Staatd- oder Bundes-Dienſtſachen (Art, 3.) und in 
Reichstags-Angelegenheiten (Art. 2.) außer Anſatz. 

Artifel 13. 

Unter Geldjendungen im Sinne diefer Zufammenftellung find aud die im Wege 
der Poſtanweiſung reglementsmäßig bewirkten, beziefungsweife nah Maßgabe von 
Art. 10. vertragsmäßig zuläfligen Verjendungen von Geldern zu verjtehen. 

Dei Poſtanweiſungen ift der Portofreiheitsvermerf in den Adreßraum zu fegen, unter 
Beidrückung eined das amtlihe Siegel vertretenden farbigen Stempels. In Ermang: 
[ung eines eigenen Dienftitempels hat der Abjender in dem dazu bejtimmten Vordruck 
links neben der Adreſſe feinen Namen und Amtscharaktter zu vermerken; auch erfolgt an 
derjelben Stelle die Beylaubigung des ——_—.. jofern dieſelbe nad vor: 
ftehenden Beftimmungen (Art. 3, 6, 7, 8, 9, 10.) erforderlich ift. Beim Zahlungsver 
fer der Poftanftalten untereinander — die Beidrückung des Dienſtſtempels unter: 
bleiben. 

Artifel 14. 

Bei jeder Sendung, für weiche die portofreie Beförderung in Anſpruch genommen 
wird, ift zu prüfen: 

a. ob diefelbe nach ihrer Bezeihnung, Verichließung und jonftigen Einrichtung zur 

portofreien Beförderung geeignet ift. 

Diefe Prüfung liegt ftets der Poftanftalt des Aufgabeorts ob. Findet fih ein 
Mangel in diejer äußeren, Beichaffenheit, und läßt fich derielbe nicht jofort durch münd— 
liche Rückſprache ꝛc. befeitigen, fo ift die Sendung unverzögert abzufenden, jedoch auszu— 
tagiren , und der Grund hiervon auf: der Aorefle zu bezeichnen, 3. B. — 
fehlt“, „öffentliches Siegel fehlt“. 
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Es ift ferner zu prüfen: 

b. ob dem Abjender resp. Adreffaten Portofreiheit überhaupt zufteht, und ob die 
Sendung nah ihrem Gegenitand (als Brief, Padet:, Gelbjendung :c.), fomie 
nah ihrem Inhalt, joweit auf denjelben aus der Adreſſe überhaupt gejchloffen 
werden fann, zur portofreien Beförderung geeignet ift. 

Diefe Prüfung (zu b.) liegt derjenigen Poftanftalt ob, in deren Bezirk die zur 
Portofreiheit berechtigte Behörde, Corporation, Gejellihaft ze. ihren Sig hat. Bei Sen: 
dungen, welche von einem mit Portofreiheit beliehenen Jnjtitut oder Verein ꝛc. abgefandt 
werden, bat daher die Poftanftalt des Aufgabeorts3 die Prüfung vorzunehmen; bei 
Sendungen dagegen, welche an einen joldhen Verein 2c. adreffirt find, die Poftanftalt des 
De ftimmungsorts. 

Ergeben ſich bei diefer Prüfung (zu b.) begründete Zweifel gegen die An wend— 
barfeit der portofreien Bezeihnung, jo iſt die Sendung auszutariren und mit dem 
Vermerk „bis zur näheren Ausweifung über die Portofreigeit” zu verfehen. (Bergl. im 
Uebrigen Poſtdienſt-Inſtruktion Abſchn. V, Abth 1. $ #1, resp. Dienft- nftruction für 
Poft-Erpediteure, Abjchnitt V, Abth. 1. $ 40). Damit die Behörden und das Publicum 
nicht unnöthig beläftigt werden, haben die Borfteher der Poftanftalten darauf zu achten, 
daß die Austarirung „bis zur näheren Ausweifung über die Portofreiheit” nur von fol: 
hen Beamten vorgenommen wird, welche hinreihende Erfahrung im Dienft und Kennt: 
niß der geltenden Vorjchriften über die Portofreiheiten befigen und außerdem mit ben 
örtlihen und Perſonal-Verhältniſſen ausreichend befannt find. 

Artitel 15. 

Jeder Poftbeamte ift verpflichtet, die zu feiner amtlihen Kenntniß gelangten Fälle 
von Mißbräuchen der Portofreiheit zur Anzeige zu bringen, um bie Beftrafung bes Ab: 
jenders auf Grund von $ 30 Nr. 3. des Gefehes über das Poſtweſen des Norddeutichen 
Bundes vom 2. November 1867 und vorfommendenfalld bie disciplinarifhe Rüge gegen 
die betreffenden Abjender zu ermöglichen. 

Artitel 16. 

Wird die PVortofreiheit einer austarirten Sendung 

a. durch Borzeigen des Anhalts oder 

b. durch Nambaftmachung des Abienders und befcheinigte Angabe des Inhalts auf 
dem Gouvert oder 

e. in fonft glaubhafter Weije 
nachträglich dargethan, fo wird das vom. Adrefiaten erhobene Porto demfelben erſtattet. 


206 


Doch erfolgt dieſe Erftattung nur gegen Rüdgabe des Couverts ober einer mit allen 
Poftzeihen verfehenen beglaubigten Abjchrift defielben. 

Das Couvert oder die Abſchrift ift als Belag der Entlaſtungskarte beizufügen. (3 54 
Abſchn. V, Abth. 1 der Poftdienft-Inftruftion, resp. $ 53, Abſchnitt V, Abth. 1 ber 
Dienft:Inftruction für Poft-Erpebditeure). 

Artikel 17. 

Die Portofreiheit der Fahrpoftfendungen zwifchen den Hohenzollernihen Landen 
und anderen Theilen des Norddeutſchen Poftgebiets ift nach denfelben Beftimmungen zu 
beurteilen, wie bie Portofreiheit der Fahrpoftiendungen zwiſchen dem Norddeutſchen 
Poftgebiete einerfeits und Bayern oder Württemberg oder Baden andererjeits. (Vergl. 
Art. 10.) 

Ueber die Portofreiheiten im Verkehr zwifhen dem Norddeutſchen Poftgebiet einer: 
feit8 und ben niht zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Theilen des 
Großherzogthums Heffen (den Provinzen Starfenburg und Rheinheſſen) ander: 
erjeitS ergeht befondere Verfügung. 

Berlin, den 1. Januar 1868. 

General:PBoft- Amt des Norbdeutihen Bundes. 
von Philipsborn. 


Anhang. 
Beſtimmungen 
über die Portofreiheiten im Verkehr des Norddeutſchen Bundes mit Baden, Bayern, 
Luxemburg, Oeſterreich und Württemberg. 


A, Briefpoſtverkehr. 
1. 
Die Correſpondenz ſämmtlicher Ritglieder der Regenten-Familien in 
den Gebieten der hohen vertragſchließenden Theile wird ohne Beſchränkung auf ein be— 


Rovbr. 1867, ſtimmtes Gewicht portofrei befördert. Dieſe Portofreiheit bezieht ſich nur auf die Corre— 


ſpondenz der Betheiligten unter ſich. 
Den Mitgliedern der Regenten-Familien werden in Beziehung auf die Portofreiheit 
die Mitglieder des Fürſtlich Thurn und Tarisihen Hauſes gleichgeſtellt. Im 
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Beziehung auf die Portofreiheit der Fürftlih Thurn und Tarisfhen Verwaltungsftellen, 
und der ſolche Verwaltungsſtellen repräfentirenden alleinftehenden Beamten, verbleibt es 
bei den durch die beftehenden Special-Hebereinkünfte begründeten Berhältnifien. 


Ferner werden zum bis Gewicht von einem Pfund — aus dem Großherzogthum 
Zuremburg 4 Pfund einſchließlich gegenfeitig portofrei befördert: die Correfpondenzen 
in reinen Staatsdienft:Angelegenbeiten von Staats: und anderen öffentlichen 
Behörden des einen Poftgebietd mit folhen Behörden eines andern, wenn fie in der 
Weiſe beichaffen find, wie es in dem Aufgabegebiet für die Berechtigung zur Portofrei: 
heit vorgeichrieben if. Den Staats: und anderen öffentlihen Behörden find in diefer 
Hinficht jene alleinftehenden Beamten, welche eine Behörde repräfentiren, gleichgeftellt. 

Die Correfpondenz der Geſandten an ihre Regierungen ift portopflichtig. 


8. 

Der geſammte amtlihe Schriftwechjel in den gemeinfhaftlihen Zollangelegen: 
heiten zmwilchen den Behörden und Beamten der Vereindftaaten im ganzen Umfange des 
Bollvereins wird portofrei befördert; zur Begründung diefer Portofreiheit muß die Cor: 
tefpondenz der gedachten Art mit der dußeren Bezeihnung „Zollvereinsſache“ verfehen 
werden. Dieſe Beftimmungen haben für den Verkehr mit Defterreich feine Geltung. 


4. 

Für VBoftanweifungen findet eine Portofreiheit in der Regel nit Anwendung. 
Nur in den Fällen, in welhen nah Maßgabe der Beftimmungen über die Portofreis 
beiten bei der Fahrpoſt (Art. 47.) Gelbfendungen portofrei zu befördern find, kann bie 
Bahlung auch im Wege der Poſtanweiſung unentgeltlih vermittelt werben. Dieſe Be: 
ftimmung hat für den Verkehr mit Luxemburg feine Geltung. Ueber den Termin zur 
Einführung des Poftanmweilungs: Verfahrens im Verkehr mit Defterreih ift nähere Ver— 
abredung vorbehalten. 


b. 


Die bei der Abfendung feitens der Poftverwaltung des Aufgabegebiets als porto- 
freie Gorreipondenz bezeichneten und als folde behandelten Sendungen werden am Be- 
ftimmungsorte ohne Porto⸗Anſatz ausgeliefert. 


Art. 47 der 
Poftverträge 
mit Baben, 

Bayern, Der 
ftereih und 
Württemberg, 

nebſt Schluß 
protofollen. 
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B. Fahrpoſtverkehr. 


1; 

Bezüglich der Fahrpoftiendungen der Mitglieder der Regenten- Familien 
in den PBoftgebieten. der hohen vertragichließenden Theile verbleibt es bei den bisherigen 
Grundfäßen. 

Dafielbe gilt bezüglich der Fahrpoft:Portofreiheit der Mitglieder des Fürftlid 
Thurn und Tarisihen Hauſes. Hinfihts der Fahrpoft-Portofreiheit der Fürſtlich 
Thurn und Tarisihen Verwaltungsftellen und der ſolche Bermwaltungsftellen repräfen-- 
tirenden alleinftehenden Beamten, find die durch die beftehenden Speeial-Mlebereinkünfte 
begründeten Berhältnifje maßgebend. 

2. 

Die gewöhnlichen Schriften und Actenfendungen in reinen Staatsdienft-An- 
gelegenheiten von Staats: und anderen öffentlichen Behörden des einen Poftgebiets 
mit folden Behörden eines andern find, auch bei Beförderung mittelft der Fahrpoft, portofrei, 
wenn fie in der Weiſe beichaffen find, wie es in dem Poſtgebiet ver Aufgabe für die Be- 
rechtigung zur Portofreiheit vorgeichrieben if. Den Staats: und anderen öffentlichen 
Behörden find in diefer Hinficht jene alleinftehenden Beamten, welde eine Behörde reprä: 
jentiren, gleichgeftellt. Drudiaden, welche zu den zwiſchen Staats: und anderen öffent 
lihen Behörden ftattfindenden Verhandlungen in reinen Staatsdienftfadhen gehören, werden 
wie Schriften: und Aetenjendungen angefehen. Die Werth: und Vorſchußſendun— 
gen der gedachten Behörden find im gegenfeitigen Fahrpoſtverkehr portopflichtig 

3. 

Der geſammte amtlihe Schriftwechjel in den gemeinihaftlihen Zollangelegen- 
heiten zmwiihen den Behörden und Beamten der Vereinsftaaten im ganzen Umfange des 
Zollvereins wird portofrei befördert; zur Begründung diefer Portofreiheit muß die Cor— 
refpondenz der gedachten Art mit ber äußeren Bezeichnung „Zolivereinsiahe” verjehen 
werben. Diele Beftimmung findet auf den Verkehr mit Defterreich feine Anwendung. 

4. j 

Die Geld: und fonftigen Fahrpoftiendungen, welche zwiſchen den Poftbehörden und 
Poftanftalten untereinander im dienftlichen.Berfchr vorfommen, werben alljeitig portofrei 
behandelt, wenn fie in der Weije, wie es in dem Poftgebiet der Aufgabe für ran 
ſachen vorgeichrieben ift, beichaffen find. | 
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5. 

Fahrpoftiendungen jeder Art, melde auf Grund beftehender, zwiſchen Regierungen 
oder Poftverwaltungen abgefchlofjener Berträge volljtändig portofrei von dem Aufgabe: 
bis zu dem Beftimmungsorte zu befördern find, bleiben auch fernerhin portofrei. 

Die unter B. Nr. 1. bis 2. und Nr. 4. bis 5. aufgeführten Beitimmungen kom: 
men im Verkehr mit Luxemburg nicht zur Anwendung. 


Polizeiverorpnung. 


Zur Erhaltung der Reinlichfeit auf den öffentlichen Straßen, Wegen und Plägen 
finden wir uns veranlaßt auf Grund des $ 11 der Vererdnung über die Polizeiver- 
waltung in den neuerworbenen Zandetheilen vom 20. Sept. v. J. für den Umfang 
unferes Verwaltungsbezirks die folgende Vorſchrift zu erlaſſen: 

81. 

Vom 1. October l. J. an iſt es verboten, Miſtjauche und andere unreine oder 
übelriechende Flüfligkeiten jeder Art auf öffentliche Straßen, Wege und Plätze fließen 
zu lafjen oder auszujchütten. 

82. 

Uebertretungen dieſes Verbots werden nad Maßgabe des $ 344 des Strafgejch- 
buchs geahndet. 

Wiesbaden, den 8. Januar 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 


Sn der Bekanntmahung vom 31. Dezember v. J (vergl. Beilage zum Intelligenz 
blatte Nr. 1 für 1868) ift aus Verfehen unterlafjen worden, de3 Steueramt in Wies— 
baden bei den unter Nr. 1 jener Belanntmadung aufgeführten Aemtern, welde fortan 
ber Firma „Unterfteueramt“ ſich zu bedienen haben, mit zu nennen. — Died wird hier: 
mit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 

Gafiel, den 14. April 1868. 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 
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Belanntmachung betreffend die Vorfchriften über Befreiung von der Stempelfteuer bezüglich ber zweiten 
Abtheilung des Stempeltarifd vom 10. März 1868. 


In den in der Beilage zum Jntelligenzblatt für Naffau Nr. 10 S. 177 publizirten 
Vorihriften über Befreiung von der Stempelfteuer bezüglich der zweiten Abtheilung des 
Stempeltarif$ muß es zu 61 unter p. beißen. : 

„Attefte, melde im Wege der „gefandtfchaftlihen” Verwendung” u. ſ. mw., 
worauf zur Vermeidung von Nifverftändniffen aufmerkſam gemacht wird. 

Gafjel, den 27. April 1868, 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


Im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 7. d. Mts., den Verkehr mit Spielkarten 
betreffend, bringe ich hierdurch ferner zur öffentlihen Kenntniß, daß 
a. im Herzogtum Sachſen-Altenburg Kinderfpielfarten und zum Gebraude als 
Oblaten eingerichtete Karten der Stempelfteuer nicht unterliegen jollen, wenn 
die Blätter derfelben in der Höhe nicht mehr als einen und einen drittel Zoll 2c. 
(16 Linien Preußifhes Mat) und zugleid in der Breite nicht mehr als einen 
Zoll mefien, und daß 
b. im Herzogthum Sadfen-Gotha und im Fürſtenthum Schmwarzenburg:Sonders- 
haufen gegen die Stempelpflichtigkeit der Kinderfpielfarten, fomie der zum Ge- 
brauche als Oblaten eingerichteten Karten ꝛc. entichieden worden ift. 
Caſſel, den 30. April 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schule. 


Nachſtehende Bekanntmachung, betreffend die ftempelfreie Beglaubigung von Prozeß- 
vollmadhten : 

Nah der Beftimmung unter Nr. 9 im 8. 2 des Gefeges vom 5. Mid. J. 
wegen Aenderung der Stempelfteuer in den Regierungs-Bezirken Kaffel und Wiesbaden 
mit Ausnahme der Stadt Frankfurt (Gef. Samml. S. 185) find Beglaubigungen 
von Prozeßvollmachten in ſolchen Fällen, in denen es nad) den altländifhen Wor- 
fhriften einer Beglaubigung nicht bedarf, von der Stempelfteuer befreit. 


li 4 
und 7. 4 
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Um bie richtige Anwendung diefer Gejegesbeftimmung zu erleichtern, wird hiermit zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht, daß nach den in den altländiihen Provinzen geltenden 
Vorihriften die Beglaubigung einer unter Privatunterfchrift auögeftellten Pro: 
zebvollmadt nur dann erforderlich ift, wenn der Bevollmächtigte ermächtigt wird: 
1) Eide zu erlaffen oder für geſchworen anzunehmen, wobei es feinen Unterichied 
macht, ob der Eid der Partei oder einem Zeugen erlaffen werden joll, oder 
2) einen Eid in die Seele des Machtgebers abzuleiften, oder 
3) die Entſcheidung eines Rechtsſtreites einem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche zu unter- 
werfen, oder 
4) über ftreitige Rechte des Machtgebers einen Vergleich abzufchließen, oder 
5) ein Recht des Machtgeberd einem Dritten abzutreten, oder Verzicht darauf zu 
leiften, oder 
6) Sachen (mit Ausnahme der Ausfertigungen von Erkenntnifjen, Refolutionen und 
Beicheiden) oder Gelder (Prozeßkoſten allein ausgenommen) für den Machtgeber 
in Empfang zu nehmen; 
daß aber in Soncurfjen die fchriftlihe Vollmadht zur Wahrnehmung der Rechte 
eines Gläubigerd den Bevollmächtigten in allen Fällen und ohne daß es einer 
Beglaubigung der Unterfchrift bedarf, auch zur Abſchließung von Vergleichen aller 
Art ermächtigt, wenn der Machtgeber nicht ausdrücklich ein Anderes in der Voll- 
macht erflärt bat. 
wird im Auftrage des Herrn Finanz: Minifterd Hierdurch zur öffentlichen Kenntniß ge— 
bracht. 
Caſſel, den 11 Mai 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schultze. 


Berjoaal-Chronif. 
Seine Majeftät der König haben allergnädigit geruht: 


den Pfarrer Zidendrath in Dokheim zum Decan für die ländlihen Gemeinden 
des Amts Wiesbaden zu ernennen, den Decan Mende zu Ruppertshofen von der Ber: 
maltung des Decanats Naftätten zu entbinden und den Pfarrer Schellenberg in Na: 
ftätten zum Decan diefes Bezirks zu ernennen. 
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Perjonal:Beränderungen bei den Juftiz-Behörden im Appellationsgerichts-Bezirke 
Wiesbaden pro April 1568. 
l. Bei dem Amtsgerichte in Homburg: 
der Amtsrihter Wirth ift behufs Uebertritts zur Verwaltung auf feinen Antrag aus 
dem Auftizdienfte entlaffen; der Militäranmwärter Wüft aus Wallmerod als Hülfserecutor 
und Bote angenommen. 
2. Bei dem Kreisgeridhte zu Limburg: 
dem biöherigen Rendanten Peters find die Geichäfte des Gafjen-Eontroleurs und 
Sportelrevifors, dem Secretär Höttede die Rendanturgeſchäfte bei der Gerichtskoften- 
Receptur übertragen. 
3. Bei dem Amtsgeridhte in Rüdesheim: 
der Appellationsgerichts-Referendarius Kleinihmidt ift auf feinen Antrag aus dem 
Juſtizdienſte entlaſſen. 
4. Bei dem Kreisgerichte in Wiesbaden: 
der Gerichtsaffeffor Travers iſt behufs Uebertritts zum Conſulate des Norddeutſchen 
Bundes aus dem Juſtizdienſt ausgeſchieden, die Referendarien Höfeld und Greug find 
auf ihren Antrag aus dem ZJuftizdienfte entlafien, der Burcaudiätar Bisfupski in das 
Departement des Königlihen Appellationsgerichts Poſen zurückgekehrt. 


Im Laufe des erften Quartals d. J. find im Reffort der Ober-Poft-Direction in 
Frankfurt a. M. folgende Perfonal:Veränderungen vorgelommen : 

Es find ernannt: 
ber früher Fürftlich Thurn: und Tarisihe Ober-Poft-Amts-Sefretär Schaum zu Frank: 
furt a. M. zum Poſt-Inſpektor, 
die früher Fürftlih Thurn und Tarisihen Beamten, Reviſor Emmerich und Ober; 
Poft-Amts-Secretär Föffer zu Frankfurt a. M. zu Ober-Boft-Kafje- Buchhaltern, 
der früher Fürftlih Thurn: und Taxisſche Ober-Poſt-Amts-Secretär von Holbad 
zu Frankfurt a. M. zum Ober-Boft-Secretär, 
die feitherigen BPoftmeifter Hoffmann in Wiesbaden, von Carlshauſen in 
Homburg v. d. H. und Flid in Ems zu Poft-Directoren, 
die Poft:Serretäre Zapf in Rüdesheim und Hohmann in Biedenkopf zu Pojt- 
meistern, 
der Poft-Sceretär Heinrich Eyriftoph Günther zu Frankfurt a. M. zum Ober-Boft-Sceretär, 
die Poft-Erpeditoren May in Oberlahnftein und Müller in Hödft zu Poſt-Secre— 
tären, 
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der Poſt / Erpeditr Wollmweber: in Rennerod zum Poſt-Ver walter ' 

Angeftellt : 
der Poſt-Aſſiſtent Doufiaint in Diez als Poft-Seeretär. 

Verjegt : 
der Poſt-Secretär Schalt von dem Poſt-Amte in Wehlan zur Ober-Poft-Divection in 
Frankfurt a. M., der Poft-Secretär von Krek von Frankfurt a. M. nach Altena 
und der Poft-Gommifjarius Günther von Frankfurt a M. nah Arnöberg. 

In den Ruheſtand getreten : 
der Poſtmeiſter Waldſchmidt zu Diez, die Ober-Poftamts-Secretäre Wagner, Liebel, 
Ringelmann, Hahn, Ernft und Zimmermann, jowie der Poft- Secretär Marr 
in. Frankfurt a.M., die Poft-Erpeditoren Himmelreih in Soden, Ellenberger in 
Cronberg, Spies in Gladenbah und Kay in Herborn. 

Nachſtehende Poft-Erpeditionen I. Claſſen haben als Vorſteher zu verwalten: 

in Villmar der Boft-Erpeditor Wollſtadt; 

in Habnftätten der Poft-Erpeditor Trod; 

in Ransbah der Poſt-Erpeditor Unbehend; 

in Aßmannshaujen der Poſt-Expeditor Wingens; 
in Meudt der Poft-Erpeditor Prötz; 

in Niederwalluf der Poſt-Erpeditor Mehl; 

in Erbah im Rheingau der Poft-Erpeditor Flid; 
in Niederlahnitein der Poft-Erpeditor Yaur; 

in Holzappel der Poft-Erpeditor Priefter; 

in Buchenau der Poft-Erpeditor von der Tann; 
in Breidenbadh der Poft-Erpeditor Schmidt. 

Dem Königlih Niederländiihen Militär-Oberarzt Dr. W. Vogler zu Wiesbaden 
ift von dem Herrn Minifter der geiftlihen, Unterrihts- und Medicinal:Angelegenheiten 
die Ausübung der Praris als Arzt innerhalb der Preußiihen Monarchie geftattet 
worden. 

Dem Gandidaten der Zahnarzneikunſt Ludwig Haas zu Frankfurt a. M. ift, 
auf Grund der bejtandenen Staats:Prüfung, von dem Herrn Minifter der geiftlichen, 
Unterrichts: und Medieinal-Angelegendeiten die Approbation als ausübender Zahnarzt in 
den Königlihen Landen ertheilt worden. 

Nahdem der Sculinipeftor Kirhenratd Keim zu Dillenburg auf jein Anjuchen 
von der Schulinjpektion entbunden worden, ift die hierduch zur Erledigung gefommene 

3* 
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Schul⸗Inſpektion der Stadt Dillenburg dem Schul⸗Inſpektor Pfarrer Ohly zu Haiger 
bis auf Weiteres übertragen worden. 

Nachdem durch das Ableben des Schul-Inipektors Aßmann zu Wellmich die dafige 
Schul⸗Inſpektion zur Erledigung gekommen ift, find die Schulen zu Dahlheim, Prath, 
Keftert und Wellmih dem Inſpektions-Bezirke des Schul-Inſpektors Heſſenhover 
in Filſen, und diejenige zu Sauerthal dem Jnfpektions- Bezirke des Schul-Inſpektors Horz 
in Winkel zugetheilt worden. 

Der an der NRealihule zu Langenihmwalbah verwendete proviſoriſche Lehrgehülfe 
Weidenbuſch ift definitiv angeftellt worden. 

Der proviforiihe Lehrvicar Schmidt zu Lydershaufen, ſowie die proviforifchen 
Lehrgehülfen Zwenger zu Fridhofen, Zemwalter zu Nieverelbert und Clös zu Grenz 
baujen find an ihren feitherigen Schulftellen definitiv angeftellt worden. 

Der frühere Herzoglih Naſſauiſche Waflerbau » Aufieher Beter Deinet iſt zum 
Kribbmeifter ernannt nnd mit Verwaltung des Diſtrikts von der Nahe-Mündung bis zur 
Pfalz bei Caub, unter Anweifung des Wohnfiges zu Caub, betraut worden. 

Dem Baggermeifter Chriftopp Werkmeiſter ift die Verwaltung der Kribb: 
meifter-Stelle für den Diftrift von Dfterjpai bis zur Eijenbahnbrüde bei Coblenz unter 
Anweifung feines Wohnfiges zu Oberlahnftein übertragen. 


Beilage 


Intelligenzblatt für Rafſan. 


— —— 








Nr. 15. Wiesbaden, den 20. Mai 1868. | 


Nachrichten 
für diejenigen Freiwilligen, welche in bie Unteroffizier-Schulen zu 
Botsdam, Jülich und Biebrich eingeftellt zu werden wünſchen. 


I, Die Unteroffigier-Schulen haben die Beftimmung, junge Zeute, melde fi dem 
Wilitärftande widmen wollen, zu] Unteroffizieren für die Infanterie des fteben- 
den Heeres heranzubilden. 

2. Der Aufenthalt in der Unteroffizgier-Schule dauert in der Regel brei, ‚bei bejon- 
derer Brauchbarkeit auch nur 2 Jahre, in welcher Zeit bie Zöglinge gründliche 
militärifhe Ausbildung und Unterricht in alle Dem erhalten, mas fie befähigt, 
bei jonftiger Tüchtigkeit auch die bevorzugteren Stellen des Ynteroffigierftandes, 
als: Feldwebel zc. zu erlangen und es ihmen ermöglicht, bei der. einftigen An— 
ftellung im Miliärverwaltumgsdienft, z. B., als Bahlmeifter ꝛc., resp, ala Givil- 
Beamte die Prüfungen zu den gefuchteren Poften abzulegen. 

Der Unterriht umfaßt: Leien, Schreiben und Rechnen, deutſche Sprache, 
Anfertigung aller Arten von Dienftfcpreiben, militäriſche Rechnungsführung, Ge 
Ihichte, Geographie, Planzeihnen und Gefang, 

Die gymnaſtiſchen Uebungen beftehen in Turnen, Boltigiven, Bajonettfech⸗ 
ten und Schwimmen. 

3. Der Aufenthalt im, der Unteroffigier-Schule am und für. fi giebt den Zöglingen 
keinen Anſpruch auf die Beförderung zum Unteroffggier. : Solche hängt lediglich 

l 


— —— — 
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or 


von der guten Führung, dem bewieſenen Eifer und der erlangten Dienftennt- 
niß des Einzelnen db. ‚Die vorzüglichſten Freimilligen werden bereits ald Un- 
teroffiziere den resp. Truppentheilen übermiefen. 


. In Bezug auf die Vertheilung der ausicheidenden Zöglinge an die resp. Trup- 


pentheile muß felbftverftändlih die Nüdfiht auf das Bebürfniß in der Armee 
vornehmlih maßgebend fein. E83 follen aber alle billigen Wünſche in Betreff 
der, Hebermeifung: zu einem beftimmten Truppentheil nad Möglichkeit berüdfichtigt 
und hamentlich ie aus Weftphalen und der Ryejnprovinz gebürtigen Freiwilligen 
im Allgemeinen den heimathlihen Regimentern zugewieſen werden. 


Die Zöglinge der Unteroffizier-:Schulen ſtehen unter den militärifhen Geſetzen, 


wie alle anderen, Soldaten; des Heered, . Sie. werden nach ihrem Eintreffen bei 
der Unteroffigier-Schule auf die Kriegsartifel verpflichtet. 


Der in die Unteroffifier- Schule Eirizuftellende muß wenigftens 17 Jahre alt 


fein, darf aber das 20. Jahr nach nicht, vollendet haben. 


Der Eingujtellende mu mindeftens 5 Fuß 1 Zoll groß, vollfommen geſund 


und, frei von körperlichen Gebrehen und wahrnehmbaren Anlagen zu chronischen 


| Krankheiten fein, aud nah Maßgabe feines Alters fo kräftig und gefund er 


ſcheinen,; daß: er bie begründete Ausficht gewährt, bis zum Ablauf feiner Dienft- 


10. 


' zeit in der Unteroffizier-Schule volltommen- felddienftbrauchbar m werben. 
. Er muß fi bis dahin tadellos geführt haben. 
Gr ‚muß leſerlich und ziemlich richtig ſchreiben, * Anſtoß — und die vier 


Species rechnen können. 
Er muß ſich bei ſeiner Ankunft in Potsdam, resp. Jülich und Biebrich dazu 
verpflichten, für jedes Jahr des Aufenthalts in der Unteroffigier- Schule zwei 
Jahre im ftehenden Heere zu dienen. Außerdem hat derjelbe die gejchliche dreis 
jährige Dienftzeit abzuleiften, worauf jedoch die Dienftzeit in der. Unteroffizier: 
Schule angerechnet wird. Es würde fich demnach beifpielsmeife die Dienftver- 
pflichtung eines Freiwilligen, der wegen befonders guter Führung und Ausbil- 
bung ſchon nach ziweijährigem Aufenthalt in der Unteroffizier-Schule einem Trup- 
pentheil überwieſen wird, wie folgt geftalten: zur Kompletirung feiner gelegli= 
Ken dreijährigen Dienftzeit noch ein Jahr, für den zweijährigen Aufenthalt in 
der Unteroffizier-Schule vier „jahre, mithin im Ganzen fünf Jahre. 

Bei: fpäteren' Beforgungen wird ihm die im der Unteroffizier-Schule zurück» 


gelegte Dienftzeit angerechnet. 


—11. 


18. 


15. 


217 


Er muß mit ausreihendem Schubzeug und 2 Hemden verjehen jein; ingleichen 
mit 2 Thalern, um fich ‚nach ; feiner Ankunft in der Unteroffigier-Schule die 
nöthigen Utenfilien zur Reinigung der Armatur und Bekleidung beichaffen zu können. 


. Behufs Aufnahme in. eine der. Unteroffizier» Schulen hat, ſich der Betreffende per: 


fönlih bei dem Landwehr-Bezirks-Commando jeiner Heimath oder dem Gom- 
mandeur der Unteroffizier-Schule in Potsdam, resp. in Yülih und in Biebrich 
su melden. — Es find dabei folgende Papiere zur Stelle zu bringen; 
a) der Vaufichein, 
b) Führumgs-Attefte feiner Ortsobrigkeit umd feines Lehr: oder Brodherrn; 
c) die Zuftimmung feines Vaters oder Vormundes zum Eintritt in die Un- 
teroffizier⸗Schule, beglaubigt durch die Ortsbehörbe. 
Dieſelbe Tann auch dur die mündliche protofollariiche Erklärung die- 
fer Perfonen beim Landwehr-Bezirks-Commando, resp. bei dem Comman: 
sur der betreffenden Unteroffizier-Schule erfegt werben, 
und erfolgt ſodann eine Prüfung im 2efen, Schreiben und Rechnen, ſowie die 
ärztlihe Unterſuchung. 
Sind Prüfung und Unterfuhung günftig ausgefallen, fo hat der Freiwillige ei- 
ner baldigen vorläufigen Benachricht ig ung über Annahme ober Nichtannahme 
entgegen zu fehen. Die definitive Entfcheidung, reſp. Einberufung erfolgt bis 
Mitte Auguft jeden Jahres. 


. Die Einftellung von Freiwilligen in die Unteroffizier-Schulen findet in der Regel 


jäßrlih einmal und zwar im Monat Dftober ftatt. 

Wer jedoch megen Vollzähligkeit zu biefem Termine hit aufgenommen 
werben fonnte, darf hoffen, bei entftehenden Vakanzen bis Ende des Jah— 
res, andernfalls im nächſten Oktober beftimmt eingeftellt zu werden, vorausge- 
fett, daß derfelbe dann noch allen Aufnahme-Bedingungen genügt. 

Bei der ad 12 gedachten Anmeldung hat der Freiwillige gleichzeitig anzugeben, 
ob derfelbe in Potsdanı, in Jülich oder in Biebrich eingeftellt zu werben wünſcht, 
welcher Wunfch bei der Vertheilung an die brei Untetoffizier-Schulen möglichft 
berüdfihtigt werden wird. 

Berlin, den 5, März 1868. 
Kriegs: Minifterium. 
In Bertretung: 
von Podbielski. 
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Inftruetion 
für die KRöniglihen Landräthe bezüglih der Revifion der Gemeinde 
Rehnungen x. des Regierungsbezirts Wiesbaden. 


3. 1, 

Die Revifion der. Gemeinderchnungen, ſoweit biejelben nicht der unmittelbaren 
Prüfung der Königlihen Regierung vorbehalten find, beforgen die Königlichen Landräthe 
unter der Controle der Königlihen Regierung, nad folgenden näheren Beftimmungen: 

$. 2. 

Ueber alle bei dem Königlichen Landrathe eingehenden Rechnungen und Berichte zc., 

melde dad Rechnungsweſen betreffen, ift ein Journal nah dem unter A. anliegenden 
Anlage A. Formular zu führen. 
$. 3. 

Sofort nah Eingang. der Rechnungen hat der Landrath zu prüfen, 9b bie weſent⸗ 
lichſten Erforderniſſe (Formalien) gewahrt find, 3. B. ob bie vorläufige Prüfung der 
Rechnung Seitens des Gemeindevorftandes 2c. vorſchriftsmäßig ftattgefunden hat, ob bie 
Rehnung und die dazu gehörige Receßnachweiſe von dem Mechner mittelft Ramensun: 
terihrift anerlannt find, das vorgejchriebene Protocoll über den Gafjenfturz vorliegt x. 

Findet ſich hierbei ein Mangel, fo ift die Rechnung zur Bervollftändigung , ober 
Nahholung des DVerfäumten zurüdzugeben 

Ein bejonderes Augenmerk ift darauf zu richten, ob nad der Receßnachweiſe der 
Rechner der Caſſe eine erheblihe Summe ſchuldig verblieben, oder ob: ein Rechnerwechſel, 
und damit zugleich die Gafjenübergabe an den neuen Rechner vorichriftsmäßig ſtattgefun— 
den hat. 

In einem, wie in dem anderen Falle ift die Revifion der Rechnung vorzugsweife 
in Angriff zu nehmen. 

Bei anderen, das Rechnungsweſen und die Gemeindeverwaltung betreffenden Ein- 
gaben, Berichten zc. hat der Königliche Landrath jofort das Geeignete zu verfügen, oder 
wenn die Sache eine Entiheidung der Königlichen Regierung erfordert, die Acten nach 
gründliher Erörterung des Gegenftandes, mit Bericht der Königlichen Regierung vorzulegen. 

| $. 4. 
Anlage B, Leber die Bearbeitung dey Rechnung ift nad dem unter B. anliegenden Formular 
eine Gontrole anzulegen, in welcher unter namentliher Bezeichnung der betreffenden 
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Gemeinde und bes Jahrgangs ber Rechnung, die Tage, an welchem biefelbe eingegangen, 
tevidirt und endlich abgefchlofien worden ift, einzutragen find. 
8. 5. 

Was die Revifion der Rehnungen felbft betrifft, jo find dabei folgende 
Hauptgefihtspunfte feſtzuhalten: 

I) die Prüfung hat fi zunächſt darauf zu erftreden, ob das Budget in allen fei- 
nen Theilen: genau vollzogen worden ift, und für bie etwa vorlommenden Ab: 
meidhungen, die nad. den Geſetzen und dem dazu gehörigen Snftructionen erfor: 
derlichen Bedingungen ihrer Zuläffigkeit vorhanden find; 

2) ift darauf zu fehen, ob die Behörden überhaupt die Verwaltung und Verrechnung 
nad den Geſetzen, Verordnungen und. befonderen Vollziehungsvorſchriften beforgt, 
und ob fie die Grenzen ihrer Befugnifle nicht überfchritten haben. — Die Red- 
nungsprüfung begreift außerdem in ſich: 

3) die Richtigftellung des Galcüls der Rechnung und. der dazu ‘gehörigen Urkunden 
und Belegftüde ; 

4) die Sorge für die Ergänzung und Vervollftändigung mangelhafter, fowie bie 
Herbeiſchaffung gänzlich fehlender Urkunden; 

5) die Gontrole über die Erhaltung und Vermehrung des Grundſtocksvermögens, 
insbejondere auch bezüglich der ficheren Anlage der etivcapitalien und über 
die Schuldentilgung. 

Eine bejondere Sorgfalt ift endlich: 

6) darauf zu richten, daß bei der Revifion nur das Wefentlige einer Sade, mit 
Rüdfiht auf Zweckmäßigkeit, Nothwendigkeit und Nützlichkeit in’d Auge gefaßt 
wird, daher es Aufgabe des Landraths fein muß, das Wefentlihe vom Unwe— 
ſentlichen, Hauptfache und Nebenfahe, Form und Materie wohl zu unterjcei- 
den, damit die Notate fi nicht in's Kleinliche und Nutzloſe verlieren, jondern 
einzig und allein den Grforberniffen des wirklich Wichtigen und Er— 
ſprießlichen Rechnung tragen. 

Dei einer jeden Rechnung ift zuerft der Galcül richtig ftellen zu laflen. Die deß— 
falkfigen Bemerkungen bat der Landrath zu prüfen und folche, fomeit fie richtig befunden 
worden, in das Revifionsprotocoll geeigneten Orts aufzunehmen, im Uebrigen aber ba, 
wo jenen Bemerkungen feine Folge zu geben ift, dies mit kurzer Angabe des rundes 
zu den Aufzeichnungen des Galculators: zu notiren. 

Bei der Revifion einer Rechnung find. die. oben aufgeftellten Grundſätze maßgebend, 
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mit der weiteren Beftimmung, daß, wenn es fih um Erfagleiftungen Dritter zur Gaffe, 
oder um Nachzahlungen an Dritte aus der Caſſe des betreffenden Fonds handelt, nur 
wegen folder Poften zu notaminiren ift, welche 20 Fr. und mehr betragen, wogegen 
felbft der Eleinfte Betrag der Einnahme oder Ausgabe zuzufegen oder abzuftreichen ift, 
wenn die dadurch bevingte Richtigftellung ver Rechnung das Verhältniß des Red: 
ners zur Caſſe berührt. 

Solche Berichtigungen können bis zu 20 fr. br. m, erfolgen, während fie bei 20 Er. 

und größeren Beträgen in das Revifionsprotocoll aufzunehmen find. 

Die zu einer Rechnung fich ergebenden Notate find — unbeihadet der Deutlichkeit 

— möglichft kurz abzufafien und mit fortlaufenden Nummern zu verfehen. Die darüber 
aufzunehmenden Protocolle find in der Art anzufertigen, daß die Notate in zwei ver: 
fhiedene Abtheilungen mit der Weberjchrift: 
l. von den Bermwaltungsbebörden zu erledigen, 
Il. von dem Redner zu erledigen, 
gebracht werben. 
8. 6. 

Hinfichtlih des Verfahrens, welches in dem Abſchluß ber Rechnungen einzu: 

halten ift, find folgende Beftimmungen maßgebend: 

l. Eine Rechnung fann br. m. abgejchloffen werden: 

a) wenn fi zu ihr fein Notat ergiebt, 

b) wenn die dazu gezogenen Notate Feine Aenderungen zur Folge haben, d. 6. 
wenn der Ab: und Zugang jedenfalls als Erjagpoften in eine der nädjiten 
Rechnungen verwiefen werden würde: 

c) wenn ihr Abſchluß demnächſt vorgenommen werden würde, auch wenn die Rotate 
durch die Beantwortung eine definitive Erledigung nicht finden follten ; 

d) wenn die Notate, welche Abänderungen in der Rechnung zur Folge haben, von 
der Art find, daß ein gegründbeter Widerſpruch von Seiten des Rechners nicht 
denkbar ift, und wo aljo die Berichtigung br. m. erfolgen kann, — 3. B. bei 
der Berichtigung der Hebgebühren, oder fonftiger den Rechner angehenden Cal- 
cülfehler. Hierbei ift fodann im Allgemeinen zu beachten, daß die Anftände, 
deren Erledigung, obgleich ſolche auf die vorliegende Rechnung nicht einwirkt, 
nicht bis zur Revifion der folgenden Rechnung verihoben werden darf, ſeparat 
behandelt, d. h. zu deren Erledigung in dem Begleitungs-Referipte an Die 
Aemter, befondere Termine gefegt werben müſſen. 
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U. Der Abichluß einer Rechnung kann br. m. nit erfolgen, wenn die unter 
I. Lit. a) bis d) oben bezeichneten Bedingungen nicht vorhanden find; es ift vielmehr in 
ſolchen Fällen der definitive Rechnungs-Abſchluß erſt, nachdem die Notate voll— 
ftändig. beantwortet und erledigt worden find, zn bewirken. Insbeſondere 
muß es als Regel gelten, da, wo ein Rechnerwechſel ftattfand und die Rechnung, ſowie 
die dazu gehörige Eafjenübergabe nicht vollftändig in Drbnung find, namentlich, wenn ein 
bedeutender Receß vorliegt, welchen der Rechner nicht anerkannt bat, wenn fi ein be- 
beutendes Guthaben des abgetretenen Rechners ergeben, welches fraglich ericheint, oder 
wenn viele Einnahme-Rüdftände liquidirt werden, deren Nichtigkeit fich bezweifeln läßt, 
die Rechnung nicht br. m. abzufchließen, fondern die Notate vorerjt beantworten und die 
Ausſtände durd das Amt liquid ftellen zu laſſen. 

8. 7. 

Bei Cafjenübergaben zwifhen abgebenden und neu eintretenden 
Rechnern ift folgendes zu beachten: 

1) das Generale der Rechnungstammer vom 5. November 1833 No. 6047, wel: Antage C. 

ches das bei einer Uebergabe einzuhaltende Verfahren normirt; 

2) das Generale derjelben Behörde vom 22. Februar 1844 Nr. 539, in mel-Antage D. 
hem diejenigen Grunbfäge bezeichnet find, von melden in Behandlung der von 
einem abgetretenen Rechner liquidirten Ausftände auszugehen ift; 

3) die Beftimmungen im Abſatz 7 und-8 des $. 20 der nftruction für die Ge- 
meinderechner vom 2, Januar 1863; 

4) cine jede Cafjenübergabe, mag fie jih nun unmittelbar an die von dem abge 
tretenen Rechner abgelcgte legte Rechnung anſchließen, alfo zugleich die Stelle 
der Receßnachweiſe zu derjelben vertreten, oder im Laufe des Jahres, nachdem 
die Rechnung für das vorhergehende Jahr bereit3 revidirt und abgefchloffen wor: 
den, vollzogen und beſonders vorgelegt worden fein, ift wie die Rechnung zu 
prüfen und zu notaminiren, 

Iſt das Soll eines abgetretenen Rechner rein ausgeliefert, oder find gröbere 
Unordnungen nicht bemerkbar, werden nicht viele Ausftände liquidirt und läßt fich die 
Richtigkeit derfelben nicht bezweifeln, hat fich zugleich die Gomptabilität, ohne ein erheb- 
liches Guthaben, oder ohne eine bedeutende Schuld des Rechners abgeichlofien, fo wird 
die Gafjenübergabe mit dem Vorbehalte, daß der abgetretene Rechner für die Richtigkeit 
der darin aufgerechneten Einnahmen und Ausgaben und der liquidirten Rückſtände zu 
baften habe, und mit den weiteren jachgemäßen Auflagen, melde die Beitreibung ber 


Anlage E. 
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Ausftände mit der etwaigen Schuld des Rechners, oder die Auszahlung und Verrechnung 
eines Guthabens defjelben betreffen, br. m. feftgejegt, resp. abgeſchloſſen. In allen an- 
deren Fällen aber, mo Unordnungen indieirt, ober bereits conftatirt find, wo der Rech— 
ner eine bedeutende Summe zur Caſſe jhulbig verblieben und‘ die Schuld nicht anerkannt 
bat, wo das Bejtehen der liquidirten Einnahmerüdftände zu bezweifeln ift, eine Liqui— 
dation derſelben aljo erft vorgenommen werden muß, find vorher die nöthigen, nad Zage 
der Sade zu bemefjenden Auflagen zu ftellen, und erft nad deren Erledigung darf die 
Cafjenübergabe definitiv feitgejegt werden. Die Notate reihen fih, wenn die Gaflenüber- 
gabe zugleich die Stelle der Receßnachweiſe zur Rechnung vertritt, an: die zur Rechnung 
felbft gezogenen Revifionsbemerfungen an, find aber jeparat. aufzunehmen, talld die Gafien- 
übergabe im Laufe des Jahres bejonders vorgelegt wird. 

In befonders wichtigen Fällen, wenn nämlih die gröbften Unordnungen zu ver- 
mutben, oder bereits nachgewieſen find, wenn der Rechner. fi bei einem großen Gafjen- 
manco des Verdachtes der BVeruntreuung im Dienfte jchuldig gemacht, oder werm die 
in der Gafjenübergabe aufgerechneten Einnahmen und Ausgaben nach Beichaffenheit der 
Umftände eine nähere Prüfung erheifchen, jind aud die Belege über dieje Ein 
nahmen und Ausgaben einzuziehen und es bat auf Grund berjelben die fürm- 
liche Rivifion in der eingehendften Weife, bezüglich alles deſſen, was die. Gafjenübergabe 
enthält, ftattzufinben. 

| 8. 8. 

Nach Beendigung des Reviſionsverfahrens, d. h. nach erſolgtem Abſchluſſe einer 
Rechnung iſt dieſe mit den Notaten und Beſchlüſſen dem Gemeindevorſtand und dem 
Rechner zu inſinuiren und darüber, daß ſolches geſchehen, eine Beſcheinigung zu den Acten 
einzuziehen. 

Die Anlage E. enthält ein Formular zu einem ſolchen Inſinuationsſcheine. 

Bei Caſſenübergaben, welche ſich nicht an die Rechnung des vorhergehenden Jahres 
anſchließen, ſondern im Laufe des Jahres beſonders vorgelegt, geprüft und abgeſchloſſen 
werden, ift binfichtlih der Infinuation in analoger Weife zu verfahren. 

$. 9. 

Wenn ein Gemeindevorftand, oder ein Rechner fich gegen die im Notaminalvder- 
fahren getroffenen Verfügungen des Königlichen Landraths, oder wegen des Abſchlufſes 
der Rechnung oder. der Caſſenübergabe bejchwert findet, jo ift die Rechnung feparat mit 
den Revifionsacten der Königlihen Regierung zur Superrenifion mit Beriht vorzulegen. 

Eine ſolche Superrevifion ift der Königlichen Regierung auch bei andern Rechnungen 
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und aus anderen Beranlaffungen vorbehalten, daher der Königliche Landrath, jobald die 
Königliche Regierung aus irgend welchen Bemweggründen die Superrevifion bei der einen, 
oder der anderen Gemeinde für nöthig erachtet, die betreffende Rechnung und die Revi- 
fionsacten ungefäumt einzufenden bat. 


g. 10. 


Am Schlufje eines jeden Quartals ift über den Stand der Rechnungs-Reviſions— 
arbeiten ein Status nah dem unter F. anliegenden Formular aufzuftellen und der König. Anlage F. 
° lichen Regierung mit Bericht vorzulegen. Dieſem Status find zugleih beizufügen: 

1) die Summarien über Einnahmen und Ausgaben derjenigen Gemeinden, 

a) bei welchen das Grundftodsvermögen der Gemeinde, des Schulfonds, oder des 
Localarmenfonds noch zu ergänzen ift; 

b) welche Zuſchüſſe aus Staatsmitteln zur Armenpflege, zur Zablung des Lehrer: 
gehaltes, oder zu anderen Zweden erhalten; 

ec) welde noh Schulden haben und bei denen die Schuldentilgung feinen geregel: 
ten Fortgang nimmt ; 

2) die zu diefen Rechnungen formulirten Abſchlüſſe; 

3) die Nachweiſungen über diejenigen Summen, welche nach den in den Rechnungen 
befindlichen Fundus⸗Bilanzen noch zum Grundſtocksvermögen, oder zur Schul: 
dentilgung zu verwenden find, mit Angabe der Verfügungen, welche der König— 
lihe Landrath deßhalb erlafien bat. 

Auch darf eine Nachricht darüber nicht fehlen, ob die Zufchüffe, welche eine Ge: 

meinde aus Staatsmitteln erhalten, zu dem Zmede, zu welchem jene vermwiligt wurden, 
auch wirklih verwendet worden find. 


$. 11. 


Die Rechnungen follen, bevor fie zur Reviſion vorgelegt werden, einer vorläufigen 
Prüfung dur die Gemeindevertretung (Gemeinderath, Rehnungsprüfungsausfhuß, Ge: 
meindeausfhuß) unterzogen werden. gl. $..6% des Naſſauiſchen Gemeindegefeges vom 
26. Yuli 1854 und resp. Art. 67 und 68 der Großh. Hefl. Gemeinde-Ordnung vom 
30. Juni 1821, Art. 44 des Landgräfl. Heff. Gemeinde-Geſetzes vom 9, October 1849 
und Artikel 54 der Frankfurter Land-Gemeinde-Ordnung vom 12. Auguft 1824. 

Ergeben ſich bei diefer Prüfung Anftände, fo find folde vor der Einjendung der 
Rechnung (von dem Gemeindevorftand, oder dem Rechner) gehörig zu erläutern, und fo- 
weit tbunlich vorher zu erledigen. 

2 


Zur Ueberfichtlichfeit und Controle empfichlt es fich, diefe Verhandlung nad dem 
Anfage G.beifolgenden Mufter Anlage G. aufzunchnen. 

Es muß nahhaltig und entihieden darauf hingewirkt werden, daß diefe Prüfung 
mit Umficht und Gründlichfeit vorgenommen werde, jodaß nah und nah der Schwer: 
punft der ganzen Revifion in diefe von der Gemeinde ſelbſt vorzunchnenden Revifion 
verlegt wird, und die Revifion durch die Behörde alddann weniger in's Einzelne einzu— 
gehen, als vielmehr vorzugsmeife nur die Gefegmäßigfeit der Ausgaben, ſowie die Er: 
haltung des Gemeindevermögens im Ganzen, die geregelte Ehuldentilgung ꝛc. zu über: 
wachen hat. 

Wiesbaden, den 31. März 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


Anlage A. 


Journal 
über 
die bei dem Königlichen Zandratbsamte zu... — im Jahre 186 eingetragenen 
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Anlage B. 
Gontrofe 
über die bei dem Königlihen Landrathsamte ZU... u nn 
bearbeiteten Gemeinde-Rehnungen. 
2 — — — — — 
— Die Reviſion anlangend Die Abſchließung betreffend 
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Anlage C. 
Die 
Herzogliche Rechnungskammer 
an 
ben Herzoglichen 5 


ad Num. R. K. 6047. 
Die Abnahme und Ueberlicferung des Dienfles 
ber Gemeinde und Kirchen» ꝛc. Rechner und 
das babei erforderliche gleihförmige und gründ» 
lihe Verfahren betr. 
Seither wurden die Rüdftände, mit welchen abgehende Rechner liquidirten, bei Feſt— 
fegung der Abrechnungen, rüdjichtlih der geichegenen Vereinnahmung nicht inımer ftreng 
9% 
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geprüft. E3 wurde vielmehr, zur möglichften Erleichterung der Rechner und Uebergabs— 
commifiarien, die deffallfige Nahmeife nur in den Fällen der Unbeibringlichfeit, und dann 
immer erjt bei Gelegenheit der ausgablichen Verrehnung verlangt, wogegen aber die ab: 
gehenden Rechner für dieſe Nachweiſe bis zur erfolgten Beitreibung ꝛc haftbar erflärt 
wurden. 

Mehrjährige Erfahrung hat aber nunmehr die Ueberzeugung gegeben, daß dieſe be 
abjichtigte Erleichterung der Rechner ꝛc. von den mancherlei, aus diefem Verfahren für 
die Rechner 2. und Fonds erwachlenden Unzuträglichkeiten und Gefahren, bei weiten 
aufgewogen wird, und daß. es — eines Theil um die abgehenden Rechner ſogleich mög— 
lichſt vollftändig zu dechargiren, und um anderntheils denjelben die Möglichkeit abzu- 
Schneiden, unrihtige und den Fonds freindartige Nefte zu liquidiren — erforderlich ift, 
gleich bei dem Dienftabgange die geichehene Vereinnahmung der jämmtlichen liquidirt 
werden mwollenden Reſte genau nachmweijen nnd prüfen zu laflen. 

In der Anlage Nro. 2 erhalten Sie daher ein Formular, nah welchem die Reft- 
verzeicpniffe zu den Abrechnungen künftig geliefert werden müflen. 

Für die pünktlihe Befolgung, und namentlih für die genaue Nachweiſe der ge: 
ihehenen Vereinnahmung von Seiten des Rechners resp. des Uebergabecommiffarius wer: 
den Sie forgen, gleichzeitig jedoch darüber wachen, daß von dem Legteren wegen 
allenfalls beichwerliher, oder auch ſelbſt nicht möglicher Vereinnahmungsnachweiſe, oder 
aus anderen Gründen, ohne ausdrüdlide Einwilligung der betheiligten 
Rehner durhaus feine Refte oder fonjtigen Liquidationspoften ge 
ftriden resp. zurüdgemwiejen werden. 

Alles, was ein Rechner in Liquidation geltend machen will, muß, wenn derjelbe 
fih nicht von der Unrichtigkeit überführen läßt, von dem Uebergabecommifjär mit einer 
fachvienlihen Anmerkung in Liquidation aufgenommen und die weitere Entjcheidung uns 
überlaffen werden. 

Zur Vereinnahmungsnachmeife allenfalls erforderlihe ältere Rechnungsbelege find 
immer jogleich hier anzufordern, und werden ſolche allezeit ungejäumt mitgetheilt werden. 

Da jodann jest, wo bei den Dienitwechieln die legten Rechnungen der Rechner, 
in der Regel abgeihloflien oder doc Aufgejtellt vorliegen, die mit R. C. 2456 vom 
30, Auguft 1824 erlafiene Vorichrift, in den meisten Fällen, eine Vereinfahung zweck— 
mäßig erleiden kann, jo folgt in der Anlage Nro. 1 eine weitere Anleitung, nad) wel— 
her, in den geeigneten Fällen, die Abrechnungen einfacher als jeither zufammengeftellt 
werden fönnen. 
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In diefer Form find au fünftig überall die jährlichen Recekliquidationen zu liefern 
und find ſolche, wie bereits in mehreren Aemtern und Decanaten geichieht, nicht mehr den 
Rechnungsurfunden, fondern in doppelter Ausfertigung dem Original und dem Duplicate 
der Rechnungen anzubeften. 

Findet, wie es bei den gewöhnlichen, am Ende des Jahres erfolgenden, Dienſtwech- 
ſeln, in der Regel fehr zweckmäßig erfcheint, die Abrechnung gleichzeitig bei Aufftellung 
der legten Rechnung ftatt, fo ift das Original der Rechnung anzufügen. 

Schließlich mahen wir wiederholt auf die Vorfchriften unferer Generalverfugung 
vom 30. Auguft 1824 aufmerkſam, nah welchen der Uebergabecommiflär dem neu ein: 
tretenden Rechner das Manual vollftändig anlegen, und denſelben überhaupt gehörig in: 
ftruiren muß. 

Die beiliegenden Abdrüde find an die H. Landoberichultheiferei resp. Rechnungs- 
fteller zu vertheilen. 

Wiesbaden, den 5. November 1833. 


Anlage D. 
Die 
Herzogliche Rechnungskammer 
an. 

den 
ad. Nam. R. C. 589. 

Die Kaſſenübergaben bei dem Wechfel ber Rechner, 
insbefondere 

die Behandlung der Ausitände in biefen Fällen 
betreffend. 

Durch Generalrefeript vom 5. November 1833 ad Num. 6047 haben wir das Ver: 
fahren geordnet, welches bei der Uebergabe ber Kaſſen an neue Rechner von den damit 
beauftragten Gommiflarien zu beobachten ift. 

Diefe gehen indefien nicht überall von denjenigen Geſichtspunkten aus, auf melden 
die ertheilten Vorihriften berufen. Wir bezeichnen daher in Einverftändniß mit der 
Herzoglichen Landesregierung nach Mafgabe der bereits beftehenden Borihriften in gegen- 
mwärtigem Generalreſeript diejenigen Grundfäge, von welchen ſowohl die Uebergabecom- 
miflarien und neuen Redner in der Vollgiehung des Generalrefcripts vom 5. November 
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1833, als aud dic den neuen Rechnern unmittelbar vorgefegten Stellen und ebenfo bei 
der demnächſtigen Revifion der Uebergabeverhandlungen wir felbft auszugeben haben. 


1) Die Ausftände, welde ein abgehender Rechner bei der Kafjenübergabe angiebt, 
werden vorbebaltlih der künftigen Beftätigung diefer Angaben einftweilen fomohl von dem 
Vebergabecommifjarius als demnächſt auch von der Rechnungskammer als richtig behandelt, 
infofern nicht außerordentlicher Weife Umftände vorliegen, welche es nöthig machen, ſofort 
den früheren Rechner in Griminalunterfuhung wegen Unterſchlagung zu verfegen. 

2) Der neue Redner ift von der ihm vorgelegten Berwaltungsbehörde in allen Fällen 
anzuhalten, die von feinem Dienftoorgänger angegebenen Nusjtände alsbald anzufordern 
und diejelben vorfhriftsmäßig von den Schuldnern beizutreiben. Hiernach find von den 
Aemtern die Herzogl. Schultheifen und von den Deranaten die Kirhenvorftände zu ins 
ftruiren. 

Diejenigen Ausftände, welche bei der Anforderung als bereits bezahlt widerſprochen 
werden, hat der neue Rechner, falls deſſen Dienftvorgänger nicht fogleih die beanſtan— 
deten Poſten als auf einem Irrthum berubend und als feine Schuld anerkennt und er: 
fegt, zu verzeichnen und alsbald durd Abgabe des Verzeichniffes zur Kenntniß des Herzog: 
lihen Amtes zu bringen. Diejes wird alddann den Eingang der beftrittenen Ausjtände 
durch geeignete Vernehmung des früheren Rechners oder jeiner Erben, ſowie der auf 
Zehlung an ihn fi berufenden angeblichen Debenten und des neuen Rechners zu ver: 
mitteln fuchen. 


3) Führt diefe amtlihe Vermittlung nit zu dem Refultate, daß die fraglichen 
Poſten eingehen, bleibt vielmehr in einzelnen Fällen der Widerfprud darüber, ob von den 
urfprünglichen Schuldnern bezahlt oder nicht bezahlt worden jei, beitehen, jo ift der neue 
Rechner anzuweilen, das Beitreibungsverfahren gegen die angeblichen Debenten und zwar 
bei Anıte außergerichtlih für die Steuern und Strafen, binfihtlih einer fonftigen etwa 
beftrittenen Forderung aber im Wege der gehörig einzuleitenden Klage unter Streitver- 
fündigung an den abgegangenen Rechner oder dejjen Erben ftreng fortzufegen. 

4) Wird die Kaffe durch diefe Beitreibung nicht befriedigt, zeigt fich vielmehr bei 
derfelben ſchließlich, daß der Debent wirklich feiner Zeit an den vormaligen Redner 
Zahlung geleiftet hatte, jo ift nunmehr dieſer Stand der Sade dem Herzogliden Amte 
weiter anzuzeigen, welches den vorigen Rechner zu Protocoll mit feiner Rechtfertigung 
vernimmt und die Verhandlung der Rechnungsfammer zur Entiheidung vorlegt. Dieſe 
gibt alsdann einen der Rechtskraft fähigen und demgemäß gehörig zu infinuirenden moti— 
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virten Beſchluß in Decretsform darüber, welcher Betrag dem anfänglih (nad 1 oben) 
angenommenen propern Receß des abgegangenen Rechners zugeht. 

5) Zeigt fih bei der Beitreibung durch den neuen Rechner, dab fein Dienftvor: 
gänger einen Ausftand durch Verſäumniß hat inerigibel werden laſſen, fo hat die be: 
treffende Verwaltungsbehörde ihren früheren Rechner aufzufordern, die Kafle gegen Scha— 
den zu deden. Falls dieſe gütlihe Aufforderung zur Erledigung nicht führt, hat das 
alsdann von der Vermwaltungsbehörde des Fonds anzugehende Herzoglihe Amt den frühe: 
ren Rechner zu Protocol mit der etwaigen Rechtfertigung ſeines üblen Verfahrens zu ver: 
nehmen und diefe Verhandlung der Rehnungsfammer vorzulegen, weldhe in einem der 
Rechtskraft gleihwie bei 4 oben fähigen und gleich förmlich zu behandelnden Beichlufie 
darüber enticheidet, ob ein Betrag und welcher dem propern Receſſe des ehemaligen Rech» 
ners (1 oben) zugeht. 

Die dem gegenwärtigen Generafreferipte an ſämmtliche Decanate und Aemter beis 
gefügten Abdrüde defjelben find zur geeigneten Mittheilung an die Herrn Landoberſchul— 
theifen und an die Rechnungsiteller bejtimmt. 

Bicsbaden, den 22. Februar 1844. 


Anlage E. 


Snfinuationsfcein. 


Der unterzeichnete Rechner 
befcheinigt, die von dem Königlichen Landrathe unterm 
abgeichlofiene Rechnung 


eingefehen und 


durch den 


— beglaubigt — eigenhändige Namensunterſchrift des 


— Rechner 
und beſcheinigt 


erhalten, ſowie die obige Rechnung ſammt de 
dem 
und die weiter nöthigen Anordnungen getroffen zu haben. 
den um... 


Unterzeichneter beglaubigt die Unterjchrift des 


den J 


Anlage E. 


vom Jahr 18 ‚ ſowie die 


erhalten zu haben. 


aur Einfiht vorgelegt 


19.2. 


. 18 


Königliches Berwaltungs:Amt. 
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Gefhehen zu... den _... 


Der unterzeichnete _. — 
(Gemeinderath, Rechnungsprüfung zaus⸗ 
ſchuß, Gemeindeausſchuß) hat die Rech— 
nung der Gemeinde 
für das Jahr 18... gründlig in allen 
Theilen geprüft, und dabei Folgendes zu 
bemerken gefunden: 


Bemerkungen Erläuterung 
der Prüfungs-Commiſſion. des Gemeindevorftandes oder des Rechners. 
1 


zu Nr. 1. pos. 13. Belag 6. 
b 


2. 
zu Nr. 23, pos. 4. Belag 64, 


8. 
zu Receßnachweiſe. 


Entſcheidung Bemerkung des Gemeindevorſtan— Bemerkung 
des Königlichen Landraths. des über die danach erfolgte Er: des K. Land: 
ledigung, oder über etwaige weitere — rate. 


Anftände, 
(Mit der nädftfolgenden Rechnung 
wicder vorzulegen.) 





Beilage 


zum 


Sntelligenzblatt für Naſſau. 


WEL — —— ——— —— ——— ——— ——— ———— — — — 


Nr. 16. Wiesbaden, den 28. Mai 1868. 


—N— ö— ——— LUD NL. —— — — — 











Geſetz, betreffend die Aufhebung und Ablöſung gewerblicher Berechtigungen in den durch die Geſetze vom 
20. September und 24. Dezember 1866 mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, mit 
Ausnahme der vormals Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen-Homburgiſchen 
Oberamtes Meiſenheim. Vom 17. März 1868. 
(Ausgegeben zu Berlin am 31. März 1868 mit Nr. 21. der Geſetz Sammlung.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 


verorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unſerer Monardie, für die 
durh die Gefege vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit der Preußiſchen 
Monarchie vereinigten Zandestheile, mit Ausnahme der vormals Königlih Bayeriſchen 
Entlave Kaulsdorf und des vormals Hefjen » Homburgifhen Oberamtes Meifenheim, 
was folgt: 
Titel I. 
Aufgehobene und ablösbare Berehtigungen. 
2.1; 

Die noch beftehenden ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, das heißt die mit dem 1. Aufgehe 
Gewerbebetrieb verbundenen Berechtigungen, Anderen den Betrieb eines Gewerbes zu * 
unterſagen oder ſie darin zu beſchränken, werden hierdurch aufgehoben. 


8. 2. 


Mit den ausfhließlihen Gemwerbeberehtigungen fallen zugleih die damit verbundenen 
Zwangs- und Bannrechte fort, 
l 
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Bon den fonftigen noch beftehenden Zwangs- und Bannrechten werden hierdurch auf: 
gehoben: 
1) alle Zwangs- und Bannrechte, melde dem Fiskus, einer Kämmerei oder Ge: 
meinde innerhalb des Gemeindebezirks oder einer Korporation von Gemwerbetrei- 
benden zuftehen, oder welche von einem diefer Berechtigten erft nad dem 30. 
Juni 1867 auf einen Anderen übergegangen find; 

2) alle Zwangs: und Bannrechte, deren Aufhebung nah dem Inhalte der Berleihungs- 
Urkunde ohne Entihädigung zuläflig ift; 

3) fofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge diefer Beftimmungen eintritt: 

a) das mit dem Belize einer Mühle, einer Brennerei oder Brenngeredtigfeit, 
einer Brauerei oder Braugeredhtigfeit, oder einer Schankjtätte verbundene 
Recht, die Konſumenten zu zwingen, daß fie bei dem Berechtigten ihren Be- 
darf mahlen oder jchroten lafjen oder das Getränt ausſchließlich von dem: 
felben beziehen (der Mahlzwang, der Branntweinzwang und der Brauzwang); 

b) das ftädtifchen Bädern und Fleiſchern zuftehende Recht, die Einwohner der 
Stadt, der Vorftädte, oder der jogenannten Bannmeile zu zwingen, dab 
fie ihren Bedarf an Gebäck oder Fleiſch ganz oder theilweiſe von jenen aus 
Ihließlih entnehmen. 

Zwang: und Bannrechte, deren Befig zwiſchen einem der unter 1. genannten Be: 
rechtigten und anderen Berechtigten getheilt ift, bleiben, fofern die Aufhebung nit nad 
den Beftimmungen unter 2. und 3. erfolgt, bis zu ihrer Ablöjung ($. 8.) bejtehen. Mit 
der Ablöjung derjelben fällt der Antheil der unter 1. genannten Berechtigten ohne Ent: 
ſchädigung fort. 

In den unter 3. gedachten Fällen findet die Aufhebung der dafelbjt genannten 
Rechte nur dann ftatt, wenn diejelben nicht auf einem Vertrage zwijchen Berechtigten 
und Verpflichteten beruhen. 

Es werden ferner aufgehoben alle Berechtigungen, Conceifionen zu gewerblichen An— 
lagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen, welche dem Fiskus, Gorporationen, 
Inftituten oder einzelnen Berechtigten zujtehen. 

$. 4. 

Vorbehaltlid der an den Staat zu entrichtenden Gewerbefteuern werden alle Ab- 
gaben aufgehoben, welche für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werben, ſowie die 
Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzulegen. Iſt jedoch mit dem Betriebe des Ge- 


235 


merbes eine ausichlieflihe Gemwerbeberedtigung ($. 1.) verbunden, jo muß die darauf 
rubende ganze Abgabe bis zu dem Tage geleiftet werben, an welchem der Betrieb des 
Gewerbes von einer Perjon begonnen wird, melde durch jene Berechtigung davon aus— 
geichlofien oder darin beſchränkt war. 

8. 5. 

In gleicher Weile ($. 4.) fallen diejenigen Abgaben und Leiftungen fort, zu mel- 
ben die Berechtigten in Beziehung auf die aufgehobenen Berechtigungen verpflichtet find. 
8. 6. 

Bei den Bannberechtigten Erbleihmühlen des Herzogtums Nafjau, melde eine be- 
ſondere Bannpacht nicht zu entrichten haben, ſoll derjenige Betrag des von benfelben 
entrichteten Erbleihkanons als Bannpacht angefehen werden und in Folge der Aufhebung 
der Bannrechte in Wegfall kommen, welher drei Viertheilen des jährlichen Reinertrages 
aus dem Bannrechte der einzelnen Mühlen gleichkommt. 

8. 7. 

Die Beihränfungen, welche in dem Herzogthum Holftein die conceffionirten und vor: 
mals mit feinem Zmwangsrechte verjehenen Kornmühlen den vormals zwangsberechtigten 
Kornmühlen gegenüber in ihrem Betriebe bisher noch unterworfen waren, fallen fort. 

Die Vorſchrift des Geſetzes für das Herzogthum Holftein, betreffend die Aufhebung 
des Mühlenzwanges | mw. d. a., vom 10. Mai 1854. $. 36. Alinea 3. wird aufge- 
hoben. 

8. 8. 

Diejenigen Zwangs: und Bannrechte, melde durch die vorftehenden Beftimmungen 2. Astössare 
nicht aufgehoben find, können abgelöft werden, wenn die Verpflichtung auf Grundbeſitz "un 
baftet, die Mitglieder einer Corporation als folche betrifft oder Bewohnern cines Ortes 
oder Diftrictes vermöge ihres Wohnſitzes obliegt. 

Der Ablöfung unterliegt auch das Recht, den Inhaber einer Schanfftätte zu zwingen, 
daß er für feinen Wirthichaftsbebarf das Getränk aus einer beftimmten Fahrifationsftätte 
entnehme. 

Gleichzeitig mit diefen Rechten müfjen die von deren Inhabern in Beziehung auf 
diejelben zu entrichtenden Abgaben und Leiftungen abgelöft werden. 

8. 9. 

Die Ablöfung diefer Rechte ($. 8.) findet nur auf den Antrag der Zmwangs- und 
Bannpflihtigen ftatt. Der Staat und die Gemeinden können jedoch für die Pflichtigen 
die Ablöfung beantragen, wenn fie die Entihädigung der Berechtigten übernehmen. 

1* 
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Der Antrag auf Ablöfung kann nicht zurüdgenommen werden. 
$. 10. 

Sind dem Zwangs- und Bannrehte die Mitglieder einer Corporation als ſolche 
unterworfen, fo ift nur die Corporation in ihrer Gefammtheit zur Ablöfung befugt. 

Wenn die Zmengds und Bannpfliht auf Grundbefit haftet, jedoch nicht alle zu einer 
Gemeinde oder zu einem Gutöbezirke gehörigen Befisungen umfaßt, fo fteht die Befug— 
niß zur Ablöfung einem jeden einzelnen Verpflichteten zu. 

Ruht vie Verpflichtung in der Art auf Grundbefis, daß fie alle zu einer Gemeinde 
oder zu einem Gutsbezirke gehörigen Befigungen umfaßt, jo fann nur die Gemeinde oder 
der Beliser dee Gutes auf Ablöfung antragen. 

Sind Bewohner eines Ortes oder Diftricted vermöge ihres Wohnfiged dem Zwangs— 
und Bannrechte unterworfen, jo fteht nicht den einzelnen Pflichtigen, fondern nur den 
Gemeinden und Befigern der Güter, von diefen jedoch jeder Gemeinde und jedem Be- 
figer eines Gutes für fih, der Antrag auf Ablöfung zu. 

Enthält der Zwangs- und Bannbdezirt Grundftüde, welche nicht zu dem Verbande 
einer Gemeinde oder eines Gutes gehören, fo find die einzelnen Beſitzer diefer Grund: 
ftüde zu dem Antrage auf Ablöjfung befugt. 

g. II. 
3.Auönahmen. Die zur Zeit in den einzelnen Zandestheilen wegen der Befugniß zum Halten öffent: 
licher Fähren und über das Abdedereimejen beftehenden Vorſchriften bleiben in Kraft. 


Titelll 
Entihädigung für die aufgehobenen und abgelöften Berechtigungen. 
8. 12. 


1 Bebingun: Für den Verluft der aufgehobenen Berechtigungen findet eine Entihädigung ftatt, - 
aigung wenn die Berechtigungen zur Zeit der Verkündung diefes Geſetzes in rechtögültiger Weife 
für immer oder auf Zeit unmiderruflich beftanden. 
Unter gleiher Vorausfegung wird eine Entihädigung für diejenigen Abgaben und 
Leiftungen gemährt, zu welchen die Berechtigten in Beziehung auf die aufgehobenen Be— 
rehtigungen verpflichtet waren. 
$. 18. 
Bis zum Beweiſe des Gegentheils joll angenommen werden, daß Berechtigungen, 
welche bis zum Erlaß dieſes Geſetzes fett unvordenklicher Zeit unbeanftandet ausgeübt 
worden find, rechtögültiger Weiſe beftanden haben. 


g. 14. 

Eine Entihädigung wird für die aufgehobenen Berechtigungen nicht gewährt: 

a) wenn diejelben dem Fiskus zuftanden oder einer Kämmerei oder Gemeinde 
innerhalb des Gemeindebezirfes oder einer Corporation von Gemwerbetreibenden, 
es mag folche geſchloſſen oder ungeſchloſſen fein; 

b) wenn diefelben von einem diejer Berechtigten erſt nad dem 30. Juni 1867 
auf einen Anderen übergegangen find. 

Für die in Beziehung auf die aufgehobenen Berechtigungen entrichteten und mit den 
legteren aufgehobenen Abgaben und Zeiftungen wird eine Entf hädigung nicht gewährt, wenn die: 
jelben an den Fiskus entrichtet wurden, oder an eine Corporation von Gewerbetreibenden oderan 
eine Rämmerei oder Gemeinde für eine innerhalb ihres Gemeindebezirks ausgeübte Berechtigung. 

$. 15. 

In den in 8. 14. unter b. bezeichneten Fällen kann jeder ſpätere Inhaber der Bes 
rechtigung die Aufhebung des zwifhen ihm und dem früheren Berechtigten beftehenden 
Vertragsverhältnifjes verlangen. Er muß aber diejes Verlangen vor Ablauf des Jahres 
1868 gegen denſelben jchriftlich erklären. Geſchieht dieſes nicht, fo Hat er die für Ueber- 
lafjung der Berechtigung übernommenen Berpflihtungen auch fernerhin ohne Abzug zu 
erfüllen. Die rechtlichen Folgen der Aufhebung des BVertragsverhältniffes find nad den 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 

$. 16. 

Den Befigern vormals zwangsberechtigter Kornmühlen im Herzegthum SHolftein, 
deren Zwangsrechte durch das Geſetz, betreffend die Aufhebung des Mühlenzwangs ſ. w. d. a., 
vom 10. Mai 1854 bejeitigt worden find, foll außer der durch das genannte Gefek ih— 
nen zugeſprochenen Entihädigung noch eine fernere Entſchädigung inſoweit zu Theil wer⸗ 
den, als bei der Feſtſtellung der ihnen gewährten GEntichädigungen das Vorhandenſein 
conzeffionirter und vormals mit feinem Zwangsrechte verjehener Mühlen ($. 35 bes Ge 
ſetzes vom 10. Mai 1854) unberüdfichtigt gelaſſen ift. 

8. 17. 

Die Anſprüche auf Entſchädigung für den Verluſt der aufgehobenen Berechtigungen 
müſſen bis zum Schluſſe des Jahres 1869 bei der Regierung ſchriftlich angemeldet werben. 

In Anjehung derjenigen Abgaben und Leiftungen, welche auf dem mit einer aus: 
fchließlichen Gewerbeberechtigung verbundenen Gewerbebetriebe ruhen und vorerft noch fort 
zu entrichten find ($$. 4. 5), ift der Anſpruch auf Entſchädigung binnen Jahresfrift nad 
dem Wegfall der Abgaben in gleicher Weile anzumelden. 


8. 18, 

Werden die Entihädigungsanfprüce in der vorgefchriebenen Weife und binnen der 
gejegten Frijt ($. 17) nicht angemeldet, jo gehen die Berechtigten derſelben verluftig. 
Es können jedoch Obereigenthümer, Lehnsherren, Lehns- und Fideilommißfolger, Wieder: 
faufsberechtigte, Hypothefengläubiger und andere Realberechtigte die verfallenen Entſchä— 
digungsaniprüche noch während einer anderweiten Frift von drei Monaten nad dem Ver— 
fall durch fchriftlihe Anmeldung bei der Regierung geltend machen. 

Auf den nach Befriedigung diefer Berechtigten etwa verbleibenden Ueberihuß Tann 
der Entihädigungsberechtigte, welder die Anmeldung verjäumt bat, feinen Anſpruch 
erheben. 

8. 19. 

8 —— Rückſichtlich aller Eigenthums- und Nutzungsanſprüche, ſowie aller ſonſtigen Real— 
anſprüche treten die Entſchädigungen an die Stelle der aufgehobenen oder abgelöſten Be— 
rechtigungen. Waren die Berechtigungen Zubehör eines in das Hypothekenbuch eingetra- 
genen Grundſtückes oder felbftftändig in das Hypothekenbuch eingetragen, jo muß in die— 
ſem von Amtswegen und foftenfrei vermerkt werden, welche Entihädigung an die Stelle 
der Berechtigungen getreten ift. 

8. 20. 

Die Realberehtigten können bis zur endgültigen Feftftellung der Entihädigungsbe- 
träge ($$. 67. 68) verlangen, daß Gapitalabfindungen, follten diefelben auch erft in Zu: 
funft erfolgen ($$. 35. 44. 48.), zur Herftellung ihrer Sicherheit oder zur Befriedigung 
der vorgehenden Hypothefengläubiger verwendet werben. 

Einigen ſich diefelben mit den Entjhädigungsberechtigten über die Auszahlung oder 
Verwendung der Entihädigungen nicht, jo find dieſe zu deponiren. 

8. 21. 

War die aufgehobene oder abgeböfte Berechtigung verpachtet, jo muß der Verpächter 
dem Pächter während der Dauer der Paht die Nugung der für die Berechtigung ge- 
währten Entihädigung überlaſſen. Iſt der Verpäcter mit dem Fortfalle der Berechti- 
gung zugleich von Gegenleiftungen befreit, welche der Pächter nicht zu tragen hatte, jo 
muß er diefem außerdem den für dieſe Gegenleiftungen von der Entihädigung abgelegten 
Betrag ($. 31.) nad jeinem Jahreswerthe für die Dauer der Pacht vergüten. 

Wird für eine aufgehobene Berechtigung eine Entſchädigung überhaupt nicht ge— 
währt, jo kann der Pächter für den Wegfall der Berechtigung einen Erjag nit in An- 
ſpruch nehmen. 
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In allen Fällen fteht dem Pächter frei, fofort die Aufhebung der Pacht zu ver: 
langen. Er muß dies Verlangen jedoch, falls es fih um eine aufgehobene Berechtigung 
handelt, vor dem Ablaufe des Jahres 1868, und im Falle der Ablöfung einer Berech— 
tigung binnen jehs Monaten nah dem Wegfall der Berechtigung ($. 46) gegen den 
Beredtigten jchriftlih erklären. 

Geſchieht dieſes nicht, To Hat der Pächter feine Verpflichtungen ohne Abzug auch 
fernerhin zu erfüllen. 

Die rehtlihen Folgen der Aufhebung der Pacht find nach den allgemeinen geſetz— 
lihen Vorſchriften zu beurtheilen. 

$. 22. 

Ueber die Entfhädigungen für die aufgehobenen oder abgelöften Berechtigungen fol-3. Entſchädi- 
[en den Berechtigten auf ihren Antrag von der Regierung Entihädigungs-Anerkenntniffe a 
ausgeftellt werden. Die Anerfenntnifje find auf den Namen der Berechtigten auszuferti- 
gen und müſſen die Bezeihnung der Berechtigung, für welde die Entihädigung beftimmt 
ift, den Betrag der Entihädigung, ſowie Zeit, Ort und Art der Zahlung derfelben ent: 
halten. War die Berechtigung Zubehör eines in das Hypothefenbuc eingetragenen Grund: 
ſtüchs oder jelbftftändig in das Hypothekenbuch eingetragen, jo ift in dem Entihädigungs- 
Anertenntniffe zugleich zu vermerken, daß die Befugniß des Befigers, über die Entichä- 
digung zu verfügen, fih nad dem Hypothekenbuche beftimmt. 

Veränderungen in dem Eigenthum eines Gntihädigungs-Anerkenntniffes werden, 
fobald fie der Regierung, welde das Anerfenntniß ausgeftellt hat, nachgewieſen find, 
von diefer in das Anerfenntniß eingetragen. 

Titel Il. 
Ermittelung der Entihädigungen. 
8. 28. 

Als Mapftab der Entihädigung für die aufgehobenen ausfchließlihen Gewerbes 1. Bei aus- 
Berechtigungen, ſowie für die aufgehobenen oder abzulöfenden Zwangs- und Bannrechte —— 
gilt derjenige Werth, welchen dieſe Rechte zur Zeit ihres Wegfalls gehabt Haben. Der: eprzz 
felbe wird durch den Reinertrag bargeftellt, welchen ber Berechtigte in nothwendiger und — 
und unmittelbarer Folge des Wegfalls ſeines Rechts verliert. 

Iſt mit ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen ein Zwangs- und Bannrecht ver: 
bunden, jo wird die Entſchädigung für beide Berechtigungen zuſammen ermittelt. 

; 8. 24. 
Kann der Nachweis erbracht werden, welcher reine Ertrag den Berechtigten lediglich 
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dur die aufgehobenen oder abzulöfenden Berechtigungen während ber letzten zehn Jahre 
vor deren Aufhebung oder Ablöfung zu Theil geworben ift, jo wird der Ermittelung 
des Werthes der Berechtigungen der Durchſchnitt des reinen Ertrages aus diefer Zeit zu 
Grunde gelegt. 

8. 25. 

Wenn eine aufgehobene oder abzulöfende Berechtigung während der letten zehn 
Sabre vor ihrer Aufhebung oder Ablöfung für ſich allein oder in Verbindung mit an- 
deren Gegenftänden bergeftalt verpadhtet geweſen ift, daß das für dieſelbe berechnete 
Pachtgeld getrennt erjehen werben kann, oder wenn während diefer Zeit die Ausübung 
ber Berechtigung gegen eine von den Pflichtigen felbft übernommene Abgabe oder Leiftung 
(Reluition) unterlaſſen ift, fo wird auf Antrag eines der Betheiligten die Entſchädigung 
nad dem Betrage der Pacht oder Reluition beftimmt und hierbei der Durchichnitt diefer 
Leiftungen während der letten zehn Jahre zu Grunde gelegt. 

Ein jeder der übrigen Betheiligten ift jedoch befugt, ftatt deſſen die Feftftellung der 
gefammten Entichädigung durch eine andermeitige Ermittelung des Werthes der Berech— 
tigung zu verlangen. 

8. 26. 

Wenn der Werth der Berechtigungen in der vorbezeichneten Weife (88. 24 und 25.) 
nicht zu beftimmen ift, jo muß berjelbe in anderer geeigneten Weife und nah Maß— 
gabe der in jedem einzelnen alle fi darbietenden bejonderen Hülfsmittel ausgemittelt 
werben. 

Zum Anhalte dient hierbei insbefondere der Durchſchnitt der Preife, welche bei 
Veräußerungen gezahlt, bei Erbtheilungen angenommen, fowie bei Verpachtungen, den 
Pachtbetrag nach Abzug der Laften zu Kapital berechnet, erlangt worden find. 

8. 27. 

Bei dieſer Ermittelung des Werthes der Berechtigungen ($. 26.) ift derjenige Er- 
trag des Gemerbebetriebes auszufondern, welder nad wohlbegründeten Annahmen, in 
Berüdfihtigung der örtlihen Berbältniffe, aub für die Zukunft durch den Fortbetrieb 
des ehemals bevorrechteten Gewerbes ohne Aufwendung befonderer Mittel und? An- 
ftrengungen erzielt werden kann. Ebenſo ift der Werth der Grundjtüde, Baulichkeiten, 
Geräthichaften und jonftigen Gegenftände, welche bei der Ausübung der Berechtigung benugt, 
bei deren Weberlaffung an Andere mit überlaflen worden find, oder melde andermeit 
mit ber Berechtigung in Verbindung geftanden haben, bei der Ermittelung des Werthes 
außer Anjag zu laſſen oder in Abzug zu bringen. 
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$. 28, 


Die Entihädigung für die Aufhebung der Berechtigungen, Gonzeffionen zu ge 3* —* 
werblichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen, ſowie die rechtigungen. 
Entſchädigung für die Aufhebung der Berechtigungen, Abgaben vom Gewerbebetriebe 
zu erheben oder dergleichen Abgaben aufzulegen, ıft nad dem Betrage der reinen Nugungen 
feftzuftellen, welche der Berechtigte davon ermweislih während der zwanzig Jahre von 
1846 bis 1865 bezogen hat. Hierbei kommen jedoch Gapitalbeträge, melde dem Be: 
rechtigten für die Verleihung vererblider und veräußerliher Gewerbeberechtigungen be: 
zahlt worden find, nicht in Betradt. 


g 29. 
Die den Beligern vormals zwangsberechtigter Kornmühlen im Herzogthum Holftein 3. Bei den 


nah $. 16 zu gewährende Nahentihädigung wird durch den Reinertrag beftimmt, — 
welchen dieſe Mühlen nad wohlbegründeter Annahme in nothwendiger und unmittel en Hol, 
barer Folge des Umſtandes verlieren, dab die, bei dem Erlaß des Geſetzes für das feine 
Herzogtum Holftein, betreffend die Aufhebung des Mühlenzwanges ſ. w. d. a., vom 

10. Mai 1854 bereits vorhanden gewejenen, conzeffionirten und mit feinem Zwangs— 

rechte verjehenen Kornmühlen fortan einer Beihräntung in ihrem Betriebe nicht mehr 


unterliegen werben. 
8. 30. 


Die hiernach ($. 29.) feftzuftellende Entihädigung darf aber, unter Hinzurechnung 
der den vormals zwangsberechtigten Mühlenbefigern auf Grund des Geieged vom 10. Mai 
1854 zugebilligten Entihädigung, die höchſten Entihädigungsfäge nicht überfteigen, 
welche durch die Verordnung vom 30. Juni 1856, enthaltend einige Abänverungen bes 
Gefeges vom 10. Mai 1854 Hinfihtlid der den früher Zwangsberechtigten für den 
Wegfall des Zwangsrechts zuzubilligenden Entihädigung, beftimmt worden find. Soweit 
dies der Fall ift, muß die ermittelte Nachentſchädigung berabgejegt werben. 


8. 31. 
Bon dem ermittelten Werthe der Berechtigungen find in allen Fällen diejenigen + Perednuns 


Gegenlei: 
Abgaben und Leiftungen in Abzug zu bringen, zu welden bie Berechtigten in Beziehung tungen 
auf ihre Berechtigungen verpflichtet waren. Der Werth dieſer Abgaben und Leiftungen 
ift nach Vorſchrift des $. 28. zu ermitteln. 
2 
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Titel IV. 
Aufbringung der Entihädigungen. 
8. 32. 


. Für aus: 


Hm he Ge- Für ſolche ausſchließliche Gemwerbeberechtigungen, welche nur auf eine gewiſſe Zeit 

— verliehen ſind, ſowie für alle diejenigen ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, welche 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen betreffen, wird die Entſchädigung nach Maßgabe des 
ermittelten Werthes in einer jährlichen Rente berechnet. 


$. 33. 


Die Entihädigung für den Verluſt aller übrigen ausjchließlichen Gewerbeberech— 
tigungen ift in Kapital zu beftimmen. Bon dem Kapital find die Zinfen zu berechnen, 
welche dafjelbe, bei einer Anlegung zu drei und einem halben Prozent, von dem Zeit: 
punkte der Aufhebung der Berechtigung an bis zu der Feftftellung der Entſchädigung 
gewährt hätte. Der Betrag diefer Zinfen tritt dem ermittelten Gapital hinzu. Die 
Geſammtſumme bildet die dem Berechtigten zuftehende Entihädigung. 


8. 34. 


Bei diefen Berechnungen (88. 32. und 33.) fol der Werth einer Berechtigung 
oder Leiſtung ftet3 zu dem zwanzigfachen Betrage ihres reinen Grtraged angenommen 
werden. 
$. 35. 


Der Lauf der feftgeftellten Entjchädigungsrenten ($. 32.) beginnt mit dem Anfange 
des Jahres, in welchem die Feftitellung derjelben erfolgt if. Waren die Berechtigungen 
nur auf eine gemiffe Zeit verliehen, jo endet er mit dem Ablaufe diefer Zeit. 

Die Renten werden am Schluſſe jeden Jahres gezahlt. Sie können durch Zahlung 
des zwanzigfachen Betrages jeder Zeit abgelöft werden. 

Bei der Feftftellung der Höhe der Renten ſoll zugleich derjenige Rentenbetrag be: 
rechnet werden, welcher auf die Zwifchenzeit von der Aufhebung der Berechtigungen bis 
zum Beginn des Laufe der Renten gefallen fein würde. Diejer Betrag ift in Form 
eines Zufchlages auf die Rentenzahlungen der nächſten Jahre zu vertheilen. Der ge: 
fammte Betrag diejes Zufchlages kann jeder Zeit in der noch rüdjtändigen Höhe voll: 
ftändig an den Berechtigten ausgezahlt werben. 
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$. 36. 

Die Entihädigungsrente für ausichließlihe Berechtigungen, welche den Gemwerbebe: 
trieb im Umberziehen betreffen, werben aus der Staatskaſſe gewährt. 

Die übrigen Renten find gemeinfam aufzubringen von der Gemeinde oder dem 
Diftrifte, wo die aufgehobene Berechtigung beftand und von denjenigen Gemwerbetreibenden 
innerhalb der Gemeinde oder des Diftriktes, welche durch die Berechtigungen in dem 
Betriebe ihres Gewerbes beſchränkt oder davon ausgefchloffen waren. _ 

Die Gewerbetreibenden zahlen drei Viertheile, die Gemeinde oder der Diftrift ein 
Viertheil der Renten. Die Renten find zu Anfang jeden Jahres auf die Pflichtigen 
umzulegen. 

Wenn bei dem Beginn eines Jahres ein zur Theilnahme an der Entihäbigung 
verpflichteter Gewerbetreibender nicht vorhanden ift, jo fällt für diefes Jahr die Zahlung 
der Entihädigung aus. 

8. 37. 

Die Entihädigungsfapitalien für ausfchließlihe Berechtigungen ($. 33) werben all: 
mälig getilgt. Die Tilgung derjelben liegt der Gemeinde oder dem Dijtrifte ob, mo 
die Berechtigungen beftanden und denjenigen Gemwerbetreibenden innerhalb der Gemeinde 
oder des Diftriktes, welche durch die Berechtigungen in dem Betriebe ihres Gewerbes 
beihräntt oder davon ausgeſchloſſen waren. 


8. 38. 


Für ausfchlieklihe Gewerbeberechtigungen gleiher Art in denſelben Gemeindebezir- 
fen oder Diftrikten tritt eine gemeinfame Tilgung der Entihädigungs-Rapitalien ein. 

Von der beitragspflictigen Gemeinde oder dem beitragspflichtigen Diftrifte ift Ein 
Prozent, von dem beitragspflichtigen Gemerbetreibenden find zwei Prozent bes Geſammt— 
betrags diefer Entihädigungsfapitalien alljährlih aufzubringen. 

Der Beitrag des einzelnen Gewerbetreibenden fol die Höhe der von ihm entrichtes 
teten Gemerbefteuer nicht überfteigen; ſoweit dies der Fall ift, muß fein Beitrag berab- 
gejegt und der gelammte Tilgungsbeitrag der Gewerbetreibenden vermindert werden. 
Eine Ermäßigung des Beitrages der Gemeinde oder des Diftriktes ift nur aus erheb— 
lichen Gründen geftattet, | 

$. 39. 

Die Beiträge zur Tilgung der Entihädigungstapitalien (8. 37) fließen zur Staats- 

taſſe. Die Staatöfafje wird vom Beginn des Jahres 1869 ab den Berechtigten auf 
2 
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deren Antrag den Betrag der Entſchädigungskapitalien vorſchußweiſe zahlen. Die Kapi— 
talien find vom Tage ihrer Fefttelung an bis zum Tage ihrer Zahlung mit drei und 
einem halben Prozent aus der Staatskaſſe zu verzinfen. Ihrerſeits ift die Staatskaſſe 
berechtigt, jederzeit die Zahlung der Kapitalien an die Berechtigten zu bewirken. 

8. 40. 

Die Entihädigung für jolhe Abgaben und Leiftungen, weldhe in Beziehung auf 
die gegen Entihädigung aufgehobenen, ausſchließlichen Berechtigungen entrichtet worden 
find ($. 5), fol in gleicher Weife, wie die Entfhädigung für leßtere, und in Gemein: 
Ihaft mit diejer berechnet und aufgebracht werden. 

Sind die ausfchließlihen Berechtigungen, in Beziehung auf welche die Abgaben und 
Leiftungen entrichtet worden find, ohne Entſchädigung aufgehoben, jo wird die Entſchädi— 
gung für diefe Abgaben und Leiftungen nah Vorſchrift der 88. 32. 34. 85 in einer 
jährlihen Rente bejtimmt und aus der Staatskaſſe gezahlt. 

$. 41. 


Ale Beiträge, welche von Gewerbetreibenden zu den Entihädigungen zu leiften find, 
werden nach Mafgabe der von ihnen entrichteten Gemwerbefteuer vertheilt. In ſolchen 
Fällen, in welchen mehrere Gemeinden oder Gutsbezirfe zu den Entſchädigungen beizu- 
tragen haben, wird deren Beitragsverhältniß unter Berüdfihtigung der größeren oder 
geringeren Bortheile fejtgeftellt, welche für fie aus dem Wegfall der Berechtigungen er 
wachſen. 

$. 42. 

Für den Verluft der aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte, für die Aufhebung 
der Berechtigung, Goncefjionen zu gewerblichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewer— 
ben zu erteilen, fowie für die Aufhebung der Berechtigung, Abgaben vom Gemerbe: 
betriebe zu erheben oder dergleichen Abgaben aufzulegen, werden die Entihädigungen nad 
Maßgabe des ermittelten Werthes in jährlichen Renten berechnet. 

In gleiher Weile ift die Entihädigung fir ſolche Abgaben und Leiftungen zu be 
rechnen, zu welchen die Berechtigten in Beziehung auf die aufgehobenen Berechtigungen 
verpflichtet waren. 

$. 48. 

Auch die Entichädigungen, weldhe den vormals zwangsberechtigten Kornmühlen im 
Herzogtfum Holftein nachträglich noch gewährt werben jollen (85. 29 und 30), werden 
in jährlihen Renten berechnet. 
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$. 44. 


Der Lauf diefer Renten (88. 42 und 43) beginnt mit dem Anfange des Yahres, 
in welchem die Feftftellung derjelben erfolgt if. Bei Berechtigungen, welde nur auf 
eine gewiſſe Zeit verliehen waren, ſowie bei Abgaben und Leiftungen, welche die Berech— 
tigten nur für eine gewifje Zeit zu entrichten hatten, enden bie Renten mit dem Ablaufe 
dieſer Zeit. 

Die Renten find an jedem Jahresichluffe fällig. Sie fünnen durch Zahlung des 
zwanzigfachen Betrages jeder Zeit — werden. Sie werden aus der Staatskaſſe 
gewährt. 

Für die Zeit von dem Fortfall der Berechtigungen, für welche die Entſchädigungen 
gewährt werden, bis zu dem Tage, wo ber Lauf der Renten beginnt, find die Renten 
bei Feſtſtellung ihrer Höhe nachträglich zu berechnen und nah dem rüdftändigen Betrage 
alsbald aus der Staatskaſſe zu zahlen. 


S. 45. 


Wenn mit einer ausfchließlichen Gemwerbeberehtigung ein Zwangs- und Bannrecht 
verbunden war, jo ift die dafür ermittelte Geſammtentſchädigung (6. 23) zu theilen, 
Die eine Hälfte derfelben ift wie die Entfhädigung für ausfchließlihe Gemerbeberechti- 
gungen nach Vorjchrift der 88. 32 bis 41, die andere Hälfte nach Vorſchrift der 88. 42 
und 44 gleich der Entihädigung für die aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte zu be- 
rechnen und aufzubringen. 

8. 46. 


Die Entihädigung für den Verluft eines zur Ablöfung gebrachten Zwangs-, und ——— 
Bannrechtes wird ebenfalls in einer jährlichen Rente berechnet. Im gleicher Weiſe und gungen. 
gemeinichaftlih mit ihr ift die Entihädigung für folde Abgaben und Xeiftungen zu be: 
rechnen, welche in Beziehung auf die abgelöften Rechte von deren Inhabern zu entrich— 
ten find. 

Schs Wochen nah endgültiger Feftitellung ver Renten find die abgelöften Rechte 


erloſchen, wenn unter den Betheiligten ein Anderes nicht vereinbart wird. 


8. 47. 


Bon dem Zeitpunkte des Grlöfchens der Rechte ab beginnen die Renten zu laufen. 
Sie werden am Jahresſchluß gezahlt. Die Renten find von denjenigen aufzubringen, 
auf deren Antrag die Ablöfung erfolgt if. Iſt der Antrag von mehreren, jelbjtftändig 
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zur Ablöfung befugten Zwangs- und Bannpflichtigen ausgegangen, jo wirb das Beitrags- 
verhältniß unter ihnen nah Maßgabe der Vortheile feftgefett, welche ihnen aus dem 
Fortfall des Zwangs: und Bannrechtes erwachſen. 
$. 48. 
Die Renten können von den Verpflichteten durch Zahlung des zwanzigfachen Be— 
trages zu jeder Zeit abgelöft werden. Der Bereditigte muß fi die Ablöfung auch in 
Stüdzahlungen, jedoch nicht unter 100 Thaler, gefallen Lafien. 


Titel V. 
Entihäb;gungsverfahren. 
8. 49. 


Streitigkeiten darüber, ob eine Berechtigung zu den durch dieſes Geſetz für aufge 
hoben oder für ablösbar erflärten Berechtigungen gehört, find im Rechtswege zu ent: 
ſcheiden. Bor der rechtskräftigen Entſcheidung über diefelben fann das Verfahren in Be 
treff der Entihädigung für die ftreitige Berechtigung nicht eingeleitet werden. Schwebt 
dies Verfahren bereits, wenn derartige Streitigkeiten fich erheben, jo ift dafjelbe bis zu 
ihrem endgültigen Austrag einzuftellen. 

$. 50. 

Wird die Frage ftreitig, ob eine auf einem Grundftüde haftende Abgabe eine Grund: 
abgabe ift, oder für den Betrieb des Gewerbes entrichtet werden muß ($. 4), fo tritt 
die Zuftändigleit der Auseinanderfegungd-Behörde für diefe Frage ein. 

Sind die darüber obwaltenden Streitigkeiten nicht gütlich zu befeitigen, jo überreicht 
die Auseinanderfegungs-Behörde die fpruchreif inftruirten Verhandlungen mit ihrem Gut- 
achten dem Revifions-Collegium für Landeskulturfachen zur Entſcheidung. Someit nad 
den beigebrachten Beweiſen nicht als feftgeftellt erachtet werden kann, daß die Abgabe 
ausfhließlich eine Grundabgabe ift, oder daß fie ausichliehlih für den Betrieb des Ge- 
werbes entrichtet wird, ift anzunehmen, daß die Abgabe ſich theild auf den Grundbeſitz 
und theils auf den Gewerbebetrieb bezieht. In diefem Falle hat eine Theilung der Ab- 
gabe nach billigem Ermeſſen zu erfolgen. 

Gegen den Ausſpruch des Reviſions-Collegiums für Landesfulturfadhen findet weder 
ein ordentliches, noch ein außerordentliches Rechtsmittel ftatt. 

Wo eine Auseinanderjegungs-Behörde nicht befteht, Hat das ordentliche Gericht Die 
jener Behörde obliegende Inftruction der Sache zu übernehmen, 
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8. 51. 

In allen Fällen, in welchen für eine ftreitige Berechtigung, fobald fie nach diefem 
Geſetze für aufgehoben zu erachten ift, eine Entſchädigung aus der Staatscaffe beaniprucht 
werden fann, ift der zuftändigen Regierung von der Einleitung des Prozefies ($. 49.) 
oder des Verfahrens vor der Auseinanderfegungs-Behörde ($. 50) Nachricht zu geben. 
Der Regierung bleibt es überlaflen, zur Wahrnehmung des fiscalifchen Intereſſes einen 
Vertreter zu beftellen, welcher bei allen Verhandlungen zugezogen werden muß. 

8. 52. 

Die Feftftellung der Gapitalien und Renten, welche als Entihädigung zu gewähren 
find, erfolgt im Verwaltungswege. 

In Betreff der Entſchädigung für die aufgehobenen Berechtigungen ift das Verfah— 
ren fpäteftens mit dem Ablauf der gefeglihen Anmeldungsfrift ($. 17), in Betreff der 
Entihädigung für die. abzulöfenden Berechtigungen dagegen alsbald einzuleiten, nachdem 
der Antrag auf Ablöfung geftellt ift, 

Die Verhandlungen werden dur einen Commiſſarius geleitet, welchen die Regierung 


ernennt. 
8. 53. 


Bei diefen Berhandlungen find, außer den Entihädigungsberedtigten, ſtets auch 
diejenigen zuzuziehen, für melde die aufgehobenen oder abzulöjenden Berechtigungen Ber- 
pflichtungen begründet haben. In allen Fällen, in melden die Entſchädigung der Staats; 
eafje zur Laft fällt, hat die Regierung für die Vertretung des fiscalifhen Intereſſes 
Sorge zu tragen. 

Wenn das Eigentum und das Nutzungsrecht an einem berechtigten oder verpflich- 
teten Grundſtücke mehreren Perfonen zufteht, jo find diefe ſämmtlich zuzuziehen. Zu den 
Nutzungsberechtigten find die Pächter hier nicht zu rechnen. 

$. 54. 

Sind bei dem Verfahren die ſämmtlichen Mitglieder einer Corporation ala ſolche 
betheiligt, jo ift deren Borftand, ift bei demfelben eine ganze Gemeinde betheiligt, fo ift 
die Gemeindebehörde zu den Verhandlungen zuzuziehen. Die Gemeindebehörde und der 
Vorſtand der Corporation müſſen ihrerfeits einen Vertreter beftellen. Hat an dem Ber: 
fahren ein ganzer Gutsbezirf Theil, jo vertritt denſelben der Befiger des Gutes. 

8. 55. 


Treten bei dem Verfahren mehr als fünf Verpflichtete auf, jo müſſen auf Erfordern 
bes die Verhandlungen leitenden Commiſſarius gemeinſchaftliche Bevollmächtigte gewählt 
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werden, deren Zahl drei nicht überfteigen darf. Kommt in der von dem Gommifjarius 
gejeßten Frift eine Wahl nicht zu Stande, jo fann auf feinen Antrag die Regierung die 
Bevollmädtigten beftimmen. 

$. 56. 

Was die beftellten Vertreter der Betheiligten (88. 54. 55) in dem Verfahren er: 
flären, hat für alle Betheiligten, deren Intereffe fie wahrnehmen jollen, bindende Kraft. 
8. 57. 

Obereigenthümer, Lehnsherren, Lehns- und Fideilommißfolger, Wiederfaufsberechtigte, 
Öypothefengläubiger und andere Realberechtigte find nicht von Amtswegen zuzuziehen; den: 
felben fteht aber frei, bei dem Verfahren fich zu melden umd ihre Gerechtjame wahrzunehmen. 

8. 58. 

Dem Übereigenthümer, Lehnsheren oder Wieberfaufsberechtigten, desgleihen den 
beiden nächften Fideikommißanwärtern, jowie bei Lehnen, falld der Beſitzer feine lehns— 
fähige Deszendenz hat, den beiden nächſten Agnaten, * von der Einleitung des Ver— 
fahrens Nachricht zu geben. 

8. 59. 

Sind dieſe Intereſſenten (5. 58) wicht belannt, ſo hat der Commiſſarius durch 
öffentliche Bekanntmachung den Termin zu beſtimmen, bis zu welchem dieſelben ſich melden 
können. Der Termin iſt auf ſechs Wochen hinauszuſetzen und durch das Amtsblatt 
zwei Mal von drei zu drei Wochen befannt zu machen. 

Eine gleihe Belanntmahung kann der Commiſſarius auch für andere Fälle und 
für fämmtliche zn erlafien, falls ihm begründeter Anlaß dazu vorzuliegen fcheint. 

8. 60, 
Die Legitimation eines jeden bei dem Berfahren auftretenden Intereſſenten ift als 
geführt zu erachten, wenn 

a) demfelben von der zuftändigen Ortsbehörde befheinigt wird, daß er fih im 
Befite des beanſpruchten Rechtes befindet, oder wenn er eine auf deſſen Er: 
werb lautende öffentliche Urkunde vorzulegen vermag ; außerdem 

b) die übrigen Betheiligten feine Legitimation nicht beftreiten und 

c) bis zur Feftftellung der Entihädigung fein Anderer den gleihen Anſpruch 
erhoben hat. 

8 61. 

Ber fih nah Ablauf des in einer öffentlichen Belanntmahung gefegten Termines 

($ 59,) bis zur Feftitellung der Gntichädigung (83. 67. 68.) meldet und legitimirt, muß 
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alles gegen fich gelten laffen, was bis zu dem Zeitpunfte feiner Meldung feftgeftellt ift. 
Wer fih, mag eine öffentlihe Belanntmadhung ergangen jein oder nicht, erft nad er- 
folgter Feftitellung der Entihädigung meldet, kann fih nur an denjenigen halten, welcher 
bis dahin als entihädigungsberedhtigt angefehen worden ift. 

Wenn es im Laufe des Verfahrens jtreitig wird, wer zur Berfolgung eines An- 
ſpruchs befugt iſt, ſo kann die Regierung nah ihrem Ermeflen die ftreitenden Theile ge- 
meinfam zu den Verhandlungen zuziehen oder das Verfahren bis zum rechtskräftigen Aus- 
trag des Streites einftellen Lafjen. 

$ 62. 

Wenn darüber, ob eine Berechtigung in Folge ihrer Aufhebung einen geſetzlichen aan 
Entihädigungsanipruch begründet, oder darüber, wer die Entfhädigung für den Verluſt rg 
einer Berechtigung nach dieſem Gefege zu tragen bat, oder wenn endlich über den Um: 
fang und Inhalt der Berechtigung, für welche Entichädigung zu gewähren ift, fih Streit 
erhebt, jo hat nach volljtändiger Erörterumg der Streitpunfte durch den Kommifjarius 
die Regierung in einem mit Gründen auszufertigenden Refolute zu enticheiden. 

Vor Einleitung des Entihädigungsverfahrens find die Bermaltungsbehörden zur 
Erörterung diejer Fragen nicht befugt. Ergiebt fih im Laufe des Entihädigungsverfahrens, 
daß eine diefer Fragen bereits rechtshängig ift, jo wird das Verfahren bis zur rechts: 
kräftigen Entiheidung des Streitpunftes ausgelegt. 

Gegen das Reſolut der Regierung fteht, binnen einer Frift von ſechs Wochen nad ' 
Eröffnung dejjelben, den Betheiligten oder deren bejtellten Vertretern bei dem zuftändigen 
Gerichte die Berufung auf rechtlihes Gehör offen. 

$ 63. 


Sobald der Entichädigungsaniprud an fih endgültig feftgeftellt ift, muß der Betrag Aa, 
der Entihädigung ermittelt werden. nat 
Vor dem Beginne des Ermittelungsverfahrens ift der Kommiffarius gehalten, über 
die Art und Höhe der Entihädigung eine Vereinbarung zwiſchen den Entihädigungsbe- 


rehtigten und Entihädigungsverpflicgteten zu verfuchen. 
S 64. 

Kann der Werth der aufgehobenen oder abzulöfenden Berechtigungen nach Vorſchrift 
der SS. 24. und 25. ermwiejen oder fejtgeftellt werden, fo nimmt der Kommilfarius die 
erforderlihen Erörterungen unter Zuziehung der Entihädigungsberechtigten und Entſchädi— 
gungsverpflichteten vor. 
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In allen übrigen Fällen erfolgt die Ermittelung des Betrages der Entihädigung 
dur den Kommiljarius unter Zuziehung von 2 Beifikern, von denen einer durch die 
Berechtigten, der andere durch die zur Entihädigung Verpflichteten binnen einer von dem 
Kommiffarius beftimmten” Frift zu mählen ift. Grfolgt binnen diefer Frift die Wahl 
nicht, jo ernennt der Kommiffarius die Beifiger. 

g. 65. 

Als Beifiger wählbar ift jeder unbefcholtene, in den Geſchäften des bürgerlichen Lebens 
erfahrene Mann. 

Die Beifiger können nur Erſatz ver Reife, Zehrungs: und Verſäumnißkoſten 
verlangen. 

$. 66. 

Die Beifiger haben unter Leitung des Kommiflarius die thatſächlichen Verhältniſſe, 
welche für die Höhe der Entihädigung von Erheblichkeit fein können, vollftändig zu er: 
örtern. 

Bei diefer Erörterung find alle gejeglihen Beweismittel, mit Ausnahme des Be: 
weiſes durd Eid, zuläffig. Kommt es auf die Ermittelung des Neinertrages eines Ge: 
werbes an, jo find bei Feſtſtellung deſſelben die Durchſchnitte der Marktpreife des näd- 
ften Marktortes aus den zwanzig Jahren von 1546 bis 1865 zu Grunde zu legen. 

Das Ergebniß der Erörterungen haben die Beifiger mit dem Kommifjarius in einem 
gemeinſchaftlichen Gutachten zufammen zu faflen. 

8. 67. 

Mit diefem Gutachten reiht der Kommifjarius die Verhandlungen der Regierung 
ein, welche über die Höhe der Entihädigung duch ein mit Gründen auszufertigendes 
Reſolut enticheidet. 

Den Betheiligten fteht gegen das Nefolut der Regierung mit Ausſchluß des Rechts- 
weges der Rekurs an den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu, wel— 
her binnen einer Frift von ſechs Wochen nad Eröffnung des Refolutes bei der Regierung 
eingelegt uno geretfertigt werden muß. Die Rekursihrifi wird dem Gegentheile zuge- 
geftellt, welcher innerhalb 4 Wochen nad dem Empfang derjelben feine Erwiederung einzu= 
‘ reihen bat. 

8. 68. 

Die rechtskräftigen Reſolute der Regierung (SS. 62. 67.) und die Entiheidung des 
Ministers für Handel, Gewerbe und öffentlide Arbeiten ($. 67.) Haben die Wirkung 
rechtskräftiger Erfenntnifie. 
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$. 69. 


Iſt der Betrag der Entſchädigungskapitalien und Entſchädigungsrenten rechtskräftig —— 
feſtgeſtellt, ſo wird über die Tilgung der Kapitalien, über die Ablöfung der Renten, ſo— gungsbeiträge. 


mie über die Vertheilung der von den Entichädigungspflichtigen zu dem Behufe zu Leiften- 
den Beiträge Beftimmung getroffen. Dieje Beftimmung fteht mit Ausichluß des Rechts: 
weges der Regierung zu; gegen ihre Entiheidung ift die Beichwerde an den Mitifter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zuläffig. 


$. 70. 


Die Einziehung der von den Entihädigungspflidtigen zu leiftenden Beiträge, ſowie 
die Auszahlung der Entichädigungen liegt denjenigen Staatsbehörden oder Gemeindebe- 
hörden ob, welche die Regierung beftimmen wird. 

$s. 711. 


Das Verfahren vor den Vermwaltungsbehörden ift frei von Stempel und Gebühren. 
Die Auslagen, welche in demſelben erwachſen, fallen den Entihädigungspflichtigen zur 
Loft. Hat das Verfahren die Ablöfung einer Berechtigung zum Gegenftande, jo find die 
Auslagen von den Entihädigungsberehtigten und Entihädigungspflictigen je zur Hälfte 
zu tragen. 

Unter mehrere Entichädigungspflichtige oder mehrere Entihädigungsberechtigte wer— 
den die Koften nad Maßgabe ihrer Pflichten oder Anſprüche und zwar durch Beftimmung 
derjenigen Behörden vertheilt, welche die Entihädigungen und deren Aufbringung feſtzu⸗ 
ſetzen haben (88. 67. 69.). 

Hat einer der Betheiligten einen über die Art und Höhe der Entihädigung nad 
Maßgabe des S. 63. diefes Geſetzes gemachten Vergleihsvorihlag abgelehnt und die Ein- 
leitung des Ermittelungsverfahrens (88. 64. ff.) verlangt oder hat er die Ermittelung 
des Werthes der zu entihädigenden Berechtigung an Stelle der in $. 25. dieſes Geſetzes 
vorgejehenen Feftftelung in dem Grmittelungsverfahren verlangt, jo muß er die Koſten 
diejes Verfahrens tragen, wenn das Ergebniß deffelben nicht um fünf Prozent günftiger 
für ihn ausfällt. . 

Wird ein Entihädigungsanfpruh als unbegründet abgewieſen, jo fallen die Koften 
des Verfahrens dem zurüdgemwiejenen Theile zur Laft. 

Alle Auslagen find vorſchußweiſe aus der Staatskaſſe zu deden. 

. 3* 


6. Koſten des 
Verfahrens. 
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Schlußbeftimmungen. 
8. 72. 

Die Ablöfung eines Zwangs- und Bannrechtes kann auch außerhalb des hier vorge: 
ſchriebenen Verfahrens im Wege der freien Uebereinkunft erfolgen. Die Berechtigten jo: 
wohl, ald au die Verpflichteten find befugt, die Beftätigung des Ablöfungsvertrages dur 
die Regierung zu verlangen. Der beftätigte Vertrag bat die Wirkung einer rechts— 
kräftigen Entſcheidung ($. 68). 

8. 73. 

Erftredt fih eine aufgehobene oder zur Ablöfung gebrachte Berechtigung auf die 
Bezirke mehrerer Regierungen, jo bejtimmt der Oberpräfivent der Provinz diejenige Re— 
gierung, welche das Verfahren zu leiten hat. 

$. 74. 

Für den Bereich des ehemaligen Königreihs Hannover treten in Bezug auf Die 

Ausführung diefes Geſetzes die Landdrofteien an die Stelle der Regierungen. 
$. 75. 

Die zur Zeit geltenden gefeglihen Beftimmungen bleiben, ſoweit fie die Aufhebung 
gewerbliher Berechtigungen und deren Entihädigung betreffen, beftehen; ſoweit fie da— 
gegen die Ablöfung folcher Berechtigungen betreffen, werden fie hiermit aufgehoben. 

Ingleichen find aufgehoben alle jonftigen, diefem Geſetze entgegenftehenden Vor— 


ſchriften. 
In denjenigen Fällen, in welchen bei Verkündung dieſes Geſetzes das Verfahren 


in Betreff der Entſchädigung für ein zur Ablöſung gebrachtes Recht bereits eingeleitet 
iſt, ſoll dies Verfahren nach Maßgabe der bisherigen Geſetzgebung zu Ende geführt 
werden. 
8. 76. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten wird mit der Aus: 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem König- 
lihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. März 1868. 

(L. S.) Wilhelm. 
Gr. vo. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Suenblig. 
v. Mühler. v. Seldow. Gr. zu Eulenburg Xeonbardt. 





Allerhöchſter Erlaß vom 11. April 1868, betrefferd die Reſſortverhältniſſe bezüglich 
bes Lehusweſens in den neuen Lanbestheilen. 
(Ausgegeben zu Berlin am 5. Mai 1868 mit No. 29 ver Gejeg- Sammlung.) 

Auf den Antrag des Staatsminifteriums vom 8. d. M. beftimme Jh, daß in den 
durch das Geſetz vom 20. September 1866 (Gejeg-Samml. S. 555) mit der Preußi- 
[hen Monardie vereinigten Zandestheilen das landesherrlihe Lehnsweſen mit Ausschluß 
von Thronlehnen, bezüglih deren der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1848 (Gejeß- 
Samml. S. 269) Anwendung findet, ſowie von Erbämterlehnen, deren Reflortverhält- 
nifje zu regeln vorbehalten bleibt, unter der rejjortmäßigen Auffiht des Finanzminifters 
und, joweit das landespolizeilihe und politiihe Intereſſe betheiligt ift, des Minifters 
des Innern der Domänen-Berwaltungsbehörde von Hannover beziehungsweife den Re 
gierungen zu Kaſſel und Wiesbaden zur Bearbeitung nad Maßgabe ihrer Geihäftsin- 
ftruftionen übertragen werde. 


Der gegenwärtige Erlaß ift dur die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 11. April 1868. 
Milhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Seldom. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An das Staatsminifterium. 





Allerböchiter Erlaf vom 20. April 1868, betreffend die Verleihung des Erpropriationsrechts und die Bes 
ftimmung der Behörden für den Bau mehrerer in der Provinz Heffen-Naffau berzuftellender Eijenbahnen. 
(Ausgegeben zu Berlin am 5. Mai 1868 mit No. 29 ver Gejeg-Sammlung ) 


Ich beftimme auf Ihren Bericht vom 15. April d. J., daß auf die für Rechnung 
des Staates zu erbauenden Eijenbahnen von Elm bis zur Bayerifhen Grenze in der 
Richtung auf Gemünden, von Limburg nah Hadamar und von Diez nah Hahnſtätten 
(Geſetz vom 17. Februar 1868, Geſetz-Samml. ©. 71) das Net jowohl zur Expro— 
priation der zur Bauausführung nah dem von Ihnen feitzuftellenden Bauplan erforder: 
lihen, als auch zur vorübergehenden Benugung fremder Grundftüde nah Maßgabe der 


in den betreffenden Landestheilen geltenden Worfchriften zur Anwendung kommen fol 
Zugleih ermädtige Ih Sie, die Leitung des Baues und demnächſt auch des Betriebes 
der zuerft genannten Eiſenbahn der Königlihen Eifenbahndirection in Kaffel, ımd der 
beiden zuleßt genannten Eifenbahnen der Königlihen Eifenbahndirection in Wiesbaden 
zu übertragen. 

Diefer Erlaß ift duch die Gefeg-Sammlung befannt zu machen. 

Berlin, den 20. April 1868. . 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten, 


Befanntmadhung. 

Für die Erhebung und Verwaltung der directen Staat3:Steuern in dem Stabt- 
und Amtsbezirfe Wiesbaden, welche bisher zu den Dienftobliegenheiten der hieſigen König 
lichen. Receptur gehörte, werden mit dem 1. Juni c. zwei getrennte Steusrcaffen 

a) für den Stadtkreis Wiesbaden und 

b) für die Gemeinden des Amtsbezirts Wiesbaden errichtet und führen die Be 
zeichnung zu a) Königlihe Steuercaffe des Stadtkreifes Wiesbaden und zu 
b) Königliche Steuercafje des Amtsbezirks Wiesbaden. 

Die Verwaltung diefer beiden Steuercaffen ift bezüglich des Stadtkreifes dem bis- 
herigen Recepturbeanten Finkler zu Dillenburg und bezüglih des Amtsbezirks dem 
bisherigen Receptur-Hccefliften Meyer bierjelbjt übertragen worden. 

Beide Rendanten der vorgenannten Gafjen haben ihren Wohnfig in biefiger Stadt 
zu nehmen und wird das Erhebungslocal der Steuercajje des Stadtkreiſes Wiesbaden 
vorläufig in dem bisherigen Zocale im Landesbank-Gebäude auf der Rheinſtraße beibe- 
halten, dagegen das Erhebungslocal der Steuercafle des Amtsbezirts Wiesbaden in der 
Helenenftraße No. 26 (Ede der Helenen: und Wellrigftraße) im 2. Stock etablirt wer- 
den. Dem fteuerpflichtigen Publikum wird hiervon mit dem Bemerfen Kenntniß gegeben, 
daß für die Entritung der veramlagten directen Staatöfteuern und Gefälle in dem 
Stadtkreife Wiesbaden feine Aenderung eintritt. 
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In den der Steuercafje des Amtsbezirtd Wiesbaden zugemiejenen Gemeinden wird 
dagegen durh den Rendanten die Einziehung der Steuern ꝛc. an befonderen Localem— 
plangstagen nah dem nachfolgend abgedrudten Plane ausgeführt werden und zwar in 
dem betreffenden Gemeindehaufe oder in den für die Gemeindegefhäfte beftimmten Loca— 
litäten. 

Wiesbaden, den 16. Mat 1568. 

Königlihe Regierung, 
Abdtheilung für directe Steuern, Domänen und Forften. 
von Dreßler. 


Plan 


über die Abhaltung der Zocalempfangstermine der Königlihen Steuercaffe zu Wiesbaden 
im Jahre 1865 vom 1. Juni ab. 
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Perſonal⸗Chronik. 


Durch Verfügung des Herrn Ober-Präſidenten zu Caſſel vom 20. März 1868 iſt 
dem bisherigen zweiten Pfarrer in Wiesbaden, Kirchenrath Dietz, die erledigte Pfarrei 
Mosbah-Biebric verliehen worden. 

Mittels Erlaffes des Herrn DOber-Präfidenten zu Gaffel vom 8. d. Mts. ift die 
Filial-Apothefe zu Holzappel zur felbftjtändigen Apotheke erklärt und dem Provifor Oscar 
Thelemann zu Dorhheim die perſönliche Conceſſion zum Betriebe derfelben ertheilt worden. 

Die feither proviforiih an der Realihule zu Herborn verwendeten Lehrer Pfeiffer 
und Bender find zu Lehrern an derfelben ernannt worden. 

Lchrer Dies in Rod am Berg ift auf Anfuchen entlaffen, Lehrer Dat von 
Erdbach nah Rod am Berg, Lehrer Herden von Laimbach nad Erdbach und Lehrvicar 
Schuſter zu Audenſchmiede als Lehrer nah Laimbach verjegt worden. 

Lehrer Reuſch in Arnshöfen ift penfionirt, Yehrer Flach von Sainerholz nad 
Arnshöfen, Lehrer Acht von Neuftadt nah Sainerbolz, Lehrer Weimer von Frauen: 
ftein nah Neuftadt, Lehrvicar Diefenbadh von Langhede als Lehrer nah Frauenſtein 
und Lehrgehülfe Kreckel von Kelkheim als Lehrvicar nah Langhecke verfegt worden. 

Der beurlaubte Lehrer Speyer von Wiesbaden ift auf fein Anfucen entlafien 
und der Schulcandidat Türk als Subftitut nach Oberliederbach dirigirt worden. 

Lehrer Rothbenburger von Hilgert ift zum Lehrer in Marjain ernannt und ber 
jeither in Marjain verwendete Lehrvicar Heymann mit Verfehung der Lebrerftelle in 
Hilgert proviforiich beauftragt worden. 

Lehrgehülfe Greuling in Dkriftel ift auf Ansuchen entlaſſen und Lehrgehülfe Kilb 
von Wider als Subjtitut nach Sindlingen dirigirt worden. 


Beilage 


zum 


Intelligenzblatt für Naffan. 


— — —— —— — — — — 


Nr. 17. Wiesbaden, den 9. Juni 1868. 


— ———— — 





— ————— ————— ——— 


(Beftimmungen, betreffend das Verfahren hinſichtlich der Stempelvifitationen.) 


Zur Ausführung der Vorſchriften im 8. 24 der Verordnung vom 19. Juli v. 38. 
(Gef. Samml. Seite 1191) und im $. 24 der Verordnung vom 7. Auguft v. 38. (Gef. 
Samml. Seite 1277) wird in Betreff des Verfahrens bei den Stempelvifitationen 
Folgendes angeordnet: 

1) Der mit Ausführung der Stempelvifitation beauftragte Fiskal hat jorgfältig zu 
prüfen, ob bei der revidirten Stelle die Vorſchriften der Stempelgejege in allen Bezie- 
bungen gehörig beachtet find. Die Bifitation erftredt ſich ſowohl auf die allgemeinen, 
der revidirten Stelle binfihtlih der Anwendung der Stempelgefege obliegenden Ber: 
pflichtungen, al8 auf die vorichriftsmäßige Verfteuerung der bei derjelben vorgefommenen 
ftempelpflichtigen Gegenftände. Wegen der Stempelvifitation bei denjenigen Gerichten, 
bei welden der Stempelverbrauh durch die Gerichtsfoftengefege ausgeſchloſſen ift, wird 
unter No. 13 das Erforderliche beftimmt. 

2) Die Behörden, Beamten, Notare, Aftiengejelihaften, Agenten derjelben und 
Auftionatoren, bei denen eine Stempelrevifion abgehalten werben joll, haben, fobald fie 
hiervon durch den Stempelfisfal in Kenntniß gefegt werden, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Vifitation ohne allen Aufenthalt begonnen und vollftändig ausgeführt werden 
kann. Ueber Alles, was auf die Beobahtung der Stempelgejege Bezug hat, ift dem 
Stempelfisfal unverzüglich jede von ihm gemwünjchte Auskunft zu ertheilen. 

1 
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3) Der Prüfung des Stempelfisfals unterliegen nad feinem Ermeſſen und nad 
der von ihm zu treffenden Auswahl alle Urkunden, Atten, Bücher, Repertorien und 
jonftigen Schriftitüde, in welchen ftempelpflichtige Verhandlungen oder auf ſolche Ber: 
bandlungen bezüglihe Data enthalten fein können. 

4) Dokumente, öffentlihe Bücher und andere werthvolle oder eine bejondere Ber: 
mwahrung erfordernde Schriften find dem Stempelfisfal und den demſelben zur Unter: 
ftügung bei Ausführung der Pifitation beigenebenen Aftucrien oder Gehülfen zur Ein» 
fiht in angemeffenen Räumlichkeiten jo viel als möglih an Ort und Stelle (in den 
Arhiv:, Regiftratur:, Geihäftslofalen u. f. mw.) vorzulegen. 

5) Andere Akten und Schriften, melde ohne Nachtbeil deplacırt werden fönnen, 
find dem Fisfal auf Verlangen aud in feine Wohnung zu verabfelgen und falls fie 
nit durch Beamte der revidirten Stelle befördert werden können, vor der Verabfolgung 
zu verfiegeln. Die Einjendung von Akten behuft der Revifion nah dem Mohnorte 
des Fisfales kann nur in jo meit beanſprucht werden, als diejelbe ohne Nacdıtbeil für . 
den Geſchäftsgang bei der revidirten Stelle ftattfinden kann. 

Auf jedes geprüfte Aktenftüd hat der Fisfal einen Revifions: Vermerk zu fegen. 

6) Die von dem Fisfal aufgeftellten Erinnerungen mwerden der revidirten Stelle 
durh die Provinzial-Steuerbehörde behufs Erledigung nah Maßgabe der von legterer 
zu ftelienden Anforderungen und Requifitionen mitgetheilt. In Betreff der den Pro- 
vinzialbehörden untergeordneten Behörden und Beamten kann die Provinzial» Steuer: 
Direktion nah ihrem Ermeflen die Mittheilung der Revifions:Erinnerungen an die der 
repidirten Stelle vorgejekte Provinzial:Behörde und Hinfichtlih der Gerichtsbehörden in 
der Provinz Hannover an die betreffende Kronanmwaltihaft zur weiteren Veranlaſſung 
richten. 

7) Nah Eingang der Revifionserinnerungen bei der revibirten Stelle bat Icktere 
mit denfelben ein bejonderes Aftenftüd, betreffend die abgehaltene Stempelvifitation, an- 
zulegen und wegen Erledigung der aufgeftellten Erinnerungen, ſowie wegen Einziehung 
und nötbigenfalls exekutiviſcher Beitreibung der defeftirten Stempel von den zur Ent: 
rihtung der Steuer Verpflichteten das Weitere zu veranlafien. 

8) Glaubt die revidirte Stelle die gezogenen Erinnerungen und Stempeldefelte nicht 
anerkennen zu follen, fo find die geltend zu machenden Einwendungen von den den 
Provinzialbehörden untergeordneten Behörden und Beamten zunächſt der vorgejegten 
Behörde vorzutragen und fomeit fie von legterer dazu geeignet befunden werden, der 
Provinzialfteuerbehörde behufs anderweiter Erwägung und Entſchließung mitzutheilen, 
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andernfall3 aber zurüdzumeifen. Hat die Nevifion bei einer Provinzialbehörde jtattge- 
funden, fo hat diefe gleichfalls wegen der nicht von ihr anerkannten Erinnerungen zunächſt 
mit der Provinzialjteuerbehörde in Einvernehmen zu treten. Findet eine Verftändigung 
mit legterer nicht jtatt, oder glaubt eine ven Vrovinzialbehörden untergeordnete Stelle 
bei der ergangenen Entſcheidung fich nicht beruhigen zu können, fo ift an den zuftändigen 
Refjortminifter diejerhalb zu berichten. Das Verfahren Hinfichtlich der von Gerichtsbe— 
börden und Notaren zu erhebenden Einwendungen gegen die Erinnerungen des Stempel: 
figfales resp. der Provinzialfteuerbehörde bejtimmt fih nad den bejonderen hierüber er- 
gangenen Anordnungen. 

In den vorjtehend nicht erwähnten Fällen hat die revidirte Stelle (Aktiengejell- 
Ihaften, Auftionatoren u. ſ. w.) ihre Einwendungen gegen die Revifionserinnerungen 
unmittelbar der Provinzialjteuerbehörde vorzutragen und kann gegen die ergebende Ent: 
ſcheidung an den Finanzminifter refurriren. 

In Betreff der Zuläffigfeit des Rechtsweges gegen die geltend gemachten Stempel: 
forderungen bewendet es bei den gejeglihen Vorſchriften. 

9) Die bei der revidirten Stelle eingegangenen Beträge an defeftirten Stempeln 
find an die von der Provinzialjteuerbehörde bezeichnete Steuerftelle abzuführen. Die 
Abführung erfolgt, wenn die Defektentabelle mit einem Male erledigt wird, unter Vor: 
legung der Defeftentabelle jelbjt, jonjt unter Vorlegung eines aus derjelben zu fertigen: 
den Auszuges, in mweldem die Nummern der betreffenden Erinnerungen und der abzu- 
führende Betrag bei jedem Monitum anzugeben find. 

10) Gegen Vereinnahmung des Geldbetrages verabfolgt die Steuerftelle den ent- 
fprehenden Betrag in Stempelmaterialien und zwar in möglichjt wenigen Bogen oder 
Marken. Wegen der Verwendung von Stempelmarfen zu diefem Zmwede ift in den 
88. 4 und 5 der Bejtimmungen vom 8. Augujt v. Is., betreffend die Verwendung von 
Stempelmarfen das Erforderlihe angeoronet. Das Stempelpapier wird mit einem das 
Datum der Defeftentabelle und die Bezeihnung der revidirten Stelle enthaltenden 
Kaffationsvermerfe unter Beifügung des Datums und der Unterichrift der Steuerjtelle 
verjehen. Außerdem hat die legtere unter der vorgelegten Defeftentabelle oder dem 
Auszuge daraus die Löſung der Stempelmaterialien nah dem Gejammtbetrage zu be- 
fcheinigen. 

11) Die folchergeftalt beicheinigien Tabellen oder Auszüge nebft den faffirten 
Stempelmaterialien reicht die revidirte Stelle der Provinzialfteuerbehörde behufs ihrer 
Entlaftung Hinfihtlih der über die Stempelvifitationen zu führenden Kontrole ein, und 
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empfängt bie Tabelle resp. die Auszüge zu ihrem Ausweiſe über Berichtigung der 
Stempeldefette zurüd. Diefe Ausmweife, ſowie die jonftigen auf Abmwidelung der Revi- 
fionserinnerungen bezüglihen Schriftftüde find zu den nach No. 7 anzulegenden Akten 
zu nehmen. 

12) Die Provinzialfteuerbehörde ift verpflichtet, auf die prompte und vollftändige 
Erledigung der Revifionserinnerungen zu halten und zu dieſem Behufe nöthigenfalls die 
Einwirkung der vorgefegten Behörde der revidirten Stelle in Anfpruh zu nehmen oder 
in den nach gefeglicher Vorſchrift dazu geeigneten Fällen die erefutivifche Einziehung der 
defeftirten Beträge zu veranlaflen. 

13) Bei denjenigen Gerichten, bei welchen der Stempelverbraud durch die Gerichts: 
koftengefege ausgefchloffen ift, beſchränkt fih die BVifitation des Stempelfisfales auf die 
Prüfung, ob in den betreffenden Gerichtsaften Urkunden (z.B. dem Gericht eingereichte 
Privatdofumente) fih befinden, die nicht nah Vorſchrift der Gerichtsfoftengeiege zu 
tariren find und zu denen der vorfhriftsmäßige Stempel nicht verwendet ift; ferner auf 
die Prüfung der gerichtlihen Verhandlungen, worauf die Gerichtsfoftengefege überhaupt 
feine Anwendung finden, 3. B. die Akten über die Anftelung, Vereidigung und Beur: 
laubung der Beamten und dergleichen. 

14) In den unter Nr. 13 gedachten Fällen werden die NRevifionserinnerungen des 
Stempelfisfales von dem betreffenden Gericht in der Weife erledigt, daß zu den dem 
Gerichte eingereichten ftempelpflichtigen Schriftftüden (Privatdofumenten, Duittungen u. f. w.) 
die Stempel in natura nachgebraht und die Steuerpflichtigen angehalten werden, das 
bei der Steuerftelle anzufaufende Stempelmaterial zu den Akten einzuliefern. Sonftige 
defeftirte Stempelbeträge werden ald Gerichtsfoften gebucht, eingezogen und verrechnet. 
Mit der Benachrichtigung, daß erfterenfalles die Nachbringung des Stempels erfolgt, 
letzterenfalls der nachliquidirte Stempelbetrag unter den Gerichtskoſten zum Soll geftellt 
morden, jcheidet die Revifionserinnerung aus der Kontrole der Provinzialfteuerbehörde aus. 


Berlin, den 22, Mai 1868. 
Der Finanzminifter. 
v. d. Heydt. 
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Nachſtehende Bekanntmachung 


Auf Grund eines Beſchluſſes des Bundesraths des Zollvereins find ſämmtliche Zoll— 
behörden im Zollverein angewieſen, mit dem I. Juni d. 8. die aus der nachſtehenden 
Zufammenftellung erſichtlichen Zolbefreiungen uud Zollermäßigungen allgemein für die 
Einfuhr aus allen Ländern, jedoch mit der aus der Zufammenftellung hinſichtlich des 
Weins, des Moftes und des Ciders hervorgehenden Mafgabe, in Anwendung zu bringen. 


Berlin, den 26. Mai 1868. 
Der Finanz: Minifter. 


von der Heydt. 


wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 
Gajjel, den 30. Mai 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Direktor. 
Schultze. 


Zuſammenſtellung 
der zu Folge des Handels- und Zollvertrages mit Oeſterreich vom 9. März d. J. mit 

dem 1. Juni 1868 eintretenden Aenderungen des Zollvereins-Tarifs. 

l. Bom Eingangszolle befreit werden folgende Gegenftände: 

I) Baryt, jchwefelfaurer, gepulvert (aus Nr 5 a. Anmerkung 4); 

2) Eifenvitriol (grüner) (aus Nr. 5 a. Anmerkung 7); 

3) Grünes Hohlglas (Glasgeſchirr) (Nr. 10 a.); 

4) Borften (aus Wr. 11 b.); 

5) Zichorien, getrodnete (aus Nr. 25 p. 2); 

6) Nudeln, Sago und Sago-Surrogate (aus Nr. 25 q. 1) 

7) Graues Löih: und Padpapier, Pappdedel, Preßſpäne, künſtliches Pergament; 
Papier zum Schleifen oder Poliren; Schieferpapier (aus Nr 27. a.); 

8) Pferde (aus Nr. 39. a.) und Füllen von Pferden (aus Anmerkung 2. zu 
Nr. 39 a.). 

1. Im Eingarigszolle ermäßigt und anftatt der im Tarif beftimmten 
mit den nebenbezeihneten Zollfägen belegt werden folgende 
Gegenstände: 

1) Gebleichte undichte Baummollengerwebe, auch anpretirt (aus Nr. 2, c. 3.) für 
den Zentner mit 26 Thlr. 20 Sgr. oder 46. FI. 40 AÆr.; 
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2) Bürftenbinder: und Siebmacherwaaren, grobe, in Verbindung mit Holz oder Eiſen, 
ohne Politur und Lack (Nr. 4 a.) für den Zentner mit 20 Sgr. oder 1 Fl. 10 &r.; 

3) Wahholderöl und Rosmarinöl (aus Nr. 5 a.) für den Zentner mit 2 Thlr. 
oder 3 Fl. 30 Xr. 


4) Fette Dele zum Mebdizinalgebraude (aus Nr. 5 a.) und zwar: 
in Fäflern für den Zentner 15 Sgr. oder 52%. Kr.; 
in Flajchen oder Krufen für den Zentner 25 Sgr. oder 1 Fl. 27 Kr.; 
5) Ammontaf, kohlenſaures; Salmiak; Hirſchhorn- und Salmiafgeift; Glyzerin 
(aus Nr. 5 a.) für den Zentner mit 15 Sgr. oder 52". Xr.; 
6) Ammoniak, jchwefelfaures; Waflerglas (aus Nr. 5 a. Anmerkung 1) für den 
Gentner mit 15 Ser. oder 52", &r.; 
1) Maun (aus Nr. 5 a. Anmerkung 2) für den Zentner mit 15 Sgr. oder 
521/, &r.; 
8) Latrigenjaft (aus Nr. 5 a. Anmerkung 5) für den Zentner mit 1 Thlr. 
10 Sgr. oder 2 Fl. 20 &r.; 


9) Ehromfaures Bleioryd (aus Nr. 5 a. Anmerkung 6) für den Zentner mit 
1 Thlr. oder 1 Fl. 45 &r.; 

10) Robeifen aller Art, altes Brucheiſen (Nr. 6 a.) für den Zentner mit 5 Sur. 
oder 17". Xr.; i 

11) Roher Stahl in Blöden oder Gußftüden (aus Nr. 6 b.) für den Zentner mit 
15 Sgr. oder 52", Xr.; 

12) Eifen, welches zu groben Beftandtheilen von Maſchinen und Wagen (Kurbeln, 
Achſen u. dgl.) roh vorgejchmiedet it, infofern dergleihen Bejtandtheile einzeln 
fünfzig Pfund oder darüber wiegen (aus Nr. 6 c. und f. 2 «) für den Bent- 
ner mit 25 Sgr. oder 1 Fl. 27. &r.; 

13) Zuppeneifen, noch Scladen enthaltend, in Maffeln oder Prismen (Nr. 6. An 
merfung 2 zu b.) für den Zentner mit 15 Sgr. oder 52". Xr.; 

14) Senjen, Sicheln, einihließlich der Futterllingen (Strohmeſſer), (aus Nr. 6 f. 
2 4) für den Zentner mıt 1 Thlr. 10 Sgr. oder 2 Fl. 20 &r.; 

15) Behänge zu Kronleudtern von Glas, Glasfnöpfe, Glasperlen, Glasſchmelz 
(aus Nr. 10 c.) für den Zentner mit 20 Sgr. oder 1 Fl. 10 &r; 

16) Glasplättchen ohne Unterjchied der Farbe zur Knopffabritation (aus Nr. 10 c, 
und e.) für den Zentner mit 15 Sgr. oder 52". &r.; 
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17) Hölzerne Hausgeräthe (Möbel) und andere Tifchler:, Dredsler: und Böttcher: 
mwaaren und Wagnerarbeiten in einzelnen Theilen in Verbindung mit anderem 
Glas als Fenfterglas in feiner natürliden Farbe (aus Nr. 13 f.) für den ent: 
ner mit 1 Thlr. oder 1 Fl. 45 &r.; 

18) Hopfen (Nr. 14) für den Sentner mit 1 Thlr. 20 Sgr. oder 2 FL. 55 &r.; 

19) Mufifaliihe Jnftrumente (Nr. 15 a. 1.) für den Sentner mit 2 Thlr. oder 
3 51. 30 &r.; 

20) Ueberiponnene Kautihudfäden (aus Str. 17 d.) für den Zentner mit 4 Thlr. 
oder 7 Fl.; 

21) Waaren aus ladirtem, gefärbtem oder bedrucktem Kautihud, auch in Verbindung 
mit anderen Materialien, ſoweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen; feine 
Schuhe (aus Nr. 17 d.) für den Zentner mit 7 Thlr. oder 12 Fl. 15 &r.: 

22) Gewebe aus Kautihudfäden in Verbindung mit anderen Spinnmaterialien 
(Nr. 17 f.) für den Zentner mit 15 Thlr. oder 26 Fl. 15 &r.; 

23) Kleider und Pugwaaren von Geweben mit Kautſchuck oder Guttaperdha über: 
zogen oder getränft, jo wie aus Gummifäden in Verbindung mit anderen Spinn- 
materialien (Nr. 18 c.) für den Zentner mit 15 Thlr. oder 26 Fl. 15 Er; 

24) Brüffeler und Däniihes Handichuhleder; auch Korduan, Marokin, Saffıan und 
alles gefärbte und ladirte Leder (Nr. 21 b.) für den Gentner mit 5 Thlr. 
oder 8 Fl. 45 Kr; 

25) feine Lederwaaren von Korduan, Saffian, Marofin, Brüffeler und Dänifhen 
Leder, von ſämiſch- und meißgarem Leber, von gefärbtem oder ladirtem Leber 
und Pergament, auch in Verbindung mit anderen Materialien, jomweit fie da- 
durch nicht unter Nr. 20 fallen; feine Schuhe aller Art (Nr. 21 d.) für den 
Zentner mit 7 Thlr. oder 12 Sl. 15 &r.; 

26) Rohes Garn von Flachs oder Hanf, Maſchinengeſpinnſt (Nr. 22 a. 1 «.) für 
den Zentner mit 15 Sgr. oder 52'% Xr.; 

27) Gebleichtes, desgleihen bloß abgefochtes oder gebüftes (geäfchertes) Leinengarn, 
ferner gefärbtes Leinengarn (Nr. 22 b.) für den Zentner mit 1 Thlr. 20 Ser. 
oder 2 Fl. 55 Kr; 

28) Gebleihte Seile, Taue, Stride, Gurten, Tragebänder und Schläuhe (aus 
Nr. 22 f.) für den Zentner mit 15 Sgr. oder 52%, Xr.; 

29) Künftliche Hefe (aus Nr. 25 c.) für den Zentner mit 7 Thle. oder 12 FI. 
15 &r.; 
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30) Wein und Moft, auch Eider in Fällern und Flaſchen, mit Ausnahme von fol: 
hen aus Ländern, welche den Bollverein nicht gleih dem meiftbegünftigten 
Lande behandeln (aus Nr. 25 e.) für den Zentner mit 2 Thlr. 20 Sgr. oder 
4 5. 40. Xr.; 

31) Kakaomaſſe, gemahlener Kakao, Chofolade und GChofoladen » Surrogate (aus 
Nr. 25 n.) für den Zentner mit 7 Thlr. oder 12 Fl. 15 &r.; 

32) Mit Zuder, Effig, Del oder fonft, namentlih alle in Flaſchen, Büchſen und 
dergleichen eingemachte, eingebämpfte oder auch eingejalzene Früchte, Gewürze, 
Gemüje und andere Konjumtibilien (Pilze, Trüffeln, Geflügel, Seethiere und 
dergleichen) ; zubereitete Fiihe; zubereiteter Senf (aus Nr. 25 p. 1) für den 
Zentner mit 5 Thlr. oder 8 Fl. 45 &r.; 

33) Kraftmehl, Puder, Stärke, Arrowroot, Tapiofa (aus Nr. 25 q 1) für den 
Zentner mit 15 Sgr. oder 52), &r.; 

34) Ungeleimtes ordinaires (grobes, graues, halbweißes und gefärbte) Papier 
(Nr. 27 b.) für den Zentner mit 20 Sgr. oder 1 Fl. 10 &r.; 

35) Ungeleimtes Druckpapier, anderes als ordinäres (aus Nr. 27 c.) für den ent: 
ner mit 20 Sgr. oder 1 #1. 10 &r.; 

36) Formerarbeit aus Steinpappe, Asphalt oder ähnlihen Stoffen, auch im Berbin- 
dung mit Holz oder Eifen, jedoch weder angejtrichen noch ladirt (aus Nr. 27 
c. und d.) für den Zentner mit 20 Sgr. oder 1 Fl. 10 &r.; 

37) Alles andere Papier (jedoh mit Ausnahme von Gold: und Silberpapier, von 
Papier mit Gold: und Silbermuftern, von durchſchlagenem Papier, ingleichen 
von Streifen von diefen Papiergattungen und von Papiertapeten), auch litho— 
grapbirtes, bedrudtes oder lintirtes, zu Rechnungen, Etiketten, Frachtbriefen, 
Devifen zc. vorgerichtetes Papier; Malerpappe (aus Nr. 27 ce.) für den Jentner 
mit 1 Thlr. oder 1 Fl. 45 &r.; 

38) Fertige, nicht überzogene Schaafpelze, deßgleichen weißgemachte und gefärbte, nicht 
gefütterte Angora- oder Schaaffelle, ungefütterte Deden, Pelzfutter und Befäge 
(Nr. 28 b.) für den gentner mit 3 Thlr. oder 5 Fl. 15 &r.; 

39) Sciefertafeln in ladirten oder polirten Holzrahmen, (us Nr. 33 d. 2) für 
den Zentner mit 15 Sgr. oder 52". Kr.; 

40) Bürften und Beſen aus Binien, Gras, Schilf, Heidefrautwurzeln oder Reisſtroh, 
auch in Verbindung mit Holz ohne Politur und Lak (au Nr. 4 a. um 
Nr. 35 b.) für den Zentner mit 5 Sgr. oder 171% &r.; 
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41) Hüte aus Holzipan ohne Garnitur (aus Nr. 35 d. 1) für den Zentner mit 
20 Ser. oder 1 FI. 10 &r.; 

42) Weißes Porzellan mit farbigen, weder vergoldeten noch verfilberten Randftreifen 
(aus Nr. 38 d.) für den Zentner mit 1 Thlr. 20 Sgr. oder 2 Fl. 55 &r.; 

43) Ochſen und Zuctitiere (Nr. 39 b. 1) für das Stüf mit 1 Thlr. 10 Ser. 
oder 2 Fl. 20 &r.; 

44) Kühe (Nr. 39 b. 2) für das Stüd mit 1 Thlr. oder 1 FI. 45 &r.; 

45) Yungvich (Nr. 39 b. 3 und Anmerkung zu b. unter c.) für das Stück mit 
15 Sgr. over 52", Xr.; 

46) Spanferfel (Nr. 39 c. 2) für das Stüd mit 3 Sgr. oder 10%; Xr.; 

47) Hämmel (Nr. 39 d.) für das Stüd mit 5 Sgr. oder 17% Kr.. 


WU. In Folge der vorftehenden Beftimmungen erfährt die Benennung 
der Gegenftände in dem Vereinszolltarif folgende Abänderungen: 


1) in Nr. 2 c. treten an Stelle der Nr. 3 folgende Beftimmungen: 
„3) alle undichte Gemwebe, wie Jakonnet, Muffelin, Tül, Marly, Gaze, ſoweit 
fie nicht unter Nr. 2 begriffen find: 
a. gebleicht, auch appretirt, für den Zentner 25 Thlr. 20 Ser. = 46 FI. 40 Kr. 
8. alle anderen ; dann Spigen und Stide: 
reien für den Zentner . » 2. 30 — „ —52, 30, 
2) in Nr. 5 a. kommen „fette Dele zum Medicinalgebrauhe” in Wegfall; 
3) die Anmerkungen zu der Nr. 5 a. erfahren folgende Abänderungen und Zufäge: 
Es treten: 
„Eifenvitriol (grüner) aus der Anmerkung 7. in die Anmerkung 3.; 
„ſchwefelſaures Ammoniat und Wafjerglas” aus der Anmerkung 1. in die 
Anmerkung 4; 
„Alaun” aus der Anmerkung 2 in die Anmerkung 4; 
„Lakrigenjaft“ aus der Anmerkung 5. in die Anmerkung 8; 
„Baryt, ihwefelfaurer, gepulvert” aus der Anmerkung 4 in die Anmerkung 3. 
Es werden hinzugefügt: 
„Hromfaures Bleioryd” der Anmerkung 1; 
„Ammoniak, Eohlenfaures; Salmiat; Hirſchhorn und Salmialgeift; Glyzerine“ 
der Anmerkung 4; 
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„Wachholderöl und Rosmarinöl“ der Anmerkung 5; 
nah „chromſaure Erd: und Metallfalze” in der Anmerkung 6 die Worte: 
„mit Ausnahme von hromfaurem Bleioryd.” 
Es gelangt in Wegfall : 
„Rizinusöl, in Fäflern eingehend, wenn bei der Abfertigung auf den Gentner 
ein Pfund Terpentinöl oder ein Achtelpfund Rosmarinöl zugefegt worden“, 
in der Anmerfung 4; 


4) am Schluſſe der Nr. 6 b. treten an Stelle der Worte: „einen Gentner“ die 
Worte: „fünfzig Pfund“ ; 

5) der Anmerkung unter 2. zu Nr.6.b. wird hinzugefügt: „roher Stahl in Blöden 
oder Gußjtüden“ ; 

6) in Nr. 6. f. 2 3. gelangen „Senfen, Sicheln“ in Wegfall und treten der 
Nr. 6. f. 2 «. am Schluß hinzu; 

7) die Anmerkung zu Nr. 10. a. fommt in Wegfall ; 


8) „Bebänge zu Kronleudhtern von Glas; Glasfnöpfe, Glasperlen, Glasſchmelz“ 
treten aus Nr. 10 ce. in Rr. 10 b.; 


9) die Anmerkung zu ec. und e. der Nr. 10 erhält folgende Faſſung: 
„Glasmaſſe, fowie Glasröhren, Glasftängelden und Glasplättchen ohne Unter: 
fchied der Farbe, wie fie zur Perlenbereitung, Kunſtglasbläſerei und Knopf- 
fabrifation gebraucht werden; Glafurmaffe” ; 
10) in der Nr. 11 treten „Borften” aus der lit. b. in bie lit. a.; 
11) in Nr. 13. e. wird anſtatt der Worte: „Fenfterglas in feiner natürlichen 
Farbe” gefegt: „Glas“ ; 

12) in Nr. 17 treten „überfponnene Kautihudfäden” aus lit. d. in lit. c.; 

13) in Nr. 22 d. werden binzugefügt: „gebleichte Seile, Tane, Stride, Gurten, 
Tragbänder und Schläude“ ; 

14) in Nr. 22. f. wird nad „gebleichte Seilerwaaren” hinzugefügt: „mit Aus— 

nahme der unter d. genannten‘; 

15) in Nr. 25 tritt an Stelle der lit. c. folgende Beftimmung : 

„ce. Hefe aller Art, mit Ausnahme der Weinhefe : 
1) Eünftlie, für den Zentner. . 7 The. — Sgr. 12 FL. 15 &r. 
2) andere, für den Senn . . 1 „ — „ 19 „ 15 
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16) die Nr. 25. e. erhält folgende Faſſung: 
e. 1. Wein und Moft, auch Eider in Fällern und Flafchen: 
a) aus Ländern, welche den Zollverein nicht gleich dem meiftbegünftigten 
Lande behandeln*) für den Zentner 4 Thlr. — Ser. 7 Fl. — Er. 
8) aus andern Ländern für den 


Zentner . 20; 2 „ 20 4, 40, 
2. Eſſig in Flaſchen ober Ruten für 
den Gentner . . . in — 7 —, 


17) in der Nummer 25 n. — in Wegfall: 
„Kakaomaſſe, gemahlener Kakao, Chofolade und Chofolade-Surrogate; 
18) an die Stelle der Nr. 25 p. 1. tritt folgende Beftimmung: 
„P- 1. a. Konfitüren, Zuderwerf, Kuchen: 
werk aller Art; Oliven, Kapern, 
Bafteten; Tafelbouillon, Saucen 
und andere ähnliche Gegenftände 
des feineren Tafelgenufjes; Kakao: 
maſſe, gemahlener Kakao, Chofo- 
lade und Chofolade-Surrogate für 
den Senn . » 2» 2.0.7 The — Sgr. 12 FI. 15 &r. 
g. mit Zuder, Eifig, Del oder fonft, 
namentlich alle in Flaſchen, Büch— 
fen und dergleichen eingemadhte, 
eingedämpfte oder auch eingefalzene 
Frühte, Gewürze, Gemüfe und 
andere Konfumtibilien (Pilze, 
Trüffeln, Geflügel, Seethiere und 
dergleichen); zubereitete Fiiche; 
zubereiteter Senf für den Zentner 5 Thlr. — Sgr. 8 FL 45 Kr.*; 
19) in Nr. 25. p. treten „Zichorien, getrodnete” aus der Nummer 2. in die Num— 
mer 3.; 

9 Dieſe Beftimmung findet zur Zeit nur anf Portugal Anwendung. Bei Feſtſtellung ber Herkunft von am - 
fheinend aus jenem Lande flammendem Weine haben die Zollabfertigungsftellen die Sciffspapiere, Falturen, fauf- 
männifchen Korrejpondenzen ꝛc, ſowie fonflige zum Nachweis geeignete Papiere zum Grunde zu legen, bei entfiehendem 
Zweifel aber, wegen Anmwenbung des niedrigeren für Weine aus anderen Ländern beftimmten Zollfages, den Fall der 
Direltivbehörde zur Entſcheidung vorzulegen. 
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20) in Nr. 25. q. treten „Nudeln, Sago und Sago-Surrogate“ aus der Nr. I in 
die Nr. 2.; 
21) an Stelle ar Nr. 27 a. treten die nachſtehenden ———— 
„a. 1. Graues Löſch- und Packpapier; 


Pappdeckel, Preßſpähne, künſtliches 
Pergament; Papier zum Schleifen 


oder Poliren; Schieferpapier . . frei. frei. 
2. Fliegenpapier, Gichtpapier für den 
Centner . 2 2» 2 200.20. —Llr.158gr. — Fl. 52'|,%r.®; 


22) der Nr. 27 b. werden hinzugefügt: „alles ungeleimte Drudpapier; Former: 
arbeit aus Steinpappe, Asphalt oder ähnlichen Stoffen, auch in Verbindung mit 
Holz oder Eiſen, jedoch weder angeitrichen noch ladirt“ ; 

23) die Nr. 27 ce. erhält nachſtehenden Fafjung: 

„ce. 1. Gold: und Silberpapier; Papier 
mit Gold: oder Silbermufter, 
durhichlagenes Papier ; ingleichen 
Streifen von diejen Bapiergat- 
tungen; Bapiertapeten; Waaren 
aus Papier, Pappe oder Papp- 
mafje; Formerarbeit aus Steine 
pappe, Asphalt oder ähnlichen 
Stoffen, fomweit fie nicht unter b. 
und d. begriffen ift, für den gentner 1 Thlr. 10 Sgr. 2 Fl. 20 &r. 
2, Alles andere Papier, auch Litho: 
graphirtes, bedrucktes oder liniirtes, 
zu Rechnungen, Etiketten, Fradt- 
briefen, Deviien ac. vorgerichtetes 
Papier; Malerpappe für den 
Zentner ». » > 0 17Thlr. — Sgr. 151. 45 Kr”; 

24) in Nr. 33. b. werden Hinzugefügt: „Schiefertafeln in ladirten oder polir- 
ten Holzrahmen“ ; 

25) in Nr. 85, treten „Strohbeſen“ aus lit. b. in lit. a. J und „Hüte aus Hol; 
ſpahn ohne Garnitur“ aus lit. d. 1. in lit. b.; 
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26) die Nr. 35. d. erhält folgende Faſſung: 
„d. Hüte aus Stroh, Rohr, Baſt, 
Binfen, Fiichbein und Palm- 


2 blättern: 
1) ohne Garnitur, für das Stüd — Thlr. 2 Sgr. — Fl. 7 Kr. 
2) mit Garnitur auch dergleichen 
aus Holzſpahn. u Lu — „ 14, *; 
27) in Nr. 38. tritt: „Porzellan, weißes mit farbigen Streifen” aus lit. d. in 


lit. c.; 
28) an die Stelle der Nr. 39 a, treten folgende Beitimmungen: 
„a. 1. Pferde ar frei. frei. 
2. Maulthiere, Maulejel, Ejel für 
dad Sid . . 2 2.2.0. 18h. 10 Sgr. 25. 20 Kr”; 
29) die Anmerkung zu Nr. 39 b. erhält folgende Faflung : 
„Auf der Grenzlinie von Oberwieſenthal in Sadien 
bis Schuiterinfel in Baden werden zu dem folgenden 
ermäßigten Sate eingelaflen : 
Zuctitiere . . für das Stüd I Thlr. — Ser. I Fl. 45 &r.” 


IV. Ueberdieß werden noch die nadhftehenden Gegenstände nad den 
beiverzeihneten Tarifnummern behandelt: 

1): „Bernfteinöl* wie „Leinölfirniß“ nah Nr. 5 a. Anmerkung 4.; 

2) „Beſen und Bürjten aus Binfen, Gras, Schilf, Heidefrautwurzeln, Stroh, Reis: 
ſtroh oder feinen geichälten Ruthen, auch in Verbindung mit Holz ohne Politur 

‚ und Lad“ wie „Schilfwaaren, ordinäre, ungefärbt” nah Nr. 35 a. 1.; 

3) „Zichorien, gedörrte” wie „Zichorien, getrodnete” nah Nr. 25 p. 3.; 

4) „Eiſenblech, dreſſirtes (d. i. geglättetes, jedoch nicht polirtes, wie folches zur 
Heritellung von Weißblech verwendet wird)“ wie „ſchwarzes Eiſenblech“ ad) 

Nr. 6 cc; 

5) „Fächer aus Holz, auch durchgeſchlagen oder mit Schnitzwerk, durchbrochener 
‚oder ausgelegter Arbeit oder mit Malerei oder Bildwerk verſehen, auch in Ver— 

bindung mit anderen Materialien, ſofern ſie dadurch nicht unter die Nr. 20 
fallen”, wie „feine Holzwaaren“ nad Pr. 13 f.; 
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6) „Federbeſen (Abftauber) aus ungefärbten Federn“ mie „grobe Bürftenbinder: 
mwaaren” nah Nr. 4 a.; 

7) „Slastorallen, Glasgranaten, Glastropfen, auch farbige” mie „Glasperlen“ 
nah Nr. 10 b.; 

8) „Herzftüde (Eifenbahnihienen) aus Gußeifen” wie „ganz grobe Gußwaaren“ 
nah Nr. 6 f. 1; 

9) „Hohlglas, weißes zu Lampenbedeckungen (Zampenkugeln, Zampenfhirme, Lampen: 
ſchaalen), welches durch Abreiben oder Aehen der inneren Fläche undurchfichtig 
gearbeitet, jedoch mit Verzierungen nicht verfehen iſt“, wie „weißes Hohlglas, 
ungemuftertes” nah Nr. 10 b.; 

10) „Rautihudöl” wie „Theeröl“ nah Nr. 36.; 

11) „LZorbeeröl (Lohröl), flühtiges und butterartiges“ wie „Del, andermeit nicht 
genannt”, und zwar: 

in Flafchen oder Krufen nad Nr. 26 a. 1., 
in Fäſſern nd . . . . Nr. 26 a. 2; 

12) „Möbel, hölzerne, in Verbindung mit Baft:, Binſen-, Schilf:, Stuhlrohr-, Stroh: 
und Korbgeflehten“ wie „hölzerne Hausgeräthe” nah Nr. 13 e.; 

18) „Del, fettes zum Medizinalgebrauche“ wie „Del, andermweit nicht genannt”, und 


war: 
in Flafchen oder Krufen nah Nr. 26 a. L., 
in Fäſſern nd . . . . Nr 26a 2; 


14) „Senfpulver oder gemahlener Senf in Blafen, verjchlofienen Büchſen, Flafchen, 
Krügen oder Stanniol” wie „zubereiteter Senf” nah Nro. 25 p. 1. 4.; 

15) „Strobpapier, welches auf beiden Seiten oder auch nur auf einer Seite rauh 
ift, infofern es ſich feiner Beihaffenheit nah als Padpapier darſtellt“, wie 
„graues Löſch- und Padpapier” nah Nr. 27 a. 1.; 

16) „Xhieröl, rohes (Hirſchhornöl) und gereinigtes (Dippelsöl)“ wie „Del, ander: 
weit nicht genannt“, und zwar: 

in Flaſchen oder Krufen nah Nr. 26 a. L., 
in Fäffern nah Nr. 26 a. 2; 

17) „nicht gebadene, den Nudeln gleichartige Erzeugniffe aus Mehl” wie „Nudeln“ 

nad Nr. 25 4. 2. 
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V. Endlid wird die in dem amtlihen Waarenverzeihniffe zum Vereins— 
zolltarif Seite 230 zu „Badleinmwand” enthaltene Beftimmung der 
dort erfidtliden Anmerkung in nadhftehender Weife modificirt: 

„Unter Padleinwand wird ein ungebleichtes, grobes, glattes, auch einfach ge- 
föpertes Gewebe (ohne Mufter) verftanden, welches nicht über 30 Fäden in 
der Kette auf einen Preußischen Zoll enthält. Fäden, welche durch das ganze 
Stüd Hindurh parallel nebeneinander laufen, ohne von einander abgebunden 
zu fein, zählen für einen Faden.” 


(Den Verlehr mit Spiellarten nach dem Großherzogtum Oldenburg betreffend.) 


Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 2. Januar diefes Jahres, den Verkehr 
mit Spielkarten betreffend, bringe ih im Auftrage des Herrn Finanzminifters hierdurch 
zur öffentlihen Kenntniß, daß im Großherzogtum Oldenburg die Stempelabgabe von 
Spielfarten ’ 

a) 2'/; Sgr. für ein Spiel gewöhnlicher Karten, 

b) 5 Ser. für ein Spiel Taroffarten 
beträgt. 

Zur Erledigung von Uebergangsfcheinen auf Spielkarten find ermächtigt: das 
Hauptfteueramt Dldenburg und die Eteuerämter Wildeshaufen, Vechta, Cloppenburg, 
Damme, Löningen und ever. 

Die Stempelung der Epielfarten erfolgt bei den an verfchiedenen Stellen des 
Großherzogthums vorhandenen Epiellarten-Stenipelburcaug. Einem foldhen Bureau find die 
in das Großherzogtum eingehenden Epiclfarten von dem Einbringer beziehungsmeile 
Empfänger nad) Erledigung des Uebergangsſcheins unverweilt zur Stempelung vorzulegen. 

Caſſel, den 18. Mai 1868. 

Der Provinzial:Steuer-Direktor. 
Schulte. 


Bolizeiverordnung. 

Auf Grund des S. 11 der Verordnung über die Polizeiverwaltung in den neu er: 
mworbenen Zandestheilen vom 20. September 186% finden mir uns veranlaßt, zum 
Schu der Schifffahrt und der Strombauten folgende polizeilihe Vorſchriften für den 
Umfang unferes Verwaltungsbezirts zu erlaffen: 

S. 1. 

Wer ohne einen von dem betreffenden Königlihen Waflerbaubeamten ausgeftellten, 
auf Zeit, Ort und Ausdehnung der Arbeit lautenden Legitimationsichein Sinkftoffe irgend 
welher Art (Erde, Sand, Kies, Steine u. j. mw.) oder die zum Schutze von Verlandungen 
dienenden Pflanzen aus den unter Leinpfadshöhe liegenden Ufern und Flußbetten des 
Rheins, der Mains oder der Lahn entuimnt; — ingleichen, wer ohne ſolche Zegitimation 
Sinkftoffe irgend welcher Art in die unter Zeinpfadsyöhe liegenden Ufer und Flußbette 
der vorbezeichneten Flüffe einbringt, wird, injofern nicht das Strafgeiegbud eine höbere 
Strafe androht, mit einer Geldbuße von einem bis zehn Thalern oder verhältnißmäßigem 
Gefängniß beftraft. 

$. 2. 

Die Wirkſamkeit diefer Verordnung beginnt mit dem Ablauf Eines Monats nad 
erfolgter Publikation derfelben in der Beilage des Jntelligenzblatts. 

Wiesbaden, den 1. April 1868. 

Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 


Berjonal-Chronif. 

Seine Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: 

den Dekan Mencke zu Ruppertshofen auf ſein Anſuchen von der Verwaltung des 
Dekanats Naſtätten zu entbinden und den Pfarrer Schellenberg in Najtätten zum 
Dekan diefes Bezirks zu ernennen 

Der Seminar-Direktor und Profeffor Lex zu Ufingen und der Kirchenrath Dieg 
zu Wiesbaden find auf ihren Antrag von den Funktionen eines Mitglieds der theologi— 
fhen Prüfungs-Kommiſſion entbunden worden. 

Dem Dekan Spieß zu Bechtheim ift die interimiftiihe Verwaltung des Delanats 
Kirberg übertragen worden. 

Die Inſpektion über die evangelifhe Schule zu Nödelheim im Landkreife Wiesbaden 
ift dem Schulinipeftor Stahl zu Eſchborn übertragen worden. 

Die Medizinal:Nceeffiften: Dr. Elenz zu Ufingen, Dr. Wolf zu Schlangenbad und 
Dr. Grebert zu Hochheim find auf ihr Anfuhen aus dem Staatsdienfte entlafjen worden. 

Dem Oberförjter Nemnich zu Herborn ift die Oberförfterftelle Vierenberg mit dem 
Wohnſitze in Weilburg vom 1. Juli d. 8. ab übertragen worden. 
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Geſetz, betreffend die Aufhebung der Schuldhaft. Vom 29, Mai 1868. 
(Ausgegeben zu Berlin ben 31. Mai 1868.) 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verorbnen im Namen des Norbdeutihen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des Bun» 
desraths und des Reichstages, was folgt: 
5%: 

Der Perfonalarreft ift als Erefutionsmittel in bürgerlihen Rechtsſachen infomweit 
nicht mehr ftatthaft, ald dadurch die Zahlung einer Geldſumme oder die Leiftung einer 
Quantität vertretbarer Sachen oder Wertpapiere erzwungen werben foll. 

8. 2. 

Die gefeglihen Vorſchriften, welche den Perfonalarreft geftatten, um die Einleitung 
ober Fortfegung des Prozefverfahrens, oder die gefährdete Execution in das Vermögen 
des Schuldners zu fihern (Sicherungsarreft), bleiben unberührt. 

g. 8, 

Die Beftimmung bes $. 1. findet auch auf die vor Erlaſſung dieſes Geſetzes ent- 
ftandenen Verbindlichkeiten Anwendung, felbft wenn auf Perfonalarreft rechtsfräftig er- 
fannt oder mit deſſen Volftredung begonnen: ift. 

8. 4. 
Alle diefem Gefege entgegenftehenden Vorſchriften treten außer Kraft. 
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8. 5. 

Das Gefeg tritt in Kraft an dem —— an welchem es durch das Bundes-Geſetz⸗ 
blatt verkũndet wird. 

Urkundlich unter Unferer Scfeigenfänbigen Unterſchrift und beigedrudtem Bundes: 
Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 29. Mai 1868. 

cu SI, Wilhelm. 
Gr. v. Bismard- Schönhaufen. 


(Die Wahlen zum Abgeorbnnetenhane- betreffend.) 

Das Mitglied des Haufes der Abgeordneten, Gutöbefiger Wagner aus Mittelheim, 
hat das ihm von dem 6. Wahlbezirte des Negierungsbezirtd Wiesbaden übertragene 
Mandat als Abgeorbneter niedergelegt. | 

Zufolge Berfügung des: Herrn Minifters des Innern ift in dem bezeichneten Wahl⸗ 
bezirke eine Erſatzwahl herbeizuführen. 

Zu diefem Zwede ernennen wir auf Grund des $. 26. der Verordnung über die 
Ausführung der Wahl der Abgeordneten, vom 30. Mai 1849, ſowie des $. 21. des 
Reglements zu der genannten Verordnung vom 15. September v. 38. zum Wahlcom: 
miffarius für die Erfapwahl im 6. Wahlbezirfe (Rheingau-Kreis und Oberamt Meifen- 
beim) den Königlihen Landrath Fonk zu Rüdesheim. 

Die Neuwahl der Wahlmänner an Stelle der etwa inzwifchen durch Tod, Weg: 
ziehen aus dem Urwahl-Bezirke oder auf fonftige Weile ausgefchiedenen Wahlmänner 
wird auf Dienftag den 7. Juli c., die zu Rüdesheim ftattfindende Wahl des Abgeord— 
neten auf Samftag den 18. Juli c. anberaumt. 

Wiesbaden, den 17. Juni 1868. 

“rc Königliche Regierung. 
von Dresler. 
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(Die Wahlen zur Limburger Handelskammer betreffend.) 

Kahdem Herr Rudolph Jung aus Ems, Amts Naffau, aus der Handelsfammer 
des Bezirks Limburg ausgeſchieden, ift an deſſen Stelle zufölge des 8. 6. des Geſetzes 
vom 3. September 1863 nad) dem Ergebniſſe der Wahlen und nad Entſchei— 
dung durch das 2008 Herr Rudolph Herz zu Weilburg zum Eintritt in die Handels- 
fammer berufen worden. 

Dieß wird in Gemäßheit des 8. 7. der Verordnung vom 4. März 1864 mit dem 
Bemerken befannt gemacht, daß Reclamationen gegen die Gültigkeit diefer Wahl zum 
Handelstammer- Mitglied innerhalb I4 Tagen, vom Tage des —— dieſes Publi⸗ 
kandums gerechnet, bei uns anzubringen ſind. 

Wiesbaden, den 1. Juni 1868. 


Königliche Regierung, Abtheilung des Smart, 
von Meujel. 


Polizeiverorpnung, 


den Schus der Wiesbadener Mineralquellen gegen gemeinfhädlihe Einwirkungen des 
Bergbaues betreffend. 

Zum Schuse der Wiesbadener Mineralquellen gegen gemeinihädlide Einwirkungen 
des Bergbaues beftimmt das unterzeichnete Königliche Oberbergamt auf Grund des 8. 4. 
Sat 2. und der $$. 196 und 197 des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 1865, 
mas folgt: 

8. 1. 

Innerhalb der Gemarkung Wiesbaden, einjchließlich der. in. derielben. belegenen En- 
Haven der Gemarfungen Dotzheim und Sonnenberg, jedoch mit Ausnahme besjenigen ſüdöſt⸗ 
lichen Theiles der erftgenannten Gemarkung, welcher füböftlich der Jogenannten „Bierftabter” 
und des fogenannten „Doßheimer” Weges, ſowie der die Verbindung diejer beiden Wege 
bildenden Louifenftraße des Wiesbadener Stabtbezirkes liegt, find alle Schürfarbeiten un- 
bedingt unterfagt, fofern nicht vorher: die fpecielle Genehmigung der Bergbehörde dazu 
eingeholt worden ift. 

Eine Situationskarte, auf welcher die vorftehend feftgeftellten Grenzen verzeichnet 
find, Tiegt zu — Einſicht bei dem Königlichen a er zu Viesba⸗ 
den auf. 


276 


8. 2. 
Uebertretungen diefer Verordnung unterliegen der Berfolgung und Beftrafung nad 
ben 88. 208 und 209 des Berggelehes vom 24. Juni 1865. 
Bonn, den 10. Juni 1868, 
Königliches Oberbergamt. 


Berjonal-Chronif. 


Der zum Regierungsrathe ernannte Amtsaffeffor Raufmann von Hameln ift der 
biefigen Königlichen Regierung überwiefen worden. Wegierungsjecretär Dodel und Regie 
rungsafiefjor Hergenhahn find zu Regierungsräthen, Regierungsfecretär Sartorius 
und Secretär Halbey zu Regierungsaflefloren ernannt worden. 

Der Landesbankfdirectionsrath von Langen ift feinem Wunſche gemäß vom 1. Juli 
d. 3. ab penfionirt und demfelben der Charakter ald Geheimer-Regierungsrath verliehen 
worden. 

Dem zum Landrathe ernannten Regierungsafleffor von König zu Oppeln ift das 
Landrathamt des Ober-Taunusfreifes verliehen worden. 

Amtmann Oppermann zu Wehen, Amtsverwalter Afjeffor Wefterburg zu 
Rennerod, Amtöverwalter Aeceffift Freiherr von Dungern zu Diez, Diftrictseinnehmer 
und Rentamtöverwalter Thaler zu Battenberg, Steuercommiffär Hunzinger zu Gla— 
denbah und die Bürgermeifter: Remy zu Herborn, Staud zu Ems, Frank zu Ober: 
lahnftein, Kullmann zu Hochheim und Hillebrand zu Rüdesheim find zu commifle: 
riſchen Polizeianwälten bei den Amtsgerichten ihres Wohnorts ernannt worden. Bei dem 
Gerichtstage zu Rodheim ift der Oberförfter Neuenhagen zu Heuchelheim bei Rodheim 
commiſſariſch mit den polizeianmwaltlihen Funktionen beauftragt worden. 


BVerfonal-Beränderungen bei den Juftiz.Behörden im Appellationsgerichts-Bezirte 
Wiesbaden pro Mai 1868. 
1. Bei dem Appellationsgeridte: 
der Appellationsgerichtö-Bicepräfident Dr. Bertram ift auf fein Anfuden in Rube 
ftand verfegt und ber Ober-Appellationsgerichtäratd Lau zum Appellationsgerihts- 
Virepräfidenten Allerhöhft ernannt worden. 
der Altuar Reinert aus Güterloh ift als Bureaudiätar aufgenommen worden. 
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2. Beidem Kreisgeridte zu Dillenburg: 
der Rechtsanwalt Schent ift am 7. Mai c. geftörben. 
3. Bei dem Kreisgerihte zu Wiesbaden: 
der Gerichtsafjeffor Reuſch aus Neuwied in dus dieſſeitige Departement verfegt und 
dem Kreisgerichte bier überwiefen. Die Aktuarien Funke aus Halle i. W. und Löbe 
aus Pojen als Bureaubiätarien angenommen. 
4. Bei dem Amtsgerichte zu Diez: 
der Appellationsgerichts:Referendarius Magdeburg behufs Uebertritts zur Königlichen 
Regierung in Potsdam auf feinen Antrag aus dem Juftizdienfte entlaflen. 
5. Bei dem Amtsgeridte zu Gladenbad: 
der Aktuar Ramroth aus Limburg mit der Verwaltung einer Secretärftelle und der 
Gerichtötoften-Receptur beauftragt. 
6. Bei dem Amtsgerihte zu Hadamar: 
der interimiftiihe Gerichtsbote Knapp ift entlaffen und der Militäranwärter Müller 
als Hülfserecutor und Bote angenommen. 
7. Bei dem Amtsgeridhte in Homburg: 
der Amtsrichter Wilhelmi von Selters hierher verjegt; dem Aktuar Temme die Ver: 
waltung einer Secretärftelle übertragen worden. 
8. Bei dem Amtsgeridte in Hödft: 
der interimiftifche Gerihtsbote Ullmann ift entlaflen und der Hülfsbote Urban als 
Gerichtäbote und Erecutor ernannt worden. 
9. Bei dem Amtsgerichte zu Idſtein: 
dem Aktuar Flothow ift die Verwaltung einer Secretärftelle und die der Gerichtäfoften- 
Receptur übertragen worden. 
10. Bei dem Amtsgerichte zu Ufingen: 
der Rechtscandidat Dörr ift zum Appellationsgerichts-Referendarius ernannt. 
1l. Bei dem Amtsgeriht zu Wehen: 
der Gerichtsafiefjior Waterloo ift zum Amtsrichter ernannt. 
12. Bei dem Amtsgerihte zu Wiesbaden: 
die Rechtscandidaten Werren und Emmerich find zu Appellationsgerichts-Referendarien 
ernannt. 
Der proviforiihe Lehrvicar Roth zu Schönau, ſowie die proviforiihen Lehrgehül— 
fen: Hof zu Naftätten, Shmidt zu Rüdesheim und Pabſt zu Langendernbadh find 
an ihren jeitherigen Stellen definitiv angeftellt worden. 


Todesfälle. 


Am 12. Mai ift der Lehrer Streun in Sindlingen, am 15. ejusd. der 
Lehrer Schäfer zu Cagenelnbogen und am 23, ejusd. der Lehrer Marr zu Thalheim 
mit Tod abgegangen. 
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(Die Einführung der 7. Ausgabe der Pharmacopoea borussica und der neueſten Arzneitage betreffend.) 


Nachdem Seine Majeftät der König durch den Allerhöchſten Erlaß vom 22. Januar e. 
zu beftimmen gerubt haben, daß ber die Einführung der 7. Ausgabe der Pharmacopoea 
borussica betreffende Erlaß vem 10, November 1862 nebft den dazu gehörigen Tabellen 
vom 1. Juli c. abaud in den durch die Gefege vom 20. September und 24. December 
1866 mit der Monarchie vereinigten Landestheilen in Kraft treten foll, hat der Herr 
Minifter der geiftlihen, Unterrichts: und Mebicinal-Angelegenheiten buch Erlaß vom 
9. Juni d. Is. auf den Grund der demfelben dur die Allerhöchſte Verordnung vom 
13. Mai v. 38. (Gejeg- Sammlung S. 667) ertheilten Ermächtigung verfügt, daß aud 
die Preußifhe Arzneitare in diefen Zandestheilen von dem gedachten Zeitpunfte ab ein 
geführt werde. 

Demzufolge und um die zwifchen den Preußiſchen und den bisherigen Hannöverifhen 
resp. Sclesmwig-Holfteinifchen Arzneitaren beftehenden Berfchiebenheiten nah Möglichkeit 
auszugleichen, hat der Herr Minifter eine Revifion der Arzneitaxe angeorbnet und unter 
Genchmigung der vorgefchlagenen Abänderungen der feitherigen Arbeitöpreife eine neue 
Auflage der Arzneitare ausarbeiten laſſen. 

Indem wir dies hiermit zur Kenntniß der Betheiligten bringen, bemerken wir zus 
gleich, daß dieſe neue Auflage der Preußifchen Arzneitare pro 1868 durch alle inländifchen 
Buchhandlungen zum Preife von 10 Sgr. bezogen werben kann. 


- 
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Hierbei machen wir noch auf den bei dem Derleger der Arzneitage erichienenen 
„Rechenknecht zur Erleichterung des Taxirens der Recepte nad der Königlich Preußiſchen 
Arzneitage” und die „Tabelle zur Umjegung des bisherigen Medicinal-(Unzen:)Gewichts 
in das neue Mebicinals Grammen-)Gewicht” beſonders aufmerfjam. 

Wiesbaden, den 22. Juni 1868. 

Königlihe Regierung, Abteilung des Innern. 
von Meujiel, 


(Die Erbauung einer ftehenden Brüde fiber ven Rhein bei Düffelvorf betreffend.) 

Zwiſchen Preußen und ben übrigen Rheinuferftaaten ift wegen des Baues einer 
ftebenden Brüde über den Rhein bei Düffeldorf eine Uebereinkunft zu Stande gelommen, 
durch melde bie Bedingungen der Zulaffung des Brüdenbaues im Scifffahrtsintereffe 
geregelt worden find. 

Ein Auszug aus dem Protokolle über die auferordentlihe Sigung der Gentral- 
commiffton für die Rheinſchifffahrt, d. d. Düffeldorf den 4. September 1867, welder 
die Hauptbeftimmungen der von allen Rheinuferftaaten und nachträglich auch von der 
Königlich Bayerifhen Regierung genehmigten Webereinkunft enthält, wird hiermit zur 
öffentlichen Kenntniß gebradtt. 

Artikel 1. 

Den Eigenthümern von Segel- und Dampficiffen, welche nicht entweder ſchon jet 
zum Paſſiren fefter, nach oben geſchloſſener Brüden eingerichtet find, oder eine Entichä- 
digung für die Ausführung folder Einrichtungen, auf Grund einer der bis jegt in Be 
treff des Baues fejter Brüden über den Rhein und deflen conventionellen Nebengewäſſer 
geichlofienen Verträge, erhalten haben, bezichungsmeife erhalten werden, und welde biäher 
oder doch längftens bis zum 1. Juli 1868 den Strom an der Brüdenftclle bei Düfjel- 
dorf vorüber befahren haben, wird eine Entihädigung für die Vorrichtungen zum Senken 
und Wiederaufrichten der Mafte, bezichungsweie der Kamine aus der Preußiſchen Staats: 
fafje gewährt werden, 

Artikel 2. 

Eine Entſchädigung wird ferner denjenigen zur Fahrt auf dem Rheine dermalen 
ſchon berechtigten Sch’ffseigenthümern gewährt werden, auf deren Schiffen eine Einrichtung 
zum Senken und Wiederaufrichten der Mafte zwar ſchon vorhanden ift, welche aber durch 
die Errichtung einer feften Brüde bei Düfjeldorf veranlaßt werden, diefe Einridhtung 
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abzuändern ober zu vervollftändigen, vorausgefegt, daß fie mit dem betreffenden Schiffe 
bereit3 bisher oder längftens bis zum 1. Juli 1868 den Rhein an ber Brüdenftelle bei 
Düfjeldorf vorüber befahren haben. 

Eine VBeranlaffung zur Aenderung eder Vervollftändigung der beftehenden Einrich— 
tung fol dann als vorhanden angenommen werben, wenn diefelbe zum Gebrauh für 
den Durchgang durch die fefte Brücke bei Düffeldorf ungenügend ift. 

Ausgeihlofien von dem Anſpruche auf Entihädigung find ale Schiffe, für melde 
auf Grund der ‚vorbezeichneten, die Erbauung ftehender Brüden betreffenden Gonventionen 
eine Entihädigung gewährt ift oder gewährt werden wird, fowie ferner -alle Schiffe, 
melde vor ihrer Anmeldung (Art. 6) eine zumächft unterhalb. oder oberhalb der Brüden- 
bauftelle belegene feſte Brücke paffirt haben. 

Artikel 3. R 

Die nad den vorftehenden Beftimmungen (Art. 1-und 2) zu gemwährende Entichä- 
bigung gilt zugleich: 

für das Stilfliegen des Schiffes während der zum Anbringen der Vorrichtun— 
gen erforderlien Zeit; 

für die etwaige Erfhmwerung des Dienftes auf dem Schiffe; 

für die eventuelle Beſchränkung des nugbaren Laderaums; 

endlich für alle fonftigen Anfchaffungen und Anordnungen, welche in Folge 
der zu treffenden Vorrichtungen für einzelne Fahrzeuge nothwendig merben 
fönnen. 

Schiffe, welche an fih zur Entihädigung zuzulaffen, aber erft nach dem zu Art. 1 
und 2 beftimmten äußerjten Termine an der Brüdenftelle bei Düffeldorf vorübergefahren 
find, desgleihen Schiffe, bei welchen wegen Alters oder Schadhaftigkeit die Vorrichtung 
zum Senken und Heben nicht mehr ausgeführt werden kann, endlich alle vom Tage der 
Inkraftſetzung gegenmwärtiger Uebereinkunft ab neu zu erbauenden Schiffe haben feinen 
Anſpruch auf Entihädigung 

Artikel 4. 

Im Einverftändniß mit fämmtlichen NRheinuferftaaten wird die nad) Inhalt des Ar: 
titel 1 zu leitende Entihädigung in Baufh und Bogen nah Maßgabe der Tragfähig- 
feit der Schiffe auf feſte Geldſätze feftgeftellt und ein- für allemal wie folgt gemäßrt: 

A. bei Dampfidiffen: 
1) für Dampfihlepper von mehr ald 200 Pferbefraft mit 350 Thlr.; 
2) für kleinere Dampffchlepper und große Perfonenboote mit 250 Thlr.; 
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8) für Kleinere Dampfboote, fofern fie überhaupt einer Vorrichtung zum Senken 
ber Kamine bei ihrer Durchfahrt durch die Brüde bedürfen, 100 Thlr. 
B. bei Segelfdiffen: 
1) für Schiffe von 10000 Gtr. und mehr mit . . . . . 950 Thlr.; 
2) für Schiffe im Mittel 
von 10000 Gtr. bis 8000 Gtr. mit 950—750 Thlr. 850 Thlr. 


8) „ 6000 750-550 „ — 650 


n n ” " " 
4) „ 6000 „ „ 4000 „ „ 550-350 „ — 450 „ 
5) „ 4000 „ „ 3000 „ „ 350-250 „ -—- 300 „ 
6) „ 3000 „ „ 1500 „ „ 250—150 „ — 200 „ 
I: z 1500 „ „ 80 „ „ 150-390 „ — 9% „ 
8) „ 800 „ und weniger Tragfähigkeit 25 


Der Gentner wird zu 50 Kilogramm gerehnet. Für Schiffe, deren Tragfähigkeit 
in die angegebenen Grenzen hineinfällt, ift nad Maßgabe dieſer Scala die Entſchädigung 

verhältnifmäßig auszumitteln, 

Die Feftftellung des Entihädigungsbetrages für jedes einzelne Schiff erfolgt durch 
das Königlih Preußiſche Eifenbahn - Gommiflariat zu Cöln endgültig unter Ausihluß 
jedes Recurfes. 

Artikel 6. 

Der Betrag der nad den Beltimmungen unter Artilel 2 zu gewährenden Entihä- 
digung fol nah Maßgabe der befonderen Befchaffenheit der auf dem einzelnen Echiffe 
bereit3 vorhandenen und nur abzuändernden, ober zu ergänzenden Einrichtung in jedem 
einzelnen Falle feftgeftellt werden, zu welchem Behufe das Schiff in den Hafen zu Düſ— 
felborf, oder an’s dortige Ufer zur Befichtigung zu ftellen iſt. Bei biefer Feſtſtellung 
foll der Gefihtspunft lcitend fein, daß die nöthige Abänderung, oder Ergänzung in ge 
nügender, aber am menigften Eoftipieligen Weife auszuführen ift, und es ſoll in feinem 
Falle bei Schiffen von mehr als 4000 Gentner Tragfähigkeit cin höherer Betrag als 
zwei Dritttheile und bei Schiffen von 4000 Gentnern Tragfähigkeit und darunter ein 
höherer Betrag als drei Viertheile desjenigen Betrags feftgeftellt werden, welden ber 
Sciffseigenthümer zufolge ber Beftimmung unter Artikel 4 dann anzufprehen haben 
würde, wenn fein Schiff mit Einzihtungen zum Paſſiren fefter, nad oben gefchloficner 
Brüden gar nicht verfehen wäre. 

Die Feftftellung dieſes Entiädigungsbetrags geſchieht endgültig unter Ausfhluß 
jedes Recurſes durch Sachverſtändige, von welden die Direstion der Bergifh-Märkifchen 


ãſenbahn⸗Geſellſchaft den einen, der betheiligte Schiffer den andern, beide Sachverſtändige 
ber miteinander den Obmann wählen. Können fih die Sachverſtändigen über ben 
Yhmann nit einigen, fo bezeichnet die Handelskammer zu Düffeldorf drei weitere Sach— 
erftändige,, von welchen der Sachverſtändige jeder Partei einen ftreiht. Der Uebrig- 
leibenbe ift Obmann. 

| Artikel 6. 

Die Sciffseigenthümer, welchen nad den vorftchenden Beftimmungen cin Entichä- 
igungsanſpruch zuftcht, haben benfelben nah der amtlihen Aufforderung, melde bie 
tegzerungen ber Rheinuferftaaten in ihren Gebieten erlaffen werben, fpäteftens bis zum 
Oltober 1868, bei Berluft ihres Anrechts, bei dem Königlichen Preußischen Eiſenbahn-⸗Com⸗ 
flariat in Cöln anzumelden. Diefe Anmeldung muß von der Vorlage des Patents 
nd des Nachweifes über die Tragfähigkeit des Schiffes begleitet fein. Diefelben haben 
erner durch eine Beicheinigung des Königlihen Wafjerbau:Jnfpectors zu Düffeldorf nach— 
umeifen, daß fie mit dem in dem Patent bezeichneten Schiffe einmal, und fpäteftens 
is zum 1. Juli 1868, auf dem Rhein an der Brüdenftelle bei Düſſeldorf vorüberge- 
abren find. 

Das Eifenbahn-Commifjariat zu Cöln wird den Schiffseigentdümern über die erfolgte 
Inmeldung eine Beurkundung mit der Zufage ertheilen, daß, wenn die nachſtehend be 
eihneten Bedingungen von ihnen erfüllt fein werden, die Schiffseigenthümer auf den 
m alle der Artikel 1 und 4 der Summe nad genau zu bezeichnenden, im alle ber 
Irtifel 2 und 5 aber auf den dur die Enticheidung der Sadjverftändigen feſtzuſetzen— 
en Entihädigungsbetrag Anspruch haben. Nach Feſtſtellung des Entihädigungsbetrages 
aben die Sciffeigenthümer die zum Senken und Heben der Mafte und Kamine nöthi— 
en Vorrichtungen anfertigen, beziehungsweife abändern und vervollftändigen zu laſſen 
nd mit den fo bergeridteten Schiffen die ftehende Brüde bei Düſſeldorf fpäteftend ein 
Jahr nad) deren Vollendung zu pafliren. Schiffe, für melde eine Entihädigung auf 
zrund der Beftimmungen unter Artikel 2 und 5 zugelagt ift, find innerhalb der glei» 
hen Frift im Hafen zu Düffeldorf zur Befihtigung zu ftellen, und es ift der Nachweis 
u liefern, daß eine der Feftftellung der Sahverftändigen entiprehende Abänderung oder 
Rervollftändigung feit diefer Feſtſtellung wirklich ftattgefunden bat. 

Nah Erfüllung diefer Bedingungen, worüber ein Zeugniß des Königlihen Waſſer— 
yausAnfpectors zu Düffeldorf beizubringen ift, wird den Sciffseigentümern der Betrag 
yer Entfhädigung auf Anmweifung des Königlih Preußiſchen Eifenbahn-Commifjariats zu 
Söln von der Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe zu Düfjeldorf ausbezahlt werben. 


284 


Die Zahlung erfolgt an den Schiffseigenthümer, melden das Patent ala folden 
ausmweift, oder an beflen gehörig beglaubigten und in gleicher Weiſe Iegitimirten Bevoll: 
mädhtigten. 

Artikel 7. | 

Sobald die Durchfahrt der Schiffe mit ftehenden Maften durch die fefte Brücke bei 
Düffeldorf nicht mehr thunlich fein wird, wird die Preufifche Regierung bei emtreten 
dem Bebürfnifje Krahnen zum Heben und Senken der Mafte oberhalb und unterhalb 
der Brüde für die Dauer eines Jahres errichten laſſen. Die Schiffer Haben für die 
Benütung diefer Hülfsanftalten teinerlei Gebühren zu entrichten. 

Artitel 8. 

Die Königlih Preußifche Regierung macht fih anheiſchig, dafür zu forgen, daß 
während bes Brückenbaues der Verkehr mit Schiffen und Flöffen auf dein Rhein an ber 
Brüdenftelle nicht unterbrohen und möglichft wenig geftört werde, und daß aud bie 
Gewährung der zum Paſſiren der Brüdenftelle etwa erforderlichen Hilfsmittel unentgelb- 
lich erfolge. 

Wiesbaden, den 23. Juni 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meufel, 


Perſonal⸗Chronik. 


Dem Regierungsrath Buſch zu Homburg iſt die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung in 
Gnaden ertheilt worden. 

Die Regierungsſecretäre Hofrath Lehr und Reviſionsrath Weckert ſind auf ihr 
Anſuchen vom 1. Juli d. J. ab in den Ruheſtand verſetzt worden. 

Der bei der Landesbank hierſelbſt commiſſariſch beſchäftigte Acceſſiſt Goedecke iſt 
zum Regierungsaſſeſſor ernannt worden. 

Die Verwaltungsgehülfen A. Heinemann zu Verl im Regierungsbezirk Minden 
und J. Brokmann zu Steinheim im Kreiſe Hörter ſind als Civil-Supernumerare bei 
der Königlichen Regierung bier angenommen worden. 
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Nr. 20. Wiesbaden, den 30. Juni 1868. 
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Nachſtehende Anweiſung zur Kreditirung der Ein- und Ausgangsabgaben und der 
inneren Steuern wird auf Verfügung des Herrn Finanzminiſters hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 


Caſſel, den 18. Juni 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Direktor. 


Schultze. 


Anweiſung 
für die Hauptſteuerämter wegen Kreditirung der Ein- und Ausgangs— 
abgaben und der inneren Steuern. 

In Beziehung auf die Kreditirung der Ein- und Ausgangsabgaben und der inneren 
indirekten Steuern werden hierdurch folgende Vorſchriften ertheilt: 

I. Kreditirung der Ein- und Ausgangsabgaben. 
8. 1. 

Kaufleuten und Fabrikunternehmern mit faufmännifhen Rechten, melde kaufmän- An wen und 
nifche Bücher führen, Gejchäfte von Bedeutung machen und das Vertrauen der Bermwal: 33. —— 
tung beſitzen, köͤnnen die Ein- und Ausgangsabgaben zeitweiſe kreditirt werben. es —— 

2. 

Wer nicht wenigſtens 2000 Thaler Aahrich an Ein⸗ und Ausgangsabgabe — 
kann auf Kreditirung dieſer Abgaben keinen Anſpruch machen. 

—1 


Krebitfrift. 


Sicher heits· 
eiſtung. 


wi 

Die Bewilligung wird mittelft eines für den Zeitraum eines Kalenderjahres zu er- 
öffnenden Kredit-Rontos auf eine beftimmte Summe ertheilt, bis zu welcher die Abgaben 
im Laufe eines Jahres kreditirt werben können. 

Abgabenbeträge, melde für eine Waarenpoft 5 Thaler nicht erreichen, find davon 
ausgeſchloſſen. 

Die längſte Friſt, welche zur Berichtigung geſtundeter Zollbeträge bewilligt werden 
darf, beträgt 9 Monate, die kürzeſte Friſt des hier bedingten Kredits iſt 3 Monate, und 
zwar vom 1. des auf die Deklaration zur Verabgabung folgenden Monats bis zum 25. 
des Fälligfeitsmonats, fo daß z. B. bei einem neunmonatlichen Kredite alle Zollbeträge, 
melde im Januar geftundet werden, bis fpäteftens den 25. Dftober berichtigt werben 
müffen. 

$. 4. . 

Für Spebiteure und Kommiffionäre , die feine eigenen Waarenlager am Orte be 

figen, wird die Krebitfrift in der Regel auf 3 Monate beichränft. 
8. 5. 

Wer es einmal verjäumt , die Zahlung der geftundeten Abgaben pünktlich mit dem 
Ablaufe der beftimmten Krebitfrift zu leiften, bat auf fernere Krebitbemwilligung teinen 
Anſpruch. 

8. 6. 

Jedes Handlungshaus, welches für die verfchuldeten Zollgefälle hinlängliche Sicher: 
beit leiftet, fannı infomeit Kredit erhalten, als diefe Sicherheit reiht. Trägt aber ein 
Handlungshaus auf Kreditirung der Abgaben an, ohne dieſelben völlig ſicher zu ftellen, 
fo ift die Höhe des zu bemilligenden Kredits nah der Zollzahlung des Kreditnehmers 
abzumefjen und darf innerhalb Jahresfrift in der Regel nicht mehr, als die von bemiel- 
ben im verflofienen Jahre erlegten Zollgefälle betragen. 

8. 7. 

1) In der Regel fol für den innerhalb eines Jahres zu gemährenden Kredit bis 
zum Betrage von 25 Prozent, für außerordentlich erhöhten, die vorjährige Zollzahlung 
überfteigenden Kredit aber vollftändige Sicherheit beftellt werden, auch müſſen neu entjtehende 
und foldhe bereits früher beftandene Handlungen, melche bis dahin weniger ald 2000 
Thaler Zollabgaben entrichtet haben und auf Krebit antragen, im erjten Jahre in der 
Regel vollftändige Sicherheit für den begehrten Kredit leiften. 

Ohne alle Sicherheit darf Zolltrevit in keinem Falle gewährt werden. 
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2) Die Sicherheiteleiftung kann gefchehen: 

a. dur Nicderlegung aller derjenigen Staats: und jonftiger öffentlihen Papiere, 
welche die Königliye Hauptbant beleift. Die Zulaffung anderer Papiere be: 
darf im Falle dringenden Bebürfnifjes diefjeitiger Genehmigung. 

Die Papiere find in der Regel zu dem Werthe anzunehmen, zu welchem 
folde die Königlihe Hauptbank beleiht. Jedoch können inländifhe Staats» 
papiere zum vollen, zur Zeit der Sicherheitsbeftellung beſtehenden Gourfe bis 
zur Höhe des Nominalwerths angenommen werben. 

Die zu den Werthpapieren gehörenden Zinscoupons , Dividendenfceine 
und Talons find mit zu deponiren. 

Bei einem unerheblihen Sinken der Courſe bedari es einer Berjtärfung 
der Sicherheit nicht. 

Ferner fann die Sicherftellung geichehen: 

b. durch Ausftellung eines auf ein fidheres inländiihes Handlungshaus gezogenen 
und von bemielben acceptirten Wechſels, ſowie durch trodene, von Handlungs- 
bäufern der eben bezeichneten Art avalirte Wechſel; 

ce. auf andere, annehmbare Weife, doch nur in dem Maaße, daß wenn die Boll- 
gefälle in dem Zahlungstermine nicht baar entrichtet werden, das Unterpfand 
gleich realifirt werben kann. 

Für die zur Sicherftellung von Krediten zu hinterlegenden Wechſel (zu b.) iſt fol- 
gendes Mufter zu verwenden: 
1) für trodene Wechſel 
Drt und Tag der Ausftellung 
verichriebene Summe in Courant. 

Acht Tage nad) Sicht zahle ich (zahlen wir) N. N. gegen dieſen Wechſel 
an das Hauptzoll» (Steuer-) Amt zu N., nit an Ordre, fofern die Präfen- 
tation bi8 zum — (der Termin fann von 2 bis zu längjtens 10 Jahren be- 
ftimmt werden) — erfolgt, auf Zollgefälle die Summe von 

Unterfchrift des Wechſelausſtellers event. des Wechſelbürgen. 
Statt der Worte: „aht Tage nah Sicht“ kann auch gejagt werden: „auf 
Sicht“: 
2) für gezogene Wechſel. 
Es kommt daſſelbe Formular zur Anwendung mit der Maaßgabe, daß im Eingange 
ftatt „zahle ich“ zu ſetzen ift: „zahlen Sie“. re 
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Die Annahme der zu c. gedachten Sicherheiten ift im jedem einzelnen alle von 
der Genehmigung des Provinzial-Steuer-Direftors abhängig und wird nur ausnahmsweiſe 
erfolgen. Zu rechnen find zu denfelben: 

fihere Hypotheken, fofern diefelben nur die erfte Hälfte des Taxwerths des ver: 

pfändeten Grundftüds erreihen und die etwa verpfändeten Gebäude bei einer foli- 

den TFeuerverfiherungsgejellihaft verfiert find, auch die gehörig Tegitimirten Ber: 
treter diejer Gejellihaft die rechtsverbindliche Erklärung abgeben, daß die Verfide: 
rungsgefelihaft im Falle des Abbrennens des Gebäudes die Verfiherungsgelder auf 

Höhe der zur Kaution eingejfegten Summe nicht ohne Genehmigung der Zollbehörde, 

und wenn ed verlangt werde, an dieſe felbft zahlen wolle; ein Fauftpfand von 

Waaren und 

Bürgſchaften Dritter, verftärft durch fihere Hypotheken oder Fauftpfänder. 

8. 8, 

Wer ohne völlige Sicherftellung der Ereditirten Summen Abgaben verſchuldet, muß 
fi jeder Revifion feines Waarenlagers auf Anordnung des Hauptamts, jowie unter 
Umftänden, welche einen Ausfall an den kreditirten Zollgefällen beforgen laſſen, der Be 
ſchlagnahme von fo viel Waaren Seitens derfelben unterwerfen, als zur völligen Dedung 
des freditirten Zollbetrages nöthig iſt. Auch muß fih der Kreditnehmer gefallen lafien, 
daß die geftundeten Abgaben vor Ablauf der Kreditfrift eingefordert werden, ſowie die 
Kreditbewilligung jederzeit von der Zollbehörde zurüdgenommen werden kann. 

$. 9. 
Berfafren, ki Wer Zolltredit zu erhalten wünjcht, zeigt dies dem »betreffertden Hauptamte jchrift- 
wiligung. lih an und erbietet fi zu der zu bejtellenden Sicherheit. 

Das Hauptamt prüft, ob die in den vorhergehenden Paragraphen angegebenen Be 
dingungen der Kreditertheilung zutreffen, und die Sicherheit annehmbar ift. Jedes Mit- 
glied des Hauptamts muß fi nah den Vermögensumftänden und der Rechtlichkeit des 
Krebitfuhenden, fowie nach den VBermögensumftänden der etwaigen Wechfel- und fonftigen 
Bürgen bei Männern von gutem Rufe im Stillen erkundigen und das Refultat Der 
Forihungen dem Hauptamts-Dirigenten jhriftlih, und zwar derartig zu Protofoll geben, 
daß zunächſt der Hauptamts-Gontroleur, demnähft der Rendant resp. der Padhofsvor: 
fteher und jchließlih der Hauptamts-Dirigent ihr Votum, ein Jeder eigenhändig, ab: 
geben. Unter diefes, damit geichloffene Protokoll, ift demnädft unter alleı Umftänden 
der Beihluß des Hauptamts abzufaflen und von fämmtlihen Mitgliedern zu vollziehen. 
Stimmen jämmtlihe Hauptamtsmitglieder darin überein, daß der Kredit zu bewilligen 
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fei, .fo erfolgt die Krebitbewilligung entweder in eigener Kompetenz des Hauptamts ober 
nah Einholung der Genehmigung bes Provinzial-Steuer-Direftord; hat dagegen auch nur 
ein Hauptamtsmitglied gegen die Bewilligung Bedenken, fo ift Berichterftattung am ben 
Provinzial-Steuer-Direktor erforderlich. 

Die Kreditbewilligung ift dem Kreditnehmer von dem Hauptamte mitteljt protofol- 
larifcher Verhandlung, worin die Höhe des Krebits, Die Kreditfrift und die der Bewilli— 
gung, nach Vorftehendem, zum Grunde liegenden Bedingungen aufzunehmen find, befannt 
zu machen. Ein Formular zu einer folhen Verhandlung ift beigefügt. Es 

Die mit dem Kreditnehmer aufgenommene Verhandlung und der protofollariiche 
Beihluß des Hauptamts werden mit den zur Sicherheit eingelegten Dokumenten in dem 
bauptamtlihen Dokumenten-Depofitorrum aufbewahrt. 

8. 10. 

Sämmtliche Hauptamtsmitglieder haben ferner die Verpflichtung, fi von ber Lage 
und den Verhältnifjen der Krebitgenießenden, jomie der etwanigen Wechiel- und fonftigen 
Bürgen möglichft in fortdauernder Kenntniß zu erhalten und , wenn ihnen Umftänve be- 
fannt werden, die gegen die Solidität derjelben Bedenken erregen, fofort darüber in ge 
meinſchaftliche Berathung zu treten, um bei Zeiten bie zur Sicherheit der Kaffe nöthigen 
Maßregeln ergreifen zu können. 

Die nach der Vorſchrift zu $. 7 erreichbare längere Gültigkeitsfriſt der Kautions- 
wechſel macht es nothwendig, daß die Hauptämter um fo forgfältiger die Vermögens: 
verbältniffe der aus den Wechſeln haftenden Perfonen beachten und die in ihrer Verwah⸗ 
rung befindlichen Wechſel öfter einer genauen, von den Hauptamtsmitgliedern gemein 
ſchaftlich vorzunehmenden Prüfung unterziehen, 

g. 11. 

Die Hauptämter find ermächtigt, Kredite an Kaufleute und Fabritunternehmer ($. 1) —— 
nicht über 6 Monate hinaus, ſowie an Spediteure und Kommiſſionäre nicht über 3 bei — 
Monate hinaus in eigener Kempetenz innerhalb der Vorſchriften dieſes Regulativs zu 
bewilligen, und die Hauptamtsmitglieder bleiben bei vorausgeſetzter Erfüllung der ihnen 
hiernach obliegenden Verpflichtungen in dem möglichen Falle eines unvorbergejehenen Ber: 

[uftes außer Berantwortlichkeit. 
8. 12. 

Die Genehmigung -des Provinzial-Steuer-Direftors zu Krebitbewilligungen iſt außer eG reoinjil 
in dem bereitö in dem 8. 9 erwähnten Falle erforderlich: —— 


1) wenn ein Kaufmann oder Fabrikant ($. 1) einen neunmonatlihen und ein — 
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Spediteur oder Kommifftonär einen mehr als breimonatlihen Kredit in An— 
ſpruch nimmt. 

2) Wenn für außerordentlich erhöhten, die vorjährige Zollzahlung überfteigenden 
Kredit nicht vollftändige Sicherheit zu beftellen, gemünfcht wird oder wenn neu 
entftehende und folche bereits früher beftandene Handlungen, welde bis dahin 
weniger ald 2000 Thaler Zollabgaben entrichtet haben, Kredit gegen nicht 
volljtändige Sicherheit nachſuchen. 

Bei vorausgefegter jorgfältiger Erwägung folder cermeiterten Zugeftänd: 
nifje können diejelben von dem Provinzial-Steuer-Direftor ohne Verantwortlich» 
feit für unvorhergefehene Fälle ertheilt werden. 

Bei Ertheilung der Genehmigung zur Bewilligung eines die Dauer von 
6 Monaten überfteigenden Kredits können die Hauptämter ermächtigt werden, 
ohne weitere Anfrage den bemilligten Kredit einem beftimmten Handlungshaufe 
von Jahr zu Jahr fortzugewähren, fofern dabei in feinerlei Beziehung eine 
Aenderung eintritt. 

inwendung 8. 13. 
hen ai Borftehende Beftimmungen fommen auch bei dem, den Weinhandlungen zugeftande- 
udinngen nen fortlaufenden (eifernen) und zeitweife gewährten Kredit in Anwendung, mit ber 
fehenden Mafgabe, daß für die Ablöfung der zeitweife geftundeten Eingangsabgabe von Wein bie 
— Vorſchrift des $. 11 des betreffenden Regulativs in Kraft bleibt. 
auf Wein. 

&. 14. 
Helen bi Die Waaren, für welche die Zollgefälle freditirt werden follen , find ganz nach den 
m Basıcn, allgemeinen Vorſchriften ebenfo abzufertigen, als wenn die Abgaben jogleih davon ent 
je-@redit be- Tichtet würden. Die Gefälle davon werden daher in das Zoll-Einnahme-Journal, mie 
dig! Pa gewöhnlich, gebucht, und es unterbleibt nur die Ausftellung der amtlichen Quittung über 
führung den Bollbetrag. 

Der Kreditnehmer übergibt dagegen dem Amte ein fchriftliches Anerkenntniß: 
daß ihm die Waarenpoft der Kollizahl, Gattung und Menge nah, ohne Gefälle 
erlegung verabfolgt fei, 
0. nach dem anliegenden Mufter. 
Vor Einreihung diefes Anerkenntnifjes wird die MWaare nicht verabfolgt. 
Iſt der Kredit bei einem Amte von ſolchem Umfange, daß es für die Geichäfts- 
verwaltung und Ueberſicht wünſchenswerth erjcheint, die Kredit-Anerkenntniffe eines 
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Monats gegen ein General-Anerkenntniß des Kreditnehmers nah dem anliegenden Mufter m. 
auszutaufhen, fo kann dies auf eingeholte allgemeine Genehmigung des Provinzial- 
Steuer:Direftord gefchehen. 

Die Vorfchriften, nad welchen die freditirten Abgaben kaſſen- und buhmäßig zu 
behandeln find, enthält die Anmweifung zur Kaſſen- und Buchführung. 

$. 15. 

Im Orte anfäffigen und fiheren Gemwerbtreibenden, die auf den nad Vorftehendem SIB Monat 
bedingten größeren Gefällefredit feinen Anſpruch haben, oder folden Kredit nicht begehren, fit- 
tönnen die Eingangsabgaben von den für fie eingehenden fremden Gegenftänden, auf ihr 
Anſuchen, innerhalb Monatsfrift von den Hauptämtern geftundet werben. 

Für folhe Kreditertheilung bleiben die Hauptämter aber verantwortlih und es ift 
daher ihre Sade, fih Sicherheit dafür beftellen zu laſſen. 

Kiemals dürfen dergleihen Freditirte Gefälle beim Duartalabihluffe ald Beftand 
ericheinen. Rechnungsmäßig wird auch diefer Kredit wie jeder andere behandelt. 

8. 16. 

Die in den vorftehenden Paragraphen enthaltenen Beftimmungen über Sicherheits: 
leiftung fommen aud für die Abgabe von fremdem und inländifhem Salze zur Anwen» 
- bung. Die Kreditfrift für die Salzabgabe beträgt nur 3 Monate. 


U. Kreditirung der Branntweinftener. 


&. 17. 

Nah $. 1 der Belanntmahung vom 20. Mai 186% kann BrennereisSinhabern, ge 
welche jährlih über 600 Thaler Branntweinfteuer entrichten, ein Kredit auf die zu ent: — 
richtende Branntweinſteuer für die Zeit vom 1. Oktober des einen bis zum letzten Sep: willigt wert 
tember des nachfolgenden Jahres bemilligt werben. 

Bei neu entftehenden Brennereien kann der Provinzial-Steuer-Direktor den Krebit 
bemilligen, wenn nach der Einrichtung der Brennerei und den Mitteln des Befigers an- 
zunehmen ift, daß die Bedingung wegen Entrichtung von mehr ald 600 Thalern Steuer 
im Laufe des Jahres werde erfüllt werben. 

$. 18. 

Wer Branntweinftener-Krebit zu erhalten mwünfcht, zeigt die8 dem Hauptamte des 
Bezirks, zu welchem die Brennerei gehört, mit Angabe des gemünfchten — 
ſchriftlich an und erklärt zugleich, welche Sicherheit er beſtellen wolle. 
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Da jede Kreditbemwilligung nur für eine Kreditperiode Gültigkeit hat, fo ift der 
Kreditantrag in jedem Jahre zu erneuern. 
8. 19. 
——— zur Zur ſelbſtſtändigen Gewährung des Kredits iſt das Hauptamt befugt, wenn für die 
bewilligung. kreditirte Steuer volle Sicherheit beſtellt wird. 

Der Provinzial-Steuer-Direktor iſt berechtigt, völlig ſicheren Brennerei-Beſitzern die 
Sicherheitsbeſtellung für den Branntweinſteuer-Kredit theilweiſe oder auch ganz zu er: 
lajien. 

Stundung über den Endtermin des Kredits ($. 17) ift nicht zuläffig, und gilt es 
als Regel, daß die Einzahlung des Kredit bis jpäteftens den 25. September zu er: 
folgen bat, 

$. 20. 
—— Für die Beſtellung der Sicherheit für Branntweinſteuer-Kredit kommen die im 
$. 7 unter Nr. 2 ertheilten Vorſchriften zur Anwendung. 

Auch fann zum Zweck der Sicherheitsbeftellung ein der freditirten Steuer im Geld: 
werthe gleichfommendes Branntweinguantum unter ficheren Mitverihluß der Steuerbehörde 
gejegt und ihr ein Fauftpfand darauf im gefeglihen Sinne eingeräumt werden. 

Für die auszuftellenden Wechſel finden die in dem $. 7 für den Zollkredit gege— 
benen Vorfchriften mit der Maßgabe Anwendung, daß in dem Wechſel ftatt Zollgefälle 
„Branntmweinfteuer zu jegen tft. 

Wird durch Verpfändung von Branntwein Sicherheit beitellt, jo hat der Krebit- 
nehmer das zur Miederlegung des Branntweins erforderlihe fihere und verſchließbare 
Local zu beihaffen auch die Koften der Verichlußeinrihtung und namentlich der nöthigen 
Kunftichlöffer zu tragen. Die Kunſtſchlöſſer bleiben zwar Eigenthum des Brennereibefigers, 
jedoch find die Schlöſſer nah Wegfall des durd diefelben erreichten Zweckes auf höhere 
Anweifung gegen den Erſatz des Werthes derjelben nah Abzug der aufgewendeten Re: 
paraturfoften an die Verwaltung abzuliefern. 

Der Preis zu weldem der Branntwein als Fauftpfand angenommen werden Toll, 
wird nah Mafigabe der wahren Alkoholſtärke durch Uebereinkunft des Hauptamtes und 
des Brennerei-Befiers feſtgeſtellt. Auch kann die Steuerbehörde, wenn fie ed für nöthig 
erachtet, Verfiherung des Branntweind gegen Feuersgefahr verlangen. 

Das Pfandrecht wird durch eine gerichtliche, notarielle oder von einem Steuer- 
beamten aufzunehmende Verhandlung betellt, und die Steuerverwaltung hat das Recht, 
dur ihre Beamten Ueberzeugung davon nehmen zu lafjen, daß das zur Sicherung ber 


293 


Steuer erforderlihe Quantum Branntwein wirklich ftetsS vorhanden ift, und ber etwa 
durh Auslaufen 2c. entftehende Abgang eriegt wird. 
8. 21. 

Die Vorfchriften des $. 9 dieſes Regulativs gelten auch für die Bewilligung bed Berfahren bei 
Branntweinfteuer-Krebitds mit der Maßgabe, daß zu der aufzunehmenden Kreditver⸗ bewilligung. 
handlung das anliegende Mufter zu verwenden ift. LB. 

Von der alljährlihen Aufnahme neuer ausführliher Kreditverhandlungen kann 
wegen ber am Schluffe diefes Mufters enthaltenen Erklärung, fofern die Krebitbemwilli- 
gung felbft unverändert bleibt, abgejehen werden, jedoch hat der Kreditſucher in dem all: 
jährlich zu erneuernden Antrage wegen Krebitirung der Branntweinfteuer ausdrücklich 
auf die mit ihm aufgenommene, die Bedingungen des zu gemwährenden Kredit enthal- 
tende ausführlihe Kreditverhandlung Bezug zu nehmen, und erfolgt alsdann Seitens 
des Hauptamts nur eine jchriftlihe Benachrichtigung, daß und zu welcher Höhe ihm für 
die nächte Krebitperiode der Branntweinfteuer-Krebit wieder gewährt ift. 

$. 22. 

Wegen der Verpflichtung der Hauptamts-Mitglieder, fih von den Vermögensver- 
bältnifjen der Kreditgenießenden und resp. der Bürgen dauernd in Kenntniß zu halten, 
gelten die. im $. 10 ertheilten Vorſchriften. 

$. 23. 

Derjenige, welher Branntweinfteuer-Kredit genießt, hat, wenn ein zu kreditirender —** erg 
Branntweinfteuerbetrag fällig wird, der Steuerftelle, an welche feine Brennerei gewiefen nifle. 
ift, ein Anerfenntniß nad dem anliegenden Mufter abzugeben, in welchem W. 

a. die freditirte Summe in Zahlen und Buchftaben ; 

b. der Zeitraum, für welchen die freditirte Summe fällig war; 

ce. das Anerfenntniß, daß diejelbe unbezahlt geblieben jei; 

d. die Erklärung, daß er die Zahlung, fobald jolhe von der Steuerverwaltung 
gefordert wird, jonft aber jpätejtens am 25. September leiften werde, und 
daß er der Steuerbehörde, To lange fi das Anerkenntniß in deren Händen 
befinde, auf Höhe ber frebitirten Summe verhaftet bleibe. 

Der Tag der Abgabe des Krebitanerfenntnifjeg wird dem Brennereibefiger in 
feinem Steuerquittungsbudhe unter Angabe. des Steuerbetrages, auf welchen das Ancr- 
kenntniß lautet, bejcheinigt. 

Wegen: der buch» und kaſſenmaͤßigen Behandlung ber Branntmweinfteuer-Kredite und 
deren Einzahlung enthält die Anmeifung zur Kaſſen⸗ und Buchführung die näheren Vorſchriſten. 
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8. 24. 
—— Wer es einmal verſäumt, den ihm gewährten Branntweinſteuer⸗ Kredit rechtzeitig 
* ‚für bie * einzuzahlen, hat auf fernere Kreditbewilligung keinen Anſpruch. 
h * Unter Umſtänden, welche einen Ausfall an der kreditirten Steuer beſorgen laſſen, 
Men, a dieſe aud vor Ablauf der Krebitfrift eingefordert werben, ſowie die Kreditbemilli 
gung von der Steuerbehörde auch jederzeit zurüdigenommen werden kann. 

Wer den in der Belanntmahung vom 20. Mai 1867 enthaltenen Bedingungen zu: 
widerhandelt und die bier aufgeftellten Bedingungen nicht erfüllt, dem ift die Steuer 
verwaltung befugt, die Kredit-Bewilligung für immer zu entziehen. 

II. Kreditirung der Rübenzuderfteuer. 
8. 25. 
—— Den Rübenzucker⸗Fabrikanten können Zahlungsfriſten zur Abtragung der ſchuldigen 
—— be Rübenzuderfteuer bewilligt werben. Die Krebit-Anträge find an das Hauptamt des 
Bezirkes, zu welchem die Fabrik gehört, zu richten. 
$. 26. 

—— Zur Abtragung der fälligen Rübenzuckerſteuer kann vom Hauptamte eine neun— 
monatliche Friſt dahin bewilligt werden, daß dieſe Friſt nach dem Schluſſe desjenigen 
Kalendermonats beginnt, für welchen der fällige Steuerbetrag berechnet worden iſt, die 
innerhalb der Betriebszeit vom 1. September des einen bis zum 31. Auguft bes darauf 
folgenden Jahres fällig gewordenen Steuerbeträge aber niemals über den Monat Dezem- 
ber des zulegt gedachten Jahres hinaus geftundet werden dürfen. Auch ift die Einzah— 
lung der fälligen Krebitbeträge in der Regel fpäteftens bis zum 25. bes Fälligkeit 
Monats zu bewirken. 

8. 27. 

Sfertelung Der Kreditnefmer muß für den bemilligten Kredit nach Anleitung ber Beftimmun- 
gen im $. 7 Nr. 2 Sicherheit beſtellen. 

Nur bis zum Betrage der beftellten Sicherheit kann die Stundung der Steuer er- 
folgen. Steigert ſich durch bie ferner fällig werdende Steuer bie rüdftändige Summe 
über den fichergeftellten Betrag hinaus, fo muß entweder die Sicherheit vor dem geſetz⸗ 
lichen Zahlungstermine erhößt oder ed müflen mit dem Cintritte ber Fälligkeit die nicht 
fichergeftellten Steuerbeträge baar eimgezahlt werden. 

Rrebit ohne $. 28. 

ee Dumahmaweife Man ſolchen Inhabern von Rübenzuder-abriten, deren Verhaltniſſe 
ze auch ohne Beftellung befondever Kaution ber Steuerbehörbe eine völlig genügenbe Sicher 
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beit gewähren, die Rübenzuderfteuer in der im 8. 26 beftimmten Weife ohne Sicher: 
beitsbeftellung geftundet werben. 

Die Entiheidung darüber, ob eine folhe Ausnahme, wenn diefelbe in Anſpruch 
genommen wird, gewährt werden joll, fteht dem Provinzial-Steuer-Direktor zu. 

$. 29. 

In der Regel erfolgt die Einziehung der geftundeten Steuerbeträge erſt nah Ab- er — 
lauf der bewilligten Zahlungsfriſt; unter beſonderen Umſtänden, und namentlich mern resp. vor den 
in den Berhältniffen, mit Rückſicht auf welche die Befreiung von der Sicherheitäbeftel- —— 
lung zugeſtanden worden iſt, eine Veränderung vorgeht, oder eine Schmälerung der be— 
ſtellten Sicherheit eintritt, iſt jedoch der Provinzial-Steuer-Direktor befugt, die Ein— 
ziehung der fälligen Steuer vor Ablauf der Kreditfriſt und ſelbſt ſofort anzuordnen. 

8. 30. 

Die Stundung wird jedesmal nur in Bezug auf diejenige Steuer bewilligt, welche —— 
im Laufe einer einjährigen Betriebsfriſt fällig wird, ſo daß für eine fernere Betriebszeit 
die Stundung, wenn ſie in Anſpruch genommen wird, von Neuem nachgeſucht werden muß. 

Ueber die Bewilligung iſt eine von den Hauptamts-Mitgliedern und dem Kredit— 
nehmer zu vollziehende Berhandlung nach dem anliegenden Mufter aufzunehmen, welde t.t. 
die Bedingungen der Stundung und namentlich den Vorbehalt der Einziehung der ge: 
ftundeten Beträge vor Ablauf der Zahlungsfrift erfichtlih machen muß. 

Von der alljährlihen Aufnahme ausführlider Kreditverhandlungen kann indeß unter 
Beachtung der für den Branntweinfteuersftredit im $. 21 gegebenen Vorſchriften Abjtand 
genommen werden. 

| $. 31 
Nach Ablauf eines jeden Betriebsmonat3 ift von dem Rübenzucker-Fabrikanten, * der Kre- 


itanerlennt⸗ 

welcher Steuerkredit genießt, ein Kreditanerkenntniß nach dem zu 8. 23 gegebenen Muſter * ur ng 
f ge 

an die Steuerhebeftelle feines Bezirks abzugeben. Sharan 
Die Vorjhriften wegen der buch: und kaſſenmäßigen Behandlung der Rübenzuder: ae 


fteuer-Kredite find in der Anmeifung zur Kaſſen- und Buchführung enthalten. 


8 32. Folgen der 
Die in 8. 24 enthaltenen Vorſchriften finden auch auf die Bewilligung von Rüben— —— 
zuckerſteuer-Kredit Anwendung. — 
Berlin, den 29. Mai 1868. Vorſchriften. 


Der Finanz⸗Miniſter 
von der Heydt. 
2* 


* 
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L A. ” 
Berhandelt -.... 2. 2220. . 
An Amtsftele erichien, von Perſon und als dispofitionsfähig befannt , der Kauf: 
mann Herr N. N., Inhaber der bier unter der Firma N. N. beftehenden Großhandlung. 
Demjelben murbe eröffnet, daß ibm in Folge — des Herrn Provinzial: 


Steuer⸗Direktors vom... . 2.22... 18, 2 Be 22 ein 9monatlider Zoll: 
kredit von . . . . taujend Thalern gegen dendam deflelben gemäß $. 7 des Kredit: 
Reglements vom EEE EEE bewilligt jei. 


Hierauf wurde dem Herren Komparenten aus dem Krebit-Reglement vom 29. Mai 
1868 befannt gemadt: 
8. 2. Wer nit mwenigftens Zweitauſend Thaler jährlih an Ein- und Ausgungs- 
abgaben entrichtet, fan auf Kreditirung der Abgaben feinen Anſpruch machen. 
8. 5. Wer es einmal verjäumt hat, die Zahlung der geftundeten Abgaben pünktlich 
nit dem Ablauf der beftimmten Kreditfrift zu leiften, Hat auf fernere Kredit: 
bewilligung feinen Anſpruch. 
$. 8. Wer ohne völlige Sicherftellung der Freditirten Summen Abgaben verihuldet, 
muß fich jeder Revifion feines MWaarenlagers auf Anordnung des Hauptamts, 
fowie unter Umftänden, welche einen Ausfall an den freditirten Zollgefällen 
bejorgen laſſen, der Beihlagnahme von jo viel Waaren Seitens defjelben un: 
terwerfen, als zur völligen Dedung des freditirten Zollbetrages erforderlich 
ift. Auch muß fi der Kreditnehmer gefallen laſſen, daß die geftundeten Ab: 
gaben vor Ablauf der Kreditfrift eingefordert werden, ſowie die Kreditbewilli- 
gung jeder Zeit von der Zollbehörde zurüdgenommen werden fann. 
Ferner wurde dem Herrn Komparenten eröffnet: 

1) daß über die im Laufe eines Monats angefchriebenen Krebitbeträge in den 
erften drei Tagen des folgenden Monats ein General:Anerfenntniß abzugeben 
fei, wogegen die Spezial-Anerfenntniffe zurüdgegeben würden; 

2) daß die in dem einen Monate angefchriebenen Summen bis zum 25. des auf 
den Anjchreibungs-Monat folgenden Iten Monats, alfo die Gefälle aus dem 
Monat Januar bis zum 25. Oktober defjelben Jahres u. ſ. w. eingezahlt 
werden müſſen; 

3) daß, fofern zur Sicherftellung des gewährten Kredits Wertbpapiere ald Kaution 
bei dem Königlichen Hauptamte deponirt würden, das Letztere für den Fall, 
daß die freditirten Gefälle zur Zeit der Fälligkeit oder auf befonderes Erfor- 
dern nicht pünktlich abgetragen werden follten, berechtigt fein ſolle, ohne ge 
richtlihe oder fonftige Einmifhung eines Dritten, die Wertbpapiere fofort nad 
dem Tagescourje zu verlaufen und aus dem Erlöſe fih wegen der ſchuldigen 
Abgaben, Zinfen, Koften und jonftigen Rüdftände und Schäden bezahlt zu machen. 

Hierauf erklärte der Herr Komparent: 
IH unterwerfe mich allen in diefer Verhandlung aufgeftellten Bedingun- 
gen und mir eröffneten Borjchriften. 
DB. g. u. 
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II. 
No. Fol. 
Anerkenntniß über . - . .».. en welches nad $. 14 des Kredit⸗ 
Reglements vom . . rt ee — —— it 
Des Niederlage⸗ Des Zahl Deren | Deren Gerd u 
ee | Begfeitfeein. | eng || ln. 0}. Gefälle 
Regiſters. Empfangs- ber ſchaf⸗ 
Regiſters fenheit | und | Brutto Netto Betrag. 
MWuaren. | dt | gr 
Jahr | Konto] | dl _, Kollis, « a 
gang.) Nr. | Fo ur Litt. Nr. | Pof. Etr. | Pf. Ctr. | Pf.) Zhlr. | Ser. | Big. 





u 


Vorftehende Waarenpoft ift der unterzeichneten Handlung ohne Gefälle-Erlegung 
verabfolgt werden. 














den ten 
Im Heberegifter gebucht sub Nr. 
Im Kreditregifter desgl. sub Nr. 


II. 
General: Anerfenntnißf. 


Nahbenannte, unten jpecificirte, im Laufe dieſes Monats von... 2.2.2222. 
ausgejtellte Anerfenntnifje über kreditirte Zollgefälle, ad . rn u nern 
vom ... ten bis. ten zuſammen . . Thlr. . .. 
EEE heute gegen Ausftellung des gegenwärtigen General 
Anerkenntniffes von dem biefigen Königlihen Hauptamte zurüdgegeben worden .... . 
bezeuge demgemäß, daß... . aus dem Monate... .... der Kaſſe des genannten 
Hauptamts an den freditirten Gefällen die Summe von... . Thlr. .. Ser... Pf. 
geihrieben: 


verihulde und verpflidte . ..... diefen Betrag im Monat ........ 
prompt und unerinnert zur ne des gedachten — einzuzahlen. 
— BE den en TE | 





Gefällebetrag 


Nummer 
der 
Anerkenntniſſe. 





Gefallebetrag der Datum. 


Thir. Sgr. Pf. Anerkenntniſſe. Thir. |Sgr. | Pi. 


I N 
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Berhandelt ...... — 


An unterzeichneter Amtsſtelle erſchienen, von Perſon und als dispoſitionsfähig be— 
lannt, die Beſitzer (Vertreter) der unter der Firma 


beſtehenden Brennerei, die Herren N. N. 

Denſelben wurde eröffnet, dab Ihnen in Folge ihres Antrages vom ... ten... 
Monats mittelft Beichluffes des Königlichen Hauptfteueramts vom... tn. 2... .. 
für die Betrieböperiode 18-::, alfo für die Zeit vom 1. Dftober 186 ... bis zum 30. 
September 186 . . ein Branntweinfteuerfredit bis zur Höhe von..... . . taufend 


Thalern unter folgenden Bedingungen bemilligt ſei: 
’ 1) Die Stundung der Steuer erfolgt nur bis zur Höhe des bewilligten Betrages; 
fobald diefer erreicht ift, muß der überfchießende Betrag baar eingezahlt werden. 

2) Die Kreditirung der Steuer wird immer nur auf den Lauf Einer Betriebs: 

periode bewilligt und muß für jede fernere Betriebsperiode, für die Kredit 

beaniprucht werden joll, ftetS von Neuem nachgeſucht werden, 

Die Ereditirte Maiichiteuer vom 1. Oftober des einen, bis zum 30. Septem— 

ber des folgenden Jahres, ift bis jpäteftens zum 25. September des letzteren 

einzuzablen. 

Außerdem behält fich die Verwaltung die Befugniß vor, die Einziehung 
der frebitirten Steuern vor Ablauf der Zahlungsfrift zu bewirken, wenn ent- 
weder in den Verhältniffen, unter welchen der Kredit bewilligt worden, eine 
Aenderung vorgegangen, oder fie eine ſolche Mahregel in ihrem Intereſſe für 
nöthig erachten ſollte. 

Sofern zur Sicherſtellung des gewährten Kredits Werthpapiere als Kaution 
bei dem Königlichen Hauptſteueramte deponirt worden, ſoll das Letzte für den 
Fall, daß die kreditirte Steuer zur Zeit der Fälligkeit oder auf beſonderes Er— 
fordern nicht pünktlich abgetragen werden ſollte, berechtigt ſein, ohne gericht— 
liche oder fonftige Einmiſchung eines Dritten die Werthpapiere jofort nach dem 
Tagescourfe zu verfaufen und aus dem Erlöfe fih wegen der ſchuldigen Ab— 
gaben, Zinfen, Koften und ſonſtigen Rüdftände und Schäden bezahlt zu 
machen. 
Hierauf erklärten die Herren Komparenten: 
Wir unterwerfen uns allen in diefer Verhandlung aufgeftellten Bedin- 
gungen und uns eröffneten Vorſchriften, und erklären zugleih, daß, wenn 
für künftige Betriebsperioden auf fällig werdende Maifchjteuer uns wiederum 
ein Kredit, zu welder Höhe es fein möge, bewilligt werden, oder eine 
Erhöhung oder Verminderung des gegenwärtigen Kredits, oder endlich 
eine andermweite Regulirung der Special-Kaution eintreten follte, wie die 
in diefer Verhandlung aufgeftellten Bedingungen und übernommenen Ber: 


co 
— 


4 
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pflihtungen auch für die Zeit jener ferneren Kredbitbewiligung, resp. ans 
derweiten Kautionsregulirung als fortbeftehend und gültig hiermit aner- 
fennen und bie gegenwärtige Verhandlung und Erklärung bis zur Be 
rihtigung unferer fämmtlihen Steuergefälle in voller Kraft bleiben joll. 


V. g. u 
IV. 
Nr..... des Kredit⸗Journals. Kredit⸗Periode. 
des Kredit-Manuals. 18.. 

Kredit⸗Anerkenntniß. 
— bekenne hierdurch, daß ..... die ..... von ...8 
— dem Steuerſatze von ..... JJ im Betrage von .... Thlr. ... 
. Pf. — — Be re für den Monat 
—— den 
für den — Monat gemäß frebitirt worden ift, daß ....... die Einzahlung, 
fobald joldhe von dem Königlichen Steueramte in... 2»: 222er rnnn gefordert 
wird, fonft aber in... 2.2.2... geſtellten EEE 
unmeigerlich leiften werde... . . und daß ..... der Steuerbehörde, fo lange fih 


dies Anerkenntniß in ihren Händen befindet, auf Höhe der Summe, auf melde es 
lautet, verhaftet bleibe. 


GAB R ten 14198 
.Inhaber. 
Einnahme⸗Journal pro . . . tes Quartal 
A... 
0 WE ER ER TO U SE und dem Einnahme⸗Journal ge 


prüft und richtig befunden. 
Der Dber-Steuer-Rontroleur. 


LG 


An unterzeichneter Amtsftelle erfhienen, von Perfon und als bispofitionsfähig be- 
konnt, die Inhaber (Vertreter) der zu N. R. unter der Firma N. R. beftehenden Rüben- 
——— die Herren N. N. 

wurde den Herren Komparenten eröffnet, daß in Folge des Antrags vom 


J mittelſt Beſchluſſes des Königlichen Hauptſteueramtes ee 
der Rübenzuderfabrit zu N. N. für die Campagne 185-: ein Rübenzuckerſteuer-Kredit von 
N. N........ tauſend Thalern unter folgenden Bedingungen gewährt fei: 


1) Die Stundung der Steuer erfolgt nur bis zur Höhe des fichergeftellten Be: 
trages; jobald diefer etreiht und die Sicherheit vor dem gefeglihen Zahlungs: 
tage nicht anderweit erhöht worden ift, muß der nicht fichergeftellte Betrag 
fofort baar eingezahlt werden. 

2) Der Kredit wird immer nur auf den Lauf Einer Betrieböperiode bemilligt 
und muß für jede fernere Betriebsperiode, für die Kredit beanſprucht wird, 
ſtets von Neuem nachgeſucht werden. 

3) Die Abtragung der freditirten Steuer für die AOGcHBung aus dem Monat 
September muß im Juni des nächſten Jahres 

u. f. w. 
und zwar bis zu 25. eines jeden Monats erfolgen. 

4) Drei Tage nah) Empfang des Auszuges aus dem Verwiegungs-Regifter und 

der für den betreffenden Monat berechneten Steuer ift dem Bezirk3-Steueramte 

ein Krebit-Anerfenntniß über den befannt gewordenen Steuerbetrag zu übergeben. 
Außerdem behält fih die Verwaltung vor, die Einziehung der kreditirten 

Steuer vor Ablauf der Zahlungsfrift und felbft fofort zu bewirken, wenn in 

den BVerhältniffen, unter welchen. der Kredit bewilligt worden, eine Aenderung 

vorgeht, oder eine ſolche Mafregel im Intereſſe der Verwaltung für nöthig 
erachtet werden jollte. 

Sofern zur Sicherftellung des gewährten Kredits Werthpapiere ald Kaution 

bei dem Königlihen Hauptfteueramte deponirt werden, ſoll das Letztere für den 

Fall, daß die freditirte Steuer zur Zeit der Fälligteit oder auf beſonderes 

Erfordern nicht pünktlich abgetragen werden follte, berechtigt fein, ohne gericht: 

lie oder fonftige Einmifhung eines Dritten die Werthpapiere fofort nah dem 

Tagescourfe zu verlaufen und aus dem Erlöfe ſich wegen der ſchuldigen Ab— 

gaben, Zinfen, Koften und fonftigen Rüdjtände und Schäden bezahlt zu maden. 

Hierauf erklärten die Herren Komparenten: 

Wir unterwerfen ung allen in diefer Verhandlung aufgeftellten Bebingun- 
gen und ung eröffneten Vorſchriften, und erklären zugleih, daß, wenn 
für künftige Betriebsperioden auf fällig werdende Rübenzuderfteuer uns 
wiederum ein Kredit, zu welcher Höhe es fein möge, bemilligt werden 
oder eine Erhöhung oder Verminderung des gegenwärtigen Kredits, oder 
endlich eine anderweite Regulirung der Special-Kaution eintreten follte, 
wir die in dieſer Verhandlung aufgeftellten Bedingungen und übernom- 
menen Verpflichtungen auch für die Zeit jener ferneren Krebitbewilligung, 
resp. anderweiten Rautionsregulirung als fortbeitehend und gültig. hiermit 
anerfennen, und bie gegenwärtige Verhandlung und Erklärung bis zur Be 
— unſerer ſämmtlichen Steuergefälle in voller Kraft bleiben Mi 


V. g. u. 9 — 
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Nachſtehende Belanntmahung, betreffend die Zubereitung von Vieh-⸗ und Gewerbes 
falz, ſowie die Controle des abgabenfrei verabfolgten denaturirten Salzes wird auf Ver: 
fügung de8 Herrn Finanz Minifters hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebradt. 

Gajjel, den 27. Juni 1868, 

Der Provinzial-Steuer-Direltor. 
Schultze. 


Bekanntmachung. 


Der Bundesrath des Zollvereins hat hinſichtlich der Zubereitung von Vieh» und Ges 
werbeſalz (Denaturirung), fomwie der Controle des abgabenfrei verabfolgten benaturirten 
Salzes nachſtehende Beitimmungen getroffen: 


l. Zur Denaturirung des zur VBiehfütterung oder Düngung beftimmten 
Salzeß ift zu verwenden: 
1) Prozent Eifenoryd oder Rödel (eifenichüffiger Thon); außerdem 
2) 1 Prozent Pulver von unvermiſchtem Wermuthäfraut, wenn Siedfalz; "/ Progent 
deſſelben Pulvers, wenn Steinſalz zur Bereitung bes Viehſalzes verbraudt 
wird, 

Das Wermuthspulver kann durch die doppelte Menge Heu-Abfälle in völlig verklei- 
nertem Zuſtande theilweife, und zwar mit der Maßgabe erjegt werben, daß zum Siebe 
ſalz mindens noch Prozent, zum Steinfalz minbeftens noch 's Prozent Wermuths- 
pulver verwendet werben muß. Jedoch kann, wenn Steinſalz verwendet wird, ftatt 
!/y Proz. Wermuthäpulver, Ya Proz. Holzkohle zugefügt werben. Hinfichtli des Verbrauches 
bes Wiehfalzes findet feine ſpecielle Gontrole ftatt ; es empfiehlt. fich jedoch, das Publikum 
mit Bezug auf $. 13, Ziffer 6 des Salzabgabegejeges darauf hinzuweiſen, daß ſolches 
Salz nur zur Fütterung von Vieh oder zur Düngung verwendet werden darf. 

Diehfalz. Händler, welche foldhes Salz auf ihren Antrag zum Verkauf bereiten 
lafjen , haben ein dem Muſter E zur Anftruftion für Privatfalinen entiprechendes 
Controlbuch zu führen, umd folches auf Erfordern den Dberbeamten der Steuerverwaltung 
vorzulegen, auch die von denjelben geforderte Auskunft zu ertheilen. Andere ‚Händler 
haben dem Anfauf und Verlauf von Viehſalz in ihren Büchern. unter. Bezeichnung der 
Ankäufer nad Namen und Wohnort zu vermerken und: die Bücher auf. Erforbern eben⸗ 
falls ben Oberheamten des Steuerverwaltung vorzulegen, auch Die von biejen — 


Auskunft zu ertheilen. 4. 
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ll. Die Denaturirung des zu gewerbliden Zweden beftimmten, auf Bor 
rath für Gewerbe aller Art bereiteten Salzes erfolgt entweder: 
1) mit 5 Prozent calcinirtem Glauberfalz, ober 
2) mit 11 Prozent Eryftallifirtem Glauberfalz, oder 
8) mit 5 Prozent Kiferit und '/ Prozent gemahlener Holzkohle oder Aſche. 

Die Denaturirung von fonftigem Gemwerbefalz erfolgt mit den von den betheiligten 
Gewerbetreibenden vorgejhlagenen Mitteln, fofern ſolche von der oberjten Finanzbehörde 
für völlig ausreichend erachtet werden. 

Wer zu gemwerblihen Zwecken denaturivtes Salz beziehen will, muß dafjelbe fhrift- 
li unter Angabe feines Wohnortes und des gemwerbliden Zweckes, zu welchem das Salz 
dienen joll, bejtellen. 

Die verfaufte Menge hat der Salzwerksbeſitzer in dem für Privatjalinen vors 
geichriebenen Regifter (Mufter E) unter einer für Gewerbeſalz jeder Sorte befonders 
anzulegenden Abtheilung, der Großhändler, auf deflen Antrag Gewerbeſalz bereitet wird, 
in dem nach der Beftimmung unter I., jeder andere Händler in dem nah dem beiliegen» 
den Mufter vorzufchreibenden Controlbuch anzuſchreiben. Die VBeftellzettel müjlen mindes 
ftend 9 Monate aufbewahrt werben. 

Verkäufer denaturirten Gewerbejalzes ftchen unter ſteuerlicher Auffiht und find ver» 
pflichtet, die vorgedachten Bücher und Beläge auf Erfordern den Steuer-Auffichtsbeamten 
vorzulegen, auch jede verlangte Auskunft zu erteilen. 

Gewerbetreibende, welche die Denaturirung bed für ihre Gewerbe erforderlichen 
Salzes in ihren Gemwerbsräumen wünſchen, haben dies in dem Beftellzettel zu bemerken. 

Der Bezug des zu bematurirenden Salzes darf dann nur von Salzwerken oder 
Niederlagen, in welchen unverfteuertes‘ Salz lagert, oder aus dem Auslande ftatifinden. 


WM. Steinſalz, aus welhem Vieh- oder Gewerbefal; bereitet werden 
foll, muß ftets ganz fein gemahlen werben. 


Das Viehſalz, ſowie das nicht auf den Antrag einzelner Gewerbetreibender, fondern 
auf Vorrat zum Verlauf beftimmte Gemwerbefalz darf nur auf Salzwerken oder an fol» 
den von ber Zolldireetiobehörde zu beftimmenden Orten bereitet werden, an welchen fich 
unverfteuerte Salzniederlagen befinden. 

Rad). diefen Beſtimmungen ift vom 1. Juli d, 3. ab zu verfahren, unter Beachtung 
folgender Anordnungen: 
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Zu 1. der vorftehenden Beftimmungen : 

Zur Denaturirung des zur Viehfütterung oder Düngung beftinmiten Saſcher iſt 
%/ Prozent Eiſenoxyd und 1 Prozent Wermuthspulver, zur Denaturirung des zu glei— 
chem Zwecke beftimmten Steinfalzes "u Prozent Eifenoryb und '/ Prozent Holzkohle zu 
verwenden. 

Perſonen, welche mit folhem Salze handeln wollen, haben dies der Steuerbehörbe 
vor Beginn dieſes Handels anzuzeigen und deren Anordnungen zu gemärtigen, 

Das zur Vichfütterung oder Düngung beftimmte Salz darf, bei Vermeidung ber 
geſetzlichen Strafe ($. 13, No. 6 der Verordnung vom 9. Auguft 1867, Gefeg-Samm- 
fung S. 1320; 8. 13 des Gefees vom 12. October 1867, Bunbesgefegblatt S. 41), 
zu feinem anderen Zwecke, alfo auch nicht zu gewerblichen Zmeden von foldhen Gewerbe: 
treibenden, welche für bergleihen Zmede fteuerfreies Salz beziehen können, verwendet 
werben. 

Zu Il. und M.: 

Wer Gewerbeſalz auf Vorrath zum Verkauf anfertigen laffen will, hat der Steuer: 
behörde von diefer Abfiht unter der Angabe, melde von den unter II, No. 1—3 bes 
zeichneten Denaturirungsmitteln cr verwenden will, Anzeige zu maden und die Anord» 
nungen ber Steuerbehörde über das zu führende Regifter, ſowie die fonft zu beobachten: 
den Bejtimmungen zu gemwärtigen. 

Berlin, den 20. Juni 1868. Ä 
Der Finanz Minifter. 
(ge3.) v. d. Heybt. 


3* 


Control⸗Regiſter 
für Zwiſchenhaͤnbler mit denaturirtem Gewerbeſalze 


Geführt vom: 


Dies Regiſter enthält Blätter, 
melde mit einer bier angefiegelten Schnur 
durchzogen find. 


EIER TR ‚den..ten. 


Für jede Sorte Gewerbeſalz ift eine 
bejondere Abtheilung anzulegen. 


Abtheilung 1. Zugang. Abtheilung II. Abgang. 
A. Gemwerbefal; mit Glauberfalz denaturirt. 
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(Das. Königliche Povinzial ⸗Schullollegium zu Caſſel betreffenv.) 

Nahdem der Herr Minifter der geiftlihen, Unterrichts- und Medizinalangelegen- 
beiten auf Grund ber Verordnung vom 22. September v. J, betreffend die Errichtung 
von Provinzial-Schulcollegien und Mebdicinalcollegien für die neu erworbenen Landestheile 
beftimmt bat, daß das Provinzial-Schulcollegium zu Caſſel am 15. Juni in’s’ Leben 
treten jolle, ift dasfelbe Heute hierſelbſt eingefegt und hat feine Geſchäfte begonnen. Bis 
auf Weiteres erftredt ſich der Gefchäftsfreis des Provinzial-Schulcollegiums jedoh nur 
auf die Scminar-Angelegendeiten der Regierungsbezirfe Caſſel und Wiesbaden und find 
bie. Gejhäfle der höheren. Unterridhtsanftalten noch in ber bisherigen Weife durch bie 
Königlihen Regierungen unter Mitwirkung des: Ober-Präfidiums zu: erledigen. 

Caſſel, deu 15. Juni 1868. 

Der DOber:Präfibent. 
(94.) von Möller: 


Vorftehende Belanntmahung wird hiermit. zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 
Wiesbaden, den. 17. Juni 1568. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirden- und Schulſachen. 
von Prittwig: 


(Abänderung der Beftimmung über bie Einſtellung ber Lehrlinge in das Fäger-Korps, im $. 6 Alinca 1 
bes Regulativs vom 1.- Dezember 1864 über Ausbildung, Prüfung und Anftellung für bie unteren 
Steilen des Ferftvienftes‘ in Verbindung mit’ dem Milttätbienft im Jäger-Korps.) 

Der 8. 6 des „Regulativs über Ausbildung, Prüfung und Anftellung für bie 
unteren Stellen des Forftdienftes in Verbindung mit dem Militärdienfte im Jäger-Korps“ 
vom 1. Dezember 1864 jet feft: 

Daß die Einſlellung der Lehrlinge in das Jäger-⸗Korps nicht vor dem Er: 
fagtermine besjenigen Kalenderjahres, in welchem ber Lehrling das 19, Lebens» 
jahr vollendet, ftattfinden ſoll. 

Diefe Beftimmung fteht infofern nicht im Einklange mit dem Geſetz, betreffend bie 
Verpflichtung zum Kriegsdienfte, vom 9. November 1867, als es nad 8. 10 dieſes 
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Geſetzes jedem jungen Manne überlaffen ift, ſchon nad vollendetem 17. Lebensjahre, 
wenn er die nöthige moralifche und förperlihe Dualification hat, freiwillig in ben Mis 
litärdienft einzutreten. 

Wir beftimmen demzufolge, daß dem, $. 6 des gedachten Regulativs im erften 
Alinca folgende veränderte Faſſung zu geben ift; 

„Die Einftellung der Lehrlinge in das Jager-Korps erfolgt als Regel im Ob 
tober jeden Jahres. Diefelbe wird in Uebereinftimmung mit den beftchenden 
allgemeinen gejeglichen Beftimmungen nit vor vollendetem 17. Lebens 
jahre und nit nad dem Erfagtermine des Kalenderjahres, in welchen ber 
Lehrling das 20. Lebensjahr vollendet, genehmigt werben,” 

Hiernach ift vom laufenden Jahre ab zu verfahren. 

Der mitunterzeichnete Kriegs-Minifter nimmt noch Veranlaſſung ausdrücklich zu 
bemerken, daß durch obige Beftimmung feineswegs der Einjtellung körperlich nicht volls 
fommen geeigneter Individuen in das Jäger-Korps Vorſchub geleistet werben fol. Die 
Militär-Vorfigenden der Departements:Erfag-Kommiffionen haben vielmehr aud ferner 
forgfältigft darauf zu achten, daß nur folde junge Leute zur Einftellung deſignirt wers 
ben, gegen beren Brauchbarfeit für den Militärdienst nicht der leiſeſte Zweifel obwaltck. 

Berlin, den 29. April 1868. 

Der Finanz: Minifter. Der Kriegs: Minifter. 
(9%) Freiherr von der Heydt. In Vertretung. 
(ge3.) von Podbielski. 
Vorftehender Minifterial-Erlah wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebradit. 
Wiesbaden, den 22. Juni 1868, 
Königlihe Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forften. 
Lauf. 


PBerjonal-Chronif. 


Lehrer Gottſchalk in Nomborn ift penfionirt, Lehrer Meurer von Dorndorf 
nah Nomborn, Lehrer Immel von Müſchenbach nad Dorndorf verſetzt und ber frühere 
Lehrer Mardner von Molsberg mit Verfchung der Schulftelle in Müſchenbach Deaufs 
tragt worden. Lehrer Schneider von Hornau ift nah Nenteröhaufen und Lehrer 
Bollmweber von Nentershaufen nad Hormau verfegt worden. 
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Der bisher an der Realfhule zu Erbach proviforifh verwendete Lehrer Beder ift 
zum Hülfsfchrer an derfelben ernannt und der LZehrgehülfe Müller in Straßebersbad 
auf fein Anfuchen entlaffen worden. 

Lehrer Roth von Auldaufen ift nah Schwidershaufen, Lehrer Müller von Dom: 
bach nad) Aulbaufen, Lehrviear Lewalter von Obergladbach ald Lehrer nah Dombach 
und ber mit Verſehung der Sculftelle in Schmwidershaufen beauftragte Lehrgehülfe 
Kloft als Lehrvicar nad) Obergladbach verjegt worden. Der ald Subftitut in Würges 
verwendete Schulcandidat Jacob Hahn von Hofheim ift mit Verfehung der Lehrgehülfen- 
ftelle in Wider beauftragt worden. Lehrgehülfe Meffinger in Villmar ift beurlaubt 
und an defien Stelle der Schulcandidat Heinrih Metzen von St. Goarshaufen birigirt 
worden. 

Lehrer Weikert in Würges iſt in den Ruheſtand, Lehrer Zirvaß von Uſingen 
nach Würges, Lehrer Kreppel von Schmitten nach Ufingen, Lehrvicar Abel von Glas⸗ 
hütten als Lehrer nad) Schmitten, Lehrgehülfe Brendel von Schloßborn als Lehrvicar 
nad Glashütten verjegt und der Schulcandidat Garl Legner von Nieberfelters mit 
Verfehung der Lehrgehülfenftelle zu Schloßborn beauftragt worden. 

Lehrer Effelberger von Haſſelbach ift an die neu errichtete Lehrerftelle an ber 
Glementarfhule zu Wiesbaden verfegt worden. Lehrgehülfe Franz in Langenaubach ift 
auf Ansuchen entlaffen und der Subftitut Ortmann von Sceidt mit Verfehung ber 
Schrgehülfenftelle zu Langenaubach beauftragt worden. 

Lehrer Nink in Wirges ift aus dem Schuldienft entlaffen, Zehrgehülfe Liginger 
von Lahr als Lehrer nad Wirges verſetzt und der ald Subftitut in Montabaur verwens 
dete Schulcandidat Kuh von Elgendorf mit Verſehung der Lehrgehülfenftelle in Lahr 
beauftragt mworben. 

Reallehrer Opel von Hachenburg ift auf Anfuchen entlaflen und der Lehrer Erbe 
an der Realſchule zu Erbach als Lehrer der franzöfifchen Sprache an die Mittelfchule 
zu Wiesbaden verfeht worden. 

Lchrer Beder von St. Goarshauſen ijt beurlaubt und Lehrgehülfe Meufer von 
Falkenſtein mit Verfehung der betreffenden Schulftelle beauftragt worden. 


Lehrer Schneider von Kiedrich ift nad Johannisberg und Lehrer Ohler von 
Sobannisberg nach Kiedrich verfegt und der Schulcandidat Franz Rupin von Monte 
baur mit Verſehung der Lehrgehülfenftelle zu Neudorf beauftragt worden. Die Schul: 
candidaten Jacob Pehl von Wirges und Anton Eifel von Niederbrechen find mit Ver 
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fehung der neu errichteten Zchrgehülfenftellen, der erftere zu Hartenfels, der letztere zu 
Lindenholzhaufen, beauftragt worden. 

Lchrer Gerz von Altenhain ift beurlaubt, Lehrgehülfe Frankenbach von Pfaf- 
fenwiesbah als Lehrer nah Altenhain verjegt und Schulcandivat Franz Kerel von 
Ahlbach mit BVerfehung der Lehrgehülfenftelle zu Pfaffenwiesbach beauftragt morden. 
Schulvicar Dietrich zu Wallau im Kreife Biedenkopf ift zum Lehrer der I. Schulſtelle 
in Allendorf bei Battenberg ernannt worden. Dem Schulvicar Heinrih Fifher aus Ober: 
Ohmen im Großherzogthum Heflen ift das Vicariat der Schulſtelle zu Roth, dem Schul⸗ 
vicar Lorz von Endbach dasjenige zu Günterod und dem Schulamtsaspiranten Shwe 
bel aus DObernhaufen dasjenige zu Endbach in Kreife Biedenkopf übertragen worden. 
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Nr. 21. Wiesbaden, den 2. Juli 1868. 
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Berichtigung. 

In der neuen Auflage der Arzneitaxe pro 1868, welche mit dem 1. Juli d. J. für 
den ganzen Umfang der Monarchie in Kraft tritt, befindet ſich auf Seite 32, Zeile 10 
von unten ein Druckfehler und zwar muß es in dem Artikel Oxymel simplex heißen: 

5 Gramm (5,0) 6 Pfennige und nicht: 6 Silbergroſchen. 
Dies wird zufolge höheren Auftrags hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Wiesbaden, den 27. Juni 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 


Berjoral-Chronik, 


Der Medicinal-Acceſſiſt Lewalter zu Straßebersbah ift auf fein Anſuchen aus 
dem Staatsbienfte entlaffen worden. 

Dem Oberförfter Ferber zu Ebersbach ijt die Oberförfterftele zu Herborn vom 
1. Juli d. J. ab übertragen, der bisherige ftandesherrlihe Oberförfter Schulz zu Holz 
appel zum Königlichen Oberförfter ernannt und demfelben die Oberförfterftelle Gaub vom 
1. Suli d. 3. ab übertragen worben. 
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Mr. 22. Wiesbaden, den 9. Yuli 1868. 
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(Geſetz über die Freizügigkeit. Vom 1. November 1867.) 
Mir Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Norddeutichen Bundes, nah erfolgter Zuftimmung des Bun- 
besrathes und des Reichstages, was folgt: 


8. 1. 

Jeder Bundesangehörige hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes: 

1) an jedem Orte fih aufzuhalten oder niederzulafien, wo er eine eigene Wohnung 
oder ein Unterfommen ſich zu verſchaffen im Stande ift; 

2) an jedem Orte Grundeigenthum aller Art zu erwerben; 

3) umberzichend oder an dem Orte des Aufenthalts, beziehungsweife der Nieber- 
lafjung, Gewerbe aller Art zu betreiben, unter den für Einheimifhe geltenden 
geieglihen Beitimmungen. 

In der Ausübung diefer Befugniffe darf der YBundesangehörige, fomeit nicht das 
gegenwärtige Gejeg Ausnahmen zuläßt, weder durch die Obrigkeit feiner Heimath, noch 
durd die Obrigkeit des Ortes, in welchem er ſich aufhalten oder niederlaffen will, ge- 
bindert oder durch läftige Bedingungen beſchränkt werden. 

Keinem Bundesangehörigen darf um des Glaubensbefenntniffes willen oder wegen 
fehlender Landes- oder Gemeindeangehörigfeit der Aufenthalt, die Nieberlaffung, der 
Gewervebetrieb oder der Erwerb von Grundeigentbum verweigert werben. 
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8. 2, 

Der die aus der Bundesangehörigkeit folgenden Befugniſſe in Anſpruch nimmt, 
bat auf Verlangen den Nachweis feiner Bundesangehörigkeit und, fofern er unſelbſt— 
ftändig ift, den Nachweis der Genehmigung desjenigen, unter deflen (väterlicher, vors 
mundfchaftliher oder ehelicher) Gewalt er fteht, zu erbringen. 

8. 8. 

Inſoweit beftrafte Perfonen nah den Landesgeſetzen Aufenthaltsbefhränfungen dur 
die Polizeibehörde unterworfen werden können, behält es dabei jein Bewenden, 

Solchen Perſonen, welche derartigen Aufenthaltsbejchränfungen in einem Bundes- 
ftaate unterliegen, oder welche in einem Bundesftaate innerhalb der legten zwölf Monate 
wegen wiederholten Bettelnd oder wegen miederholter Zandftreicherei beftraft worden 
find, kann der Aufenthalt in jedem anderen Bundesftaate von der Landespolizeibehörde 
verweigert werden. 

Die befonderen Gefege und Privilegien einzelner Ortihaften und Bezirke, welche 
Aufenthaltsbeihränfungen geftatten, werden hiermit aufgehoben. 

8. 4. 

Die Gemeinde ift zur Abweifung eined neu Anziehenden nur dann befugt, wenn 
fie nachweifen kann, daß derfelbe nicht hinreichende Kräfte befigt, um ſich und feinen 
nicht arbeitsfähigen Angehörigen den nothoürftigen Lebensunterhalt zu verfhaffen, und 
wenn er ſolchen weder aus eigenem Vermögen beftreiten kann, noch von einem bazu 
verpflichteten Verwandten erhält. Den Landesgejegen bleibt vorbehalten, diefe Befugniß 
der Gemeinden zu bejchränfen. 

Die Beforgniß vor fünftiger Verarmung berechtigt den Gemeindevorftand nicht zur 
Zurückweiſung. 

8. 5. 

Dffenbart fih nach dem Anzuge die Nothmwendigfeit einer öffentlihen Unterftügung, 
bevor der neu Anziehende an dem Aufenthaltsorte einen Unterftügungsmwohnfis (Heimaths- 
recht) erworben hat, und weift die Gemeinde nah, daß die Unterftügung aus anderen 
Gründen, als wegen einer nur vorübergehenden Arbeitsunfähigfeit notwendig geworden 
ift, fo kann die Fortfegung des Aufenthalts verfagt werden. 

8. 6. 

Iſt in den Fällen, wo die Aufnahme oder die Fortiegung des Aufenthalts verjagt 
werben darf, die Pflicht zur Uebernahme der Fürforge zwiichen verjchiedenen Gemeinden 
eines und deſſelben Bundesftaates ftreitig, ſo erfolgt die Entſcheidung nad) den Landesgeſetzen. 
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Die thatfählihe Ausmweifung aus einem Orte darf niemals erfolgen, bevor nicht 
entweder die Annahme-Erflärung der in Anſpruch genommenen Gemeinde oder eine 
wenigſtens einftweilen vollftredbare Entſcheidung über die Fürforgepflicht erfolgt ift. 

8. 7. 

Sind in den in 8. 5. bezeichneten Fällen verſchiedene Bundesſtaaten betheiligt, ſo 
regelt ſich das Verfahren nah dem Vertrage wegen gegenſeitiger Verpflichtung zur Ueber— 
nahme der Auszuweiſenden d. d. Gotha, den 15. Juli 1851, ſowie nach dem ſpäteren, 
zur Ausführung dieſes Vertrages getroffenen Verabredungen. 

Bis zur Uebernahme Seitens des verpflichteten Staates ift der Aufenthaltsjtaat zur 
Fürforge für den Auszumweifenden am Aufenthaltsorte nach den für bie öffentliche Armen- 
pflege in feinem Gebiete gefeglich beftehenden Grundfägen verpflichtet. Ein Anſpruch auf 
Erjag der für diefen Zweck verwendeten Koften findet gegen Staatd-, Gemeinde: oder 
andere öffentliche Kaflen desjenigen Staates, welchem der Hülfsbebürftige angehört, fofern 
nicht anderweitige Verabredungen beftehen, nur injomweit ftatt, ald die Fürjorge für den 
Auszumeifenden länger ald drei Monate gedauert hat. 

8. 8. 

Die Gemeinde ift nicht befugt, von neu Anziehenden wegen des Anzugs eine Abgabe 
zu erheben. Sie kann diefelben, gleich den übrigen Gemeindeeinwohnern, zu den Gemeinde: 
laften heranziehen. Weberfteigt die Dauer des Aufenthalts nicht den Zeitraum von drei 
Monaten, jo find die neu Anziehenden diefen Laften nicht unterworfen. 

8. 9. 

Was vorftehend von den Gemeinden beftimmt ift, gilt an denjenigen Orten, wo die 
Laſt der öffentlihen Armenpflege verfaffungsmäßig nicht der örtlichen Gemeinde, jondern 
andern geieglih anerkannten Verbänden (Armenfommunen) obliegt, aud ven diefen, ſo— 
wie von denjenigen Gutsherrſchaften, deren Gutöbezirk fih nit in einem Gemeindever- 
bande befindet. 

$. 10. 

Die Vorſchriften über die Anmeldung der neu Anziehenden bleiben den Landesgeſetzen 
mit der Maßgabe vorbehalten, daß die unterlaffene Meldung nur mit einer PBolizeiftrafe, 
niemals aber mit dem Berlufte des Aufenthaltsrechts ($. 1.) geahndet werben darf. 

$. 11. 

Durch den bloßen Aufenthalt oder tie bloße Niederlafjung, wie fie das gegenwärtige Ge: 
ſetz geftattet, werden andere Rechtsverhältniſſe, namentlich die Gemeindeangehörigfeit, dad Orts- 
bürgerrecht, die Theilnahme an den Gemeindenugungen und der Armenpflege, nicht begründet. 
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Wenn jedoch nad) den Landesgefegen durch den Aufenthalt oder die Niederlaflung, 
wenn ſolche eine beftimmte Zeit hindurch ununterbrochen fortgefegt worden, das Heimaths— 
recht (Gemeindeangehörigkeit, Unterftügungsmwohnfig) erworben wird, behält es dabei fein 
Bewenden, 

s. 12. _ 

Die polizeilige Ausmweifung Bundesangehöriger aus dem Orte ihres dauernden oder 
vorübergehenden Aufenthalts in anderen, als in den durch diejes Geſetz vorgefehenen Fällen, 
ift unzuläflig. 

Im Uebrigen werden die Beftimmungen über die Frembenpolizei durch dieſes Geſetz 
nicht berührt. 

$. 18, 

Das Geſetz tritt am 1. Januar 1868 in Kraft. 

Urkundlih unter unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem Bundes— 
Inſiegel. 

Gegeben Schloß Blankenburg, den 1. November 1867. 

(L. S) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 
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Nr. 23. Wiesbaden, den 9. Juli 1868. 
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GeſchäftsPlan 
für das Depart ements-Erſatz-Geſchäft pro 1868 im Bezirk der 41. Infanterie-Brigade. 


Den 13. Juli Aushebung in Rodheim, 
we a „ Gladenbach, 
„ 15. „  LiftenRevifion in Biedenkopf, 
„ 16. „ Aushebung in Biedenkopf, 
= 18. #5 — „Dillenburg, 
20. n " n Herborn, 
„ 22. „ Liften-Revifion in Rennerod, 
„ 23. „ Aushebung in Rennerod, 


" 24. " " ” Marienberg, 

„ 2. „ ”» „Rachenburg, 
— J „ Selters, 

„ 19. September Aushebung in Montabaur, 
— 8, " u „ WBallmerod, 
„ 22. 2 — „Hadamar, 
BB, " " „ Weilburg, 
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den 24. September Liften-Revifion in Runkel, 
25. z Aushebung in Runkel, 


„26. r — „Limburg, 
n 28. " " * Diez, 

„ 29. ö R „ Raflau, 
n . Detober Ausbebung in Naftätten, 


1 

2 ” = „ Braubadh, 

DB: A „ St. Goarshaufen, 
2: „ Liften-Revifion in Rüdesheim, 

6 „Aushebung in Rüdesheim, 

7 " — „ Gltoille, 

8. „ Xiften-Revifion in Langenſchwalbach, 
„ 9%. „Aushebung in 2.:Schwalbad, 


a. ; — „Wehen, 

" 12. " " " Idſtein, 

„14. 
Wiesbaden, 

z 8 2 2 

„16 u " „ Hochheim, 

" 17. 7) " " Hoͤchſt. 


Frankfurt a. M., den 24. Mai 1868. 
Coblenz, den 26. Mai 1868. 

Wiesbaden, den 27. Mai 1868. 

Die Departements-Erſatz-Commiſſion. 


Der vorſtehende Geſchäfts-Plan wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Wiesbaden, den 29. Juni 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 
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Gefhäfts-P lan 
für das Departements-Erjag-Geichäft pro 1868 im Landwehr: Bataillons-Bezirf 
Frankfurt a. M. 


19 . — 
a Detober Aushebung in Königftein, 
" „ „ Ufingen, 


24 ” " " Homburg, 


28 F r „ Frankfurt a. M.. 


30 
Franffurt a. M., den 8. Juni 1868. Wiesbaden, den 9. Juni 1868. 


Die Departements-Erjag-Commifjion im Bezirk der 42. Anfanterie-Brigade (Regie: 
rungsbezirt Wiesbaden). 


Der vorftehende Geihäfts-Plan wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Wiesbaden, den 29. Juni 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern 
von Meufel. 


Nachſtehende 
Allerhöchſte Ordre: 


„Nachdem der Biſchof von Limburg, Dr. Peter Joſeph Blum die ihm 
aus Anlaß jeines 2bjährigen Biſchofs-Jubiläums Seitens des Domcapiteld zu 
Limburg dargebradhte aus freiwilligen Gaben gebildete Summe von Eintaufend 
vierbundert adhtundfiebenzig Gulden in baar und Zweihundert fiebenundfechzig 
Gulden in bezeichneten Beiträgen für den bifhöflihen Stuhl in Zimburg, be: 

1? 
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hufs Gründung der zur Verfügung des jeweiligen Bilhofs ftehenden und zum 
Beiten der Diöcefe, namentlich zur Unterftügung bebürftiger Kirchengemeinden 
und zur Beförderung der Errihtung von Seeljorgsitellen verwendbaren Peter: 
Sojeph-Stiftung angenommen bat, will Ich auf Ihren Beriht vom 9. d. Mts. 
hierzu Meine landesherrlihe Genehmigung ertheilen.“ 
Berlin, den 11. Mai 1868. 
(gez.) Wilhelm. 
(99.) von Mübler. 
wird hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebradt. 
Wiesbaden, den 27, Juni 1868. 
Königliche Regierung, Abtbeilung für Kirchen: und Schulfaden. 
von Prittmig. 


In meine Belanntmahung vom 15. März c., abgedrudt in Nr. 11 der Beilage 
zum Spntelligenzblatt für Nafjau pro 1868, hat fich ein Fehler eingeihlihen, indem es 
zu 89 nicht des Gejeges „vom 25.” ſondern vom 5. März 1868 heißen muß. 


Caſſel, den 23. Juni 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Direktor. 


Schultze. 


Nachſtehendes 
Regulatiov, 
betreffend den Betrieb der Spielkarten-Fabriken. 


Auf Grund des $. 9 des Geſetzes vom 23 Dezember 1867 (G.S. ©. 1921), 
betreffend die Stempelfteuer von Spielfarten, wird, unter Aufhebung des unterm 27. 
Dezember 1867 erlafjenen Regulativs, betreffend den Betrieb der Spieltartenfabrifen, 
Folgendes bejtimmt: 
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1) Von den Fabrikinhabern ift, fomeit es nicht ſchon gefchehen, der Steuerbehörbe 
eine Beihreibung und Zeichnung der Fabrifräume einzureichen, melde die ganze 
Anlage und alle einzelne Gebäude, — wenn auch nicht alle Räume derfelben 
zur Kartenfabrifation beftimmt find —, umfaffen muß. Die Räume, worin die 
Fabrikation Fetrieben wird, müffen, ſoweit möglih, unter Angabe des fpeciellen 
Fabrifationstheiles, für melden jeder einzelne Raum beftimmt fein fol, befonbers 
bemerkt werden. Die Zeichnung und Beichreibung ift doppelt einzureichen und 
ein Exemplar, mit dem Visa der Steuerbehörde verfehen, dem Fabrifanten 
zurüdzugeben. 

2) Eine Veränderung, PVerlegung nud Erweiterung der deflarirten Fabrik-Einrich— 
tung darf jomohl bei den bereits bejtehenden, als auch bei den neu anzulegenden 
Spielfartenfabrifen nur nach vorgängiger Genehmigung des Finanz. Minifteriums 
vorgenommen werben. Bei Befigveränderungen muß ber Befignachfolger der 
Steuerbehörde fpäteftens binnen 4 Wochen von dem ftattgefundenen Eigenthums— 
wechſel Anzeige machen. 

3) In den Fabriken darf auch für den ausmärtigen Verkehr gearbeitet werden. 
Form, Güte und Fabrifpreis der Spielfarten hängen von dem Gutbefinden jedes 
Fabrifanten ab. 

Die Mufjirung der Rüdfeite muß jedoch bei Franzöfiihen Karten zu 832 
Blättern von denen zu mehr ala 32 Blättern leicht erfennbar verſchieden jein. 
Auch find die Fabrifanten gehalten, von jeder Sorte Spielkarten, welche fic zu 
verfertigen beabfichtigen, ein Mufterfpiel bei der Steuerbehörde nieberzulegen und 
einem Blaite jedes Spieles ein Fabrikzeihen zu geben, welches der Steuerbehörbe 
vorher anzuzeigen und von derfelben zu genehmigen ift. 

4) Fertige ungeftempelte Spielfarten dürfen nur in einem der Steuerbehörde ange» 
zeigten, gegen Entwendung geficherten Behältniß niedergelegt werden, welches 
von dem Fabritanten forgfältig unter Verfhluß zu halten ift. 

5) Die zum inländifhen Abſatze beftimmten Kartenfpiele gelangen behufs der 
Stempelung an die Steuerbehörde mit einer in zwei Exemplaren einzureihenden 
Anmeldung, welhe die Anzahl und Gattung der abzuftempelnden Karten ent- 
balten muß. 

6) Die zur Verfendung in das Ausland beftimmten Karten find der Steuerbehörde 
anzumelden, werden unter Aufficht derfelben verpadt und auf Uebergangsiceine, 
beziehungsweife Begleitfcheine, abgefertigt. Sollen inländijche Karten aus einem 
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Theile des Inlandes in den andern durch das Ausland verſendet werden, ſo iſt 
das bei dergleichen Waaren-Verſendungen überhaupt vorgeſchriebene Verfahren 
zu beobachten. 5 


Leber die verfertigten Karten ift der Fabrifant gehalten, nad Vorſchrift der 
Steuerbehörde, Buch zu führen und ſolches zur Einfiht der Steuerbeamten in 
der Fabrik offen zu legen. Für die Richtigkeit der Buchung und für die jeder- 
zeitige Uebereinftimmung des Bejtandes an fertigen Spielfarten Nr. 4 ift der 
Fabrikant verantwortlid. Jeder Fabritant muß 2 Bücher führen, wovon das 
eine auf der linfen Seite den gefammten Zugang an Spielfarten und auf der 
rechten Seite den Abgang durch Steinpelung oder Verfendung in das Ausland, 
nachmeifen muß. Die Anjchreibungen Hinfichtlih der Karten, welde in dem 
unter Nr. 4 erwähnten Behältnifje niedergelegt werden, find fofort nach der 
Aufnahme beziehungsweife Entfernung der Karten zu bewirken. Sind Karten 
unmittelbar nach deren Fertigftellung zur Stempelung oder Berfendung in das 
Ausland gelangt, ohne zuvor in das unter Nr. 4 erwähnte Behältnik aufge: 
nommen zu jein, jo muß dies in dem Buche verzeichnet fein. 

Das zweite Buch ift zum jpeciellen Ausweiſe über die gejtempelten 
Karten beftimmt, und muß auf der linken Seiie den Zugang an gejtempelten 
Spielfarten und auf der rechten Seite den Abgang durh Verkauf und Berjen- 
dung nachweiſen. Bei allen Eintragungen muß das Datum, wann der Zugang 
und Abgang geichehen, bemerkt und bei dem Berfauf und der Verjendung der 
geftempelten Spielfarten müfjen Name und Wohnort des Käuferd resp. Em- 
pfängers genau angegeben werden. 


8) Jedes Kartenjpiel ift mit einem Umjchlage zu verjehen. Die Form diefer Um: 


ichläge bleibt zwar der Wahl des Fabrifanten überlafjen, diefelben müſſen jedoch 
die Kartengattung angeben und jo eingerichtet jein, daß fie das Kartenfpiel 
collftändig zufammenbalten und die Stempelung deffelben ohne Löſung de Um— 
ſchlags geftatten. 


9) Die bei der Fabrikation vorkommenden überzähligen und Ausihuß-Blätter müflen 


gefammelt, unter Verſchluß gebraht und die Ausfchußblätter in der von der 
Steuerbehörde zu beftimmenden Zeit unter Auffiht der Eontrolirenden Beamten 
unbraudhbar gemacht werden, wobei es genügt, wenn die Blätter in der Mitte 
eingeſchnitten werden. 
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10) Spielfarten im Einzelnen, d. h. unter Einem Dutend Spiele derjelben Gattung, 
zu verfaufen, ift den Spielfartenfabrifanten zwar geftattet. Wollen diejelben 
aber einen ſolchen Einzelverfauf von Spielkarten betreiben, fo darf dies nur in 
einem bejonderen, von den Fabrifräumen vollftändig getrennten Locale gefchehen, 
welches der Steuerbehörde vorher anzumelden ift und, Falls dasſelbe in dem: 
felben Gebäude fi befindet, in welchem die Fabrifation von Spielfarten 
betrieben wird, der vorgängigen Genehmigung der Eteuerbehörde bedarf. Außer- 
dem find die Fabrifanten verpflichtet, jede Menge von Karten, welche zum Ein: 
zelverfauf beftimmt wird, ehe diefelbe in das betreffende Lokal übergeführt wird, in 
dem zum Ausweiſe über die geftempelten Karten dienenden Bude (Nr. 7) ab: 
zufchreiben, und in einem über den Einzelverfauf zu führenden Buche einzutragen, 
auch in legterem mindejtens täglih Gattung und Anzahl der abgejegten Spiele 
anzufchreiben. Der $. 8 des Gefeges findet auch auf den Einzelverkauf der 
Fabrikanten und die dazu beftimmten Lokale Anwendung. 

Berlin, den 19. Juni 1868. 
Der Finanz.Minifter. 
von der Heydt. 
wird hierdurch im Auftrage des Herrn Finanz-Minifters zur öffentlihen Kenntniß gebracht. 
Eafiel, den I. Juli 1868, 
Der Provinzial-Steuer: Direktor. 
Schultze. 


Perſonal⸗Chronik 
Perſonal-Veränderungen bei den Juſtiz-Behörden im Appellationsgerichts-Bezirke 
Wiesbaden pro Juni 1868. 
1. Bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Dillenburg: 
der Gerichts-Affeffor Wiegand zu Weilburg iſt zum Rechtsanwalt bei dem Königlichen 
Kreisgerichte und den in deſſen Bezirke belegenen Amtögerichten mit Anweiſung feines 
Wohnfiges in Dillenburg ernannt; der Auscultator Schend zu Wetzlar unter Ernen- 
nung zum Appellations:Gerichts-Neferendar an das Königliche Kreisgericht verſetzt. 
2. Bei dem Königliden Kreisgerihte zu Wiesbaden: 
der Hofgeriht3-Seeretär Schulz ift in den Ruheſtand verjcht, der Bureau-Afliftent 
Lingott aus Poſen ald Bureau:-Diätar übernommen. 
3. Bei dem Königliden Amtsgerichte zu Selters: 
der Gerihtsafleflor Beyerle in Viedenkopf ift zum Amtsrichter ernannt. 


322 


4. Folgende interimiftifche Boten und Executoren find als foldhe definitiv ernannt: 
bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Dillenburg: Günther, Hoffmann, Arummeid; 


13 " " ” " 
" " " " A " 
TR pr Amtsgerichte „ 
” n " " " 
" ” ” ” " 
" " " " „ 
" " " " " 
[3 ” " " n 
" [4 4 " "„ 
” ” ” " 

" " " " " 


” " " n "” 
" ” " "n ” 
” " " " " 
n " " " 
" " ” " " 


” „ " " " 
” " ” " " 
" " ” n "„ 
" " " ” ” 
” " ” " " 
" 4 ” ” ” 
” ” " ” [2 
" n " " " 
" ” " " " 
„ " „ " ” 
13 ” " ” " 
” „ * 4 " 
" ” ” ” * 
”„ "n ” " ” 
" ” ” " 
" "„ " " " 
" " " " 
” ” " " ” 
" " " 





Limburg: Jung, Schmidt; 

Wiesbaden: Höhn, Immel, Klepper, Shauß; 
Battenberg: Debus, Richter; 
Biedenkopf: Brühl, Eimide; 

Braubah: Löhr; 

Diez: Fay, Gemmer, Kepler; 

Dillenburg: Klingelböfer, Volkert, Weiß; 
Eltville: Bauer, Feder; 

Ems: Steinhäujer; 


„Gladenbach: Mojes, Pfeiffer, Winter; 


Hadamar: Bouillon, Schmidt; 
Hachenburg: Müller, Schleifer; 
Herborn: Rüpl; 
Höchſt: Diehl, Krug, Schmöhl; 
Hohheim: Horn, Klein, Meuer; 
Homburg: Weil; 


„ Softein: Brühl, Nollftadbt, Rüder; 


Königftein: Krank, Stahl; 

Zangenihwalbah: Dieffenbad, Rüder; 
Limburg: Diefenbad, Hiſſenauer, Luft; 
Marienberg: Chelius, Leis; 

Montabaur: Orth, Schloſſer; 

Naſſau: Kopl; 

Naftätten: Gaſſer, Hannappel, Kirdner; 
Dberlahnftein: Popp; 

Rennerod: Eckhard, Duirnbad, Strutb; 
Rüdesheim: Habicht, Hirſch, Janz; 
Runkel: Blum, Hemwel, Riegel; 

Selters: Klamberg, Klein, Sayn; 

St. Goarshaufen: Beder; 

Ufingen: Knops, Ufinger, Weiß L, Weiß IL; 
Vöhl: Kalbfleiſch; 

Wallmerod: Hutter, Pfeiffer, Ohly; 
Wehen: Beiler; 

Weilburg: Heß, Klemmer, Meurer; 


„Wiesbaden: Biebricher, Göbel, Faſſel, Mayer, 


Thoma und Ullius. 


323 


Beilage 


zum 


Sntelligenzblatt für Naſſau. 


— — — — — —— — — —— a — — — 


Nr. 24. Wiesbaden, den 11. Juli 1868. 
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Geſetz über die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen ver Ehefchliegung. Vom 4. Mat 1868. 
Ausgegeben zu Beriin ven 12. Mai 1863 mit Nr. 11. des Bundes-Geſetzblatts. 


Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verorbnen im Namen des Norddeutihen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des Bundes> 
rathes und des Reichstages, was folgt: 
5 1. 

Bundesangehörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe oder zu der damit verbundenen 
Gründung eines eigenen Haushaltes weder des Befites, noch des Erwerbes einer Ge 
meindeangehörigkeit (Gemeindemitgliedfchaft) oder de8 Einwohnerrechts, noch der Gench- 
migung der Gemeinde (Gutsherrichaft) oder des Armenverbandes, noch einer obrigfeit- 
lihen Erlaubniß. 

Insbeſondere darf die Befugniß zur Verehelihung nicht beſchränkt werden wegen 
Mangels eines beftimmten, die Großjährigkeit überfteigenden Alters oder des Nachweiſes 
einer Wohnung, eines binreichenden Vermögens oder Erwerbes, wegen erlittener Beſtra— 
fung, böjen Rufes, vorhandener oder zu befürchtender Verarmung, bezogener Unterftügung 
oder aus anderen. polizeilichen Gründen. Auch darf von der ortöfremden Braut ein Zus 


zugägeld oder eine jonjtige Abgabe nicht erhoben werben. 
l 
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8. 2. 

Die polizeilihen Beſchränkungen der Befugniß zur Eheſchließung, welde in Anfeh- 
ung der Ehen zwiſchen Juden und für die Angehörigen einzelner bürgerlihen Berufsftände 
beftehen, werden aufgehoben. 

Die Beftimmungen über die Genehmigung der Eheſchließung der Militärperjonen, 
Beamten, Geiftlihen und Lehrer durch die Vorgefegten werben hiervon nicht betroffen. 

8. 3. 

Die für Geiftlihe und Givilftandsbeamte beftehenden Verbote, bei der Schließung 
einer Ehe ohne vorherige Beibringung einer obrigfeitlihen Beicheinigung amtlih mitzus 
wirken, bleiben in Beziehung auf Bundesangehörige nur ſoweit in Kraft, als dieſe Be- 
ſcheinigung das Vorhandenſein der durch dieſes Geſetz nicht berührten Borausfegungen der 
Eheſchließung oder die im$. 2, alinea 2, erwähnten Beftimmungen zum Gegenſtande bat. 

$. 4. 
Die Vorſchriften der Landesgejege über die Zulafjung von Ausländern zur Eingehung 
einer Che finden auf Bundesangehörige feine Anwendung. 
8. 5. 
Die Beftimmungen des bürgerlichen Eherechtes werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
8. 6. 

Diefes Gefek tritt am 1. Juli d. 3. in Kraft. 

Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrudten Bun- 
des⸗Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Mai 1868. 

(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 


Bekanntmachung. 


Da wir die Wahrnehmung gemadt haben, daß die Beftimmungen bes vorftehenden, 
mit dem 1. d.Mts. in Kraft getretenen Bundesgefeges vom 4. Mai d. Is. über die 
Aufhebung der polizeilihen Beihränktungen der Eheihließung, von einzelnen Beamten 
unferes Bezirks eine dem Geſetze nicht entiprehende Auslegung finden, fo jehen wir ung 
zu nachftehenden Erläuterungen veranlaßt: 

Die Herren Amtmänner haben für die Folge weder Proclamationd: ‚und Gopulations- 
ſcheine, noch überhaupt irgend welche Erlaubniß zum Abſchluß einer Ehe zu erteilen, 
ebenjowenig eine Beſcheinigung über das Vorhandenfein der Erforberniffe zur Eheſchließung, 


ir 
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da das Gefeg vom 4. Mai d. Is. die feither beftandenen polizeilichen Beſchränkungen 
der Eheichließung aufgehoben hat und die Frage, ob Beftimmungen des bürgerlichen Ehe— 
rechtes im einzelnen Falle der Eheihließung entgegen ftehen, der Beurtheilung der Bermal- 
tungsbehörden fernerhin nicht unterliegt. 

Vielmehr ift ed nunmehr Sache der um Proclamation oder Trauung angegangenen 
Herren Geiftlihen, in jedem einzelnen Falle zunächft zu prüfen, ob ben Erfordernifjen 
bes bürgerlichen Eherechtes Genüge geleiftet ift, beziehungsmeife, ob fein Ehehinderniß vor- 
liegt. Die Herren Geiftlihen haben alfo namentlih zu prüfen, ob das geſetzliche Alter 
der Pubertät und der elterliche, beziehungsmeife vormundſchaftliche Conſens vorliegt; ob 
fein Ehehinderniß wegen Verwandtſchaft, Nichtablaufs der Trauerzeit, 2c. vorhanden; ob, 
im Falle der Wiederverehelihung, die vorgefchriebene Inventarifation oder Gautiongleiftung 
bewirkt ift, fowie eintretenden Falles insbeſondere auch, ob die in $. 2, alin. 2, des 
Bundes-Geſetzes v. 4. Mai d. Is. erwähnten Beftimmungen über die Genchmigung der - 
Eheſchließung der Militärperfonen, Beamten, Geiftlihen und Lehrer durch die Vorgefegten 
gewährt find. Es ift Sade der Antragfteller, in allen folden Beziehungen den Herren 
Geiftlihen die erforderlihen Nachweiſe, — 3. B. durd Vorlage der Geburtsſcheine, 
Conjenserklärungen, Beſcheinigung der Behörde über das Nihtvorhandenfein von Verwandt⸗ 
ſchaftshinderniſſen, Befcheinigung der zuftändigen Behörde über Ergänzung des elterlichen 
oder vormundjcaftlihen Conſenſes, beziehungsmweife über Bewirtung der Jnventarifation 
oder Gautionsleiftung, über Dispenfation von Ehehinderniffen ꝛc. — vorzulegen. Inſo— 
lange die erforberliden Nachmweife nicht beigebracht find, haben die Herren Geiftlihen die 
Vornahme der Proclamation und Trauung zu beanftanden und den Antragjtellern anheim— 
zuftellen, die mangelnden Nachweife zu liefern, beziefungsmeife die Dispenfation von Che 
binderniffen zu erwirken. 

Diefe Beftimmungen haben die Herrn Amtmänner, Geiftliche und bezüglich der Israe⸗ 
liten die Bezirksrabbiner genau zu beadten. 

Wiesbaden, den 9. Juli 1868, 

Königliche Regierung, 
Abtheilung des Innern. Abtheilung für Kirchen: und Schulfachen. 
von Meuſel. von Prittwitz. 
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Geſetz, die Beſteuerung des Tabaks betreffend. Vom 26. Mai 1868. 
(Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1868 mit Nr. 18. des Bundes-Geſetzblattes.) 

Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen 2. ı. 
verordnen im Namen des Norbdeutichen Bundes, nad erfolgter Zuftimmung des Bundes— 
rathes des Deutihen Zollvereind und des Deutihen Zollparlaments, was folgt: 

8. 1. 

Der im Zollvereinsgebiet erzeugte Tabak unterliegt einer Steuer nah Mafigabe 
der Größe der jährlid mit Tabak bepflanzten Grundftüde. 

Die Steuer beträgt von je ſechs Duadratruthen (Preußisch) mit Tabak bepflanzten 
Boden 6 Sgr. (21 Kr.) jährlid. 

Wo die Duadratruthenzahl der von einem und demſelben Pflanzer mit Tabak bes 
pflanzten Gefammtflähe durch fechs nicht theilbar ift, bleibt das unter ſechs Ruthen bes 
tragende Maß bei der Steuer unberüdfichtigt. 

8. 2. 

Befreiung von der Steuer ($. 1.) tritt ein, wenn die von einem Pflanzer oder 
von mehreren zu einem Hausftande gehörigen Pflanzern, mit Tabak bebaule Gejammt: 
flähe weniger als ſechs Duadratruthen beträgt. 

8. 8. 

Jeder Inhaber einer mit Tabak bepflanzten, nah $. 1. fteuerpflidtigen Grundfläche 

ift verpflichtet, der Steuerbehörde des Bezirks vor Ablauf des Monats Juli die bepflanz- 
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ten Grundflüde einzeln nad ihrer Lage und Größe im Landesmaße genau und wahr: 
baft fchriftlih anzugeben. Derfelbe erhält darüber von der gedachten Behörde eine Be- 
ſcheinigung. 

$. 4. 

Die Angaben ($. 3.) werden jeitend der Steuerbehörde geprüft, welche dabei von 
den Gemeindebeamten zu unterftügen ift. Wermefjungstoften dürfen hierdurch dem Ta- 
bafspflanzer nicht erwachſen. 

8. 5. 

Nah geichehener Prüfung ($. 4.) wird die von dem Tabakspflanzer zu entrichtende 
Steuer berechnet und demfelben von der Steuerbehörde befannt gemacht. 

Die fejtgeftellten Steuerbeträge find nad) der Ernte zur einen Hälfte im Monat 
Dezember, zur andern Hälfte im Monat April fällig. 

8. 6. 

Der Inhaber ($. 3.) eines mit Tabak bepflanzten Grundftüds ift zu der im $. 3. 
vorgefchriebenen Angabe verpflichtet und haftet für den vollen Betrag der Steuer, auch 
wenn er den Tabak gegen einen beftimmten Antheil oder unter fonftigen Bedingungen 
durch einen Andern anpflanzen oder behandeln läßt. 

$. 7. 

Ein Erlaß an der Steuer fol eintreten, wern durch Mißwachs oder andere Un- 
glüdsfälle, welche außerhalb des gewöhnlichen Witterungswechſels Liegen, die Ernte ganz 
oder zu einem größeren Theile verdorben ift. 

Die Bedingungen und das Verfahren für diefen Erlaß werden vom Bundesrathe 
des Zollvereins feſtgeſtellt. 

Die Beftimmungen über die Höhe der zu gewährenden Steuererlaffe dürfen nicht 
ungünftiger fein, als die dafür bisher in Preußen (nad) dem Remiſſions-Reglement vom 
29. Dezember 1828.) geltend geweſenen Vorſchriften. 

8. 8. 

Die Steuer für den in das Ausland in Mengen von mindeftens 50 Pfund ver: 
jendeten Tabak wird vergütet werden, wenn die von der Zollbehörde vorgeſchriebenen 
Kontrole- Bedingungen erfüllt worden find. Der geringjte Vergütungsſatz beträgt für den 
Gentner Rohtabat und Schnupftabat 15 Sgr., für den Gentner entrippte Blätter und 
Tabaksfabrifate (mit Ausnahme des Schnupftabats) 20 Sgr. Der Bundesrath des 
Zollvereins ift jedoch ermächtigt, die Ausfuhrvergütung zeitweife oder dauernd bis zum 
Betrage von bezichungsweife 20 Sgr. und 25 Sgr. für den Gentner zu erhöhen. Für 
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jogenannten Geiz, grüne QTabafsblätter, Tabaksftengel und Abfälle wird feine Vergütung 
gewährt, 
8. 9, 
Die Steuer wird zum erften Male für die im Jahre 1869 mit Tabak bebauten 
Grundftüde erhoben. 
$. 10. 

1) Wer es unterläßt, die im $. 3. vorgefchriebene Angabe hinſichtlich aller oder ein- 
einzelner mit Tabak bepflanzten Grundftücde rechtzeitig zu machen, hat das Bier: 
fache desjenigen Steuerbetrages, um welchen die Staatskaſſe dadurch hätte ver- 
fürzt werden fönnen, als Strafe verwirtt. Die Steuer jelbjt ift unabhängig von 
der Strafe zu entrichten. 

2) Wer zwar alle mit Tabak bepflanzten Grundftüde rechtzeitig angiebt, dabei je- 
doch die Fläche eines Grundſtücks dergeftalt unrichtig bezeichnet, daß das ver- 
ſchwiegene Flähenmaß mehr al3 den zwanzigjten Theil der Fläche des mit 
Tabak bepflanzten Grundftüds beträgt, verfällt in eine Orbnungsftrafe bis zur 
Höhe der doppelten Steuer von dem verfchwiegenen Flächenmaße. Daneben 
ift die einfache Steuer zu erlegen. 

3) Nur diefe wird erhoben, wenn der Unterfchied zwifhen der Angabe und dem 
Befunde nur den vorbezeichneten zwanzigjten Theil oder weniger beträgt. 


$. 11. 

Wenn eine Geldbuße von dem Berurtheilten wegen ſeines Unvermögens nicht 
beizutreiben ift, erfolgt ihre Verwandlung in Freiheitsftrafe nah den Beitimmungen 
der Zollſtrafgeſetze. 

8. 12. 

Die Feftftellung, Unterfuhung und Entiheidung der Zumiderhandlungen gegen das 
gegenwärtige Geſetz erfolgt nah den Beftimmungen über Zumiderhandlungen gegen bie - 
Zollgeſetze. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes verjähren in fünf Jahren. 

$. 13. 


Die zur Ausführung diefes Gefeges erforderlihen Anordnungen werden vom Bun— 
desrathe des Zollverein fejtgeitellt. 
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Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigebrudtem Bun- 
des⸗Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 26. Mai 1868. 
(L. S) Bilhelm. 
Graf von Bismard-Schönhaujen, 
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Nr. 26. Wiesbaden, den 23. Juli 1868. 





Bekanntmachung. 


Behufs gleihmäßiger Regulirung der Stempelanmendung zu Lieferungs-Berträgen, 
welche über die Lieferung von Bebürfniffen der Regierung oder öffentlihen Anftalten 
abgeichlofjen werden (Nr. 33 des Stempeltarifs vom 19. Juli v. Is.), wird, in Ueber— 
einftimmung mit den für den Geltungsbereich des Stempelgefehes vom 7. März 1822 
erlafienen Verordnungen, Folgendes beftimmt: 

1) Die über die Verwendung des Stempels in 8. 5 der Verordnung vom 19. Juli 
1867 (G.S. S. 1191) ertbeilte Vorfchrift muß auch für die in Rede ftehenden 
Lieferungs: Verträge Regel bleiben. Wo es alfo irgend möglich ift, den Licferungs- 
werth, wenn aud nur annähernd, fogleich Feftzuftellen, muß der Stempel binnen 
ber vorgefchriebenen Frift zum Bertrage verwendet werden, wobei insbejondere 
zu berüdjichtigen bleibt, daß es auf eine ganz genaue Werthermittelung infofern 
nicht ankommt, als ein Werthsunterſchied innerhalb und bis zur Summe von 
50 Thalern den Sat des Stempels nicht verändert. 

2) Iſt ein Vertrag feinem Inhalt nah fo unbeſtimmt, daß fich der Umfang ber 
Lieferung und der Betrag der im Ganzen zu leiftenden Zahlung auch annähernd 
nicht berechnen läßt, dann bleibt die Erhebung des Werthsſtempels ausgefegt und 
ift nah Ausführung der Lieferung bei der Zahlung oder, wenn fucceffive oder 
periodifche Lieferungen bedungen find, bei jedesmaliger Zahlung nach dem Betrage 
der baar oder durch Abrehnung gezahlten Summe zu bewirken. 
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Der Betrag des Stempels ift von der zu zahlenden Summe zu fürzen oder, 
wenn die Zahlungen durch Abrehnung geſchehen, von dem Stempelpflidtigen ein— 
zuziehen Die dafür anzufcaffenden Stempelmaterialien (Stempelmarten oder 
Stempelpapier) find orbnungsmäßig zu dem in den Händen der Behörde bleiben- 
den Vertrags-Exemplar, beziehungsweiſe zu den Acten zu cafjiren. 

Beträgt bei jucceffiven oder periodiſchen Lieferungen der Werth der einzelnen 
Lieferung unter 50 Thaler, jo ift diefer Werth dem der nächſten Lieferung zuzu— 
ſetzen und von der fich ergebenden Summe von 50 Thalern oder mehr der Stempel 
zu erheben, bei ſolchen Berträgen über periodifhe Lieferungen aber, die auf ein 
Jahr oder auf mehrere Jahre laufen, ift der Stempel am Schluß des Jahres oder 
jeden Jahres nad der Gefammtjumme der, im Laufe des Jahres für die eins 
zelnen Lieferungen geleifteten Zahlungen zu verwenden. Das Vertrags:Eremplar, 
welches der Lieferant erhält, wird ohne Stempel ausgefertigt, e8 muß aber von der 
Behörde darauf vermerkt werden, daß die Berihtigung des Werthftempeld bis zur 
Zahlung nah bewirkter Lieferung ausgejct worden je}. Das bei den Acten der 
Behörde bleibende Neben-Eremplar wird mit dem für Neben-Eremplare von 
ftempelpflichtigen Verhandlungen vorgefchriebenen Stempel verjehen , auch darauf 
muß aber der Vermerk wegen der Suspenfion des Werthitempels, ebenjo wie auf 
dem Haupt-Exemplare notirt werden ($. 10 der Verordnung v. 19. Juli v. 38.). 


3) Iſt aus einem Lieferungs:Vertrage ein beftimmtes Lieferungsquantum und deſſen 


Werth fogleich erfichtlich, aber bevungen, daß der Lieferant, nad Maßgabe des 
entjtehenden Bedürfniſſes, no über jenes Quantum hinaus zu Lieferungen ver: 
bunden jein fol, fo ift der Stempel von dem Werthe des erfichtlichen Lieferungs- 
quantums fogleih zum Bertrag zu verwenden, die Verwendung des übrigen 
Stempels aber, nad vollendeter Lieferung , bei der Zahlung nad dem Betrage 
ber im Ganzen geleifteten Zahlung, jedoch unter Abrechnung des zum Vertrage 
ſchon verwendeten Stempels zu bewirken, aud; die Stempel: Suspenfion, wie 
zu 2. vorgeichrieben, ſowohl auf dem Haupt:, ald auf dem Neben-Eremplare ent- 
ſprechend zu vermerken. 


Es ift hiernad genau zu verfahren, auch den betreffenden Unterbehörden die erfor: 


derlihe Mittheilung zu machen um die fejtgeftellten Grundfäge gleichfalls in vorkommen: 
den Fällen zu befolgen. 


Berlin, den 29. Juni 1868, 


Der Finanz Minifter, 
(ge3.) von der Heydt. 


. u 
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Unter Bezugnahme auf die vorftehende Belanntmahung vom 29. Juni er. werden 
fämmtliche ung unterftellten Behörden und Beamten zur genauen Beobachtung deren In— 
halts hierdurch noch beſonders angemiejen. 

Wiesbaden, den 9. Juli 1868. 

Königliche Regierung. 
von Dieft. 


Polizeiverordnung. 


Auf Grund des 8. 10 der Königlichen Verordnung vom 20. September v. Is. über 
die Polizeivermaltung in den neu erworbenen Landestheilen bejtimmen wir hierdurch, daß 
Statt der in der Polizei-Verordnung des Königlichen Amts zu Hachenburg vom 6. December 
1857, betreffend die Bejtrafung der Verſäumniß der Abhaltung von Naſchtwachen im Ge: 
meindedienfte, angedrobten, mit der Schwere des Vergehens nicht im richtigen Verhältniß 
ftehenden Arreftjtrafe von drei Tagen eine Geldbuße von einem bis drei Thalern eventucl 
verhältnifmäßige Gefängnißftrafe einzutreten hat. 

Wiesbaden, den 14. Juli 1568. 

Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 


Bekanntmachung. 


Zur Verbütung von ftrafbaren Zumwiderhandlungen gegen die Uebergangs-Beſtim— 
mungen in $. 11 flgd. der Mllerhöchften Verordnung vom 4. Juli 1867, betreffend die 
Erhebung der Stempelfteuer von Spiellarten (Geſ-S. 1867, S. 1057 flgd.), ſowie in 
S. 25 des Gefeges, betreffend die Stempelftener von Spielkarten, vom 23. December 
1867 (Geſ.S. 1867 S. 1921 flgd.), made ich hierdurch darauf aufmerkſam, daf der 
Gebrauch derjenigen nad den früheren Gejegen geftempelten Sartenfpiele, die bereits vor 
dem 1. Auguft 1867 in den Befig von Eonfumenten übergegangen waren, nur nod Bis 
zum 31. Juli 1868 erlaubt, nach diefer Zeit aber nur dann geftattet ift, wenn bie 
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Karten andermweit geftempelt find. Die Nahftempelung erfolgt bei den mit Niederlage 
verjehenen Königlihen Hauptfteuerämtern des Bezirkes. 
Gaffel, den 16. Juli 1868. 


Der Provinzial-Steuer-Director. 
In Bertretung: 
Scellenberg. 


Perſonal⸗Chronik. 


Seine Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht 


den bisherigen commiſſariſchen Polizei-Director, Hauptmann a. D. und Polizei-Lieutenant 
Seyfried zu Wiesbaden zum Polizei-Director daſelbſt zu ernennen. 

Dem Pfarrer Bode zu Eſſershauſen iſt der in Folge der Verſetzung des Schul— 
inſpectors Ohl y zu Weilburg zur Erledigung gekommene Schulinſpectionsbezirk im Amte 
Weilburg übertragen und find außerdem dieſem Bezirke die Schulen zu Bermbach, Edels— 
berg, Eſſershauſen und Laimbach, bisher zum Bezirke des Schulinſpecetors Moureau zu 
Weilmünfter gehörig, zugeihlagen worden. 

Der proviforische Lehrvicar Sprado zu Seilhofen ift definitiv dafelbft angeftellt 
worden. 

Die Recepturdiener Kurzenacker zu Wiesbaden und Bender zu Weilburg ſind 
auf ihr Anſuchen in den Ruheſtand verſetzt worden. 


Todesfall. 


Am 25. Juni iſt der Lehrer Henrich zu Camp mit Tod abgegangen. 
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Auf Grund des Allerhöhften Erlaffes vom 20. Juli 1868 wird unter der Firma: 
„Königliche Direktion der Main-Weſer-Bahn“ zur einheitlihen Leitung der Verwaltung 
und des Betriebes der Main-Mefer- Bahn eine Behörde eingefegt, welche am 1. Auguft 
d. J. ihre Wirkfamfeit beginnen und ihren Sig in Caffel nehmen wird. Gleichzeitig 
werden die bisher unter den Titeln „Königliche Eifenbahn-Direktion (Main-Wefer)“ und 
„Direktion der Main-Weſer-Bahn“ zu Caffel beziehungsmeife Frankfurt a. M. beftan- 
denen Behörden ihre Thätigkeit einftellen 

Berlin, den 23. Juli 1868, 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
von Wolf. 


Polizeiverorpnung, 
die Verſendung von leicht entzündlichen Gegenſtänden und ätenven Fläffigfeiten mit der Poft betreffend. 


Auf Grund des $. 11 des Gefeges vom 20. September v. 8. über die Polizei- 
Verwaltung wird hiermit für den Umfang unferes Verwaltungsbezirts Nachitehendes ver: 
ordnet : 

Wer Reib⸗ oder Streichzünder, Phosphor, Pyropapier, Aether, Photogen, Petroleum, 
oder andere leicht entzündliche Gegenftände oder ätzende Flüffigkeiten unter unrichtiger 
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Declaration oder mit Berfhmeigung des Inhalts der Sendung zur Poſt aufgiebt, wird, 
infofern eine ſolche Handlung nicht nad) Maßgabe fonftiger gefeplicher Beftimmungen einer 
höheren Strafe unterliegt, mit einer Geldbuße bis zu 10 Thlr. oder im Falle des Un: 
vermögens mit verhältnißmäßigem Gefängniß beftraft. 
Wiesbaden, den 23. Juli 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meujel. 


Bekanntmachung. 


Im Laufe de3 2. Duartals er. find auf Grund der Belanntmahung des Herrn 
Finanz-Minifterd vom 19. Auguft 1867, betreffend die anderweite Regelung des Stem— 
pelwejens im Regierungs-Bezirke Caſſel, beziehungsmeife Wiesbaden , von verschiedenen 
Behörden und Beamten bei der Ausfertigung ſtempelpflichtiger Schriftflüde 2c, Stempel- 
tagen angejegt und diefe demnächſt den betreffenden Hauptjteuerämtern zur Einziehung 
überwiejfen mworben. 

Ich ſehe mich Hierdurch veranlaßt, darauf aufmerfjam zu machen, daß nach der er: 
wähnten Befanntmahung vom 19. Auguft 1867 der Anſatz von Stempeltagen über: 
haupt nur in den Fällen zuläffig war, in melden die BVerfteuerung nad den früheren 
kurheſſiſchen und nafjauifhen Stempelgeiegen zu erfolgen hatte, daß aber, nahdem dieje 
leteren durd) den 8. 4 des Gejekes vom 5. März I. %., betreffend die Aenderung der 
Stempelfteuer 2c., in allen ihren Teilen aufgehoben worden find, der Anfag von Stempel 
taren nicht mehr ftattfindet, und vom 1, April I. 3. an für die Stempelfteuer in den 
Regierungsbezirlen Cafjel und Wiesbaden (mit Ausnahme der Stadt Frankfurt a. M.) 
lediglih die Verordnung vom 19. Juli v. 3. in Berbindung mit dem Geſetze vom 
5. März er. und den angehängten beiden Tarifabtheilungen hinſichtlich der in denjelben 
genannten Gegenftänden maßgebend find. 


Caſſel, den 20. Zuli 1868. 
Der Provinzial-Steuer-Dircctor. 
In Vertretung: 


Schellenberg. 
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Geſetz, betreffend die ſubſidiariſche Haftung des Brauerei-Unternehmers für Zuwiderhandlungen gegen 
die Braumalzſteuergeſetze durch Verwalter, Gewerbsgehülfen und Hausgenoſſen. Vom 8. Juli 1868. 
Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1868 mit Nr. 23 des Bundes⸗Geſetzblatts. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen im Namen des Norbdeutichen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des Bundes: 
rathes und des Reichstages, für das innerhalb der Zolllinie des Zollvereins liegende 
Gebiet des Norddeutichen Bundes, ſoweit nicht das Gejeg vom 4. d. M. wegen Befteue- 
rung des Braumalzes in verjchiedenen zum Norbdeutfhen Bunde gehörenden Staaten 
und Gebietötheilen (Bunbesgefegbl. S. 375.) Anwendung findet, und mit Ausſchluß der 
Hohenzollernihen Lande, der Oberheſſiſchen Gebietötheile des Vordergerichts Oſtheim und 
des Amtes Königsberg, was folgt: 
8. 1. 

Ber Brauerei ald Gewerbe treibt, haftet, was die duch die Braumalzfteuer-Gejch- 
gebung verhängten Geldftrafen betrifft, mit feinem Vermögen für feine Verwalter, Ges 
werbögehülfen, fowie für diejenigen Hausgenofien, welche in der Lage find, auf den Ge. 
werbebetrieb Einfluß zu üben, wenn 

1) diefe Geldftrafen von dem eigentlih Schuldigen wegen Unvermögens nicht beige: 
trieben werden können, und zugleich - 

2) der Nachweis erbracht wird, daß der Brauereitreibende bei Auswahl und Anftellung 

der Verwalter und Gewerbsgehülfen, oder bei Beauffichtigung derfclben, ſowie der 
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Eingangs bezeichneten Hausgenofjen fahrläffig, d. H. nicht mit der Sorgfalt eines 
ordentlihen Geihäftsmannes zu Werke gegangen ift. 

Als ſolche Fahrläffigkeit gilt insbefondere die wiſſentliche Anftellung beziehungsweife 
Beibehaltung eines wegen Braumalzfteuer-Defraudation bereit beftraften Verwalters oder 
Gewerbögehülfen , falls nicht die oberfte Finanzbehörde die Anftellung , beziehungsmeife 
Beibehaltung eines ſolchen genehmigt hat. 

Iſt ein Brauereitreibender, welcher nach den Beftimmungen dieſes Gefeges ſubſidiariſch 
in Anſpruch genommen wird, bereits wegen einer von ihm jelbft in der nachgewieſenen 
Abficht der Steuerverfürzung begangenen Braumalzfteuer-Defraudation beftraft, fo bat 
derfelbe die Vermuthung fahrläffigen Verhaltens jo lange gegen fih, ala er nicht nad: 
weift, daß er bei Anftellung beziehungsweiſe Beauffihtigung feines Eingangs bezeichneten 
Hülfsperfonals die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes angewendet hat. 

8. 2. 

Hinfihtlih der in Folge einer Zumiderhandlung gegen die Vorfchriften der Brau- 
malzfteuer-Gefeggebung vorenthaltenen Steuer haftet der Brauereitreibende für die im 
$. 1, bezeichneten Perfonen mit feinem Vermögen, wenn die Steuer von dem eigentlich 
Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben werden kann. 

8. 3. 

Zur Erlegung von Gelvftrafen auf Grund ber fubfidiarifchen Haftung in Gemäßheit 
der Vorfchriften des $. 1. dieſes Geſetzes kann der Brauereitreibende nur durch ricter- 
liches Erkenntniß verurteilt werden. 

8. 4. 

Die Befugniß der Steuerverwaltung , ftatt der Einziehung der Geldbuße von den 
fubfidiarifch Verhafteten und unter Verzicht hierauf, die im Unvermögensfalle an die Stelle 
der Geldbuße zu verhängende Freiheitsftrafe fogleih an dem eigentlih Schulbigen voll: 
ftreden zu laſſen, wird durch die vorftehenden Beftimmungen nicht berührt. 

8. ö. 

Diefes Gefeg tritt mit dem 1. Oftober 1868 in Kraft und find von diefem Zeit- 
puncte ab alle entgegenftehenden Beftimmungen oufgehoben. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem Bundes- 
Infiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 

(L. S.) Wilhelm, 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 
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Geſetz, betreffend bie ſubſidiariſche Haftung des Brennerei-Unternehmers für Zuwiderhandlungen gegen 
bie Branntweinſteuer-Geſetze durch Verwalter, Gewerbsgehülfen und Hausgenoffen. Vom 8. Juli 1868. 
Ausgegeben zu Berlin ven 13. Juli 1868 mit Nr. 23 des Bundes-Geſetzblatts. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ıc. 
verordnen im Namen des Norddeutfchen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des Bundes: 
rathes und des Neichstages, für das innerhalb der Zolllinie liegende Gebiet des Nord- 
deutſchen Bundes, fomweit nicht das Gefeg vom 4. Mai d. Z., betreffend die Erhebung 
einer Abgabe von der Branntweinbereitung in den Hohenzollernfchen Landen (Bundes: 
gejegbl. S. 151.), fowie das Geſetz vom heutigen Tage, betreffend die Beſteuerung des 
Branntweins in verfchiedenen zum Norbdeutichen Bunde gehörenden Staaten und Gebiets: 
theilen (Bundesgefegbl. S. 384.) Anwendung findet, und mit Ausfchluß des Vorderge— 
richts Dftheim und des Amtes Königsberg, was folgt; 

51, 

Wer Brennerei treibt, haftet, was die durch die Branntweinſteuer-Geſetzgebung ver- 
bängten Geldftrafen betrifft, mit feinem Vermögen für feine Verwalter, Gewerbögehülfen, 
fowie für diejenigen Hausgenofjen, welche in der Lage find, auf den Gewerbebetrieb Lin- 
fluß zu üben, wenn 

1) diefe Geldftrafen von dem eigentlih Schuldigen wegen Unvermögens nicht beige- 

trieben werden fönnen, und zugleich 

2) der Nachweis erbracht wird, daß der Brennereitreibende bei Auswahl und An- 

ftellung der Verwalter und Gewerbsgehülfen, oder bei Beauffihtigung derſelben, 
fowie der Eingangs bezeichneten Hausgenofjen fahrläffig, das Heißt, nicht mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Geihäftsmannes zu Werke gegangen iſt. 

Als ſolche Fährläffigkeit gilt insbejondere die wiſſentliche Anftellung, beziehungsweiſe 
Beibehaltung eines wegen Branntweinfteuer:Defraudation bereits beftraften Vermalters 
oder Gewerbögehülfen, falls nicht die oberfte Finanzbehörde die Anftellung beziehungsmeile 
Beibehaltung eines folhen genehmigt bat. 

St ein Brennereitreibender, welcher nach den Beftimmungen diejes Geſetzes jubfidiarifch 
in Aniprud genommen wird, bereit3 wegen einer von ihm felbft in der nachgemwiejenen 
Abſicht der Steuerverfürzung begangenen Branntweinjteuer-Defraudation beftraft, To hat 
derjelbe die Vermuthung fahrläffigen Verhaltens fo Lange gegen fih, als er nicht nad) 

weiſt, daß er bei Auswahl und Anftellung beziehungsmeife Beauffichtigung feines Ein- 
gangs bezeichneten Hülfsperfonals die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes ange: 


werdet hat. 
1 * 
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8. 2. 

Hinfichtlich der in Folge einer Zumiderhandlung gegen die Vorfchriften der Brannt: 
weinfteuer-Gefeßgebung vorenthaltenen Steuer haftet der Brennereitreibende für die im 
$. 1. bezeichneten Perfonen mit feinen Vermögen, menn die Steuer von bem eigentlich 
Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben werben kann. In denjenigen Fällen 
jedoch, in melden die Berechnung der vorenthaltenen Steuer lediglich auf Grund der in 
der Branntweinftener-Gefeggebung vorgefchriebenen Vermuthungen erfolgt, tritt die ſub— 
fipiarifche Haftbarfeit des Brennereitreibenden nur unter deu durch $. 1. Nr. 2. beftimm: 
ten Vorausfegungen ein. 

Ss. 8. 

Zur Erlegung von Geldftrafen auf Grund der fubfidiarifhen Haftung in Gemäßheit 
der Vorſchriften des 8. 1. dieſes Geſetzes kann der Brennereitreibende nur durch richter: 
liches Erkenntniß verurtheilt werden. Daſſelbe gilt für die Erlegung der vorenthaltenen 
Steuer, melde auf Grund der in der Branntweinfteuer-Gejeggebung vorgefchriebenen 
Vermuthungen berechnet wird. 

8. 4. 

Die Befugniß der Steuerverwaltung, ftatt der Einziehung der Geldbuße von dem 
Iubfidiarifch Verhafteten und unter Verzicht hierauf, die im Unvermögensfalle an die Stelle 
der Geldbuße zu verhängende Freiheitsftrafe ſogleich an dem eigentlih Schuldigen voll- 
ftredden zu laffen, wird durch die vorftehenden Beftimmungen nicht berührt. 

$. 5. 

Diejes Gejeg tritt mit dem I. Oktober 1868 in Kraft und find von diefem Zeit- 
punkte ab alle entgegenftehenden Beftimmungen aufgehoben. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem Bundes: 
Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. BismarckSchönhauſen. 


„ri 


Geſetz, betreffend ven Betrieb ber ftehenden Gewerbe. Vom 8. Yuli 1868. 
Ausgegeben zu Berlin ven 13. Juli 1868 mit Nr. 23 des Bundes-Geſetzblatts. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen im Namen des Norddeutichen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des Bunbes- 
rathes und des Reichätages, was folgt: 
"9 

Das den Zünften und den kaufmännischen Korporationen zuftehende Recht, Andere 

vom Betriebe eines Gewerbes auszuſchließen, ift aufgehoben. 
8. 2. 

Für den Betrieb eines Gewerbes ift ein Befähigungsnachweis nicht mehr erforderlich. 
Diefe Beftimmung findet jedoch bis auf Weiteres feine Anwendung cuf den Gewerbe- 
betrieb der Aerzte, Apotheker, Hebammen, Advokaten, Notare, Seeſchiffer, Seefteuerleute 
und Lootſen. 

So weit in Betreff der Schiffer und Lootjen auf Strömen in Folge von Staats: 
verträgen bejondere Anordnungen getroffen find, behält es dabei fein Bewenden. 

8. 3, 

Die Unterfheidung zwifhen Stadt und Land in Bezug auf dem Gewerbebetrieb und 
die Ausdehnung deſſelben hört auf. 

Die Beihränfung der Handwerker auf den Verkauf der Telbftverfertigten Waaren 
wird aufgehoben. 

Der gleichzeitige Betrieb verichiedener Gewerbe, ſowie defjelben Gewerbes in mehreren 
Petriebs- oder Verfaufslofalen ift geftattet. 

$. 4. 

„Jeder Gemwerbetreibende darf hinfort Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und Arbeiter jeder 
Art und in beliebiger Zahl halten. Gejellen und Gehülfen find in der Wahl ihrer Meifter 
oder Arbeitgeber unbeichräntt. 

$. 5. 

Der Betrieb eines Gewerbes, zu defjen Beginn nad Maßgabe der beftehenden Lan— 
deögejege eine polizeiliche Genehmigung nicht erforderlih ift, fann fortan nur im Wege 
der Bundesgefeggebung von einer ſolchen Genehmigung abhängig gemacht werben. 

8. 6. 

Das gegenwärtige Gefeg findet Feine Anwendung auf die Beftimmungen der Zandes- 

geſetze 


1) über Erfindungspatente ; 
2) über das Bergmefen ; 
3) über die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter; 
4) über den Verluſt der Befugniß zum Halten von Lehrlingen als Folge ftrafgericht- 

lihen Erfenntniffes ; 
5) über die Berechtigung der Apotheker, Gehülfen und Lehrlinge anzunehmen ; 
6) uber den Betrieb öffentliher Fähren; 
7) über das Abdedereimeien. 
Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem Bundes- 

Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard:Shönhaufen. 


Geſetz, betreffend bie privatrechtliche Stellung ver Erwerbs: und BWirthichafts-Genoffenfchaften. 
Bom 4. Yuli 1868, 
Ausgegeben zu Berlin ven 15. Yuli 1868 mit Nr. 24 des Bunbes-Gefekblatte. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 20. ꝛc. 
verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des Bundes: 
rathes und des Reichstages, für das ganze Gebiet des Bundes, was folgt: 


Abſchnitt I. 
Von Errichtung der Genofjenihaften. 
&. 1. 

Geſellſchaften von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, welche die Förderung des Krebits, 
des Ermerbes oder der Wirthſchaft ihrer Mitglieder mittelſt gemeinſchaftlichen Geſchäfts— 
betriebes bezweden (Genofienichaften), namentlich: 

1) Vorſchuß- und Kreditvereine, 

2) Robftoff: und Magazinvereine, 

3) Vereine zur Anfertigung von Gegenftänden und zum Verkauf der gefertigten 

Gegenftände auf gemeinfchaftlihe Rechnung (Produftivgenofjenichaften), 
4) Vereine zum gemeinfhaftlihen Einkauf von Lebensbedürfnifien im Großen und 
Ablaß in Heineren Parthien an ihre Mitglieder (Konjumvereine), 
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5) Vereine zur Herftellung von Wohnungen für ihre Mitglieder, 
erwerben die im gegenwärtigen Gejege bezeichneten Rechte einer „eingetragenen Genoſſen— 
ſchaft“ unter den nachjtehend angegebenen Bedingungen. 
8. 2, 

Zur Gründung der Genofienihaft bedarf es: 

I) der jchriftlihen Abfafjung des Gejellichaftsvertrages (Statuts) ; 

2) der Unnahme einer gemeinfhaftlihen Firma. 

Die Firma der Genofjenfhaft muß vom Gegenftande der Unternehmung entlehnt 
fein und die zufägliche Bezeichnung „eingetragene Genoflenichaft” enthalten. 

Der Name von Mitgliedern (Genofjenichaftern) oder anderen Perſonen darf in die 
Firma nicht aufgenommen werden. Jede neue Firma muß fi von allen an demfelben 
Drte oder in berjelben Gemeinde bereits beftehenden Firmen eingetragener Genoſſenſchaften 
deutlich untericheiden. 

Zum Beitritt der einzelnen Genofjenihafter genügt die fchriftlihe Erklärung. 

$. 8. 

Der Geſellſchaftsvertrag muß enthalten: 

1) die Firma und den Sik der Genoſſenſchaft; 

2) den Gegenftand des Unternehmens ; 

3) die Zeitdauer der Genofienfhaft, im Falle dieſelbe auf eine bejtimmte Zeit be 

ſchraͤnkt fein joll; 

4) die Bedingungen des Ein: und Austritts der Genoſſenſchafter; 

5) den Beitrag der Gefhäftsantheile der einzelnen Genofjenfchafter und die Art der 
Bildung diefer Antheile; 

6) die Grundfäge, nah melden die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn zu berechnen 
ift, und die Art und Weile, wie die Prüfung der Bilanz erfolgt; 

7) die Art der Wahl und Zufammenfegung des Vorftandes und die Formen für die 
Legitimation der Mitglieder des Vorftandes und der Stellvertreter derjelben; 

8) die Form, in melder die Zufammenberufung der Genofjenihafter geſchieht; 

9) die Bedingungen des Stimmrehts der Genofienihafter und die Form, in welcher 
daſſelbe ausgeübt wird; 

10) die Gegenftände, über melde nicht ſchon dur einfahe Stimmenmehrheit der 
auf Zujammenberufung erſchienenen Genoffenihafter, ſondern nur dur eine 
größere Stimmenmehrheit oder nad) anderen Erforderniſſen Beihluß gefaßt werben 
faun; 
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11) die Form, in welcher die von der Genoflenihaft ausgehenden Bekanntmachungen 
erfolgen, ſowie die öffentlichen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find; 
12) die Beftimmung, daß alle Genofjenshafter für die Verbindlichkeiten der Genofien- 

ſchaft jolidariich und mit ihrem ganzen Vermögen haften. 


8. 4. 

Der Gefjellichaftsvertrag muß bei dem Handelögerichte, in defien Bezirk die Genofjen- 
ihaft ihren Sig hat, nebſt dem Mitgliederverzeichnifje durch den Borftand eingereicht, vom 
Gerichte in das Genofjenihaftsregifter, welches, wo ein Handelsregifter eriftirt, einen 
Theil von diefem bildet, eingetragen und im Auszuge veröffentlicht werden. 

Der Auszug muß enthalten : 

1) das Datum des Gejelichaftsvertrages; 

2) die Firma und den Sig der Genoſſenſchaft; 

8) den Gegenftand des Unternehmens : 

4) die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle diejelbe auf eine beftimmte Zeit be 

ſchränkt jein Toll; 

5) die Namen und den Wohnort der zeitigen Vorftandsmitglieder; 

6) die Form, in welder die von der Genofjenihaft ausgehenden Bekanntmachungen 

erfolgen, ſowie die öffentlichen Blätter, in welche diejelben aufzunehmen find. 

Zugleich ift befannt zu machen, daß das Verzeichniß der Genoſſenſchafter jeder Zeit 
bei dem Handelsgerichte eingefehen werden könne. 

Hit in dem Gefellihaftsvertrage ‚eine Form beftimmt, in welcher der Vorſtand feine 
Willenserklärungen kund giebt und für die Genofjenfchaft zeichnet, fo ift auch diefe Be- 
ftimmung zu veröffentlichen. 

ßz. 5. 

Vor erfolgter Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter hat die Genoſſenſchaft die 

Rechte einer eingetragenen Genofienihaft nicht. 


8. 6. 

Jede Abänderung des Geſellſchaftsvertrages muß jchriftlih erfolgen und dem Han- 
delögerichte unter Meberreihung zweier Abjchriften des Genoſſenſchafts-Beſchluſſes angemeldet 
werben. 

Mit dem Abänderungsbeichluffe wird in gleicher Weife wie mit dem urjprünglichen 
Vertrage verfahren. Eine Veröffentlichung defjelben findet nur inſoweit ftatt, als ſich da— 
dur die in dem früheren Bekannntmachungen enthaltenen Punkte ändern. 
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Der Beihluß bat feine rechtliche Wirkung, bevor derjelbe bei dem Handelägerichte, 
in deſſen Bezirk die Genoflenihaft ihren Sitz hat, in das Genofjenihafts-Regifter einge: 
tragen worden ift. 

8. 7. 

Bei jedem Handelsgerichte, in deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft eine Zmeigniederlaffung 
hat, muß dieje behufs der Eintragung in das Genofjenfchafts-Regifter angemeldet wer: 
den, und ift dabei Alles zu beobachten, was die 88. 4. bis 6. für das Hauptgeichäft 
vorichreiben. 

8. 8. 

Das Genofjenfchaftsregifter ift öffentlih, und gelten hierbei die im Allgemeinen 

Deutſchen Handelögejegbuh in Bezug auf das Handelsregiſter gegebenen Beftimmungen. 


Abſchnitt IL 


Bon den Rechtsverhältniſſen der Genofjenfhafter unter einander, ſowie den Rechtsverhält- 
nifjen derſelben und der Genoſſenſchaft gegen Dritte. 


8. 9. 

Das Rechtsverhältniß der Genoſſenſchafter unter einander richtet ſich zunächſt nad 
dem Gejellihaftsvertrage. Letterer darf von den Beftimmungen der nachfolgenden Para- 
graphen nur in denjenigen Punkten abweichen, bei welchen dies ausbrüdlih für zuläffig 
erklärt ift. 

. In Grmangelung einer anderen Beltimmung des Gejellichaftsvertrages wird ber 
Gewinn unter die Genofjenfhafter nad Höhe von deren Gejhäftsantheilen vertheilt, ebenfo 
der BVerluft, ſoweit diefe Antheile zufammen zu deſſen Dedung ausreichen, mogegen ein 
nah Erihöpfung des Genoſſenſchaftsvermögens noch zu dedender Neft gleihmäßig nad) 
Köpfen von ſämmtlichen Genoffenichaftern aufgebracht wird. 

Genoſſenſchafter, welche auf ihre Gejhäftsantheile die ihnen ftatutenmäßig obliegen- 
den Einzahlungen geleiftet haben, können von anderen Genofjenichaftern nicht aus dem 
Grunde, weil legtere auf ihre Antheile mehr eingezahlt haben, im Wege des Rückgriffs 
in Anfpruc genommen werben, fofern nicht der Geſellſchaftsvertrag ein Anderes feftjegt. 

$. 10. 

Die Rechte, welche den Genofjenihaftern in Angelegenheiten der Genoſſenſchaft, ins- 
bejondere in Beziehung auf die Führung der Geſchäfte, die Einfiht und Prüfung der 
Bilanz und die Beftimmung der Geminnvertheiung zuftehen, werben von der Gefammtheit 
der Genofienichafter in der Generalverfammlung ausgeübt. 
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Jeder Genofienichafter hat Hierbei Eine Stimme, wenn nicht der Gefellihaftsvertrag 
ein Anderes feftiegt. 

&. 11. 

Die eingetragene Genofjenihaft fann unter ihrer Firma Rechte erwerben und Ber: 
bindlichkeiten eingehen, Eigentbum und andere dingliche Rechte an Grundftüden erwerben, 
vor Gericht Hagen und verklagt werben. 

Ihr ordentlicher Gerichtsftand ift bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie ihren Sig hat. 

Genofjenihaften gelten ald Kaufleute im Sinne des Allgemeinen Deutſchen Han- 
delögejegbuches, ſoweit diefes Geſetz Feine abweichenden Vorſchriften enthält, 

$. 12. 

Inſoweit die Genofjenihaftsgläubiger aus dem Genofjenihaftsvermögen nicht be- 
friedigt werden können, haften ihnen alle Genofjenichafter, ohne daß diefen die Einrede 
der Theilung zufteht, für die Ausfälle jolidariih und mit ihrem ganzen Vermögen. 
Diefe Solivarhaft kann von einem Genofjenfhaftsgläubiger nur geltend gemacht werden, 
wenn im Falle des Konkurſes die Vorausfegungen des $. 51. vorliegen, oder wenn die 
Eröffnung des Konkurſes nicht erfolgen Tann. 

Wer in eine beftehende Genofienihaft eintritt, haftet gleich den anderen Genofjen- 
ihaftern für alle von der Genoſſenſchaft auch vor feinem Eintritte eingegangenen Ber: 
binblichkeiten. 

Ein entgegenftehender Vertrag ift gegen Dritte ohne rechtlihe Wirkung. 

Die einer Genofjenihaft beigetretenen Frauensperfonen können in Betreff der 
dadurch eingegangenen Verpflichtungen auf die in den einzelnen Staaten geltenden 
Rechtswohlthaten der Frauen fih nicht berufen. 

$. 18. 

Die Privatgläubiger eines Genofjenfharters find nicht befugt, die zum Genofjen- 
ihaftsvermögen gehörigen Sahen, Forderungen oder Rechte, oder einen Antheil an 
denjelben zum Behufe ihrer Befriedigung oder Sicherftellung in Anſpruch zu nehmen. 
Gegenftand der Execution, des Arreftes ober der Beichlagnahme kann für fie nur das: 
jenige fein, was der Genofjenihafter jelbft an Zinfen und an Gewinnantheilen zu fordern 
berechtigt ift und mas ihm im Falle der Auflöfung der Genofjenihaft oder des Aus: 
ſcheidens aus derfelben bei der Auseinanderjegung zukommt. 

$. 14. 

Die Beftimmung des vorigen Paragraphen gilt auch in Betreff der Privatgläubiger, 

zu deren Gunſten eine Hypothek oder ein Pfandreht an dem Vermögen eines. Genojjen: 
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Ihafters kraft des Geſetzes oder aus einem anderen Rechtsgrunde befteht. Ihre Hppothef 
oder ihr Pfandrecht erſtreckt fich nicht auf die zum Genofienjchaftsvermögen gehörigen 
Saden, Forderungen und Rechte, oder auf einen Antheil an denjelben, fondern nur auf 
dasjenige, was in dem letzten Sage ded vorigen Paragraphen bezeichnet ift. 

Jedoch werden die Rechte, welde an dem von einem Genoffenihafter in das Ver- 
mögen der Genofjenichaft eingebrachten Gegenftande bereits zur Zeit des Einbringens 
beftanden, durch die vorftehenden Beftimmungen nicht berührt. 

$. 15. 

Eine Kompenfation zwiichen Forderungen der Genofjenfhaft und Privatforderungen 
des Genoſſenſchaftsſchuldners gegen einen Genofjenichafter findet während der Dauer der 
Genofjenihaft weder ganz noch theilweiſe ftatt. Nah Auflöfung der Genoſſenſchaft ift 
fie zuläffig, wenn und ſoweit die Genofjenihaftsforderung dem Genofjenihafter bei der 
Auseinanderfegung überwieſen ift. 

$. 16. 

Hat ein Privatgläubiger eines Genofjenichafters nah fruchtlos vollftredter Erecution 
in deffen Privatvermögen die Execution in das demfelben bei der demnächſtigen Ausein- 
anderfegung zufommende Guthaben erwirkt, jo ift er berechtigt, die Genoflenihaft mag 
auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit eingegangen fein, behufs jeiner Befriedigung, nach 
vorher von ihm geſchehener Aufkündigung, das Ausſcheiden jenes Genoſſenſchafters zu 
verlangen. 

Die Aufkündigung muß mindeftens jehs Monate vor Ablauf des Geihäftsjahres 
der Genofjenichaft geichehen. 


Abſchnitt U. 
Bon dem Vorftande, dem Auffichtsrathe und der Generalverjammlung. 


8. 17. 
Jede Genofjenfhaft muß einen aus der Zahl der Genofienichafter zu wählenden 
Vorſtand haben. Sie wird dur denjelben gerichtlich und aufßergerichtlich vertreten. 
Der Vorftand kann aus einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen, dieje fönnen 
bejoldet oder unbefoldet fein. Ihre Stellung ift zu jeder Zeit widerruflich, unbejchadet 
der Entihädigungsanfprüche aus beftehertven Verträgen. 
$. 18. 
Die jeweiligen Mitglieder des Vorftandes müſſen alsbald nad ihrer Beftellung zur 
Eintragung in das Genofjenihaftsregifter angemeldet werden, Die Anmeldung ift durd 
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den Borjtand unter Beifügung feiner Legitimation entweder in Perfon zu bewirken, ober 
in beglaubiater Form einzureihen. Zugleih Haben die Mitgliever des Vorftandes ihre 
Unterſchrift vor dem Handelögerihte zu zeichnen oder die Zeichnung ebenfalls in be 
glaubigter Form einzureichen. 

8. 19. 

Der Borftand hat in der dur den Gefellihaftsvertrag beftimmten Form feine Wil: 
lenserklärungen fund zu geben und für die Genofjenichaft zu zeichnen. Iſt nichts darüber 
beſtimmt, jo ift die Zeichnung durch ſämmtliche Mitglieder des Vorſtandes erforderlid. 
Die Zeihnung geihieht in der Weile, daß die Zeichnenden zu der Firma der Genofjen- 
jchaft oder zu der Benennung des Borftandes ihre Unterfchrift hinzufügen. 

$. 20. 

Die Genofjienihaft wird durh die vom Borftande in ihrem Namen geichlofienen 
Rechtsgeihäfte berechtigt und verpflichtet. Es ift gleichgültig, ob das Geſchäft aus: 
drüdlic im Namen der Genoſſenſchaft geichloffen worden ift, oder ob die Umſtände er: 
geben, daß es nah dem Willen der Kontrahenten für die Genoſſenſchaft geichloffen 
werden jollte. 

Die Befugniß des BVorftandes zur Vertretung der Genoſſenſchaft erftredt fih aud 
auf diejenigen Gefhäfte und Rechtshandlungen, für melde nad) den Gefegen eine Spe: 
zialvollmacht erforderlih ift. Zur Legitimation des Vorſtandes bei allen, das Hypothe— 
fenbuc betreffenden Geſchäften und Anträgen genügt ein Atteft des Handelsgerichts, daß 
die darin zu bezeichnenden Perſonen als Mitgliever des Vorſtandes in das Genofien- 
Ichaftsregifter eingetragen find. 

$. 21. 

Der Vorftand ift der Genofjenihaft gegenüber verpflichtet, die Beſchränkungen ein- 
zubalten, welche in dem Gejellichaftsvertrage oder durch Beihlüffe der Generalverfamm: 
lung für den Umfang feiner Befugniß, die Genofjenihaft zu vertreten, feſtgeſetzt find. 
Gegen dritte Perjonen dat jedoh eine Beſchränkung des Vorftandes, die Genoflenihaft 
zu vertreten, feine rechtliche Wirkung. Dies gilt insbejondere für den Fall, daß die 
Vertretung ih nur auf gewiſſe Arten von Geſchäften erftreden oder nur unter gemifjen 
Umjtänden oder für eine gewiſſe Zeit oder an einzelnen Orten ftattfinden fol, oder daß 
die Zuftimmung der Generalverfammlung , eines Auffichtsrathes oder eines anderen 
Drgans der Genofjenihafter für einzelne Gejchäfte erfordert ift. 

$. 22. 
Eide Namens der Genofjenfhaft werden durch den Worjtand geleiftet. 


$. 23. 

Jede ganze oder theilmeife Aenderung im Perjonal des Vorftandes muß von dem 
ganz oder theilmeife erneuten Vorſtande gemeinihaftlih in Perfon oder in beglaubigter 
Form dem Handelägerihte zur Eintragung in das Genofjenfchaftsregifter und öffentlichen 
Belanntmahung angemeldet und dabei wegen Einreihung der Legitimation und Zeichnung 
Seitens der neu Eintretenden das in S. 18. Verordnete beobachtet werden. 

Daſſelbe gilt für den Fall, daß interimiftifche Stellvertreter eines oder mehrerer 
Vorftandsmitglieder gewählt werben. 

Dritten Perſonen fann die Menderung nur infofern entgegengejegt werden, als in 
Betreff diefer Aenderung die in Artikel 46 des Allgemeinen Deutichen Handelsgeſetz— 
buches in Betreff des Erlöjhens der Profura bezeichneten Vorausjegungen vorhanden find. 

$. 24. 

Zur Behändigung von Vorladungen und anderen Zuftellungen an die Genoſſenſchaft 
genügt es, wenn diejelbe an ein Mitglied des Vorftandes, welches zu zeichnen oder mit: 
zuzeichnen befugt ift, geichteht. 

8. 25. 

Der BVorftand ift verbunden, dem Handelsgerichte am Schluffe jedes Duartals über 
den Eintritt umd Austritt von Genofjenihaftern jchriftlih Anzeige zu machen und all- 
jährlih im Monat Januar ein vollftändiges , alphabetiſch georbnetes Verzeihniß der 
Genofjenihafter einzureichen. 

Das Handelögericht berichtigt und vervollftändigt danach die Lifte der Genofjen- 
ſchafter. 

$. 26. 

Der Vorftand ift verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforderlihen Bücher der 
Genoſſenſchaft geführt werden. Er muß jpäteftens in den erften jehs Monaten jedes 
Geichäftsjahres eine Bilanz des verfloffenen Geihäftsjahres, die Zahl der ſeit der vor- 
jährigen Belanntmahung aufgenommenen oder ausgejchiedenen, ſowie die Zahl der zur 
Zeit der Genofjenihaft angehörigen Genofjenichafter veröffentlichen. 

8. 27. 

Mitglieder des Vorſtandes, welche in dieſer ihrer Eigenihaft außer den Grenzen 
ihre Auftrages oder den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder des Gejellichaftävertrages 
entgegen handeln, haften perjönlid und jolidarifh für den dadurch entjtandenen Schaden. 

Sie haben, wenn ihre Handlungen auf andere, als die in dem gegenwärtigen Ge: 
jege G. 1.) erwähnten geihäftlihen Zmwede gerichtet find, oder wenn fie in der Gene: 


ralverfammlung die Erörterung von Anträgen geftatten oder nicht hindern, welche auf 

öffentliche Angelegenheiten gerichtet find, deren Erörterung unter die Landesgefege über 

dad DVerfammlungs- oder Vereinsrecht fällt, eine Geldbuße bis zu 200 Thalern vermirkt. 
$. 28. 

Der Gefellichaftsvertrag kann dem Vorftande einen Auffichtsrath (Verwaltungsrath, 
Ausſchuß) an die Seite jegen, welche von den Genofienichaftern aus ihrer Mitte, jedoch 
mit Ausihluß der Vorftandsmitglieder, gewählt wird. 

Iſt ein Aufſichtsrath beftelt, jo überwacht derfelbe die Gefchäftsführung der Genof- 
Venfchaft in allen Zweigen der Verwaltung. Er kann fih von dem Gange der Ange: 
legenheiten der Genofjenihaft unterrichten, die Bücher und Schriften derfelben jederzeit 
einfehen , den Beftand der Genoſſenſchaftskaſſe unterjuhen und Generalverfammlungen 
berufen. Er fann, fobald es ihm nothwendig erſcheint, Vorftandsmitglieder und Beamte 
vorläufig, und zwar bis zur Entſcheidung der demnächſt zu berufenden Generalverfamm- 
lung, von ihren Befugniffen entbinden und wegen einftweiliger Fortführung der Geſchäfte 
die nöthigen Anftalten treffen. 

Er hat die Jahresrehnungen, die Bilanzen und die Vorſchläge zur Geminnverthei- 
lung zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverfammlung Bericht zu erftatten. 

Er hat eine Generalverfammlung zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Genofjen- 
{haft erforderlich ift. 

$. 29. 

Der Auffihtsrath ift ermächtigt, gegen die Vorftandsmitgliever die Prozeſſe zu 
führen, melde die Generalverfammlung beſchließt, und die Genofjenihaft bei Abſchließung 
von Verträgen mit dem BVorftande zu vertreten. Wegen der Form der LZegitimations- 
führung hat der Gejellihaftsvertrag das Erforderliche zu beftimmen. 

Wenn die Genofjenshaft gegen die Mitglieder des Auffichtsrathes einen Prozeß zu 
führen bat, fo wird fie duch Bevollmächtigte vertreten, welhe in der Generalverjamm- 
lung gewählt werben. Jeder Genofjenihafter ift befugt, als Intervenient in einen ſolchen 
Prozeß auf jeine Koften einzutreten. 

$. 30. 

Der Betrieb von Gejchäften der Genoſſenſchaft, ſowie die Vertretung der Genofjen- 
ihaft in Beziehung auf diefe Gejhäftsführung, kann auch fonftigen Bevollmächtigten oder 
Beamten der Genoſſenſchaft zugewieſen werden. In diefem Falle beftimmt ſich die Be 
fugniß derjelben nach der ihnen ertheilten Vollmacht, fie erſtreckt fih im Zweifel auf alle 
Rehtshandlungen, welche die Ausführung derartiger Geſchäfte gewöhnlich mit fi bringt, 
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g. 31. 

Die Generalverfammlung der Genofjenichafter wird durch den Vorftand berufen, ſoweit 
nicht nad) dem Gefellichaftsvertrage oder dieſem Geſetze auch andere Perſonen dazu befugt find. 

Eine Generalverfammlung der Genofjenichafter ift außer den im Gefellihaftsvertrage 
ausdrüdlich bejtimmten Fällen zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Genoſſenſchaft 
erforberlich ericheint. 

Die Generalverfamimlung muß fofort berufen werden, wenn mindeftens der zehnte 
Theil der Genofjenfhafter in einer von ihnen zu unterzeichnenden Eingabe an den Bor: 
ftand unter Anführung des Zwedes und der Gründe darauf anträgt. Sit in dem Gefell: 
Ichaftävertrage das Recht der Berufung einer Generalverfammlung einem größeren oder 
geringeren Theile der Genofjenihafter beigelegt, jo hat es hierbei fein Bewenden. 

$. 32. 

Die Berufung der Generalverfammlung bat in der durch den Geſellſchaftsvertrag 
beſtimmten Weiſe zu erfolgen. 

Der Zwed der Generalverfammlung muß jederzeit bei der Berufung bekannt ge: 
macht werden. Ueber Gegenftände, deren Verhandlung nit in diefer Weife angekündigt 
ift, können Beichlüffe nicht gefaßt werden; jedoch die Beſchlüſſe über Leitung der Ver: 
fammlung, ſowie über Anträge auf Berufung einer außerordentlichen Generalverfammlung 
ausgenommen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beihlußfaffung bedarf es 


der Ankündigung nit. 
$. 33. 


Der Vorſtand ift zur Beobachtung und Ausführung aller Beftimmungen deö Gefell- 
Schaftsvertrages und der in Gemäßheit dejjelben von der Generalverfammlung gültig ges 
faßten Beſchlüſſe verpflichtet und dafür der Genoſſenſchaft verantwortlich. 

Die Beſchlüſſe der Generalverfammlung find in ein Protokollbuch einzutragen, deffen 
Einſicht jedem Genoſſenſchafter und der Staatsbehörde geftattet werden muß. 

Abſchnitt IV. 
Bon der Auflöfung der Genofienihaft und dem Ausſcheiden einzelner Genofjenfchafter. 
$. 34. 

Die Genofienihaft wird aufgelöft: 

1) durch Ablauf der im Gejellihaftävertrage — Zeit; 

2) durch einen Beſchluß der Genoſſenſchaft; 

3) durch Eröffnung des Konkurſes (Falliments). 
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8. 35. 


Wenn eine Genofjenihaft ſich geſetzwidriger Handlungen oder Unterlafjungen ſchuldig 
macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird, oder wenn fie andere, als die im 
gegenwärtigen Gefege ($. 1.) bezeichneten geihäftlihen Zwecke verfolgt, fo kann fie auf: 
gelöft werden, ohne daß deshalb ein Anſpruch auf Entihädigung ftattfindet. 

Die Auflöfung kann in diefem Falle nur durch gerichtliches Erkenntniß auf Betreiben 
der höheren Verwaltungsbehörde erfolgen. Als das zuftändige Gericht ift dasjenige anzu: 
fehen, bei welchem die Genofjenihaft ihren ordentlichen Gerichtsſtand hat. 

Das Erfenntniß ift von dem zuftändigen Gerichte demjenigen Gerichte, welches das 
Genofienfchaftsregifter führt, zur Eintragung und Veröffentlihung nad $. 36. mitzus 
teilen. ’ 

$. 36, 

Die Auflöfung der Genofjenihaft muß, wenn fie nicht eine Folge des eröffneten 
Konkurjes ift, durch den Vorftand zur Eintragung in das Genofienfhaftsregifter ange- 
meldet werden; fie muß zu drei verihiedenen Malen durch die für die Befanntinadungen 
der Genoſſenſchaft beftimmten Blätter befannt gemacht werden. 

Durh die Bekanntmachung müfjen die Gläubiger zugleich aufgefordert werden, fi 
bei dem Vorſtande der Genoffenfhaft zu melben. 


z. 37. 


Die Konkurseröffnung ift vom Konfursgerichte von Amtömwegen in das Genofjen- 
ichaftsregifter einzutragen. Die Belanntmahung der Eintragung dur eine Anzeige in 
in den im $.4. Nr. 6. beftimmten Blättern unterbleibt. Wenn das Genoſſenſchaftsregiſter 
nicht bei dem Konkursgerichte geführt wird, fo ift die Konfurseröffnung von Seiten des 
Konkursgerichtes dem Handelsgerichte, bei welchem das Regifter geführt wird, zur Be- 
wirkung der Eintragung unverzüglid anzuzeigen. 


$. 38. 


Jeder Genofjenichafter hat das Recht, aus der Genoſſenſchaft auszutreten, au wenn 
der Gejellihaftsvertrag auf beftimmte Zeit gefchloffen ift. 

Iſt über die Kündigungsfrift und den Zeitpunkt des Austritts im Geſellſchaftsver— 
trage nichts feftgefegt, To findet der Austritt nur mit dem Schluß des Geihäftsjahres 
nad vorheriger, minbeftens vierwöchentlicher Auflündigung ftatt. Ferner erliiht die Mit- 
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gliedichaft durch den Tod, fofern der Gejellichaftsvertrag Feine entgegengefegten Beftim- 
mungen enthält. ’ 

In jedem Falle kann die Genofjenihaft einen Genoffenfhafter aus den im Gefell- 
Ihaftsvertrage feftgejeßten Gründen , ſowie wegen des Berluftes der bürgerlichen Ehren: 
rechte, ausichließen. 

8. 39. 

Die aus der Genoſſenſchaft ausgetretenen ober ausgefchlofienen Genoſſenſchafter ſo— 
wie die Erben verftorbener Genoſſenſchafter bleiben den Gläubigern der Genoſſenſchaft 
für alle bis zu ihrem Ausfcheiden von der Genoſſenſchaft eingegangenen VBerbindlichkeiten 
bis zum Ablauf der Verjährung ($. 63.) verhaftet. 

Wenn der Gejellihaftävertrag nichts Anderes beftimmt, haben fie an den Referve- 
fonds und an das fonft vorhandene Vermögen der Genoſſenſchaft feinen Anfprud , find 
vielmehr nur berechtigt, zu verlangen, daß ihnen ihr Geihäftsantheil, wie er fi aus den 
Büchern ergiebt, binnen drei Monaten nad ihrem Ausicheiden ausgezahlt werde. 

Gegen diefe Berpflihtung kann fi die Genofjenfhaft nur dadurch ſchützen, daß fie 
ihre Auflöfung beſchließt und zur Liquidation jchreitet. 


Abſchnitt V. 
Bon der Liquidation der Genoſſenſchaft. 
$. 40. 

Nach Auflöfung der Genoffenihaft außer dem Falle des Konkurſes erfolgt die Liqui— 
dation durch den Vorftand, wenn nicht diefelbe durch den Gefellfchaftsvertrag oder einen 
Beihluß der Genofjenihaft an andere Perfonen übertragen wird. Die Beftellung der 
Ziquidatoren ift jederzeit widerruflid. 

8. 41. 

Die Liquidatoren find von dem Vorftande beim Handelögerichte zur Eintragung in 
das Genofjenichaftsregifter anzumelden; fie haben ihre Unterfchrift perfönlih vor diefer 
Behörde zu zeichnen ober die Zeichnungen in beglaubigter Form einzureichen, 

Das Austreten eines Liquidators oder das Erlöichen der Vollmacht eines ſolchen ift 
gleichfalls zur Eintragung in das Genofjenihaftsregifter anzumelden. 

8. 42. 
, Dritten PBerfonen kann die Ernennung von Liquidatoren, fomie das Austreten eines 
Liquidators oder das Erlöſchen der Vollmacht eines jolden nur infofern entgegengeiekt 
werben, als Hinfichtlich dDiefer Thatfachen die Vorausfegungen vorhanden find, unter welchen 
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nah Artikel 25. und 46. des Allgemeinen Deutichen Handelögefegbuches Hinfichtlich einer 
Aenderung der Inhaber einer Firma oder des Erlöjchens einer Profura die Wirkung 
gegen Dritte eintritt. 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, jo können fie die zur Liquidation gehörenden 
Handlungen mit vehtliher Wirkung nur in Gemeinfhaft vornehmen, fofern nicht aus: 
drüdlich beftimmt ift, daß fie einzeln handeln können. 

8. 43. 

Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Verpflichtungen 
der aufgelöften Genofjenfhaft zu erfüllen, die Forderungen derſelben einzuziehen und das 
Vermögen der Genofjenihaft zu verfilbern; fie haben die Genoſſenſchaft gerichtlich und 
außergerichtlich zu vertreten, fie können für diejelbe Vergleiche jchließen und Kompromiſſe 
eingehen. Zur Beendigung ſchwebender Geihäfte können die Ligquidatoren auch neue 
Geſchäfte eingehen. 

Die Veräußerung unbewegliher Sachen kann durch die Liquidatoren, ſofern nicht 
der Gefellichaftsvertrag oder ein Beſchluß der Genofjenihaft anders beftimmt, nur durch 
öffentliche Verfteigerung bewirkt werben. 

$. 44. 

Eine Beihräntung des Umfanges der Geichäftöbefugniffe der Liquidatoren ($. 42.) 

hat gegen dritte Perfonen feine vechtlihe Wirkung. 
8. 45. 

Die Liquidatoren haben ihre Unterfchriften in der Weife abzugeben, daß fie der 
bisherigen, nunmehr ald Yiquidations-Firma zu bezeichnenden Firma ihren Namen 
beifügen. 

$. 46. 
Die Liquidatoren haben der Genoſſenſchaft gegenüber bei der Geſchäftsführung den von 
der Generalverfammlung gefaßten Beihlüffen Folge zu geben, widrigenfalls fie ber 
Genoffenihaft für den duch ihr Zumiderhandeln erwachſenen Schaden perjönlih und 
ſolidariſch haften. 

8. 47. 

Die bei Auflöfung der Genofjenfchaft vorhandenen und die während der Liquidation 
eingehenden Gelder werden, wie folgt, verwendet : 

a) ed werden zunächſt die Gläubiger der Genoſſenſchaft je nach der Fälligkeit ihrer 

Forderungen befriedigt und die zur Dedung noch nicht fäliger Forderungen 
nöthigen Summen zurücbehalten; 
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b) aus den alsdann verbleibenden Ueberſchüſſen werden die Gefchäftsantheile an die 
Genoſſenſchafter zurüdgezahlt. Reicht der Beftand zur volftändigen Dedung 
nit aus, fo erfolgt die Vertheilung defielben nach Verhältniß der Höhe der 
einzelnen Guthaben, wenn der Gejellichaftsvertrag nicht anders beftimmt ; 

c) aus dem nah Dedung der Schulden der Genoſſenſchaft, ſowie der Geſchäftsan— 
theile der Genofienihafter ($. 39.), noch verbleibenden Beftande wird zunächſt 
der Gewinn des letzten Rehnungsjahres an die Genoſſenſchafter nah den Be: 
ftimmungen des Gefelihaftävertrages gezahlt. Die Vertheilung weiterer Ueber: 
ſchüſſe unter die Genofjenihafter erfolgt in Ermangelung anderer Vertragsbe- 
ftunmungen nad Köpfen. 

$. 48. 

Die Liquidatoren haben jofort beim Beginn der Liquidation eine Bilanz aufzuftellen. 
Ergiebt diefe oder eine fpäter aufgeftellte Bilanz, daß das Vermögen der Genofjenfchaft 
(einfchließlih des Refervefonds und der Gefchäftsantheile der Genofienihafter) zur Dedung 
der Schulden der Genofjenihaft nicht Hinreiht, fo haben die Liquidatoren bei eigener 
Verantwortlichfeit fofort eine Generalverfammlung zu berufen und hierauf, jofern nicht 
Genofjenichafter binnen acht Tagen nach der abgehaltenen Generalverfjammlung den zur 
Deckung des Ausfalles erforderlihen Betrag baar einzahlen, bei dem Handelsgerichte die 
Eröffnung des Konkurjes (Falliments) über das Vermögen der Genofjenihaft zu 
beantragen, 

$. 49. 

Ungeachtet der Auflöfung der Genoflenihaft kommen bis zur Beendigung der Liqui- 
dation im Uebrigen in Bezug auf die Recdtsverhältniffe der bisherigen Genofjenichafter 
untereinander, ſowie zu dritten Perfonen, die Vorfchriften des zweiten und dritten Ab- 
ſchnitts dieſes Gefeges zur Anwendung, ſoweit fih aus den Beftimmungen des gegen- 
wärtigen Abjchnitts und aus dem Weſen der Liquidation nicht ein Anderes ergiebt. 

Der Gerichtsſtand, melden die Genofjenichaft zur Zeit ihrer Auflöſung hatte, bleibt 
bis zur Beendigung der Liquidation für die aufgelöfte Genofjenihaft beftehen. Zuitel- 
Lungen an die Genofjenfchaft geichehen mit rechtlicher Wirkung an einen der Liquidatoren. 


$. 50. 

Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücher und Schriften der aufgelöften 
Genofjenihaft einem der geweſenen Genofjenichafter oder einem Dritten in Verwahrung 
gegeben. Der Genofienihafter oder der Dritte wird in Grmangelung einer gültigen 
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Uebereinfunft durch das Handelögericht beftimmt. Die Genoffenihafter und deren Redts: 
nadhfolger behalten dad Recht auf Einfiht und Benugung der Bücher und Papiere. 
$. 51. 

Ueber das Vermögen der Genofjenichaft wird aud außer dem Falle des S. 48. 
der Konkurs (Falliment) eröffnet, ſobald fie ihre Zahlungen vor oder nad ihrer Auf 
löſung eingejtellt bat. Das Berfahren dabei beftimmen die Landesgeſetze. 

Die BVerpflihtung zur Anzeige der Zahlungseinftelung liegt dem Vorſtande der 
Genofienihaft und, wenn die Zahlungseinftellung nah Auflöfung der Genofjenichaft 
eintritt, den Ziquidatoren bderjelben ob. 

Die Genofjenfhaft wird durch den Vorſtand beziehungsmweife die Liquidatoren ver: 
treten. Diejelben find perjönlih zu eriheinen und Auskunft zu ertbeilen in allen Fällen 
verpflichtet, in welchen dies für den Gemeinſchuldner felbft vorgefchrieben ift. Dicjelben 
find berechtigt, gegen jede angemeldete Forderung, unabhängig von dem Vertreter (Ku— 
rator, Verwalter) der Konkursmaſſe Widerfpruh zu erheben. Dieſer Widerſpruch Hält 
die Fefttellung der Forderung im Konkurſe und ihre Befriedigung aus der Konkursmaſſe 
nit auf. Ein Zwangs-Akkord (Konkordat) findet nicht ftatt. 

Der Konkurs (Falliment) über das Genoſſenſchaftsvermögen zieht den Konkurs 
(Falliment) über das Privatvermögen der einzelnen Genoſſenſchafter nicht nad fi. 

Der Beſchluß über Eröffnung des Konfurjes (resp. die Erklärung des Falliments) 
bat die Namen der folidarifch verhafteten Genofjenihafter nicht zu enthalten. Sobald 
der Konkurs (Falliment) beendigt ift, find die Gläubiger berechtigt, wegen des Ausfalles 
an ihren Forderungen, jedoh nur, wenn ſolche bei dem Konfursverfahren (Falliment) 
angemeldet und verifizirt find, einfchließlih Zinfen und Koften, die einzelnen, ihnen joli- 
dariſch haftenden Genoſſenſchafter in Anfpruch zu nehmen. 

Die Genoſſenſchafter können, wenn fie wegen folder Ausfälle verklagt werden, nur 
gegen folche Forderungen Einwendungen madhen, bei welhen der oben erwähnte Wider: 
ſpruch (Abſatz 3.) von dem BVorftande, beziehungsmweife den Liquidatoren vor der Veri- 
fifation erhoben: ift. 

8. 52. 

Nachdem das Konfursverfahren (Falliment) jo weit gediehen ift, daß der Schluß: 
vertheilungsplan feftjteht, Liegt dem Vorftande ob, eine Berechnung (Bertheilungsplan) 
anzufertigen, aus welcher fih ergiebt‘, wie viel jeder Genofjenfhafter zur Befriedigung 
der Gläubiger wegen der im Konkurs erlittenen Ausfälle beizutragen habe. 

Wird die Zahlung der Beiträge verweigert oder verzögert, jo ift der Vertheilungs- 
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plan von dem PVorftande dem Konkursgericht mit dem Antrage einzureihen: den Ber: 
theilungsplan für vollftredbar zu erflären. Dem Antrage ift eine Abjchrift oder ein 
Abdruck des Gejelihaftsvertrages und ein Verzeihniß der Ausfälle der Gläubiger, ſowie 
der nah dem Plane zu einem Beitrage verpflichteten Genofjenihafter beizufügen. 

$. 53. 

Bevor das Gericht über den Antrag Beihluß faßt, find die Genofjenfchafter mit 
ihren etwanigen Erinnerungen gegen den Plan in einem Termine zu hören. Mit Ab- 
haltung des Termind wird, wenn das Konfursgeriht ein Kollegialgericht ift, ein Mitglied 
des letzteren (Richtercommiffar) beauftragt. Bei der Vorladung der Genoffenihafter ift - 
eine Mittheilung des Planes nicht erforderlih; es genügt, daß derſelbe drei Tage vor 
dem Termine zur Einficht der Genoſſenſchafter bei dem Gerichte offen Liegt und daß dies 
denjelben bei der Worladung angezeigt wird. Bon dem Termine ift auch der Vorſtand 
in Kenntniß zu jegen. Die nochmalige Vorladung eines Betheiligten, welcher in dem 
Termine nicht erfcheint, ift nicht erforderlich. Werden Erinnerungen erhoben, jo ift das 
betreffende Each» und Rechtsverhältnig in dem Termine thunlichft infomweit aufzuklären, 
als zur vorläufigen Beurtheilung der Erheblichkeit der Erinnerungen erforderlich. ift. 

$. 54. 

Nach Abſchluß des im $. 53. bezeichneten Verfahrens unterzicht das Gericht auf 
Grundlage der beigebrahten Schriftftüde und der von dem Nichter aufgenommenen 
Verhandlungen den Bertheilungsplan einer näheren Prüfung, berichtigt den Plan, ſoweit 
nöthig, und erläßt hierauf den Beſchluß, durch welchen derfelbe für vollftredbar erklärt 
wird. Das Gericht kann vor Abfaſſung des Beichluffes von dem Vorſtand jede nähere 
Aufklärung und die Beibringung der in dem Befige deſſelben befindlichen, zur Erledigung 
von Zweifeln dienenden Urkunden fordern. 

Im Gebiete des Rheiniſchen Rechts wird der Beihluß in der Rathskammer auf 
den Vortrag eines Berichterftatters gefaßt. 

Gegen den Beichluß ift ein Rechtsmittel nicht zuläffig. 

$. 55. 

Eine Ausfertigung des Planes, ſowie des Beichluffes, durch welchen derjelbe für 
vollftrefbar erklärt ift, wird dem Vorftande mitgetheilt. 

Die Urfhrift oder eine zweite Ausfertigung ift bei dem Gerichte zur Einſicht der 
Genofienihafter offen zu legen; ſämmtliche Genofjenihafter find Hiervon in Kenntniß 
zu jeßen. 

- Der Vorftand ift befugt und im Falle der Weigerung oder Zögerung verpflichtet, 


die Beiträge, welche nah dem für vollſtreckbar erflärten Vertheilungsplane von den 
einzelnen Genofjenfhaftern zu zahlen find, im Wege der Exekution beitreiben zu laſſen. 
$. 56. 

Jeder Genoſſenſchafter ift befugt, den Vertheilungsplan im Wege der Klage anzu: 
fehten; die Klage ift gegen die übrigen betheiligten Genofjenichafter zu richten; dieſe 
werben in dem Prozefie von dem Vorftande vertreten. Für die Klage ift das Gericht 
zuftändig, bei welchem die Genofienihaft ihren allgemeinen Gerichtsftand Hatte ($. 11.). 
Durch die Anftellung der Klage und die Einleitung des Prozeſſes wird die Exefution 
nicht gehemmt. 

8. 57. 

Iſt die Exekution gegen einzelne Genoſſenſchafter fruchtlos, jo Hat der Vorſtand den 
dadurch entftchenden Ausfall in einem anzufertigenden neuen Plane unter die übrigen 
Genofjenfhafter zu vertheilen. Das weitere Verfahren beftimmt fih nad den Bor: 
ſchriften der $$. 52— 56. 

8. 58. 

Der Vorftand ift zur Erhebung der von den Genoijenihaftern zu entrichtenden 

Beiträge berechtigt und zur beftimmungsmäßigen Verwendung derjelben verpflichtet. 
$. 59. 

Wenn das Vermögen der Genofjenihaft zur Befriedigung der Gläubiger fi als 
unzureichend erweift, ohne daß die Eröffnung des Konkurſes erfolgen kann ($. 12.), \o 
kommen in Anſehung der Einziehung der zur Dedung der Ausfälle erforderlihen Be 
träge die Beftimmungen der 88. 52— 53. in entipredhender Weife mit der Mafgabe 
zur Anwendung, daß an Stelle des Konkursgerichts das Gericht tritt, bei welchem die 
Genoſſenſchaft ihren allgemeinen Gerichtsftand hatte. 

$. 60. 

Wenn der Vorftand die ihm nad den SS. 52—59. obliegenden Verpflichtungen zu 
erfüllen außer Stande ift oder deren Erfüllung verfäumt, fo fann das Gericht auf den 
Antrag eines betheiligten Genofjenichafters einen oder mehrere Genoſſenſchafter oder auch 
andere Perjonen mit den Verrihtungen des Vorftandes beauftragen. 

8. 61. 

Sind an die Stelle des Vorftandes Liquidatoren getreten, jo gelten die Beftim- 

mungen der 88. 52—60., injomeit fie den Vorftand betreffen, für die Liquidatoren. 
$. 62. 
Durch das in den SS. 52—61. angeordnete Verfahren wird an dem Rechte der 
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Genoſſenſchaftsgläubiger, wegen der an ihren Forderungen erlittenen Ausfälle die Genofien- 
ſchafter folidarifh in Anſpruch zu nehmen, nichts geändert. 


Abſchnitt VL 
Von der Verjährung der Klagen gegen die Genoſſenſchafter. 


$. 68. 


Die Klagen gegen einen Genoffenihafter aus Anſprüchen gegen die Genoſſenſchaft 
verjähren in zwei Jahren nah Auflöfung der Genoſſenſchaft oder nach feinem Ausscheiden 
oder feiner Ausihließung aus derfelben , fofern nicht nad Beihaffenheit der Forderung 
eine kürzere BVerjährungsfrift gefeglich eintritt. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Auflöfung der Genoſſenſchaft 
in das Genofjenihaftsregifter eingetragen oder das Ausfcheiden, beziehungsmeife die Aus- 
ihließung des Genofjenihafters dem Handelsgerichte angezeigt ift. Wird die Forderung 
erft nach diefem Zeitpuntte fällig, jo beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunfte der 
Fälligkeit. Bei fündbaren Forderungen tritt die Kündigungsfrift der Verjährungsfrift 
hinzu. 

Iſt noch ungetheiltes Genoſſenſchaftsvermögen vorhanden, ſo kann dem Gläubiger die 
zweijährige Verjährung nicht entgegengeſetzt werden, ſofern er ſeine Befriedigung nur aus 
dem Gencfienihaftsvermögen ſucht. 

$. 64, 

Die Verjährung zu Gunften eines ausgefchiedenen oder ausgeſchloſſenen Genoffen- 
fchafters wird nicht durch Rechtöhandlungen gegen einen anderen Genoſſenſchafter, wohl 
aber durch Rechtshandlungen gegen die fortbejtehende Genoffenihaft unterbrochen. 

Die Verjährung zu Gunften eines bei der Auflöfung der Genoſſenſchaft zu derſelben 
gehörigen Geneflenichafters wird nicht durch Rechtshandlungen gegen einen anderen Ge— 
nofienihafter, wohl aber durch Rechtshandlungen gegen die LZiquidatoren, beziefungsweife 
gegen die Konkursmaſſe, unterbrochen. 

$. 65. 

Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und bevormundete Perfonen, ſowie 
gegen juriftiiche Perſonen, denen gejeglih die Rechte der Minderjährigen zujtehen, ohne 
Zulaffung der Wiedereinfegung in den vorigen Stand, jedoch mit Vorbehalt des Regrefies 
gegen die Vormünder und Vermalter. 
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Schlußbeitimmungen. 


8. 66. 

Das Handelsgeriht hat den Vorſtand der Genoſſenſchaft, beziehungsmweife die Liquis 
datoren, zur Befolgung der in den 88. 4. 6. 18. 23. 25. 26. Abjag 2. 8. 31. Abfat 
3. 8. 83. Abſatz 2. 88. 36. 41. 48. 52—59,. 61. enthaltenen Vorſchriften von Amts: 
wegen durch Ordnungsſtrafen anzubalten. 

Das hierbei zu befolgende Verfahren ift von den Regierungen der einzeilnen Bundes: 
ftaaten in den nach $. 70. zu erlaflenden Ausführungs-Berordnungen zu beftimmen. 


z. 67. 
Unrictigfeiten in den nah den PVorfchriften des gegenwärtigen Gefeges dem Por: 
ftande obliegenden Anzeigen oder fonftigen amtlichen Angaben werden gegen die Vorſtands— 
mitglieder mit Geldbuße bis zu 20 Rthlr. geahndet. 


$. 68. 

Durch die im $. 67. enthaltene Beftimmung wird die Anwendung bärterer Strafen 
nicht ausgeſchloſſen, wenn diefelben nach fonftigen Gefegen durch die Handlung begründet 
werben. 

$. 69. 
Die Eintragungen in das Genofjenfchaftsregifter erfolgen Eoftenfrei. 


$. 70. 
Wo diefes Gefek von dem Handelögerichte jpricht, tritt in Ermangelung eines be 
fonderen Handelsgerichts das ordentliche Gericht an deſſen Stelle. 


$. 71. 
In dem Vermögensftande einer ſchon beftehenden Genofienihaft wird durch deren 
Eintragung in das Genofienfchaftsregifter nichts geändert. 
Auf nicht eingetragene Genoſſenſchaften kommen die Beftimmungen dieſes Geſetzes 
nicht zur Anwendung. 
$. 72. 
Die näheren Beftimmungen behufs Ausführung diejes Gejeges werden von den Regie 
rungen der einzelnen Bundesftaaten im Verordnungswege erlaflen. 


— 
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$. 73. 
Das gegenwärtige Gefeg tritt mit dem 1. Januar 1869. in Kraft. 
Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrucktem Bundes— 
Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1868. 
(L S.) Wilhelm. 
Gr. v. BismarckSchönhauſen. 


Bekanntmachung. 


In Bezug auf die Anſtellung derjenigen Perſonen, welche bei Erlaß der Allerhöchſten 
Verordnung vom 4. Juli v. Is. (GG. S de 1867, Seite 1129), die Organiſation der 
Forftverwaltung in den neu erworbenen Landestheilen betreffend, nach den früher gültigen 
Borihriften eine Ausfiht auf Anftellung in den unteren Stellen des Forftdienftes erwor— 
ben haben, ift unter dem 7. April c. nachſtehende Allerhöchſte Cabinets-Ordre erlaſſen 
worden: 

Auf ihren gemeinfhaftlihen Bericht vom 31. v. Mts. will Ich genehmigen, daß in 
den neu erworbenen Zandestheilen die Anftellung auf den unteren Stellen des Forftdienftes 
für diejenigen Perfonen, welche bei Erlaß Meiner Ordre vom 4. Juli v. 38. nad den 
dort früher gültigen Vorjchriften bereits ein Anrecht oder eine Ausfiht auf ſolche Stellen 
erworben hatten, nad folgenden Beftimmungen geregelt werde: 

ad pos. Ill. Denjenigen Perſonen im Regierungsbezirke Wiesbaden, welche bei Erlaß Deiner 

Drodre vom 4. Juli v. 38. als Forftgehülfen angeftellt waren, ift zu geftatten, innerhalb 

Jahresfriſt die Förfterprüfung nad Vorſchrift des Reglements vom 4. März 1865 abzulegen. 
Wer von ihnen diefe Prüfung befteht, dem ift für den Umfang der Monardie die 

Berechtigung zur Anftellung zu gewähren, welche der beſchränkte Forftverforgungsichein 

verleiht. Die Verleihungsurkunde ift auf Grund der Prüfungs-Verhandlung in der Form 

Des beſchränkten Forftverforgungsicheines von der betreffenden Bezirks-Regierung auszu- 

ftellen. 

ad pos.V. Der Inſpection der Jäger und Schügen ift eine Nachweifung derjenigen 

Perfonen mitzutheilen, welche vorftehend nad) pos. IN. zur Anftellung anerlannt worden find. 

Au ßerdem haben die betreffenden Bezirks-Regierungen in den jährlich der Inſpeection der 
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Jäger und Schüsen zu überfendenden Anmärterliften aud diejenigen diefer Perſonen auf: 
zunehmen, welche von ihnen notirt worden find. 
Berlin, den 7. April 1868. 





(L. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Roon. 


Indem wir diefelbe hiermit zur allgemeinen Kenntniß bringen, fordern wir diejenigen 
im Forftdienft befchäftigt gemejenen resp. noch befchäftigten Perfonen, welche fich der darin 
sub, 11. gedachten Förfterprüfung unterziehen wollen, Hierdurch auf, ſich bei der unter: 
zeichneten Königlichen Regierung und zwar fo zeitig zu melden, daß die Zulaffutig zur 
Förfterprüfung binnen Jahresfrift, alfo bis zum 20. Juli 1869, erfolgen kann. 

Das Reglement für die vorgeichriebene Förfterprüfung ift bei den Königlichen Ober: 
förftern einzufehen. 

Wicsbaden, den 20. Juli 1868. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forften. 
von Dieft. 


Bekanntmachung. 


Nah dem Erlafje des Herren Finanz Winifters vom 8. I. M., 11. 14560, treten 
in Folge eines Beſchluſſes des Bundesraths des Bollvereins fortan in dem allgemeinen 
Regulativ über die Behandlung des Güter- und Effecten-Transports auf den Eifenbahnen 
in Bezug auf das Zollweſen (Gentralblatt, Abgaben: zc. Verwaltung für 1852, ©. 233) 
nachſtehende Aenderungen ein: 

Zu 8. 1. 

1) Die Vorſchriften des Regulativs ſollen allgemein au dann angewendet werben, 
wenn zum Transporte der Frachtgüter und Pafjagier-Effecten ftatt der ald Regel por: 
gefchriebenen Wagen, welche auf allen Seiten mit feften Wänden verichloffen find Ru: 
liffenwagen), ſolche Wagen mit Schugdedeir, wie fie in der Uebereinkunft mit Frankreich 
in Betreff der Zollabfertigung des internationalen Verkehrs auf den Eifenbahnen vom 
2. Auguft 1862 Art. 1 befchrieben find, oder abhebbare Kaften oder Körbe von min 
deſtens zehn Kubiffuß Inhalt benugt werben. 


— ———.. 
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Zu S. 4. 

2) Der $. 4 des Regulativs wird dahin abgeändert, daß der Transport von Fradt: 
gütern und Baflagier-Effeften über die Zollgrenze und innerhalb des Grenzbezirks auf 
den Eifenbahnen bei Tag und Nacht geftattet ift. 

Zu $. 5. 

3) Nah dem S. 5 des Regulativs darf die zollamtliche Abfertigung der auf den 
Eifenbahnen eingehenden Güter bei Aemtern im Innern nur erfolgen, wenn diefe Güter 
bis zur Abfertigungsftelle gelangen, ohne daß unterwegs der Verfhluß abgenommen oder 
irgend eine Veränderung mit der Ladung vorgenommen worden ift. Diefe Beftimmung 
wird dahin modifizirt, dab es fortan zuläffig fein fol, aus Eifenbahnwagen oder Wagen: 
Abdtheilungen, welche mit unverzollten Waaren unter Verfhluß abgelafjen worden find, 
unterwegs unter amtlicher Aufficht nach Abnahme des Verſchluſſes einen Theil der Ladung 
zu entnehmen, fofern dies ohne Ausladung anderer Waaren geichehen kann. In Fällen 
diefer Art ift zu den Anfagezetteln das anliegende Mufter zu verwenden und darauf die 
Abnahme des Verſchluſſes, die erfolgte Ausladung und die Wiederanlegung des Ber- 
fchluffes zu befcheinigen. Auch dürfen fortan bei denjenigen Eiſenbahn-Grenzämtern, bei 
melden fih ein Bebürfniß hierzu zeigt, die auf der Eifenbahn eingegangenen Güter nad 
vorheriger Ausladung in die Zollrevifions-Räume unter zollamtlicher Auffiht für die 
einzelnen Beftimmungsorte fortirt und nach ihrer Wiedereinladung in Güterwagen im 
Anfageverfahren abgefertigt werden. 

Hierbei fommen die in dem Erlaß vom 27. Dezember 1863 (Gentralblatt ꝛc. für 1864 
Seite 47) enthaltenen Beitimmungen zur Anwendung. 
Bu 8. 7. 

4) a. Wenn es auch bei der Beitimmung im Abjag 1 des $. 7 des Regulativs, 
nah welcher die BVerfchließung der Wagen und einzelnen Wagen-Abtheilungen mitteljt 
befonderer Schlöffer ftattzufinden hat, als Regel lediglih das Bewenden behält, jo joll 
es doch feinen Anftand finden, wenn in außerordentlihen Fällen, in denen wegen über: 
mäßigen Güterandrangs die nah den gewöhnlihen Bedürfniſſen des Verkehrs bemefjene 
Zahl von Zollilöffern bei einem Zollamte nicht ausreicht, die Verſchließung der Wagen 
und Wagenabtheilungen ausnahmsweife durch Bleie erfolgt. 

b. Es bleibt fortan jeder Vereind-Regierung überlafien, die Schlöffer zum Ver— 
ſchluß der Eifenbahnwagen auf Koften des Staats zu befhaffen. Demzufolge find im 
legten Abjage des $. 7 des Regulativs die Worte „und der Schlöffer“ als mwegfallend 
zu betrachten. 
4* 
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Zu $. 10. 

5) Bei der Beftimmung im $. 10 bes Regulativs, nach welcher bei Heberfchreitung 
der Landesgrenze in den Perfonenwagen nur jolde und zwar nicht zollpflichtige Kleinig- 
feiten fich befinden dürfen, melde Reifende in der Hand oder fonft unverpadt bei fi 
führen, behält es ald Regel das Bewenden; jedoch find die Gentral-Finanzbehörden fortan 
befugt, an ſolchen Grenzpunkten, wo es im Intereſſe des Reifeverkehrs liegt, eine Aus- 
nahme dahin eintreten zu laffen, daß die Reifenden in den Perfonenwagen als Hand— 
gebäck zollfreie Gegenftände in Hutihadteln, Reifetafhen, fleinen Koffern u. ſ. w. 
bei ji führen dürfen. Die Reifenden find in einem folden Falle verpflichtet, ihre 
Effecten unmittelbar nad der Ankunft des Zuges dem GrenzEingangsamt zur Reviſion 
vorzulegen. 


Zu 8. 14. 

6) Wenn auch der Vorſchrift des 8. 14 des Regulativs, nach welcher der Inhalt 
der Rolli in den Labungsverzeichniffen anzugeben ift, nicht genügt fein follte, fo follen 
doch die Ladungsverzeichnifje wegen dieſes Mangels nicht ala unvollftändig zurückgewieſen 
werben. 


Zu $$. 14 und 17. 


7) Statt der nah $. 17 des Regulativs von dem Waarenführer zu übernehmenden 
Verpflichtung, die Wagen der Abfertigungsftelle zur „planmäßigen Zeit” zu geftellen, ift 
von dem Maarenführer fortan die Verpflichtung zur Vorführung der Wagen zu einer im 
Zadungsverzeichniffe vorzufchreibenden beftimmten Zeit zu übernehmen. Demgemäß wird 
das im $. 14 des Regulativs vorgeichriebene Formular dahin abgeändert, daß ın der 
verbindlichen Erklärung des Waarenführers am Schluſſe des Ladungsverzeichniffes die Worte 
„zur planmäßigen Zeit” durch die Worte „bis zum. . . * erſetzt werden. 

Ueber die für die einzelnen Beftimmungsorte zu ftellenden Friften haben fich die 
Zollbehörden mit den Eijenbahn-Berwaltungen zu verftändigen. 

Caſſel, den 27. Juli 1868. 


Der Provinzial-Steuer-Director. 
In Vertretung: 
Schellenberg. 
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Mufer 
eines Anfagezetteld für den Fall der Verladung von Waaren unter demfelben Verſchluß 
” nach verfchiedenen Orten. 


Anſagezettel. 
M 


Der Bevollmädtigte der (Königl. Oſt-) Bahn-Verwaltung (N. N.) führt (zwei), mie 
unten bemerkt, verjchloffene mit überhaupt (Techzig) Kolli Güter beladene Wagen MM (23 
und 28) und zwar enthält: 

der Wagen M (23) (zwanzig) Kolli zur Abfertigung beim (Haupt-Steueramte 
Königsberg) und (zehn) Koli zur Abfertigung beim (Haupt-Steueramte Elbing);; 
der Wagen MP (28) (zehn) Kolli zur Afertigung beim (Haupt-Steueramt Elbing) 
und (zwanzig) Kolli zur Abfertigung beim (Haupt:Zollamte Danzig). 
Hierbei (drei) verfiegelte Padete, und zwar: 
* A (1) bezeichnet (Königsberg), mit (zehn) Stück Ladungsverzeichniſſen und (zwölf) 
Stück Frachtbriefen; 
M (2) bezeichnet (Elbing), mit (ſechs) Stück Ladungsverzeichniſſen und (eilf) Stück 
Frachtbriefen; 
AM (3) bezeichnet (Danzig) mit (acht) Stück Ladungsverzeichniſſen und (fünfzehn) 
Stück Frachtbriefen, 
ſowie (zwei) Schlüſſel, amtlich in (einer ledernen Taſche), durch (zwei Bleie) verſchloſſen. 
Die Abfahrt iſt heute (Vor) mittag um (6) Uhr (30) Minuten erfolgt. 


Zollverſchlunß. 
(1) Wagen M (23) Schlöſſer (zwei), 
(1) Wagen M (28) Schlöffer (drei). 
(Eydtkuhnen) den u, f. w. 
(Königlih Preußifches Haupt⸗Zoll) Amt. 
(Stempel). (Unterfgriften). 
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Der Bundesrath des Zollvereins hat die Ausdehnung der bisher auf die Meßpläge 
befhränften Einrichtung der fogenannten fortlaufenden Conten auf alle Handelspläge be: 
ſchloſſen, an denen fih Großhandlungen befinden , welhe einen erheblichen Handel mit 
fremden Waaren nad) dem Auslande betreiben. 

Ich fege den Handeläftand hiervon mit dem Anfügen in Kenntniß, daß das bezüg- 
lich des fraglichen Gegenftandes erlaffene Regulativ bei den Königlihen Haupt-Steuer: 
Aemtern eingejehen werden kann. 


Caſſel, den 29. Juli 1868. 


Der Provinzial-Steuer-Director. 
In Vertretung: 
Schellenberg. 


Berjonal-Chronif. 


Ober-Medicinalratd Dr. Müller zu Langenſchwalbach ift auf fein Anfuchen in ben 
Ruheſtand verjegt worden. 

Profeſſor Nebe zu Herborn hat die Geichäfte des Decanates Herborn vertretungs- 
weiſe übernommen. _ 

Die duch den Tod des Kirchenraths Dilthey zu Mosbach zur Erledigung gekommene 
Inſpection über die Schulen zu Mosbah-Biebrih ift vom 1. Auguft e. dem Kirchenrath 
Dies dajelbft übertragen worden. 

Nahdem der Pfarrer Diedmann zu Willmenrod von der Inſpection über die evan— 
geliichen Schulen im Amte Rennerod entbunden worden, ift diefelbe dem Pfarrer Ilgen 
zu Emmerichenhain übertragen worden. 

Nahdem der Pfarrer Kremer in Villmar krankheitshalber um vorübergehende Ent- 
bindung von den Funktionen als Schulinfpector über die ihm zugemwiefenen Schulen im 
Amte Runkel nahgefucht hat, find dem Schul-Infpector Pfarrer Orth in Niederbrechen 
die Geſchäfte diefer Inſpection proviforifh übertragen worden. 
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Perfonal:Beränderungen im Bezirk der Telegraphen-Direction Franfurt a. M. 
Zu Telegraphen-Directiond-Secretären find ernannt: 
1) der Telegraphen-Seeretär von Gaza, 


2) „ " „Jager, 
3) , Wiehl, 
4) „ % Lachmann, 


von Gaza und Wiehl unter Berfegung von Chemnig resp. Coblenz nad Frankfurt a. M. 
Zu Telegraphiften find ernannt: 

die Telegraphen-Gandidaten Florenz, Wieje und Schmidt in Frankfurt a. M., 

Schoepe in Gajlel, Stolz und Reinede in Saarbrüd. 
Verſetzt find: 

die Telegraphen-Serretäre Fauft von Frankfurt a. M. nad Iſerlohn und Schröder 
von Lingen nah Goblenz, der Telegraphen-Affiftent von Bülgingslömen von Frank: 
furt a. M. nah Breslau. 

Ucbertragen ift: 

den Ober-Telegraphiften Wehner in Eoblenz, Hadank in Saarbrüd, Klemm in 
Frankfurt a. M., dem Telegrapbiften Wittenberg in Saarbrüd und dem Telegraphen: 
Affiftenten Dettinger in Frankfurt a. M. die commiffarifhe Verwaltung von Xele- 
graphen-Secretär-Stellen. 

Die Ober-Telegraphijten Wehner und Hadant find von Göln, der Telegraphift 
Wittenberg von Hannover und der Telegraphen-Affiftent Dettinger von Berlin ver: 
fegt worden, 

Im Laufe des Il. Quartals 1868 find im Reſſort der Ober-Poft-Direftion in Frank: 
furt a. M. folgende Perſonal-Veränderungen vorgefommen : 

Es find ernannt: 

die früher Fürftlih Thurn und Taxis'ſchen Poſt-Reviſoren von Hoeßle und Perle 
in Frankfurt a. M. zu Ober-Poſt-Secretären; 

der Poſt-Expeditor Graf in St. Goarshaufen zum Poſt-Secretär; 

Angeftellt: 
der Poft:Erpedient Kliejch bei dem Poft-Amte in Höchſt a. M.; 
Verſetzt: 

der Ober⸗Poſt-Secretär Nix von der Ober-Poſt-Direction in Kiel zur Ober-Poft- 
Direction in Frankfurt a. M., der Poft-Secretär Blenkner von Franffurt aM. nad 
Sigmaringen und der Poft-Secretär Mod von Sigmaringen nah Frankfurt a. M.; 
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In den Ruheſtand getreten: 
der Poſt-Expeditor Faßbender in Eltville und die SKanzliften bei der früheren 
Thurn- und Tarxis'ſchen General:Boft-Direction Bod und Bamberger, ſowie ber 
Regiftratur-Affiftent Happel in Frankfurt a. M.; 
Geftorben : 
der Poftmeister Petry in Weilburg. 
Nachftehende Pofterpeditionen 11. Klafie haben als Borfteher zu verwalten: 
in Gronberg der Bojterpediteur Haagner, 


in Hebdernheim „ " Köhler, 

in Rieberjelters „ — Leuckel, 

in Schlangenbad, — Rathmann, 
in Weilmünfter „ ö Kubn, 


Aus dem Poft-Dienfte find freiwillig ausgejchieven: 
die Poſt-Secretäre Böbel und Garl Hill vom Poſt-Amte in Frankfurt a. M., 
die Poft-Erpediteure Raab in Kirdorf, Winter in Schlangenbad und Keul in Nieber- 
jelters. 
Der proviforifche Zehrvicar Fehler zu Möttau ift definitiv dafelbft angeftellt worden. 
Die Necepturdiener Köfter in Limburg und Lehmann in Wallmerod find auf ihr 
Anfuhen in den Ruheſtand verjegt worden, 
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Beilage 


zum 


Sntelligenzblatt für Naffan. 


Nr. 29. Wiesbaden, den 11. Auguft 1868. 














Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf 8.7 der Allerhöchften Verordnung vom 22. September 1867, 
betreffend bie erecutiviihe Beitreibung der directen und inbirecten Steuern und anderer 
öffentlicher Abgaben und Gefälle, Koften ꝛc. Seitens der Verwaltungsbehörben, fowie im 
Hinblid auf $. 3 der dazu ergangenen Minifterial-Anmeifung vom 3. Februar 1868, 
werden hierdurch für diejenigen Perſonen, welche fih mit der Landwirthſchaft befchäftigen, 
als erecutionsfreie Zeiten bis auf Weiteres feftgefegt: 

1. im Oberwefterwald: Kreis, Obertaunus-Kreis und Unterweſterwald-Kreis: 

1) für die Frübjahrsfaat die Zeit vom 15. bis 29, April incl, 
2) für die Erndte die Zeit vom 15. Auguft bis 11. September incl. 
3) für die Herbſtſaat die Zeit vom 1. bis 14. Detober incl. 
U. im Untertaunus-$treis, Oberlahn-Kreis, Dill-Kreis und Kreis Biedenkopf: 
1) für die Frübjahrsjant die Zeit vom 8. bis 21. April incl. 
2) für die Erndte die Zeit vom 5. Auguft bis 1. September incl. 
3) für die Herbftjaat die Zeit vom 1. bis 14. Detober incl. 
im Rheingau-Kreis, Land Kreis Wiesbaden, Stabt-Kreid Wiesbaden, Stadt: und 
Land⸗Kreis Frankfurt und Unterlafn-Kreis: 
1) für die Frühjahrsſaat die Zeit vom 20. März bis 2. April incl. 
2) für die Erndte die Zeit vom 20. Juli bis 16. Auguft incl. 
3) für die Herbitfaat die Zeit vom 10. bis 23. October incl. und 
4) für die Weinleje die Zeit vom 25. October bis 31. November incl. 
Wiesbaden, den 30. Juli 1868. 
Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 
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Bekanntmachung. 


Das nah einem Beichluffe des Bundesrathes des Zollvereing mit dem geftrigen 
Tage in Wirkſamkeit getretene neue Regulativ über die zollamtlide Behand— 
[ung der mit den Poften eingehenden, ausgehenden oder durchgehenden 
Gegenftinde wird in Gemäßheit der Verfügung des Herrn Finanz-Winifters in Nach— 
ftehendem zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

"Saffel, den 2. Auguft 1868. 
1: Der Provinzial-Steuer-Director. 
— + In Vertretung: 
Scellenberg. 


— — — — — 


Regulativ. 
über die 


zollamtliche Behandlung der mit den Poſten eingehenden, ausgehenden 
oder durchgehenden Gegenftände vom 1. Auguft 1868 ab. 


I. Abſchnitt. 
Abfertigung der in das Zollvereindgebiet eingehenden Gegenftände. 
51, 

. Die mittelft der Poften in den Zollverein eingehenden zollpflichtigen Gegenftände 
zum Bruttogewicht von Zollpfund oder mehr, müffen von einer deutlich gefchriebenen, 
offen beiliegenden Inhaltserklärung (Deflaration) begleitet fein, aus welcher fich erfehen läßt: 

a. der Name des Adreflaten; 
b. der Drt, wohin die Sendung beftimmt ift; 
e. die Zahl der einzelnen zu der Sendung gehörigen Poſtſtücke, fomie die Zeichen 
und Nummern jedes einzelnen; 
d. die Gattung der in jedem Poftftüde enthaltenen Gegenftände nach deren handels— 
üblicher oder ſonſt Iprachgebräuchliher Benennung ; 
e. der Ort und der Tag der Ausftellung der Inhaltserklärung, und 
f, der Name des Berjenders. 
Die Inhaltserklärung kann in Deutfcher oder in Franzöfiiher Sprache abgefaßt 
fein. Den oberen Bollbehörben bleibt vorbehalten, auf einzelnen Grenzftreden im Falle 


des Bebürfniffes auch Inhaltserklärungen in Englifcher, Holländifcher oder Italienischer 
Sprache zugulafien. 

Daß eine Inhaltserklärung beigelegt worden, ift von dem Verſender auf dem Be- 
gleitbriefe (der Begleitadrefie) oder, falls ein folder nicht beigegeben wird, auf der Sen: 
dung felbft zu bemerken. 

8. 2. 

Die Beifügung einer Inhaltserflärung ift nicht erforberlid: 

1) bei Briefbeuteln und Fahrpoftbeuteln, ſowie bei den an Stelle derſelben zur An: 
wendung kommenden Briefpadeten und Fahrpoftpadeten ; 

2) bei Zeitungspadeten und Drudjacen ; 

3) bei Geldfäſſern, Geldkiften, Gelobeuteln und Gelbpadeten; 

4) bei Poftfendungen, welche unter dem Siegel einer Staatsbehörde oder eines eine 
folde Behörde repräfentirenden Beamten eingehen und an eine Staatsbehörde 
beziehungsmeife einen diefelbe repräfentirenden Beamten gerichtet find; 

5) bei Waarenproben und Muftern zum BruttosGewiht von '/ Zollpfund oder 
weniger, welche unter Kreuzband oder in folder Weife verpadt eingehen, daß 
über den inhalt kein Zweifel entftehen Kann. 

$. 8 

Fehlt eine Inhaltserklärung und foll die zolamtlihe Schlußabfertigung nicht ſchon 
bei derjenigen Zollftelle erfolgen, welche der Grenze zunächft belegen ift ($. 4.), fo wird 
von der legteren Zollftelle bei dem Eingange der Sendung eine Revifionsnote gefertigt, 
welde, wenn der Inhalt des Poſtſtücks äußerlich unzweifelhaft zu erkennen ift, den In— 
halt fpeciell bezeichnet, im anderen Falle aber die Angaben enthält, melde fi aus der 
Adrefje auf dem Poſtſtücke oder auf dem Begleitbriefe ergeben, und zugleich beicheinigt, 
daß die Sendung zur zollamtlihen Behandlung vorgelegen habe. 

Die Revifionsnote vertritt bei der Weiterbeförderung der Sendung die Stelle der 
Smbaltserklärung. Diejelbe kann jederzeit und bis zur Vornahme der zolamtlihen Schluß: 
abfertigung ſowohl Seitens der Poftbehörbe, als Seitens des Adreffaten dur eine Inhalts: 
erflärung in der vorgefchriebenen Form ($. 1.) eriegt werben. 

Geſchieht dies nicht, jo muß fich der Adreſſat gefallen laſſen, daß die gehörig dekla— 
rirten Sendungen bei der Schlußabfertigung vorgezogen werden. 

Somohl die Poftbehörde als der Adreſſat find berechtigt, eine bereit vorliegende 
Inhaltserflärung , infolange eine fpezielle Revifton nicht ftattgefunden hat, zu vervoll- 
ftändigen oder zu berichtigen. ; 

l 


$. 4. 

Die nah dem Orte der Zolltelle an der Grenze beftimmten, deögleichen diejenigen 
Sendungen, welche auf dem Wege nah dem Beftimmungsorte einen weiteren Ort, an 
welchem eine Zoll- oder Steuerftelle fich befände, nicht berühren, werden von der Zollſtelle 
an der Grenze fofort vollftändig abgefertigt. Das Gleiche geichieht unabhängig vom Be— 
ftimmungsort der Sendung auf das Verlangen des Abjenders, wenn dieſer hierauf durch 
eine Bemerkung auf der Inhaltserflärung oder in einer das Poftftüd offen begleitenden 
Note ausdrücklich den Antrag geftellt hat. 

Die in dem $. 2. unter Nr. 4. aufgeführten Poſtſtücke der Behörden, injofern deren 
Inhalt aus Akten oder Schriften befteht und dies auf den betreffenden Begleitbriefen 
oder den Poftftüden ſelbſt angegeben oder äußerlich erfichtlich ift, ferner die in dem$. 2. 
unter Nr. 1., 2. und 3. aufgeführten Gegenftände der Poftladung find in der Regel 
den Bollbeamten an der Grenze nur zur allgemeinen Befihtigung vorzulegen und einer 
weiteren zollamtlihen Behandlung nit unterworfen. Ebenſo findet bei den in $. 2. 
unter Nr. 5. aufgeführten Waarenproben und Muftern eine zollamtliche Borabfertigung 
an der Grenze nicht ftatt, vielmehr werden diefelben erſt am Beftimmungsorte von der 
PVoftbehörde der Zollſtelle zur Revifion und jhlieklihen Abfertigung ($. 6. ff.) vorgeführt. 

Ale fonftigen eingehenden Poſtſtücke unterliegen bei derjenigen Zollftelle, welche ber 
Grenze zunächſt belegen ift, einer zollamtlihen Borabfertigung ($. 5.). Die fchließliche 
Abfertigung ($. 6. ff.) erfolgt am Beftimmungsorte oder, wenn fi dafelbft eine Zoll: 
oder Steuerftelle nicht befindet, bei einer geeignet gelegenen Zoll- oder Steuerftelle, deren 
Wahl der Poftbehörde überlaffen bleibt. 

8. 5. 

Die zollamtlihe Borabfertigung ($. 4.) befteht in Folgendem: 

Dur diejenige Zollftelle, welche der Grenze zunächſt belegen ift, find die eingehen- 
den Poſtſtücke 

a. mit den Jubaltserflärungen und den Poſtkarten oder nad Bebürfniß mit den 
Begleitbriefen äußerlih zu vergleihen, etwaige Abweichungen in den Inhalts— 
erflärungen vorzumerfen, aud die legteren mit einem Vermerk über die geichehene 
Befihtigung zu verfehen und fehlende Inhaltserflärungen durch Revifionsnoten 
($. 3.) zu erjegen; 

fodann 

b. diejenigen Boftftüde, welche der Vorabfertigung unterlegen haben, zum Zeichen 

der noch vorbehaltenen Schlußabfertigung ($. 6. ff.) an einer möglichft in die 


ee 


Augen fallenden Stelle (auf der Seite der Signatur oder in der Nähe der 

Poftnummer) mit einer Marke von rothem Papier zu befleben, melde einen 

Ihmarzen Abdrud des Dienftftempels der betreffenden Grenzzollſtelle und bie 
Aufſchrift „Zollſtück“ trägt. 

Dieſe Behandlung findet auch bei den im $. 2. unter Nr. 4. aufgeführten Poſtſen— 

dungen dann Anwendung, wenn die Vorausfegungen des $. 4. Abſatz 2 nicht zutreffen 

und diefelben deshalb einer weiteren zollamtlihen Abfertigung unterzogen werden müffen. 


Diejenigen Boftftüde, deren Inhalt ala zollfrei fofort erfannt worden oder deren 
Schlußabfertigung gleich bei der erjten Zollftelle an der Grenze erfolgt ift, treten in 
den freien Verkehr, bedürfen daher auch der Bezeihnung durd eine Marke (lit. b.) 
nicht. 

Desgleichen ift von dem unter lit. b. vorgefchriebenen Verfahren Abjtand zu nehmen, 
wenn mehrere Sendungen nad einem Orte, an welchem eine Zoll- oder Steuerftelle 
ihren Sitz hat, fartirt find, und in verſchließbare Wagenabtheilungen, Körbe, Felleifen, 
Beutel oder jonftige Behälter verpadt werden, melde alsdann unter zollamtlichen Ber: 
ſchuß durh Kunfticlöffer oder Plomben zu nehmen find. 

Gehen die nah einem Orte fartirten Sendungen bereit8 vom Auslande in ver: 
ſchloſſenen Wagenabtheilungen oder fonftigen Behältern ein, jo hat fich die Zollitelle an 
der Grenze auf die Anlegung eines zollamtlichen Verjchlufjes an den Wagenabtheilungen 
u. ſ. w. zu beichränfen. 

Rah der Ankunft der unter Gefammtverjhluß genommenen Poftfendungen an dem 
Drte, auf welden die Poftkarte lautet, hat die dortige Zoll: oder Steuerftelle in Bezug 
auf die weitergehenden Stüde die zollamtliche Vorabfertigung dem Vorftehenden entiprechend 
vorzunehmen, beziehungsmweije nah der Beſtimmung lit, b. zu ergänzen. 


$. 6. 

Zum Zweck der zollamtlichen Schlubabfertigung werden die mit der Poft eingegan- 
genen zollpflichtigen Gegenftände mit den dazu gehörigen Inhaltserklärungen oder Revi- 
fionsnoten den betreffenden Zoll- oder Steuerftellen ($. 4.) übergeben. Die Abfertigung 
erfolgt nad) den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. 

Das Verfahren ift indefien ein verfchievenes, je nachdem 

a. der Adreflat an dem Orte, wo die Schlußabfertigung zu bewirken ift, felbft 
oder in defien Nähe ſich befindet und deshalb der Abfertigung perſönlich bei- 
wohnen kann, ober 


b. die Sendung ohne Zuziehung des Adreffaten zollamtlich abgefertigt und dann 
zum Zwecke der Weiterbeförderung an diefen der Poftftelle zurücdgegeben wer: 
den muß. 

8.7. | 

Befindet fich der Adreſſat an dem Orte jelbft, mo die Schlußabfertigung zu bewirken 
ift, oder in befien Nähe, jo werden die Begleitbriefe (Begleitadrefien) oder, wenn ſolche 
nicht vorhanden find, Abjchriften der auf den Poſtſtücken befindlichen Aoreffen, mit dem 
Eingangsftempel der Poftftelle verfehen, durch die letztere an den Aorefjaten beftellt; 
diefem wird dabei eine fchriftlihe oder gebrudte Notiz behändigt, daß das Poſtſtück bei 
der Zoll- oder Steuerftelle in Empfang zu nehmen ſei. Sache des Adreſſaten ift es als- 
dann, das Poſtſtück von der Zoll oder Steuerftelle abzuholen oder abholen zu Laflen, 
nachdem er jelbft oder fein Beauftragter dort durch Vorzeigung des abgeftempelten Begleit- 
briefs (Begleitadreffe), beziehungsweiſe der abgeftempelten Abſchrift von der Adreſſe ſich 
ausgemwiefen, der Revifion angemohnt und den Zoll entrichtet hat. Das Begleitpapier 
kann dem Aoreflaten auf feinen Wunſch zurüdgegeben werben, ift jedoch zum Zeichen der 
geichehenen Abholung des Poſtſtücks auch mit dem Stempel der Zoll: und Steuerftelle zu 
verfehen, nachdem auf der Adreſſe ver Zollbetrag oder die Zollfreiheit kurz bemerkt und 
died duch die Unterjchrift eines Abfertigungsbeamten beicheinigt worden: ift. 

Die Abfertigung der Waarenproben und Mufter ($.2. 3. 5.) fann ohne Zuziehung 
des Adreſſaten von der Poftbehörde veranlaßt werben. 

8. 8. 

Soll die Poſtſendung, entfernt von dem Wohnorte des Adreſſaten, ohne defjen Zu: 
ziehung, ſei e8 bei der Zollitelle an der Grenze oder bei einer ber dem Beftimmungsorte 
zunächft gelegenen Zoll: oder Steuerftellen , fchließlih abgefertigt und dann zum Zwede 
der Weiterbeförderung an den Adrefjaten der Poftftelle zurücgegeben werden, jo begiebt 
fih ein Poftbeamter zu der betreffenden Zoll- oder Steuerftelle, weift fich dort als zur 
Abholung beauftragt aus durch Vorzeigung des Begleitbriefes (der Begleitadrefje) oder, in 
Ermangelung eines folgen, durch eine mit dem Eingangsſtempel der Poftftelle verjehene 
Abjhrift der auf dem Poſtſtücke befindlichen Adrefie, und wohnt ſodann der zollamtlichen 
Revifion des Poftftüdes bei; derjelbe hat für die Deffnung des Kollo und die Darlegung 
der Waaren zur Revifion, ſowie für deren Wiederverpadung Sorge zu tragen und ent: 
richtet den Zoll gegen Zollquittung. 

Die Berfiegelung des zollamtlich abgefertigten Poftftüds hat darauf dur die Pot: 
‚und die Zoll- oder Steuerftelle gemeinfchaftlih zu geichehen , auch ift von der legteren 


. 
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der vorgezeigte Begleitbrief, beziehungsmweife die Adrefje zum Zeichen ber geſchehenen Ver: 
zollung des Poftjtüds mit ihrem Stempel zu bedruden. Die duch die Wiederverpadung 
des Poſtſtückes etwa entftehenden baoren Auslagen dat die Poftbehörde vorſchußweiſe zu 
berichtigen, auch für den Rüdtransport defjelben zur 'Boftftelle zu forgen. Die Poftftelle 
übernimmt demnädft die Weiterbeförderung der nunmehr in den freien Verkehr gefegten 
Sendung an den Aoreilaten und zieht von diejem die bei der Zcllabfertigung entftan- 
denen baaren Auslagen an Zoll und Verpackungskoſten ohne Anja einer Vorſchußgebühr 
wieder ein. 
8. 9. 

Die Poftftelle wie die Zoll- oder Steuerftelle find befugt, auch in foldhen Fällen, 
in welchen der Adreſſat fih nit am Orte oder in deſſen Nähe befindet, die Anweſenheit 
des Adreſſaten oder eines mit jchriftliher Vollmacht verjehenen Vertreters deſſelben bei 
der Revifion zu verlangen. 

Diejes Berlangen muß insbefondere dann geftellt werben: 

1) wenn das Poſtſtück fih nicht in tadelfreiem äußerem Zuftande befindet und 
wenn deshalb das Garantieverhältniß der PBoftverwaltung mit in Frage 
fommt; 

2) wenn der Inhalt des Poſtſtücks nach der Inhaltserklärung in leicht zerbred;- 
lichen oder ſolchen Gegenftänden befteht, die einer befonderen funftvollen Ber: 
packung bedürfen. 

In diefen Fällen ift der Adreſſat dur die Poftbehörde zu erſuchen, der Revifion 
beizumohnen oder einen Dritten dazu zu bevollmächtigen. Zugleich ift dem Adrefjaten der 
Begleitbrief (die Begleitadreffe) oder in defjen Ermangelung eine Abſchrift der Adrefle 
zuzufenden. Wird die Zuziehung des Adreflaten bei der Revifion von der Zoll- oder 
Steuerftelle verlangt, jo bat ſich diefelbe dieſerhalb jchriftlich an die Poftftelle zu wenden. 

Das Verlangen der Zuziehung des Adreflaten kann aud dann ausgeſprochen werden, 
wenn die Veranlafjung Hierzu fich erft bei der Revifion in Gegenwart des Boftbeamten 
ergiebt. 

Soweit bezüglih der im $. 2. unter Nr. 4. bezeichneten Poftftüde an Behörden 
eine Schlußabfertigung vorbehalten ift ($. 5.), find dieſelben ebenfalla den Zoll: oder 
Steuerftellen auszubändigen. Die zollamtliche Revifion unterbleibt jedoch, wenn von der 
Behörde, an welche die Sendung gerichtet ift, eine Beicheinigung über den Inhalt ertheilt 
wird. Es erfolgt alsdann auf Grund der legteren die zollfreie Ablaffung oder falls der 
Inhalt zollpflichtig ift, die Erhebung des Eingangszolls. 
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$. 10. 
Die Verzollung” erfolgt jedesmal nah dem Ergebniß des Reviſionsbefundes. 
8. 11. 

Hat der Adreſſat den Beftimmungsort des Poftftüds verlaffen, aber Auftrag wegen 
Nahfendung des Gegenstandes gegeben, oder wird von ihm die Weiterfendung deffelben 
ohne vorherige Eröffnung und Revifion beantragt, fo kann ein ſolches Poſtſtück mittelft 
der Poſt weiterbefördert werden, nachdem die Zoll: oder Steuerftelle , welcher bafjelbe 
zunächſt übergeben worden, die Inhaltserflärung, beziehungsweife die Revifionsnote mit 
einem entiprechenden Vermerk verfehen und mit diefem Papier das Poſtſtück an die Poft- 
ftelle zurüdgegeben bat. 

Iſt der neue Beftimmungsort im Zollvereinsgebiet belegen, jo wird die Sendung 
nebft Inhaltserflärung oder Revifionsnote der Zoll- oder Steuerftelle jenes Orts durd 
die Poſt zugeführt. 

Liegt der neue Beftimmungsort auferhalb des Vereinsgebiets, jo wird das Poſtſtück 
nebjt Inhaltserflärung dorthin nachgefandt ($. 12.). 

8. 12. 

So lange ein vom Auslande eingegangenes Poſtſtück nicht aus den Händen der 
Poſt- oder der Zoll: oder Steuerbehörde gekommen ift, fteht jedem Adreſſaten frei, deſſen 
Annahme abzulehnen. 

Bei Sendungen, melde, weil der Adreſſat die Annahme verweigert bat ober 
nicht zu ermitteln ift, umnbeftellbar find, ift zu unterfcheiden, ob die jchließlihe Ab: 
fertigung 

a. noch nicht ftattgefunden, oder 
b. bereit3 ftattgefunden hat. 

Im Falle zu a. ift die Zoll- oder Steuerftelle, welcher das Poſtſtück übergeben 
worden, von der Poftitelle, unter Vorzeigung des mit dem Vermerk über die Unbeftell- 
barkeit und die zu bewirfende Rücjendung verfehenen Begleitbriefes, beziehungsweite ber 
Begleitadreſſe oder der Abſchrift derfelben, um Rüdgabe des Poſtſtücks zu erſuchen. Die 
Zoll⸗ oder Steuerftelle verficht hierauf die Inhaltserklärung, beziehungsweiſe Revifions- 
note mit einem entfprechenden Vermerk und giebt das Poſtſtück nebft dem letztgedachten 
Papier an die Poftftelle zurüd, welche die Rückſendung beforgt. 

Im Falle zu b. hat die Poftftelle das in freien Verkehr geſetzt geweſene Poftftüd 
der Zoll- oder Steuerftelle, von welcher die Schlußabfertigung gefchehen mar, nebſt dem, 
mit dem Vermerk über die Unbeftellbarkeit und die zu bemirfende Rüdfendung verfehenen 
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Begleitbriefe, beziehungsmeife der Begleitadreffe oder der Abſchrift derfelben, wieder vor: 
zulegen. Sie empfängt alsdann den gezahlten Eingangszoll gegen Rückgabe der Zoll- 
quittung zurüd, nachdem diefe von der Poftftele mit Gegenquittung und einem Attefte 
über die Unbeftellbarfeit und die zu bewirkende Rüdfendung des Poftftüds verfehen wor— 
den ift. Die Zollftelle überzeugt fi von der Identität des Inhalts mit dem bei ber 
früheren Revifion vorgefundenen, legt das Poſtſtück unter amtlihen Verſchluß und giebt 
dafjelbe, von einer offenen Inhaltserklärung begleitet, an die Poftftelle behufs der Rück— 
fendung zurüd. 

Bleiben Poftftüde, die vom Auslande eingegangen find, unabgeholt, fo werden foldhe 
entweder nah Maßgabe der obigen Vorfchriften wieder in das Ausland ausgeführt, oder 
nad den beftehenden Poftreglements behandelt. 

Im Fall fie innerhalb des Vereinsgebiets verbleiben, ift von denfelben der tarif- 
mäßige Eingangszoll zu entrichten. 


1. Abſchnitt. 
Abfertigung der aus dem Sollvereinsgebiete mit den Poften ausgehenden Gegenftände. 
8. 13, 


Sollen ausgangszollpflichtige Gegenftände des freien Verkehrs aus dem Zollvereins— 
gebiete mittelft der Poſten nach dem Zollvereinsauslande verfendet werden, jo liegt dem 
Abſender ob, vorher bei der Zoflbehörde den Nusgangszoll zu entrichten. 

Die darüber erhaltene Quittung muß der Abfender dem Boftftüde offen beifügen. 
Die Poftbehörde verficht dieſe Quittung mit einer Beicheinigung über den Zuftard des 
Padets und übergiebt diefelbe der Ausgangszollftelle. 

8. 14, 


Menn unverzollte Waaren aus einer Niederlage mittelft der Poften in das Zoll- 
vereingausland gefandt werden follen, fo wird dem Abfender darüber ein Begleitichein 
oder ein diefen vertretendes Abfertigungspapier ertheilt und dem Poſtſtücke beigefügt. 
Der Abjender haftet für den Eingangszoll nach den gefeglihen Vorſchriften. Auf dem 
Begleitbriefe, beziehungsweiſe der Begleitadrefie muß feitens des Abſenders vermerkt fein 
„nebſt Begleitichein.“ 

Die Voftbehörde verfieht das zollamtlihe Begleitpapier mit einer Beicheinigung über 
den Buftand des Padets und ftellt das letztere mit dem Abfertigungspapier der Aus: 


gangözollitelle zu. 
2 
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8. 15. 

Päſſe, weldhe zur Erlangung des Anſpruchs auf zollfreie Wiebereinlaflung der in 
das Zollvereinsausland zu verjendenden Mufter von den Zollbehörden ertheilt worden 
find (Mufterpäffe), müffen bei der Einlieferung der Sendungen zur Poſt den Begleit- 
briefen oder Begleitadrefjen offen beigefügt fein, damit der Ausgang von der betreffenden 
Zollſtelle bejcheinigt werden kann. 


iu. Abſchnitt. 
Abfertigung von Gegenftänden, welche mit den Poften durch das Zollvereinsgebiet 
durchgeführt werden, 
$. 16. 

Den zur Durchführung durch das Follvereinsgebiet beftimmten Poftjtüden ift von 
dem Abfender eine Inhaltserklärung nah Maßgabe der Xorfchriften im $.1. beizufügen. 

Die Poſtſtücke werden beim Eingange in das Zollvereinsgebiet zollamtlich ebenfo be- 
handelt, wie jolches im $. 5. rückfichtlich der im Zollvereinsgebiete verbleibenden Poſtſtücke 
vorgefchrieben if. Beim Ausgange werden den abfertigenden Zollbeamten ſämmtliche 
Inhaltserklärungen beziehungsmeife Revifionsnoten und auf Verlangen die Poſtkarten oder 
die Begleitbriefe zur Bergleihung mit den ausgebenten Poſtſtücken vorgelegt. 

Der Zollbehörde bleibt vorbehalten, auf folden Surfen, auf welden die Durchführung 
der Poftftüce durch das Vereinsgebiet zweckmäßig unter Geſammtverſchluß erfolgen kann, 
namentlich in den Fällen, in denen die Durchführung ohne Wagenwechſel erfolgt, die des— 
fallfige Vorfchrift des $. 5. in Anwendung zu bringen oder aud) ftatt des Geſammtver— 
ſchluſſes amtlihe Begleitung eintreten zu lafjen, 


IV, Abſchnitt. 
Abfertigung von Poftfendungen, welche aus einem Orte des Zollvereinsgebictes durch das 
BZollvereinsausland nach einem anderen Orte des BZollvereinsgebietcs gehen. 


5.17: 

Bei Gegenständen des freien Verkehrs, welche von vereinsländifhen Poftanftalten 
aus Orten des Zollvereinsgebietes durd) das Zollvereinsausland nad) Orten des Zollver— 
einsgebietes befördert werden follen, bedarf es der Beifügung von Inhaltserklärungen nidt. 
Die zum Durchgange durch das Zollvereinsausland beftimmten Poſtſtücke werden von der 
Ausgangsftelle unter zollamtlihen Geſammtverſchluß, oder ſoweit dies nicht ausführbar, 
unter Einzelverſchluß gelegt, und es wird, daß und wie dic gefchehen, auf den Poſtkarten 
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befcheinigt. Beim Wicdereingange prüft die Eingangszollftelle die Unverlegtheit des amt: 
lichen Verſchluſſes, worauf die Gegenftände in den freien Verkehr gejegt werden. An 
Stelle des Verſchluſſes kann auch amtliche Begleitung treten. 

Mit Genehmigung der Directivbehörde kann, 'namentlih auf kurzen das Ausland 
berührenden Straßenftreden, von dem zollamtlihen Verſchluſſe oder von der amtlichen 
Begleitung Abftand genommen werden. Die Eingangszollftelle hat in diefem Falle durch 
Bergleihung der Poftftüde mit den Poſtkarten oder den Begleitbriefen von der Abftanı: 
mung derjelben aus dem freien Verkehr des Zollvereins Ueberzeugung zu nehmen. 


V. Abſchnitt. 
Folgen unrichtiger Inhaltserklärungen. 
$. 18. 

Wenn der Inhalt eines Poftftüds bei der Eröffnung und Unterfuhung durd die 
Bollbeamten nicht mit der ausgeftellten Inhaltserklärung ($. 1.) übereinftimmend befun- 
den wird und nach den obmaltenden Umftänden der Verdacht einer beabfichtigten Defrau- 
dation begründet erfcheint, jo wird nad den wegen unrichtiger Deklaration im Zolljtraf- 
gejeg enthaltenen Borjhriften weiter verfahren, 


Polizei-Verordnung 


des Königlichen Oberbergamts zu Bonn, betreffend den Schutz der Schwalbacher Mineralquellen 
gegen gemeinſchädliche Einwirkungen des Bergbaues. 


Zum Schuge der Schwalbacher Mineralquellen gegen gemeinfhädlihe Einwirkungen 
des Bergbaucs beftimmt das unterzeichnete Königliche DOberbergamt auf Grund des $. 4 
Sat 2 und der $$. 196 und 197 des Allgemeinen Berggefeges vom 24. Juni 1865, 
was folgt: 

8. 1. 

Snnerhalb der Gemarkung Schwalbach, mit alleiniger Ausnahme des öftlih von dem 
Aar-Bache gelegenen Theiles der Gemarkung, find alle Schurfarbeiten unbedingt unter: 
fagt, ſofern nicht vorher die ſpecielle Genehmigung der Bergbehörde dazu eingeholt wor: 
den ift. 
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8. 2. 
Uebertretungen dieſer Verordnung unterliegen der Verfolgung und Beftrafung nad) 
ben 88. 208 und 209 des Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. 


Bonn, den 30. Juli 1868. 
Königliches Oberbergamt. 


Polizei-Verordnung 


bes Königlichen Oberbergamts zu Bonn, betreffend ven Schutz der Schlangenbader Mineralquellen 
gegen gemeinf&häbliche Einwirkungen des Bergbaues. 


Zum Schute der Schlangenbader Mineralquellen gegen gemeinſchädliche Einwirkungen 
des Bergbaues beftimmt das unterzeichnete Königliche Oberbergamt auf Grund bes 8. 4 
Sat 2 und der 88. 196 und 197 des Allgemeinen Berggefeges vom 24. Juni 1865 
was folgt: 

&. 1. 

Sinnerhalb der Gemarkung Schlangenbad , mit alleiniger Ausnahme des öftlich von 
dem fogenannten Schlangenbader Bache gelegenen Theiles der Gemarkung find alle Schurf— 
arbeiten unbetingt unterfagt, fofern nicht vorher die ſpecielle Genehmigung der Bergbehörde 
dazu eingeholt worden ift. 

8. 2. 

Uebertretungen diefer Verordnung unterliegen der Verfolgung und Beftrafung nad 

den $$. 208 und 209 des Berggefehes vom 24. Juni 1865. 


Bonn, den 30. Juli 1868. 
Königliches Oberbergamt, 


Beilage 


zum 


Sntelligenzblatt für Naffan. 


— —— 





Nr. 30. Wiesbaden, den 13. Nuguft 1868. 





Bekanntmachung. 


In Folge der von verſchiedenen Seiten geſtellten Anträge um frühere Eröffnung 
der niederen Jagd haben wir auf Grund der Beſtimmungen in 8. 30 des Geſetzes vom 
6. Januar 1860 über Beftrafung der Forſt-, Jagd- und Fiſcherei-Vergehen in dem ches 
maligen Herzogthum Naffau beichloffen, die Eröffnung der Jagd in dem Regierungsbezirk 
Wiesbaden mit Ausfhluß der ehemals Großherzoglich Heſſen-Homburgiſchen und Frank: 
furter Gebiethätheile, bezüglich deren gefeglihe Beftimmungen entgegenftehen, mit Rüdficht 
auf die diesjährige frühzeitige Erndte auf den 17. Auguft l. J. zu beftimmen, was bier: 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Wiesbaden, den 10. Auguft 1868. 

Königlihe Negierung, Abtheilung des Innern. 
von Dieft. 


Beilage 


zum 


Sntelligenzblatt für Naſſan. 


ö— We un ee en — —— — — — 


Nr. 31. Wiesbaden, den 20. Auguſt 1868. 


wu Eu wu 
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Bekanntmachung. 


Nachſtehender Auszug aus der Anweiſung vom 7. Mai d. J. für das Verfahren 
bei den Vermefungsarbeiten zur Vorbereitung der Ausführung des Geſetzes vom 21. Mai 
1861 wegen anderweiter Regelung der Grundfteuer in den Provinzen Schleswig-Holftein, 
Hannover und Heflen-Nafjau wird hiermit im Auftrage des Herrn Finanzminifters zur 
öffentlihen Kenntniß gebradht. 

Wicsbaden, den 7. Auguft 1868. 

Der Königlihe Regierungspräfident. 
von Dieft. 


Anweifung 
vom 7. Mai 1868 für das Verfahren bei ven Bermeffungsarbeiten zur Vorbereitung ber Ausführuug 
des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die anderweite Regelung der Grunpfteuer in ven Provinzen 
Scleswig-Holftein, Hannover und Hefjen. 


Für das Verfahren bei den in den Provinzen Schleswig-Holftein und Hannover und 
in ben Regierungsbezirken Kafjel und Wiesbaden auszuführenden Vermeſſungsarbeiten, 
welche zur Vorbereitung der andermweiten Regelung der Grundfteuer nah Mafigabe des 


Geſetzes vom 21. Mai 1861 (Gejegfammlung für 1861, Seite 253) und der dazu ergangenen 
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erläuternden, ergänzenden und abändernden Vorſchriften, insbefondere des Geſetzes vom 
8. Februar 1867 (Gefetfammlung für 1867, Seite 185), erforderlich find, wird auf 
Grund der Beitimmungen im $. 3 der Allerhöchſten Verordnungen 

a) vom 28, April 1867 (Gejegfammlung für 1867, Seite 533), 

b) vom 28. Aprii 1867 (Gejefammlung für 1867, Seite 538), 

c) vom 28, April 1867 (Gejegfammlung für 1867, Seite 543), 

d) vom 11. Mai 1867 (Gejetlammlung für 1867, Seite 593), 

e) vom 24. Juni 1867 (Gefegfammlung für 1867, Seite 842), 
nachſtehende Anmeifung erlaffen: 


A. Allgemeine Beftimmungen. 
8:1; 
1. Zwed der Vermeilung. 

Zum Zwecke der anderweiten Regelung der Grundfteuer wird — ſoſern dergleichen 
noch nicht vorhanden ($. 103) — für jede Gemarkung ($$. 4, 5, 7) eine befondere Ge 
marfungsfarte, und für jeden Gemeinde: und jelbftftändigen Gutsbezirf ($. 6) oder für 
jeden zu dieſem Zwecke befonders gebildeten Bezirk (Flurbuchsbezirk, $. 7) ein befon- 
deres Flurbuch und eine bejondere Mutterrolle hergeftellt. 


8. 2. 
2. Gemarfungstarten. 


Die berzuftellenden Gemarkungskarten find beftimmt, die Grenzen der Gemarfungen, 
der Gemeinde-, jelbftftändigen Guts- oder befonderen Flurbuchsbezirke, alle Eigenthums— 
grenzen, die Grenzen aller Wege, Eifenbahnen, Teihe, Bäche, Flüfje 2c., die Grenzen 
der Kulturarten, ſowie die fonjtigen, nah den Vorfhriften diefer Anmeifung bierbei in 
Betracht kommenden Gegenftände, ihrer Lage und Form nad in der Horizontalprojeftion 
im verjüngten Maaßſtabe darzuftellen ($$. 59—61, 82—92, 111, 112). 

8. 3. 
8. Flurbücher und Mutterrollen. 

Das Flurbud fol ſämmtliche Liegenichaften des Gemeinde», ſelbſtſtändigen Guts— 
oder befonderen Flurbuhsbezirts in ihrem natürliden Zufammenhange und mit 
Bezeichnung ihrer Kulturart, ihres Flächeninhalts und des zu ermittelnden Reinertrages 
überfichtlih nahmweifen, zugleih in Verbindung mit der Mutterrelle, deren Grundlage es 
bildet, die Artilelnummern der Iegteren und die Namen der Eigenthümer der einzelnen 
Liegenichaften enthalten ($$. 6, 118 ff., 132). 
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Die Mutterrolle, auf das Flurbuch gegründet, Hat den Zweck, die den ein— 
zelnen Grundeigentbümern innerhalb defjelben Gemeinde:, jelbitjtän: 
digen Gut3= oder bejonderen Flurbuchsbezirks gehörigen Liegenihaften 
ebenfalls mit Angabe der Kulturart, ihres Flächeninhalts und des zu ermittelnden Rein: 
ertrag3 und der darnach veranlagten Grundfteuer in bejonderen Artikeln genau und über: 
fihtlih zufammenzufafien (88. 6, 120 ff., 132). 

Dem Flurbuh und der Mutterrolle wird behufs Erleichterung der Weberficht und 
ihrer Handhabung ein Verzeichniß der einzelnen Artikel beigefügt ($. 132). 

8. 4. 
4. Gemarkungen, beziehungsmweife Gemeinde:, jelbftjtändige Guts- oder 
bejondere Flurbuchsbezirke. 

Die zu einem Gemeinde: oder einem jelbjtftändigen Gutsbezirke gehörigen Grund: 
ftüde bilden in der Regel eine Gemarkung. 

Jede Gemarkung muß für fih einen einzigen abgejchlofjenen Komplex von Grund- 
ſtücken darſtellen. F 

8. 5. 

1) Werden einzelne Theile eines Gemeinde- oder jelbitjtändigen Gutsbezirts von 
den Liegenſchaften eines anderen Gemeinde: oder jelbjtftändigen Gutsbezirts umſchloſſen 
(Enklaven), jo find folche zu der Gemarkung des fie umichließenden Gemeinde: oder jelbft- 
ftändigen Gutsbezirks zu ziehen. 

2) Wenn Theile eines Gemeinde- oder jelbitftändigen Gutsbezirks, ohne gerade En- 
Haven zu bilden, fi zungenförmig in die Liegenichaften eınes anderen Gemeinde: oder 
felbftftändigen Gutsbezirfs hineinerftreden, To find die hierdurch entftehenden Figuren in 
zwedmäßiger Weife abzufchneiden und der Gemarkung des letzteren Bezirks zuzulegen. 

3) Liegen die Grundftüde eines jelbitftändigen Gutsbezirks mit denjenigen einer 
bäuerlihen Gemeinde im Gemenge, fo find dieſelben für den vorliegenden Zwed als 
eine Gemarkung zu behandeln und gemeinihaftlih in eine Gemarfungsfarte ($. 2) 
aufzunehmen. 

. 4) Kommen große zufammenhängende Wiefen-, Hütungs- oder Forftflächen oder dgl. 
mehr vor, welche in größeren oder fleineren Stüden zu verſchiedenen entfernt liegenden 
Gemeinde oder jelbftftändigen Gutsbezirfen gehören, fo können jolde Flächen, wenn die- 
jelben fih mit den zunächſt belegenen Gemarfungen in angemefjener Weife nicht vercini- 
gen laſſen, als eine befondere Gemarkung behandelt, beziehungsweile zu einer foldhen zu: 
ſammengefaßt werden. 

2 ı* 
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8. 6. 

Die Grenzen der im 8.5 bezeichneten, zu anderen Gemarkungen gezogenen Enklaven, 
zungenförmig vorfpringenden Spiten und der im Gemenge liegenden Grundftüde eines 
jelbftjtändigen Guts- und eines bäuerlichen Gemeindebezirks find auf den Gemarkfungs- 
farten erkennbar zu bezeichnen. 

Bei Aufftellung der Flurbücher und Mutterrollen find alle Enklaven, vorjpringenden 
Spihen u. ſ. w. ohne Rüdfiht darauf, zu welcher Gemarkung biejelben bei Heritel- 
lung der Gemarfungsfarte gezogen worden, bei denjenigen Gemeinde oder jelbft- 
ftändigen Gutsbezirfen nachzuweiſen, welden fie in fommunaler Beziehung an- 
gehören ($. 1). 

8. 7. 

Falls Liegenfhaften vorhanden find, welche einem beftehenden Gemeinde» oder jelbit- 
ftändigen Gutsbezirke nicht angehören, find diefelben nach der im Einvernehmen mit der 
Bezirksregierung oder der an deren Stelle fungirenden Behörde zu treffenden Anordnung 
des mit der oberen Leitung des Vermeflungsgefchäfts beauftragten Kommifjars des Fi— 
nenzminijterd benachbarten Gemeinde» oder felbitjtändigen Gutsbezirken zuzufchlagen und 
größere Komplere zu bejonderen Flurbuchsbezirfen zu vereinigen. 

Wo eine geordnete Eintheilung in Gemeinde, beziehungsmeife ſelbſtſtändige Guts- 
bezirfe noch nicht bejteht, find nach der Beitimmung des Kommiffars des Finanzmintiters, 
im Einvernehmen mit der Bezirföregierung 2c., den obmwaltenden Berbältniffen entipre: 
hend, ebenfalls befondere Flurbuchsbezirke zu bilden. 

Auf die Abgrenzung der Gemarkungen u. f. w. folder Flurbuchsbezirke finden die 
Vorſchriften der SS. 4—6 in gleicher Weile Anwendung. 

8. 8. 

Walten Streitigkeiten über die Grenzen der Gemeinde: oder jelbftftändigen Guts- 
bezirfe ob, die nicht fogleich befeitigt werden können, jo ift die Grenze mit Berüdjichtt- 
gung der Dertlichkeit in möglichft zwedentfprechender Art anzunehmen, das Sachverhältniß 
aber in der Grenzverhandlung ($. 27) zu erörtern. 

Auch iſt die ftreitige Grenze demnädft in der Gemarkungskarte ($. 2) erkennbar 
zu bezeichnen. 

Die ftreitige Fläche ift immer nur in eine der betreffenden Gemarfungstarten auf- 
zunehmen. 

8.9. 
Durh die Aufnahme und Fetftellung der Grenzen ber Gemeinde:, jelbftftändigen 
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Gut3- oder befonderen Flurbuchsbezirfe, beziefungsmeife der Gemarfungen zum Zwecke 
der Grundfteuerveranlagung werden die Rechte und Anſprüche der Gemeinden oder felbft- 
ftändigen Gutsbezirfe ꝛec. in feiner Art berührt ober beeinträdtigt, und erfolgen alle 
hierauf bezüglihen Anorbnungen oder Vereinbarungen ohne jegliche Aenderungen der be 
ftehenden Kommunal- oder fonftigen Rechtsverhältnifie. 


$. 10. 
5. Eigenthümer der Grundftüde. 


1) Jedes Grundftüd wird in der Regel und ohne Rüdfiht darauf, ob die Berich— 
tigung des Befigtiteld im Hypothefenbuche erfolgt ift oder nit, auf den Namen feines 
Eigenthümers in das Flurbuch und die Mutterrolle eingetragen, e8 mag das Eigenthum 
dem Staate, einer Gemeinde, Gemeindeabtheilung, Korporation, Genofjenihaft, Stiftung 
oder einer anderen moralischen Perſon oder einem einzelnen Individuum zuftehen. 

2) Grundftüde, welche fih im gemeinſchaftlichen Eigentyum mehrerer Miterben oder 
anderer Miteigenthümer befinden, werden im erften Falle unter dem Kolleftivnamen 
„Die Erben“, oder unter dem Namen des Wittwerd ober der Wittwe mit dem Zu- 
ſatze „und Miterben”; im legteren Falle unter dem Namen desjenigen Miteigen- 
tbümers, welcher den größten Antheil daran bat, mit dem Zufag „und Miteigen- 
thümer“ eingetragen. 

Haben alle Miteigenthümer gleichen Antheil, fo erfolgt die Eintragung mit dem 
Zufage „und Miteigentbümer” auf denjenigen Namen, welcher in alphabetiiher 
Drdnuug der erfte ift, wobei jedoch ein in dem Gemeinde: oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirt 
wohnender Miteigenthümer den auswärts mohnenden vorgeht ($. 115 zu d). 

3) Bei Gütern oder Grundftüden, welche im Prozeß befangen find, wird ein ähn- 
liches Verfahren (wie zu 2) beachtet, und der gegenwärtige Inhaber, unter Bezeichnung 
des Prätendenden, aufgeführt ($. 115 zu d). 

4) Grundftüde, deren Eigenthümer nicht zu ermitteln find, oder welche von ihrem 
Eigenthümer aufgegeben oder verlaffen worden, find einftweilen und mit Vorbehalt der 
Abänderung nad erfolgter Aufklärung der Verhältniſſe unter der Bezeihnung „Unbe: 

fannte Eigenthbümer” einzutragen. 
8. II. 

Walten Streitigkeiten über Eigenthumsgrenzen ob, die nicht ſogleich beſeitigt werden 
fönnen, fo find die ſtreitigen Grenzen mit Berückſichtigung der Oertlichkeit in möglichſt 
entſprechender Weife feitzuftellen und die betreffenden Grundftüde demgemäß, ohne daß 
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dadurch die Rechte und Anfprüce der Eigenthümer in irgend einer Art berührt oder be 
einträchtigt werden, in das Flurbud und die Mutterrolle einzutragen. 


Läßt fih in einzelnen Fällen nah den obmwaltenden Verhältniffen eine Feſtſetzung 
der vorgedachten Art nicht herbeiführen, fo find die bezüglihen Grundftüde als ein 
Ganzes zu behandeln und in dem Flurbuche und der Mutterrolle als gemeinſchaftliches 
Eigentum der beiden oder mehreren Intereſſenten aufzuführen ($. 115 zu d). 


8. 12. 
6. Bezeichnung der Grundftüde im Hypothekenbuche. 
In denjenigen Landestheilen, in welchen ein auf fefter Grundlage geordnetes Gypo- 
thekenweſen befteht, ift in den Flurbüchern und Mutterrollen, fomeit dies ohne Schwie- 


rigfeiten und Weiterungen erreicht werden kann, auch die Bezeihnung der Grundſtücke 
im Hypothelenbuche nachzuweiſen (88. 56, 65). 


8. 18. 
7. Gebäudeflächen, Hofräume und Hausgärten. 

Die der Gebäubefteuer unterliegenden Gebäudeflähen, Hofräume und nicht über 
einen preußischen Morgen großen Hausgärten ($8. 14—16) find als ſolche in den lur- 
bühern und Mutterrollen befonders nachzuweiſen, übrigens ihrem Befigftande und Um— 
fange nad einzeln feftzuftellen. 

8. 14, 


Unter Hausgärten find folche Gärten zu verstehen, melde — ohne Rüdfiht darauf, ob fie 
mit dem betreffenden Gebäude in derfelben Einfriedigung oder auch nur im unmittel- 
baren Anschluß an erfteres oder deſſen Hofraum liegen — als Zubehör des betreffenden 
Gebäudes für den Nutzungswerth defjelben mitbeftimmend find. 

Gehören zu einem Gebäude mehrere Hausgärten, jo darf, felbft wenn jeder einzelne 
derjelben die Größe von einem preußifhen Morgen nicht überfteigt, immer nur einer der 
Erfteren, und zwar von denfelben immer nur derjenige, welher im unmittelbaren An- 
Ihluffe an das Gebäude beziehungsweiſe deſſen Hofraum belegen ift, als ein der Gebäude: 
jteuer unterliegender Hausgarten angefehen werden. 


8. 15. 


Holzhöfe, Zimmer- und Zagerungspläge, ſowie äbnlihe Grundftüde unterliegen der 
Defteuerung durch die Gebäubefteuer nur dann, wenn fie als zu den darauf befindlichen 
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Gebäuden gehörige Hofräume angefehen werben können, mithin mit den Gebäuden in 

eine dauernde, den Zweden der legteren untergeordnete Verbindung gebracht worden find. 

Sofern fih dagegen auf jenen Flächen nur Kleine unbedeutende, lediglich zu Woh— 

nungen oder zum vorübergehenden Aufenthalt für die Aufſeher oder zu Komtoirs ıc. be- 

ftimmte Gebäude befinden, find die genannten Flächen nicht als zu legteren gehörige Hof: 
räume anzujehen. 
$. 16. 

Die zu Bahnhöfen gehörigen Grundflächen find, ſoweit fie zum Verkehr des Publi- 
fums oder zum Transportgeihäft benugt werden, als Hofräume zu behandeln. 

Die bei den Bahnhöfen etwa vorhandenen Hausgärten von mehr als einem preu- 
Bifhen Morgen Größe, ſowie diejenigen Grundflähen, melde weder zum Verkehr des 
Publikums noh zum Transportgeihäft benutzt werden, gehören, auh wenn fie innerhalb 
der Ummährung des Bahnhofes belegen, zu den der Grundfteuer unterworfenen, event. 
zu den unter No. 1 im $. 17 bezeichneten fteuerfreien Liegenſchaften. 

$. 17. 
8. Grundfteuerfreie Liegenschaften. 

Auch die jonftigen von der Grundfteuer befreiten Grundftüde find als ſolche in den 
Flurbühern und Mutterrollen gefondert nachzuweiſen ($$. 57, 107 letzter Abjag, 114 ff.). 

Befreit von der Grundſteuer bleiben nach $. 4 des Geſetzes vom 21, Mai 1861 
(Gefegiammlung für 1861, Seite 253): 

1) an Ligenjdaften, für welde demnädjt der Reinertrag zu er: 


mitteln iſt: 
a) die dem Staate gehörigen Grundſtücke (mit Ausnahme der nachitehend zu 2a 
bezeichneten), 
b) die Domanialgrundftüde der vormals reichsunmittelbaren Fürften und Grafen 
in dem durch den $. 24 der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 (Gejegjammlung 
für 1820, Seite 81) beftimmten Umfange, *) jomweit die gedachten Yürften und 





*) Der $. 24 der Inſtruktion vom 30, Mai 1820 lautet: 

Die Standesherren geniehen bei ihren Domänen, ohne Unterfchied, ob biefelben in Domanialgrund» 
ftüden oder Gefällen beftehen, wenn fie ſchon vor Auflöfung des deutſchen Reichs zu ihrem nunmehr 
ftandesherrlihen Stamm: oder Fyamiliengute gehört haben and von ihnen fteuerfrei bejeffen wurden find, 
die gänzliche Befreiung von orbentlihen Grundfteuern. Diefe Befreiung findet aud auf die außerhalb 
des finnbesherrlihen Bezirks gelegenen Domanialgrundftüde und Gefälle Anwendung, wenn bie vorbe⸗ 
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Grafen nicht in befonderen Verträgen auf die Grundfteuerfreiheit Verzicht ge 
leiftet haben; 

c) diejenigen gegenwärtig von der Grundfteuer befreiten Grundftüde, 
welde zu dem Vermögen: 

aa) evangelifher cder römifch-katholiiher Kirchen oder Kapellen, öffentlicher 
Schulen, höherer Lehranſtalten oder 

bb) befonderer, zur Unterhaltung von Kirhen, Schulen und höheren Lehr: 
anftalten ftiftungsmäßig beftimmter Fonds oder 

ce) milder Stiftungen (ohne Unterſchied), 

jomwie zur Dotation: 

dd) der Erzbiſchöfe, Bifchöfe, Dom- und Kurat- oder Pfarrgeiftlichen ober 
fonftiger, mit geiftlihen Funktionen befleiveter Perfonen, oder 

ee) der Küfter und anderer Diener des öffentlihen Kultus und 

f) der an öffentlihen Schulen oder höheren Lehranftalten angeftellten 
Lehrer 

gehören. 
2) an Liegenfhaften, welche wegen ihrer Benutzung zu öffentlichen 
Sweden ertraglos find: 

a) die dem Staate, den Provinzen, den fommunalftändiihen Verbänden, den 
Kreifen, den Gemeinden oder zu felbftftändigen Gutsbezirfen gehörenden Grund: 
ftüde, infofern fie zu einem öffentlihen Dienfte oder Gebrauche bejtimmt find, 
infonderheit aljo: Gafjen, Plätze, Brüden, Eifenbahnen, Kunfttraßen, Yahr: 
und Fußmwege, LZeinpfade, Bäche, Brunnen, ſchiffbare Ströme, Flüffe und Ka— 
näle, Häfen, Werften, Ablagen, Kirchhöfe, Begräbnißpläge, Spaziergänge, Luft- 


merkten Bebingungen babei vorhanden find; ift nicht auszjumitteln, ob bie Domänen diefer Art vor 
Auflöfung bes beutfchen Reichs zu ihrem Stammgute gehört haben, jo fol dies im Zweifel zu Gunſten 
der Standeöherren vermuthet werben. 

Die Befreiung findet dagegen nicht ftatt: 

a) bei Gütern und Gefällen der Stanbeöherren, melde vor Auflöfung bes deutſchen Reiches nicht 
au ihrem Stammgute gehört, oder welde fie erft nad jener Auflöfung erworben haben; 

b) aud kommt fie den Befigerm ihrer in fremde Hände gegebenen Lehngüter, Erbleih: und Erbpadht: 
güter, foweit diefelben von ihrem binglichen Rechte oder ihrer Nugung an jenen Gütern Grund- 
fteuer zu entrichten haben, nicht zu ftatten. 

Die Standeäherren bleiben verpflichtet, von ihren Domänen zu außerorbentlihen Steuern, nament: 
ih zu Kriegsſteuern, verhältnißmäßig beizutragen. 
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und botaniſche Gärten, fomie lediglih zur Bepflanzung öffentlicher Pläge, 
Straßen und Anlagen beftimmte Baumfchulen, u. a. aud 
aa) die im Eigentfume der Gemeinde befindlihen und allen Mitgliedern 
ber legteren zur Benugung geftatteten Sand: und Lehmgruben; 
bb) die im Eigenthume der Gemeinden befindlichen und zur öffentlichen Be: 
nugung geftatteten Flüffe, Bäche, Fliefe, Gräben, Wirthſchaftswege 
und Teiche (SS. 18, 19); 
cc) Feſtungswerke ($. 61); 

b) Brüden, Kunftftraßen, Schienenwege der Eifenbahnen ($. 20) und fchiffbare 
Kanäle, welche mit Genehmigung des Staats von Privatperjonen oder Aftien- 
gefelichaften zum öffentlichen Gebrauche angelegt find. 

$. 18. 

ALS öffentliche und daher grumdfteuerfreie Wege ($. 17 zu 2) find insbefondere alle 
diejenigen zu betrachten, deren Gebrauch jedermann freifteht, d. h. folche, welche von der 
Gefammtheit oder doch der Mehrheit der Grundbefiger in der Gemeinde benugt werden 
und Hinfichtlih welcher Niemand das Recht für fih in Anſpruch nimmt, darüber als 
über fein Privateigentyum mit Ausjhließung Anderer von dem freien Gebrauch derjelben 
zu verfügen. 

s 8. 19. 

Ale Bäche, Fliefe u f. w., melde von einer größeren Flähe von Grundftüden 
das Waller abführen, find ohne Rüdficht darauf, ob in ihnen etwa ber Filchfang oder 
ein fonftiges Nutungsreht ausgeübt wird, als grundfteuerfrei im Sinne ber Vorſchriften 
im $. 17 zu 2a anzujehen. 

Nur die von Privaten zu beftimmten Zweden angelegten, 3. B. zum Betriebe von 
Mühlen, Hütten und anderen Werken, zu Bleichen oder zur Bewäſſerung oder Entwäfle- 
rung dienenden Kanäle, Gräben u. ſ. w., find als grundfteuerpflichtig zu behandeln, 

$. 20. 

Bei den von den Grundſteuern befreiten Schienenwegen der Eiſenbahnen ($. 17 zu 2) 
ift als grundfteuerfreie Fläche lediglich der Bahnkörper mit den zu feiner Erhaltung oder 
Sicderftellung dienenden Gräben, Böihungen nebft Schugftreifen, oder dem zu fonftigen 
Einfriedigungen benugten Raume anzufehen. 

Außerhalb des Bahnkörpers belegene, zu der Eifenbahn gehörige Grundftüde — wie 
beifpielsweife die behufs Gewinnung des zur Anfchüttung des Bahndammes erforderlich 
geweſenen Materials ausgejchachteten Flächen — find nur dann, wenn die Bahn fi im 
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alleinigen Eigentbum des Staats befindet, grundfteuerfrei, aber auch in diefem Falle ala 
zu den unter No. 1 im $. 17 bezeichneten Liegenſchaften gehörig, getrennt von dem 
eigentlichen Bahnlörper in der Karte darzuftellen. 
8. 21. 
9. Kulturarten. 
Bei Aufnahme der Kulturarten find zu unterfcheiden ($. 5 der Hauptanmeifung 
vom 21. Mai 1861, Gefetfammlung für 1861, Seite 257): 
a) Aderland, 
b) Gärten (unter Sonderung der Weingärten von den übrigen Gärten), 
c) Wieſen, 
d) Weiden, 
e) Holzungen, 
f) Waſſerſtücke, 
g) Dedland, 
Es find in Betracht zu ziehen 
a) als Aderland 
diejenigen Grundftüde, melde, abgejehen von ihrer etwanigen Benugung zur Erzielung 
von Futterfräutern, Handelsgewächſen und Hadfrüchten, der Hauptfahe nad zum Anbau 
von Getreide dienen; 
b) als Gärten 
ſolche Grundftücde, melde, ohne Rüdficht darauf, ob fie eingefriedigt find oder nicht, Der 
Haupfache nad zum Anbau von Gemüfen, Hadfrühten, Handelsgewähfen, Sämereien, 
Dbft, Wein, Blumen oder ald Baumſchulen benugt werden; Forftgärten, Luftgärten und 
Parkanlagen werden zu der Kulturart gerechnet, welder fie nah ihren Hauptbeftand- 
teilen angehören ; 
ec) als Wieſen 
alle Grundftüde, deren Graswuchs in der Regel abgemäht wird, und die nur ausnahme- 
weiſe bemweidet oder aufgebrochen werden; 
d) ala Weiden 
folhe Grundftüde, deren hauptſächlichſte Benugung darin bejteht, daß ihr Grasmuchs vom 
Vieh abgeweidet wird. 
Diejer Kulturart find auch die Haiden und ähnliche Grundftüde beizuzählen, deren 
Nugung welentlih in der Gewinnung von Streu: und Dungmaterial befteht ; 
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e) zu den Holzungen 
werden diejenigen Grundſtücke gerechnet, deren hauptfächlichite Benugung in der Holszucht 
beſteht; 

f) als Waſſerſtücke 
ſind ſolche Grundſtücke anzuſehen, welche, wie Seen und Teiche, fortdauernd oder zeit⸗ 
weiſe mit Waſſer bedeckt ſind und hauptſächlich in dieſem Zuſtande benutzt werden; 

g) dem Oedland 
find alle diejenigen Grundftüde zuzurechnen, welche nach der Art ihrer hauptſächlichſten 
Benutzung keiner der vorftehend genannten Rulturarten beizuzäßlen find, aber in anderer 
Art einen Ertrag gewähren, wie Kalk-, Sand:, Kies, Mergel:, Lehm, Thongruben, 
Fennen, Sümpfe und ähnliche Grundftüde. 

Soweit ſolche Grundftüde keinerlei Ertrag gewähren, find fie als: 

Unland 

zu behandeln. 
$. 22. 
10. Maaßeinbeit. 

Der Bermeflung ift die preußifche, fogenannte rheinländiſche Ruthe = 12 rheinlän- 
diihe Fuß = 144 Zoll*) in dezimaler Eintheilung, ald Längenmaaß zum Grunde 
zu legen. 

Die Fläheninhalte der Grundftüde find in preußiichen, fogenannten Magdeburger 
Morgen (= 180 preußiihe Quadratruthen *) und in Taufendtheilen des Morgens an: 
zugeben ($. 18 der Spezialanweilung vom 21. Mai 1861, Geſetzſammlung für 1861, 
Seite 304). 

$. 28. 
11. Obliegenheiten der Behörden, Gemeinden, Grundeigenthümer ꝛc. 

1) Sämmtlihe Behörden haben das Aufnahmegeihäft im Bereiche ihres Neflorts 
mit den ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln zu unterftügen ($. 18 der Hauptanmweifung 
vom 21. Mai 1861, Gejegfammlung für 1861, Seite 257). 





*) 1 preuf. Ruthe — 1669, parifer Linien — 100213 Meter. 
1 preuß. Fuß = 139,15 parifer Linien —= (,s120835 Meter. 
1 preuß. Zoll = 11,ses1ser parifer Linien — (,ossısi Meter. 
1 preuß. Morgen — O,assess Heltaren — 25,50 Aren. 
1 preuß. Quadratruthe = 1l4,ısıs Quadratmeter. 
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2) Ale Behörden, Kreditinftitute, Gemeinden und Privatperfonen haben den mit 
den Aufnahmearbeiten beauftragten Beamten und Felomefjern auf deren Anſuchen die in 
ihrem Belig befindlichen Flurfarten, Riffe, Pläne, Zeihnungen, Vermeſſungs- und Bonis 
tirungsregifter, Taren, Katafter und ähnliche Schriftftüde, melde bei der Ausführung 
des Aufnahmegefhäfts von Nugen fein können, zur Benugung zugänglich zu ftellen, be: 
ziehungsmweife gegen Ausftellung einer Empfangsbeiceinigung zu übergeben. 

Die Staatskaſſe ift für die gute Erhaltung und richtige Rüdlieferung der jenen 
Beamten ꝛc. ausgeantworteten Dokumente verantworlid ($. 20 a. a. D.). 

3) Die Gemeinden, die Inhaber felbftftändiger Gutsbezirfe, ſowie die den befonderen 
Flurbuchsbezirken ($. 7) angehörigen Grundfteuerpflihtigen haben auf ihre Koften bie 
Nahmeifungen der zu den Gemeinde-, Guts- und Flurbuchsbezirten gehörenden Befigungen 
und deren Eigenthümer zu beihaffen ($. 55) und haben — außer Erfüllung der ihnen 
dur die Vorfchriften diefer Anweiſung auferlegten, fpeziell erwähnten Verpflihtungen 
— den Requifitionen der mit den örtlihen Aufnahmen beauftragten Beamten oder Feld— 
mefjer wegen Wahrnehmung der Aufnahmetermine durch geeignete Perfönlichkeiten Folge 
zu leiften, auch zu den örtlichen Ermittelungen mit den Lofalverhältniffen und den Be- 
fisftänden genau vertraute Perfönlichkeiten zu geftellen, welche den Beamten ꝛc. während 
des Gejhäfts zu begleiten und ihm die erforderliche Auskunft zu erteilen, beziehungs- 
weile zu beichaffen haben ($. 29 des Geſetzes vom 8. Februar 1867, Geſetzſammlung 
für 1867, Seite 185). 

4) Die Erfüllung der vorgedahten Verpflichtung ift nöthigenfalls im Wege der abmini- 
jtrativen Execution herbeizuführen ($. 29 a. a. O.). 

8. 24. 

Die Gemeindevorftände und Inhaber jelbftitändiger Gutsbezirke, ſowie die den be 
ſonderen Flurbuchsbezirken ($. 7) angehörigen Grundſteuerpflichtigen, beziehungsweiſe die 
Eigenthümer, Pächter oder Nugnießer der Grundftüde find unter Hinweifung auf die 
ihnen möglicherweife aus der Nihtbefolgung einer folchen Aufforderung entipringenden 
Nachtheile aufzufordern, die Grenzen der Gemeinde: und jelbftftändigen Gutsbezirke, be— 
ziehungsweife der in diefen belegenen, in den Karten zu bezeichnenden Grundftüde ent: 
weder jelbft anzuzeigen, oder durch eine mit der Dertlichkeit und dem Befigftande in der 
Gemarkung genau befannte Perfönlichkeit anzeigen zu laſſen. 

Die mit der Beauffihtigung und Verwaltung der im Befige des Staats befindlihen 
Grundftüde beauftragten Beamten, Domänenpädter u. f. w., haben einer ſolchen Auf: 
forderung unbedingt Folge zu leiften. 
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Die diesfälligen Aufforberungen find fchriftlih zu erlaffen und die Anfinuationg- 
dofumente darüber zu den Akten ($. 139) zu bringen ($. 14 der Spezialanmweifung vom 
21. Mai 1861, Gefegfammlung für 1861, Seite 304). 


8. 25. 

Werden die in den Gemarfungsfarten darzuftellenden Grenzen von den hierzu ver- 
pflichteten Perfonen, ungeachtet der an fie erlaffenen Aufforderung ($. 24), nicht ange: 
wiejen, fo find diefe Grenzen fo aufzunehmen, wie fie fih vorfinden. Etwaige fpäter 
fih als n:thwendig ergebende oder beantragte Berichtigungen in den auf Grund diefer 
Aufnahme gefertigten Karten und Schriftftüden erfolgen auf Koften derjenigen Gemeinden, 
Inhaber jelbftftändiger Gutsbezirke, Grundeigenthümer u. f. w., welde der früheren Auf- 
forderung nicht Folge geleiftet haben. 

Daſſelbe findet flatt, wenn die Grenzen jeiner Zeit nicht richtig angemwiefen worden 
find ($. 15 der Spezialanmweifung vom 21. Mai 1861, Gefekfammlung für 1861, 
Seite 304) x. 


$. 55. 
5. Stüdvermefjung. 


Vor dem Beginne der Stücdvermeffung einer Gemarkung ift dur den Gemeinde- 
vorftand, beziefungsmeife den Inhaber des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks 2c. ein genaues 
Verzeichniß aller Grundbefiger in Gemeinde: oder Gutsbezirk 2c. aufftellen zu lafjen. 


$. 56. 

Iſt in den Flurbüchern und Mutterrollen nah dem im $. 12 ausgeiprochenen Grund: 
fage die Bezeichnung der Grumbftüde im Hypothekenbuche nachzuweiſen, jo find, um bie, 
fen Nachweis mit Sicherheit bewirken zu fönnen, ſoweit e8 ohne unverhältnigmäßigen 
Zeit- und Koftenaufwand zu erreihen, Auszüge aus den Hppothefenbüchern des Gemeinde-, 
beziehungsweiſe jelbftitändigen Gutsbezirks herbeizufchaffen, welche die im Hypothekenbuche 
eingetragenen Namen der Grundeigenthümer, die Qualität der Befigungen (ob Bauern: 
gut, Häuslerftelle u. ſ. w.), ſowie die bezüglihen Folien des Hypothekenbuchs, eventuell 
unter Beifügung der Bezeichnung der verfchiedenen Volumina besjelben u. ſ. w., nad: 


weijen. 
8. 57. 


Richt minder find Nachweifungen darüber zu beihaffen, melde fünftig grundfteuer- 
freien Liegenihaften der unter Nr. 1 im $. 17 gedachten Kategorie in dem Gemeinde-, 
bezichungsmweife ſelbſtſtändigen Gutsdezirke zc. vorhanden find. 
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8. 58. 

Das Original der in den SS. 55 bis 57 bezeichneten Nachweifungen, erforderlichen: 
falls eine von denjelben zu fertigende Abſchrift ift dem mit der Stüdvermefjung ber Ge 
marfung oder eines Theils derfelben beauftragten Techniler zu übergeben, um diefelben 
bei Ermittelung der Eigenthümer ꝛc. der einzelnen Grundftüde zum Anhalt zu nehmen. 

Wo fi die Nachweiſungen bei den biesfälligen Ermittelungen als unvollſtändig ober 
unrichtig erweilen, find diejelben unter Beifügung einer Erläuterung des Sachverhältniſſes, 
und zwar mit rother Dinte zu berichtigen. 

8. 59. 

Die bei der Stüdvermefjung aufzunehmenden, in den Gemarkungstarten zu verzeich— 
nenden Grenzen find im $. 2 im Wejentlichen bezeichnet. 

Den diesfälligen Gegenftänden treten insbefondere noch hinzu: alle Gebäude, Mauern, 
Helden, Zäune, Geftelle (in Forften), die Gräben, fofern fie von erheblicherer Bedeutung 
find, die Grenzen der fogenannten Schläge, in melde auf größeren Gütern die Ader: 
ländereien behufs der Bewirthſchaftung getheilt find, alle Grenziteine, alle Meilen: und 
Nummerfteine an den Chauffeen 2c., andere große Steine, die Brüden, Schleufen, Fäh— 
ven, Wegweiſer, Warnungstafeln, Kreuze, ausgezeichnete Bäume und andere bejonders 
bemerkenswerthe Gegenftände. 

Bei Eifenbahnen ($. 20), Chauffeen und Teihen find außer den Grenzen gegen bie 
Nahbargrundftücde zugleich die beiden Seiten des eigentlichen Planums (der jogenannten 
Krone) aufzumefien. 

Die Eigentdumsgrenzen find, fofern die betheiligten Eigenthümer nicht ein Anderes 
ausdrüclich verlangen, jo aufzunehmen, wie fie fih zur Zeit der Vermefjung vorfinden. 
$. 60. 

Die Fläche, welche von den Einhegungen aller Art, wie Mauern, Heden, Wallheden, 
Zäunen .u. dgl. m. eingenommen wird, ift ala folde nicht befonders aufzumeljen, jondern 
den umſchloſſenen Grundftüden beizurechnen. 

Raine, aufgefammelte Steinhaufen u. dgl. m. find als folde nur dann bejonders 
aufzunehmen, wenn fie von erheblicher Bedeutung find. 

$. 61. 

Die befonderen Umrifje der Feftungen, Feldlager und anderer für militäriihe Zwecke 
unterbaltenen Verſchanzungen ($. 17 Nr. 2a zu ce) dürfen nicht vermefjen werden. Es 
find vielmehr Lediglich die Grenzen der an die zu Feftungsmwerken, Feldlagern und anderen 
Berihanzungen benugten Flähen anftoßenden Grundftüde aufzumeſſen, dergeftalt, daß der 
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von den gedachten militäriihen Werfen und deren unmittelbaren Zubehörigen, wie ben 
Glacis u. ſ. w., ſowie von allen hierin eingefchloffenen, dem Staate gehörigen Grund- 
ftüden eingenommene Raum fi in feiner Gefammtheit in der Regel als eine Parzelle 
($. 79) darftellt. 

$. 62. 

Die Gemarkungsgrenzen, fowie diejenigen Grenzen, welche die Grenzen von Blättern 
der Gemarfungsfarte ($. 83) im Innern der Gemarkung bilden, find in ıhren Details 
ftet3 nur einmal aufzumefjen und danad mit den Meflungselementen in die Stüdver- 
meffungshandrifje ($. 71) der angrenzenden Gemarkung, beziehungsweiſe des angrenzenden 
Blattes der Gemarkungskarte durch Kopirung zu übertragen. 

Bei den biesfälligen Mefjungen find aber die Meffungslinien dergeftalt zu wählen, 
daß danach die Kartirung auch bei der angrenzenden Gemarkung u. f. mw. ohne Anftand 
und jahgemäß bewirkt werden fann. 


$. 63. 

Es ift für die Sicherftellung der Vermeffungsergebnifie, namentlih aber im eigenen 
Intereſſe der Grundeigenthümer von großer Wichtigkeit, daß die Eigenthumsgrenzen im 
genauer Weife dauerhaft vermarft werden. Auf die gute und zwedmäßige Ausführung 
einer ſolchen Vermarkung ift daher in jeder thunlichen Weile binzumirken. 

Zu der Vermarkung find, wenn irgend thunlich, Grenzfteine von angemefjener Größe 
und Beichaffenheit zu verwenden. 

Bei regelmäßigen Feldlagen werden die Grenzfteine 2c. in geraden Linien, jogenann- 
ten Steinlinien ($. 67), geſetzt, melde von den Grenzen, auf welche Grundftüde mit 
ihren Breiten ftoßen, in angemefjener Entfernung angelegt werden müflen. 

Sind die Grenzfteine ohne unverhältnigmäßige Koften nicht zu befchaffen oder zur 
Begrenzung nicht geeignet, wie z. B. in fumpfigen Wieſen 2c., jo find, fomweit irgend 
thunlich, ftatt der Steine zugerihtete, ftarfe und an dem Fußende angebrannte Pfähle 
zu jeßen. 

Sind die Grundftüde mit Gräben, Heden oder Zäunen eingefchloffen, jo genügt es, 
nur die Hauptwinfelpunfte zu verjteinen, ſofern über die dazwiſchen liegenden Grenztreden 
ein Zweifel nicht obmwaltet. 

Die Beihaffung der Grenzzeihen und die Einſetzung derfelben liegt den betreffenden 
Örundeigenthümern ob. 

Der mit der Stüdvermeflung in der Gemarkung oder dem betreffenden Theile ber: 
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felben beauftragte Techniker Leitet die Ausfteinung ꝛc. der Grundftüde und bat hierbei 
den Grundeigenthümern jede thunliche Beihülfe bereitwilligft zu gewähren. 
8. 64 

Nah erfolgter Klarftellung, beziehungsweiſe Vermarkung der Eigenthumsgrenzen ift 
die Stüdvermeflung jelbft vorzunehmen. 

Die Grundeigentdümer find durch Bermittelung den Gemeindevorftandes, beziehungs- 
weile des Inhabers des jelbitftändigen Gutsbezirks, geeignetenfalls unter wiederholter, in 
ortsübliher Weife zu vollziehender öffentliher Belanntmahung, einzuladen, ihre Grenzen 
entweder jelbft oder durch geeignete Vertreter anzumweilen ($. 24). 

Zu diefem Behufe Hat der mit der Stüdvermeffung beauftragte Techniker dem Ge- 
meindevorftande 2c, die Zeit zu bezeichnen, während welcher er in der ebenfalls ſpeciell 
zu bezeichnenden Abtheilung der Gemarkung die örtliche Vermeſſung vorzunehmen. be 
abfichtige, 

Ueber die erfolgte Vorladung der Eigenthümer bat ber Gemeindevorftand ꝛc. eine 
Beiheinigung auszuftellen, welde den Gemarkungsakten ($. 139) beizufügen ift. 

$. 65. 

Bei der Stückvermeſſung find Namen, Stand und Wohnort der Eigenthümer der 
einzelnen Grundftüde, die Bezeichnung derfelben im Hypothefenbuche, falls diefe überhaupt 
in den Orundfteuerbüchern ꝛc. nachgewieſen werben ſoll (88. 12, 56), ſowie die nad 
$. 17 Nr. 1 künftig fteuerfreien Grundſtücke mit befonderer Sorgfalt zu ermitteln, und 
bieten bierzu die in dem 88. 55 bis 57 bezeichneten Nachweifungen den erforderlichen 
Anhalt, 

8. 66, 

Nicht minder forgfältig find die Benennungen der Diftrikte, Gewannen, Feldlagen 
u. ſ. w. zu ermitteln, 

In manchen Gegenden ift es feltener, daß ein Kompler von Grundftüden eine eigen: 
thümlihe Benennung führt, vielmehr hat jedes einzelne Grundſtück einen bejonderen 
Namen, welher den Gewannnamen vertritt und dann ftatt des Letzteren zu ermitteln ift. 


Der mit der Stüdvermeffung beauftragte Techniker hat fich zu bemühen, das, mas 
in biefer Beziehung ortsüblih ift, auf das Genauefte zu erfallen, und darauf zu achten, 
wie die Grundeigenthümer ihre Grundftäde nah deren Benennung unterfcheiden (5. 75 
Nr. 10, 8. 92 Nr. 13) «. 
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8. 80. 
In denjenigen Landestheilen, wo das beſtehende Grundſteuerkataſter dem Hypotheken⸗ 
weſen zum Grunde liegt, bleiben bisher für ſich beſtandene und verſchieden belaſtete Par— 
zellen auch dann als ſolche fortbeſtehen, wenn fie demſelben Eigenthümer gehören und von 


derfelben Kulturart find. 

Die Grundflächen der Gebäude mit den daran ftoßenden Hofpläten und in Städten 
aud die Hausgärten, wenn letztere nit ein Drittel preußifche Morgen überfteigen, bilden, 
obwohl die Gebäude, Hofpläge und Gärten bejonderd aufgenommen und gezeichnet wer: 
den ($$. 13, 59), nur eine Parzelle. 

Ueberhaupt ift es als allgemeine Regel anzufehen, daß die Anzahl der Parzellen, 
foweit irgend thunlich, beihränft wird. 

z. 81. 

Die Ergebniffe der Stüdvermeflung find ſofort, nachdem die Handriſſe für ein Blatt 
der Gemarfungsfarte, nach Umftänden für mehrere Blätter derfelben fertig geftellt wor: 
den ($$. 71—80), den Grundeigenthümern durch öffentliche Verleſung mitzutheilen. 

Zu diefem Zwede ift ein alphabetifches Namensverzeihniß aller Eigenthümer, melde 
in dem auf dem betreffenden Blatte ꝛc. der Gemarkungsfarte darzuftellenden Komplexe 
begütert find, anzufertigen, und find bei dem Namen eines jeden Eigenthümers die vor, 
läufigen Nummern ($. 76) der Parzellen, welche Letterer in diefem Somplere befigt 
(mit jchwarzer Dinte) einzutragen (vergl. SS. 91, 114). 

Darauf find die Grundeigenthümer durch Vermittelung des Gemeindevorftandes, be 
ziehungsmeife des Inhabers des felbftitändigen Gutsbezirf3 2c. einzuladen, von den Stüd: 

vermeflungshandriffen Einfiht zu nehmen, auch ihre Hypotheken und fonftigen Befig- 
dokumente mit zur Stelle zu bringen, 

Den Grumndeigenthümern find in Gegenwart des Gemeindevorftandes zc., ſowie ber 
ter No. 3 im $. 23 bezeichneten lokalkundigen Perfonen, die auf ihren Namen einge 
ıgenen Grundftüde im Stüdvermeffungshandrifje vorzuzeigen, und find diefelben hierbei 

auf die Lage jedes Grundftüds, deffen Begrenzung und Nachbarn, eventuell deffen Be- 
eihnung im Hypothefenbude (8$. 12, 56, 65), deſſen Kulturart 2c. eingehend auf: 
merfjam zu maden. 

Die Nichtigkeit des nachgewiefenen Befisftandes und der Begrenzung u. ſ. w. ift 

von ben einzelnen Eigenthümern in dem alphabetifchen Verzeichniß durch Namensgegen- 


ſchrift anzuerkennen. 
3 





M 


400 


Etwaige Beihwerden find in ein bejonderes Protokoll einzutragen und in Gegen- 
wart der betreffenden Eigenthümer, des Gemeindevorftandes 2c. und der etwa betheiligten 
Grenznahbarn zu unterfuhen und zu erledigen. 

Nah dem Ergebniffe der diesfälligen Erörterungen find das alphabetische Verzeichniß 
und die Stüdvermefiungshandriffe mit rother Dinte ($. 75 Nr. 14) zu berichtigen, be— 
ziehungsweiſe zu vervollftändigen. 


Berlin, den 7. Mai 1868. 
Der Finanz: Minifter. 
Freiherr von der Heydt. 
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Nr. 32. Wiesbaden, den 3. September 1868. 
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In Folge der Präſidial-Vorlage vom 13. Juni c., das bei der Aufnahme von An— 
gehörigen eines Bundesftaats in den Unterthanen-VBerband eines anderen Bunbesftaats 
einzufhlagende Verfahren betreffend (Nr. 68 der Druckſachen des Bundesratbs), hat der 
Bundesrath des Norddeutihen Bundes den Beihluß gefaßt, fich mit folgenden Grund: 
fägen einverftanden zu erklären: 

a. von Angehörigen eines Bundesſtaats, welche die Aufnahme in den Unterthanen: 
verband eines anderen Bundesſtaats nachſuchen, kann aud künftig der Nachweis 
der Entlaffjung aus ihrem bisherigen Unterthanen-Berhältniß verlangt werben; 

b. für Angehörige eines Bundesjtants, welche in einen anderen Bunbesftant auszu- 
wandern beabfihtigen, kann das Aufgeben des bisherigen Unterthanen-Berhält: 
niffes auch fernerhin an die Ertheilung einer fürmlihen Entlaſſungs-Urkunde ges 
fnüpft werben. 

Dem Königlihen Staats-Minifterium beehre ih mich unter Bezugnahme auf mein 

Schreiben vom 13. v. Mts. von diefem Beſchluſſe ganz ergebenft Kenntniß zu geben. 

Berlin, den 4. Juli 1868, 

Der Kanzler des Norddeutſchen Bundes. 
In Vertretung: 
Delbrüd. 


An das Königlihe Staats: Minifterium. 
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Vorftehender Erlaß des Herrn Bundes-Ranzlers wird zufolge Auftrags des Herrn 
Minifters des Innern hierdurch zur Kenntniß des betheiligten Publicums gebracht. 
Wiesbaden, den 19. Auguft 1868, 
Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meufel. 


(Wahl eines Erfagmannes zur Handelskammer in Wiesbaden betreffend.) 

Nah dem Ableben des Mitgliedes der Handelsfammer des Bezirks Wiesbaden, Herrn 
Louis Ebertz zu Idſtein, ift an deflen Stelle zufolge des $. 6 des Geſetzes vom 
3. September 1863 nad dem Ergebniffe der Wahlen Herr Chriftian Wilhelm Kreidel 
zu Wiesbaden zum Eintritt in die Handelsfammer berufen worden. 

Dies wird in Gemäßheit des $. 7 ber Verordnung vom 4. März 1864 mit dem 
Bemerken befannt gemacht, daB Reclamationen gegen die Gültigkeit diefer Wahl zum 
Handelslammermitglied innerhalb 14 Tagen, vom Tage des Erjdheinens diejes Publi- 
candums ab gerechnet, bei uns anzubringen find. 

Wiesbaden, den 22. Auguft 1868. 

Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meujel, 


Polizei:Berordpnung. 

Auf Grumd des $. 6, litt. h. und bes $. 11 der Allerhöchſten Verordnung vom 
20. September 1867, betreffend die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen Landes: 
theilen (Gef..Samml. pro 1867, Seite 1529 sequ.) wird zur Regelung des Trauben: 
ſchutzes in denjenigen Gemeinden unferes Bezirks, für welche die Führung einer Flinte 
Seitens der Traubenfhügen in den Jagdpachtverträgen vorgefehen oder nachträglich mit 
den Jagbpächtern vereinbart worden ift, Folgendes verorbnet: 

% 1, 

Zu Traubenihügen dürfen nur durchaus zuverläffige Perſonen beftellt werden. Die 
jelben find für das betreffende Jahr nach Anhörung des Feldgerichts vom Gemeindevor- 
ftande , dem Königlihen Amte in Vorſchlag zu bringen und von Ietterem zu beftätigen. 

Traubenihügen, welche wegen Zumiderhandlung gegen die Beftimmungen der gegen- 
wärtigen Verordnung ($. 5) in Strafe verfallen, treten als Traubenfhügen fofort außer 
Function und find als ſolche für die nächiten fünf Jahre nicht wieder zu beftätigen. 


8. 2. 

Die Traubenihügen haben mährend der Ausübung des Traubenichuges eine vom 
Gemeindevorftande ausgeftellte und vom Königlichen Amte vifirte, auf ihre Perſon lau- 
tende und den Gemeindebezirk, für welchen fie fungiren, angebende Legitimation ſtets bei 
fi zu führen und dieje Legitimation auf Erfordern der Polizeibehörden, der Feldhüter, 
der Königlihen Forjtbeamten und Gendarmen vorzuzeigen. 

8. 8. 

Die Traubenihügen dürfen ſich während der Ausübung des Traubenfhuges, fofern 
fie nicht die Jagd in der betreffenden Gemarkung gepachtet oder von dem Jagdpächter 
zur Ausübung der Jagd Erlaubnißfcheine erhalten haben und diefe Scheine bei fi führen, 
bei der Ladung ihrer Flinten nur des Bogeldunftes bedienen und außerhalb der Wein- 
berge mit Flinten nur auf Bicinal- und Berbindungswegen aufhalten. Sie find ver: 
pflichtet, auf Erfordern der im 8. 2 bezeichneten Behörden, resp. Beamten durch Aus- 
ziehen des Schuſſes nachzuweiſen, daß fie nur Vogeldunft geladen haben. 

8. 4. 

Die Flinte darf zum Traubenfhug nur nah Sonnenaufgang bis zum Sonnen- 
untergang geführt werden, dagegen ift während der Nachtzeit den Traubenſchützen bie 
Führung und der Gebrauh der Piftole geftattet. 

g. 5. 

Zumiderhandlungen der Traubenfhügen gegen die gegenwärtige Verordnung werden 
unbefchadet der gerichtlichen Verfolgung wegen etwaiger Verlegung anderweitiger traf: 
rechtlicher Beftimmungen mit Geldbuße bis zu 10 Thlr., eventuell mit verhältnißmäßiger 
Gefängnifftrafe beftraft. 

Wiesbaden, den 26. Auguft 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meuſel. 


Bekanntmachung. 
Nachdem mittelft Allerhöchſten Ordre vom 6. Auguft c. die Abtrennung der Ge— 


meinden Dber- und Nieder⸗Reifenberg von dem Amtsbezirke Ufingen und die Bereinigung 
derjelben mit dem Amisbezirke Königftein genehmigt worden ift, hat der Herr Juſtiz⸗ 
1* 
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Minifter die durh Verfügung vom 7. Auguft v. 38. (I. M. Bl. S. 218) erfolgte 
Feftftellung der Gerichtsbezirke dahin abgeändert, daß die bisher zum Bezirfe des Amts: 
gerichtes zu Ufingen und des Kreiögerichts zu Limburg gehörigen Gemeinden Ober: und 
Nieder-Reifenberg vom 1. Detober d. Is. ab, dem Königlichen Amtsgerichte zu Königftein 
und Königlichen Kreisgerihte zu Wiesbaden überwieſen werden. 

Es wird dies mit dem Bemerfen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß fämmtliche, 
die vorerwähnten Ortſchaften betreffenden gerichtlihen Geſchäfte vom 1. October c. ab 
bei dem Königliden Amtsgerichte in Königftein werden bearbeitet werben. 

Wiesbaden, den 27. Auguft 1868. 
! Königlihes Appellationsgericht. 


Bekanntmachung, 
betreffend den Verkehr mit Spielfarten. 


Im Auftrage des Herrn Finanz: Minifterd bringe ich hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß, daß nah einer Mittheilung des Königlid Bayerischen Staatöminifteriums des 
Handels und der öffentlihen Arbeiten, bezüglich des Verkehrs mit Spielfarten in Bayern 
dort folgende Beftimmungen erlaffen worden find: 

1) Die Einfuhr und Durchfuhr von Spielfarten aus anderen Bollvereinsftaaten 
nach oder durch das rechtsrheiniihe Bayern unterliegt der Uebergangsſchein-Controle. 

In der bayerıfchen Rheinpfalz wird eine Stempelgebühr von Spielkarten nicht 
erhoben und ift daher auch bei Sendungen von Spielfarten dahin die Ertrahirung von 
Uebergangsicheinen nicht erforderlich). 

Die zum Verbleiben in Bayern rechts des Rheins eingehenden Spielfarten-Sendungen 
find dem im Uebergangsſchein genannten Erledigungsamte vorzulegen, weldes die Sen: 
dung zu revibiren, den Berichluß abzunchmen und den Uebergangsichein zu erledigen hat. 

Die eingegangenen Spielkarten find hierauf von dem Uebergangsihein-Erledigungs: 
amte durch Bermittelung des betreffenden Hauptzollamtes behufs der Abſtempelung an 
die ald Kreisftempelämter fungivenden Königlichen Oberaufihlagämter, und zwar an das: 
jenige, in deffen Bezirk der Adreſſat ſich befindet, zu überfenden, von welchem diefelben 
fodann gegen Erhebung der Stempelgebübr — injofern die letztere nicht ſchon bei dem 
Zollamte erhoben und an das Kreiöftempelamt mitabgeliefert worden fein follte — 
direct dem Adrefiaten zugeftellt werden. 
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2) Der Betrag der Stempelabgabe ift von dem Uebergangsſchein-Extrahenten ficher 
zu ftellen. Derfelbe ift, wenn die Anzahl und Gattung der abzufertigenden Spielfarten 
durch Spezielle Revifion feftgeftellt ift, mach den nachftehend angegebenen Stempeljägen 
zu bemefjen, außerdem aber mit 1 fl. für jedes Zollpfund des ermittelten Bruttogersichts 
zu berechnen. 

3) Die in Bayern rechts des Rheins zur Anwendung gelangenden Stempelfäge für 
Spielfarten betragen: 

a) bei den groben Sorten für jedes Spiel 4 fr. und 
b) bei den feineren Sorten für jedes Spiel 8 Er. 

4) Competent zur Ausfertigung und Erledigung von Uebergangsfcheinen über Sen: 
dungen von Spielfarten find in Bayern die Hauptzollämter, dann die Nebenzollämter 
Iter Klaſſe an der Grenze und die Neben-Zollämter im Innern. 

Caſſel, den 20. Auguft 1868. 
Der Provinzial-SteuersDirector. 
In Bertretung: 
Schellenberg. 


Berjonal-Chronif. 


Seine Majeftät der König haben allergnädigft geruht: 
dem Kaufmann Friedrich Lommel zu Weilburg den Kronenorden dr Glaffe, und dem 
Schiffer Heinrih Kaifer zu Rüdesheim das Berdienftehrenzeihen für Rettung aus 
Lebensgefahr zu verleihen, 

dem practiichen Arzte Dr. Heinrih Köhler zu Soden den Character ald Sanitäts- 
rath zu ertheilen und 

den Pfarrer Lex in Caub zum Decan für den Bezirk St. Goardhaufen zu 
ernennen. 

Die bisherigen: Revifor Roth und Regiftrator Stahl find zu Regierungsfecretären 
ernannt worden. 

Der Bezirk3-Thierarzt Groll zu Wiesbaden ift von dem Herrn Minifter der geiftlichen, 
Unterrihtd- und Medicinal-Angelegenheiten zum Departements-Thierarzt für den Regie 
rungöbezirt Wiesbaden ernannt worden. 
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Der Herr Ober: Präfivent zu Caſſel Hat die Filial-Apotheken zu Hofheim und Soden 
zu felbitftändigen Apotheken erklärt und die perſönliche Conceſſion zum Betriebe der 
erfteren dem Apotheker Scherer und der legteren dem Apothefer Oppermann 
erteilt. * 

Lehrvicar Urban von Weltersburg iſt als Lehrer nach Haſſelbach, Lehrgehilfe En— 
dris von Hellenhahn als Lehrvicar nad Weltereburg verſetzt und der Schulcandidat 
Georg Reich wein von Dorndorf mit Verſehung der Lehrgehilfenſtelle zu Hellenhahn 
beauftragt worden. 

Der Lehrer Sauer in Bornig iſt quiescirt und der ſeither als Subſtitut in 
Haſſelbach verwendete Schuleandidat Joſehh Wollweber von Nentershauſen an die 
Lehrgehilfenſtelle in Kelkheim dirigirt worden. 

Lehrvicar Haas von Winnen iſt in gleicher Eigenſchaft nah Heiligenborn verſetzt 
und der Schulcandidat Robert Acker von Münſter, Amts Runkel, mit Verſehung der 
Lehrvicarſtelle in Winnen beauftragt worden. 

Der ſeither im Rettungshauſe bei Wiesbaden verwendete Schulcandidat Heymann 
ift mit Verſehung der Lehrgehilfenftele zu Anſpach beauftragt und der Schulcanbidat 
Friedrich Schild an das Rettungshaus dirigirt worden. 

Der Schulcandidat Heinrih Huth von Langenfheid ift mit Verſehung der Lehr: 
gehilfenftelle zu Falkenſtein beauftragt und der Schulcandidat Karl Kred von Oberroß- 
bach an die Nealfchule zu Erbach birigirt worden. 

Lehrer Wiegand von MWölferlingen ift nach Gatenelnbogen und Lehrer Müller 
von SteinNeufich nah Wölferlingen verjegt worden. 

Die Schulcandidaten Ehriftian Schüler von Weidenhahn und Wilhelm Kurz von 
Ufingen find, ber erftere mit Verfehung der Lehrgebilfenjtelle zu Höhn-Urdorf und der 
legtere mit Berjehung der Lehrerftele in Wilsbah im reife Biedenkopf beauftragt 
worden. 

Lehrer Trog in Odersberg ift auf Anfuchen entlafjen, Lehrer Wüft von Willingen 
nad) Odersberg verjeßt ; Lehrvicar Meurer in Zehnhauſen ift mit Verſehung der Lehrer: 
ftelle in Willingen und Schulcandidat Auguft Menges von Berzhahn mit Verſehung 
der Lehrvicarftelle .in. Zehnhauſen beauftragt worden. 

Lehrer Debus in Bergebersbach ift auf Anſuchen entlafien, Lehrvicar Thomas 
von Steinbrüden als Lehrer nah Bergebersbah, Lehrvicat Arhelger von Wallenfels 
in gleicher Eigenfhaft nah Steinbrüden verfegt und Schulcandidat Auguft Göbel von 
Wörsdorf an die Lehrvicarftelle zu Wallenfels dirigirt worden, 
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Lehrvicar Münzert zu-Bah und Pfuhl ift an die neu errichtete Lehrerſtelle in 
Horhauſen verfeßt und der Schulcandidat Wilhelm Wüft von Laufenjelden mit Ver: 
fehung der Lehrvicarftelle zu Bad und Pfuhl beauftragt worden. 

Die Schulcandidaten Hermann Lenz von Grävenef und Heinrich Müller von 
Schadeck find, der erftere mit Verfehung der Lehrgehilfenftelle zu Dfriftel, der letztere 
mit derjenigen zu Straßebersbach beauftragt worden. 

Der Schulcandivat Karl Gräb von Niederwalmenah ift mit Verſehung der Lehr: 
vicarftelle zu Audenfchmiede und die Schulcandidaten Hermann Schmidt von Gehlert 
und Karl Reis von Kirberg find mit der Verfehung von Lebrerftellen, der eritere zu 
Hasfeld und der legtere zu Walau, im Kreife Biedenkopf, beauftragt worden. 

Lehrer Rehm von Niederjosbah ift nah Sindlingen, Lehrvicar Steyer von 
Königshofen als Lehrer nad Niederjosbach verfegt und der Schulcandidat Heinrih Kilb 
von Vockenhauſen an die Lehrvicarftelle zu Königshofen dirigirt worden. 

Lehrgebilfe Fiſcher von Dogheim ift in gleicher Eigenihaft an die Mittelihule zu 
Wiesbaden verjegt und der Schulcandidat Erhard Schüler von Bretthaufen mit Ber: 
fehung der Lehrgehilfenftelle zu Dotzheim beauftragt worden. 

Lehrer Holz in Herſchbach ift in den Ruheſtand, Lehrer Monno zu Herſchbach 
von der ten an die 2te Stelle dafelbft, Lehrvicar Hahn von Grenzau als Lehrer nad 
Herſchbach, Lehrgehilfe Schenfelberg von Waldernbad als Lehrvicar nach Grenzau 
verjegt und der Schulcandidat Franz Joſehh Wilhelm von Niederzeuzbeim mit Ber: 
ſehung der LZehrgehilfenftelle in Waldernbach beauftragt worden. 

Lehrer Petri in Wallmerod ift auf Anſuchen entlafien, Lehrer Noll von Thal: 
heim nad Wallmerod verjett, Lehrgehülfe Loreth von Hundsangen mit Verjehung der 
2ten LZehrerftelle in Thalheim beauftragt und der bisher als Subftitut in Thalheim ver: 
wendete Schulcandidvat Jacob Reihmwein von da als Lehrgehilfe nah Hundsangen 
dirigirt worden, 

Lehrer Gaſſer von Eppftein iſt an die Ite Lehrerftelle nah Thalheim, Lehrer 
Bellinger von Gronberg nah Eppftein und der feither als Subftitut in Sindlingen 
verwendete Lehrgehilfe Kilb nad Eronberg verjegt worden. 

Lehrer Müller von Pottum ift nad Rothenbah, Lehrvicar Greßer von Ailert- 
hen als Lehrer nad Pottum, Lehrvicar Trum von Schönberg in gleicher Eigenſchaft 
nach Ailertchen verjegt und der als Subftitut in Rothenbach verwendete Schulcandidat 
Chriſtian Heun von Fuffingen mit Verſehung der Lehrvicarftelle in Schönberg beauf- 
tragt worden. 
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Die proviforifhen Lehrvicaren Stahl zu Haiern, Münzert zu Erbach, Kunz zu 
Dbernhain, Endris zu Weltersburg und Menges zu Stodhaufen-JUfurtd find an 
ihren feitherigen Stellen definitiv angeftellt worden. 

Der Recepturdiener Ludwig Bath von Runkel ift in den Ruheſtand verjekt 
worden. 
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zum 
AIntelligenzblatt für Naſſau. 
— Nr. 33. Dieebaden, den 4. September 1868. 








(Die Veranlagung der Klaſſenſteuer für 1869 betr.) 

Der Herr Finanz: Minifter dat beftimmt, daß für die bevorftehende Veranlagung 
der Klaffenfteuer im Regierungsbezirt Wiesbaben für das Jahr 1869 die Anmweifung 
vom 13. Mai v. 38. für das formelle Verfahren bei Veranlagung der Klafjenfteuer 
in diefem Regierungsbezirk im Allgemeinen in Kraft bleibt, jedoch mit folgenden, durch 
die veränderten Verhältniſſe bedingten Mobificationen: 

1. Die Veranlagung der Klafjenfteuer erfolgt innerhalb eines jeden Kreijes unter 
der Leitung des Landraths, welcher fich dabei innerhalb der einzelnen zu dem Sreife 
gehörigen Amtsbezirfe der Mitwirkung des betreffenden Amtmanns zu bedienen hat. 

2. Der Landratd und die Amtmänner find befugt, den Verhandlungen der Ein: 
ihägungs-Kommiffionen perfönlih beizumohnen. 

3. Die Veranlagung beginnt mit dem Anfange des Monat3 September d. Ss. 
Der Aufnahme des Perfonenftandes ift die Volkszählung vom Dezember 1867 zu Grunde 
zu legen. 

4. Die abgejchloffenen Rollen find durch den Landrath bis fpäteftens zum 1, November 
d. Is. der Regierung einzureichen. 

Mit der legten Rolle ift eine nah den Steuerfaffenbezirken getrennt aufgeftellte 
Kreisnachweiſung in zweifaher Ausfertigung der Regierung vorzulegen. 

Vorftehendes wird im Auftrage des Herrn Miniſters hierdurch von uns bekannt 
gemadjt. 

Wiesbaden, den 2. September 1868. 
Königlihe Regierung. 
von Dresler. 
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zum 


Intelligenzblatt für Naffau. 


— — — —— —————— ——— —— — —— — 


Nr. 34. Wiesbaden, den 8. September 1868. 


— — — — —— ö——— ————————— ——— — 





Bekanntmachung. 


Hs Folge der höheren Orts angeordneten und genehmigten anderweiten Organiſa— 
tion des Steuererhebungs- und Caſſenweſens in unſerem Verwaltungsbezirke find die in 
den verjchiedenen bisherigen Landestheilen defjelben für das Gaflenweien beftandenen Re- 
cepturen, Diftrietseinnehmereien und Renteicafjen aufgelöft worden, und find die von 
diefen Gafjenftellen wahrgenommenen Dienftobliegenheiten auf die neu gebildeten Domä- 
nen-Rentämter, beziehungsweife Steuercaffen übergegangen. 

Die von den Domänen-Rentämtern nunmehr auszuführenden Dienftgefchäfte beftehen 
in der Bermaltung: 

. ber fiscaliihen Domänen, 

. des Ventralftudienfonds, 

. des evangelifchen Centralkirchenfonds, 

. des fatholifhen Gentralfirhenfonds, 

. des Real- und Elementarlehrer-Penfionsfonds. 

übrigen von den bisherigen Recepturen ıc. ausgeführten Dienftobliegenheiten 
werden von jeht ab von den Rendanten ter Königlihen Steuercaffen verwaltet. 

Der geographiihe Gejhäftsbezirt der neugebildeten Domänen-Rentämter mit Be: 
nennung der Rendanten und deren Wohnfige ift in der nachfolgend abgedrudten Nach— 
weifung erfihtlih gemaht. Dem Publitum wird hiervon mit dem Bemerken Kenntniß 
gegeben, in Angelegenheiten der vorgenannten Verwaltungen fih nunmehr an bie bezeich- 
neten betreffenden Domänen:Rentämter zu wenden. Wegen ber in’ Xeben tretenden 
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= 
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Steuercaffen wird auf die bejondere Belanntmahung vom heutigen Tage Bezug ge 
nommen. 
Wiesbaden, den 3. September 1868. 


Königlihe Regierung, Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forjten. 
von Dresler. 


Nachweiſung 
der vorhandenen Domänen-Rentämter im — ——————— Wiesbaden. 























* — Der Geſchäftskreis der — Namen der Wohnſitz 
2 D — na Rentämter umfaßt die Gemeinden‘ Domänen- der 
8 Kentämter. des Rentmeiſter. Rentmeiſter. 
1 | Dillenburg. Amtes Dillenburg, Herborn. Hehner. Dillenburg. 
2 | Montabaur. „  Selters, Montabaur. Klos. Montabaur. 
3 | Hadamar. „ Hadamar, Wallmerod. ‚Müller. ' Hadamar. 
4 | Weilburg. „ Weilburg, Runfel. ‚Köhler. ' Beilburg. 
5 | Diez. „ Limburg, Die. ‚Magdeburg sen.., 
| | Hoffammerath.| Diez. 
6 | Naflan. „ Nafjau, Naftätten. Oswald. Naſſau. 
7 | 2.-Schwalbah. „ L-Schwalbah, Wehen. Thaler. L.Schwalbach. 
8 Caub. Braubach, St. Goarshauſen, 
| Rüdesheim. Bette. Caub. 
9 | Wiesbaden. | „ Wiesbaden und Stadt Wies | 
| baden. ‚NReihmann. | Wiesbaden. 
10 | Hödft. Hochheim, Höchſt. Heye, Hofkam⸗ 
| | merrath. Söchſt. 
11 Cronberg. „Köonigſtein, Homburg. Bode. Cronberg. 
12 | Ufingen. ! Ufingen, Idſtein. Thomä. ' Ufingen. 
18 Gladenbad. areiſes Biedenkopf. Walther. Gladenbach. 
Eltpville. Amtes Eltville. — Wagner. Eltville. 
Rennerod. „Rennerod. Bauſch Rennerod. 
Marienberg. » Marienberg. | „aeremien Fauſt. Marienberg- 


Hachenburg. „Hachenburg. bi, ‚Körppen. Hachenburg. 
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Bekanntmachung. 


Unter Bezugnahme auf unfere Befanntmahung vom heutigen Tage, betreffend die 
Auflöfung der bisher beftandenen Recepturen, Diftrietseinnehmereien und Renteicafjen 
und Bildung befonderer Domänen: Rentänter in unſerem Vermwaltungsbezirfe, bringen 
wir ferner durch die nachfolgeny abgedrudte Nahmweilung die nunmehr für die Erhebung 
der directen Steuern und Gefälle im dieffeitigen Regierungsbezirke errichteten Steuer: 
caſſen mit Angabe der zu denfelben gehörenden Gemeinden ſowie der für diefelben be: 
ftellten Rendanten und deren Wohnfige zur allgemeinen Kenntniß des Publicums 

Die Dienftobliegenheiten diefer Steuercaffen bejtehen, mie vorbemerft, in der Er— 
hebung der directen Steuern und der damit verbundenen Nebenerhebungen und allen 
übrigen von den bisherigen Necepturen ꝛc. mitverwalteten Geſchäfte, ſoweit ſolche nicht 
auf die Domänen-Rentämter übergegangen und in der vorermähnten Bekanntmachung 
ſpeciell bezeichnet find. 

Die Einziehung der directen Steuern durd die Steuercaſſen-Rendanten erfolgt an 
bejonderen Erhebungstagen in den betreffenden Gemeinden, resp. an den Hebeorten der 
für mehrere nachbarlichen Gemeinden gebildeten Erhebungsbezirfe, worüber der Plan in 
allen Gemeinden öffentlich befannt gemacht werden wird. Als Geſchäftslocal für Die 
Steuererhebung in den Gemeinden resp. Hebeorten find bis auf Weiteres die vorhandenen 
Gemeindehäufer oder die für die Gemeindegefhäfte beftimmten LZocalitäten zu benugen 
und folhe zu dem beregten Zwecke für die betreffenden Tage disponibel zu jtellen. 

Wiesbaden, den 3. September 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung für directe Steuern, Domänen und ;yorjten. 
von Dresler. 
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der neu Beet eten 






Laufende M⸗ 


RRahmweifung 
Steuer: — im ch Bee Miesbaden. 





der 


Dil, 


. fObermwefter: 
wald. 


Namen | 


Kreiſe. | 


| 


Bereihmung Anga 5 e 
ber | ber 
' zu ben Steuer:Eafjen-Bezirken 
Steuer gehörenden 
| Caſſen. Gemeinden. 


1. Dillenburg. Sämmtliche Orte des Amtes Dillen- 
ı (Hierzu die Forſt⸗ burg, zufammen 31 Drte. 











cafjen des Bezirks, | 
‚Ebersbach u. Ober⸗ | 











Namen | Wehnſit 


des | 
des⸗ 
Steuer⸗ | (6 
Enmpfangers. elben. 





Scheid. Dillenburg. 


(et). | | 
2. Herborn. ' Sämmtlide Orte bes Amtes Her— Sieh, Herkorn. 
(Hierzu die Forft-, born, zufammen 41 Orte. 


‚caffe des Bezirks 





| 


Herborn). | | 


1, Hadenburg. ı Hachenburg, Alpenrod mit Hirticheid 
| (Hierzu die Forſt⸗ und Deblingen, Altſtadt, Aſtert, 
caſſe ber Bezirke) Atzelgift, Geblert, Giefenhaufen, 
Kroppachu. Hachen⸗ —— mit Ehrlich, Heuzert, 
burg). irburg, Korb, Kroppach, Kundert, 

Langenbach, Limbach, Lochum, 

Luckenbach, Marzhauſen, Mörlen, 


Burbach, Niſter, Norken mit Brett: 


I 

| Müfchenbah, Neunkhaufen, Nie | 
| | bermörsbah mit Winterhof und 
| 


haufen, Obermörsbach, Stein mit | 
Wingert, Altburg und Ahlhauſen, 


Streithaufen, zufammen 27 Ge- 
| meinden. 
pr Hachenburg. Berod, Borod, Höchſtenbach, Mertel- 
bach, Mittelhattert mit Hütte, 
| Mudenbach mit Hanwerth, Mün— 
| dersbach, Niederhattert mit Laad, 
| Oberhattert, Roßdach, Wahlrod, 
Wellkenbach, Wied, Winkelbach, zu: 
| fammen 14 Gemeinden, 
‚3. Marienberg. ‚ Sämmtliche Orte des Amtes Ma- 
rienberg, vom Amte Nennerod, 
Gershafen, Halbe, Hergenroth, 
Pottum, Stahlhofen, Wefterburg, 
Winnen und von dem Amte Kachen- 
burg Yaugenbrüden, aufammen 47 
' Gemeinden. 
4. Rennerod. Rennerod, Berzbahn, Eljoff, Emme- 
richenhain, Gemünden, Hellenhahn 


Belte. Hachenburg. 


Korppen. Hachenburg. 


und Schellenberg, Homberg, Hül⸗ 


Marienberg. 


daufi. 





| 
| 

Bauſch genmerod. 
| 
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Bezeichnung 
ber 
Steuer: 

| Caſſen. 


Namen 
der 
Kreiſe. | 


Laufende A8 


Ungabe 
ber 
zu den Steuer-Eafjen-Bezirken 
gehörenden 
Gemeinden. 


|Empfängers. 


| Namen Wohnfig 


bed 


Steuer- * 
ſelben. 





II. [Unterwefter- 1. Herſchbach. 
wald, 


2 Ransbach. 

(Hierzu bie Forft- 
cafje der Bezirke 
Selters und Hill- 
ſcheid). 


8. Montabaur. 


lingen, Irmtraut, Mittelhofen, 
Neunkirchen, Neuſtadt, Niederroß⸗ 
bach, Niſter und Möhrendorf, 
Oberreßbach, Oberroth, Rehe, 
Rückershauſen, Salzburg, Seck, 
Waigandshain, Waldmühlen, Wen: 
genrod, Weſternohe, Wilmenroth, 
« Zehnbaufen, zufammen 26 Ge— 
meinden. 

Selters, Breitenau mit Hirzen, 

| Deefen, Dreifelvden, Ellenhaufen, 

| Freilingen, Freirachborf, Gobbert, 

— Herſchbach, Krümmel, 
| Linden, Marienhauſen, Marienrach— 
dorf, Maroth und Trieriſchhauſen, 
| Marjain, Norvhofen, Oberhaid, 
| Quirnbach, Rückeroth, Schenkel: 

berg, Schmidthahn mit Langenbaum 
| und Szeburg, Sefjenhaujen, Steines 

bab, Steinen mit Stahlbofen und 
| Straße, Vielbach, Wittgert, Wöl- 

|  ferlingen, Zürbad, zufammen 29 
Gemeinden. 

Dom Amte Selter® die Orte: Als— 
bad, Baumbach, aan, Grenzau, 
Grenzhauſen, Helfersfirchen und 
Niederdorf, Hilgert und Faulbach, 
Hundsporf, Kammerforft, Mogen⸗ 
dorf, Naurot, Ransbach, Sefjen- 
bad, Stromberg, Wirfceid. 

Bom Amte Montabaur die Orte: 
Arzbach, Cadenbach, Ebernhahn, 
Eitelborn, Hillſcheid, Höhr, Neu— 
häuſel, 
Gemeinden. 

| Montabaur, Banuberfcheiv, Blabern- 

heim, Boben, Daubach, Dernbach, 

| Elgendorf, Eichelbach, Ettersborf, 

Geackenbach wit Dies und Kirchähr, 

Heiligenroth, Holer, Horbach, 

Herzejjen, Hübingen, Leuterod und 

Sorten Moſchheim, Nieberelbert, 

Oberelbert, Detingen, Re 

Siershahn, Stahlhofen, Staubt, 











Derſchbach. 





Maßfeller. Ransbach. 


Simmern, zuſammen 23 | 


Montabaur. 
| 
l 


Braun. 
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Bezeichnung | Ungabe 


. | | 

% | Namen | der | J Wohnſitz 
a zu den Steuer-Caffen-Bezirken | be 
5 — Steuer⸗ 
lasst. 0 gehörenten | felben. 
& ’ Caſſen. | Gemeinden. Empfängers. 





Unterebaufen, Weljchneuborf, Wir: 
ges, Würzenborn , zufammen 28 
Gemeinden. \ 
4. Wallmerod. Sämmtliche Orte des Amtes Wall- ‚Schmidt. Wallmerod. 
merod, zufammen 50 Gemeinden. 
IV. Pberlahn. 1. Weilburg. Vom Amte Weilburg die Orte: Wad. Weilburg. 
| (Hierzu die Forft- Weilburg, Allendorf, Barig und | 
caſſe tes Bezirls Selbenhanfen, Dillbaufen, Haffel: | 
Weilburg und Me: bad, Löhnberg, Mengerslirchen, 
renberg). | Merenbera, Nieverahaufen, Obere 





1 
* Haufen, Oversbach, Brobbach, Rei- | 
henborn, Waldhauſen, Winkels, 
vom Amte Hadamar die Orte: | 
| Fuffingen, Lahr, Waldernbach, zu- 
ſammen 18 Gemeinden. 
2. Weilmünſter. Vom Amte Weilburg: Ahauſen, Al Lemp. 
| (Hierzu bie Forft-| tenkirchen, Audenſchmiede, Aulen- 
calfe des Bezirks! Haufen, Bermbach, Cubach, Dieven- | | 
|Beilmünfter). baujen, Drommershaufen, Evele- 
berg, Elkerhauſen, Ernjthaufen, 
Efjershaufen, Freienfels, Gräven- 
ed, Hirſchhauſen, Kirihhofen, | 
daimbach, Langenbach, Lützendorf, 
Möttau, Philippſtein, Rohnſtadt, 
Selters, Weilmünſter, Weinbach, | 


zufammen 25 Gemeinden. | 

3. Hadamar. — Ahlbach, Dorchheim, Dorn- Braubach. Hadamar. 

dorf, Ellar, Elz, Faulbach, Frick- | 

| |  bofen, Hangenmeilingen, Haufen, | 
Heuchelheim, Hintermeilingen, Yans 
gendernbach, Malıneneih, Mühl 
ba, Niederhadamar, Niebertiefen- | 
bach, Niederweher, Niederzeuzheim, | 

| Dberweher, Oberzeuzbeim, Off- | 

| beim, Steinbach, Waldmanns⸗ 
haufen, Wilſenroth, zuſammen 26 | 


| | Gemeinden, 
4. Runtel. ' Eämmtlihe Orte des Amtes Runfel: Groß. Runlel. 
| zufammen 22 Gemeinten. 

V. [Unterlahn. 1. Limburg. Sämmtlihe Orte bes Amtes Lim- —* Limburg. 
G(Gierzu die Forſt⸗ burg, zuſammen 18 Gemeinden. 
caſſe des Bezirks 
) 








— — —— G— — — — — 


Laufende M 


Bezeichnung 


2. Diez. 

' (Hierzu die Fort: 
caffe des Bezirks 
Die). 


3. Naſſau. 
(Hierzu bie Forft: 
caſſe des Bezirks 
Naſſau). 


| 
| 
| 
N 


Ungabe 
ber 
zu den Steuer-Cafjen-Bezirken 
gehörenden 
Gemeinden. 


| Diez , Altendiez, Aufl, Balouinftein 


B 


| 
| 


| 


mit Haufen, Birlenbach mit Fachin⸗ 


gen, Cramberg, Eppenrod, Flacht, 
Freiendiez, Geilnau, Giershaufen, | 
Güdingen, Hambach, Heiftenbad, | 
Hirſchberg, Holzbeim, Iſſelbach, 


Langenſcheid, Lorheim, Nieder— 
neiſen, Oberneiſen, Ruppenrode, 
Schaumburg, Steinsberg, zufam- 
men 24 Gemeinden. 

om Amte Najjau die Orte: Naffau, 
Attenhauſen, Becheln, Bergnaffau 
und Scheuern, Bremberg, Deifig- 
bofen, Dienethal, Dornholzhaufen, 


Namen 


Eteuer: 


Empfängers. 
Martin. 





Geifig, Gutenader, Körborf, Loll- 


ſchied, Miffelberg, Niedertiefenbach, 
Obernhof, Oberwies, Pohl, Roth, 
Schweighauſen, Seelbach und Kall⸗ 
ofen, Singhofen, Sulzbach, Wein- 


ähr, Winden, vom Amte Diez bie | 


Drte: Charlottenserg, Dörnberg, 
Holzappel, Horhaufen, Kaltofen, 
Yaurenburg, Scheid, zufammen 31 
Gemeinden. 


n Capenelnbogen. | Bom Amte Noftätten die Orte: 


' (Hierzu bie Forft- 
caffe des Bezirks 
Cagenelnbogen). 


5. Naftätten. 


| 


| 


Gatenelnbogen, Allendorf, Berg: | 
haufen, Berndroth, Dörsborf, | 
Ebertshauſen, Eifighofen, Erges- 


hauſen, Herold, Klingelbach, Mit- 


telfiſchdach, Mudershauſen, Ober- 


fiſchbach, Nedenrotb, Rettert, vom 
Amte Diez die Orte, Biebrich, 
Burgſchwalbach, Hahnſtätten, Kal— 





tenholzhauſen, Netzbach, Schieß⸗ 


beim, Schönborn, Waſenbach, zu: 
fanımen 23 Gemeinven. 


| 
 Naftätten, Berg, Bettendorf, Bogel, 
Buch, Casdorf, Dietharbt, Chr, ı 


) 


Enplihhofen, Himmighefen, Holz 
haufen a. d. Haie, Hunzel, Ma— 
rienfel®, Miehlen, Miünchenrotb, 
Obertiefenbach, Delsberg, Pillig- 
hofen, Ruppertshofen, Weidenbach, 
zuſammen 20 Gemeinden. 


Stemmler. 
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Wohnſitz 
des⸗ 
ſelben. 


Diez. 


| 
Naſſau. 


Catzenelnbo⸗ 
‚gen. 


Naftätten. 
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SNamen Bezeichnung q n 8 — e | Namen | Wohnfig 
En der | des 
4 ⸗ ⸗ ⸗ 
* der | — zu den Steuer Gaffen Bezirken | PER bes 
5 | Rreife. er. Iempfängere, felten. 
8 | Caſſen. Gemeinden. Empfangers. 
VI Rheingau. 1. Oberlahnſtein Sämmtliche Orte des Amtes Braus Achenbach, | Oberlahn- 
(Hierzu die Forſt⸗ bach, und won dem Amte Naffau |Revifions- ftein. 
cafe des Bezirks! die Orte: Daufenau, Ems, Höm- | rath. 
Braubad). berg, Kemmenau, Zimmerjchieb, | 
zufammen 23 Gemeinden. | 
2.St. Goarshauſen Die ſämmtlichen Orte des Amtes Deubel II. St. Goart- 
St. Goarshaufen, zujammen 26 haufen. 
| Gemeinden. 
3. Rüpesheim. | Die fänmtlihen Orte des Amtes Schwab Rüdesheim. 
(Hierzu die Forft: Rüdesheim, zufammen 14 Ge- | 
cafje des Bezirks] meinben. | | 
Lord). 
4, Eltville. ' Die ſämmtlichen Drte de Amtes Wagner. Eltville. 
| Eltville, zufammen 11 Gemeinben, | 
VII. Wiesbaden. 1. Wiesbaden. Stadtbezirk Wiesbaden. Finller ‚Wiesbaden. 
VII. |Main. 1. Wiesbaden. Die 14 Orte des Amtes Wiesbaden aaa ‚Wiesbaden. 
‚ (Hierzu die Forſt⸗ mit Ausfchluß der Stabt. 
caſſe bes Bezirks | 
‚Naurotb). | 
2. Wallan. Sämmtlihe Orte des Amtes Hoch- Schildknecht. Wallau 
(Hierzu die Forft:| Heim, zufammen 17 Gemeinben. | 
caffe des Bezirks 
Langenhain). 
3. Höchſt. Sämmtliche Orte des Amtes Höchſt Ehyring. Höchſt. 
und ber vormals Großherzoglich 
|  Heffiiche Ort Rödelheim, zufammen | 
' 21 Gemeinden. 
IX. jUntertaunus |1. Langenſchwal | Sämmtliche Orte des Amtes Langen- Leiz. ‚Langen: 
bad. ſchwalbach und vom Amte Wehen ſchwalbach. 
die Orte: Bleidenſtadt, Born, Breit⸗ 
hardt, Daisbach, Hahn, Hauſen, 
Holzhauſen über Aar, Kettenbach, 
Michelbach, Rückershauſen, Seitzen⸗ 
hahn, Steckenroth, Watzhahn, zu- 
ſammen 46 Gemeinden. | 
2. Ioftein. Bon dem Amte Idſtein: Idſtein, Krah. Idſtein. 
gie bie Forft- Bermbach, Bremthal, Gröftel, Das- | | 
cafle bes Bejirts bad, Engenhahn, Heftrich, Könige: 
Yoftein). hofen, Lenzhahn, Nieverems mit | 


Neinborn, Niedernhaufen, Nieder: | 


josbah , Nieder- und Oberroth, 


Niederfeelbah, Oberems, Oberjos- | 


bach, Oberſeelbach, Vockenhauſen, 


Worsdorf, Wüſtems und von dem | 


| Namen 


* Namen 
Brenn 
[7 





L 


| 
X. [Obertaunus. 


| 


j 


| 


| 





— 


3. Camberg. 


1. Homburg. 


J 
! 
N! 
| 


'® 


} 


Angabe 


ber zu den Steuer-Caſſen-Bezirken 


gehörenden 
Gemeinden 


Amie Wehen: Wehen, Ehrmbadh, 
Eſchenhahn, Sörsroth, Hambach, 
Hennethal, Keſſelbach, Neuhof, 
Nieverauroff, Nieverlibbach, Ober: 
aureff, Oberlibbach, Orien, Strinz- 
Margarethä, Strinz- Trinitatis, 
Wingebad , zuſammen 36 Ge: 
meinden. 

on dem Amte Yoftein: Camberg, 
Dombach, Eiſenbach, Erbach, Eich, 
Niederſelters, Oberſelters, Reichen— 
bach, Schwicershaufen, Steinfifig- 





bach, Wallrabenftein , Walsrorf, Ä 


Würget, umd aus dem \imte 
Wehen: Bechtbeim , Beuerbadh, 
Ketternſchwalbach, timbac, Panrod, 


—— zuſammen 19 Gemein» 


— Dillingen, Dornholzhauſen 


(Hierzu bie Forſt⸗ 
caſſe bes — 


Homburg). 


2. Uſingen J. 
(Hierzu die Forſt⸗ 


| 
| 
| 


V 


coſſen ter Bezirke 
Brandoberndorf u. 


| 


|Ufingen). 


3. Ufingen Il. 
(Hierzu bie Forſt⸗ 


8 


caffen ter Veirke, 
Eichelbach u. Neu⸗ 


weilnau). 


| 
| 


| 


mit Tannenwald, Friedrichsdorf, 
Gonzenheim, Kirdorf, Köppern, 
Oberſtedten, Seulberg, und von 
dem Amte Königftein: Bommers— 
beim, Kahlbach, Niederhöchſtadt, 
Sberhochladi Oberurſel, Schwal- 
bad, Stierſtadt, Weißkirchen, zu— 
ſammen 17 Gemeinden. 

on dem Amte Uſingen: Uſingen, 


berg, Eſchbach, Espa, Graävenwies⸗ 
bad, Haſſelborn, Haufen und Arns— 
bad, Hunpftall, Laubach, Merz- 
haufen, Michelbach, Mönſtadt, 
Pfaffenwiesbach, Weiperfelden, 
Wernborn, Weſterfeld, Wilhelms» 
dorf, zuſammen 19 Gemeinden. 

on dem Amte Uſingen: Altweilnau, 
Ansbach, Brombach, ckrabenbach 
Dorfweil, Emmershaufen, Finftern- 


v. Favrat. 


thal, Gemünden, Haintchen, Haf- 


ſelbach, Heinzenberg, Hundſtadt, 
Mauloff, Naunſtadt, Neuweiinau, 
Niederlauken, Oberlaulen, Obern: 
hain, Riedelbach, Rod am Berg, 


des 


Steuer⸗ | 
Empfängers. 
ee — — — 


‚Schleivt. 


Winter. 


‚Adermann. 
Brantobernderf, Cleeberg, Eranss | 


Wohnfig 
des ⸗ 
ſelben. 


Camberg. 
| 





Bezeichnung | 


Namen | 








i 


Namen 
des 


Steuer⸗ 
Empfängers. 


vacat, 


| 
| 
(Müller. 


* Angabe 
» ver ber | ber zu ben Steuer-Caſſen-Bezirken 
5 Steuer: | gehörenden 
3 Kreise. Caſſen. | Gemeinden. 
Rod an der Weil, Treisberg, 
Wehrheim, Winden, zufammen 24 
Gemeinden. 
4. Königſtein. Von dem Amte Königſtein die Orte: 
(Hierzu die Forft:| Könizftein, Altenhain, Cronberg, 
caffe der Bezirke Ehlhalten, Eppenhain, Eppitein, 
Königftein u. Ober-| Fallenſtein, Fiſchbach, Glashütten, 
Eins). Hornau, Kellheim, Mammolshain, 
Neuenhain, Ruppertshain, Schloß- 
born, Schneidhain, Schönbera, und 
' von dem Almte Ujingen vie Orte: 
|  Arnolshain, Nieverreifenberg, Ober: 
| reifenberg, Schmitten, Seelenberg, 
jufammen 22 Gemeinden. 
xl. (frankfurt. 1. Frankfurt. Franffurt am Main, Donames, Born: 
(Kreisceffe). heim, Haufen, Niederrad, Nieder: 
urſel, Oberrad, zufammen 7 Ge: 
meinden. 
XII. PBiedenkopf. |1. Battenberg. Allendorf, Battenfeld, Battenberg, 
(Hierzu die Forft-, Berghofen, Biebiahaujen, Dodenau, 
eafjen der Bezirke Bromskirchen, Holzhauſen b. Btbg. 
Battenberg, Elbrig⸗ Laiſa, Rettighauſen, Rennertehau— 


hauſen u. Hatzfeld). 


2. Biedenkopf. 
| (Hierzu die Forſt⸗ 
caſſe der Bezirke 
Biedenlopf u. 


Pr | 

| | 

3. Gladenbach 1. 
(Hierzu die Ger 


cafjen der Bezirke) 
Gladenbach I. u. II. 





fen, Haßfelo, zufammen 12 Ge 
meinden. 


Biedenlopf, Dexbach, Engelbad, Eija, 


Frohnhaufen b. Bibg. Ober⸗-Aſpha, 
Wallau, Weiſenbach, Breivenitein, 
Wieſenbach, Breidenbach, Klein— 
Gladenbach, Ober⸗Dieten, Nieder— 
Dieten, Achenbach, Roth, Buchenau, 
Elmshauſen, Eckelshauſen, Wolt- 
gruben, Kombach, Katzenbach, zu— 
ſammen 22 Gemeinden. 
J— Simmersbach, Ober⸗Hör⸗ 
len, Nieder-Hörlen, Wolzhauſen, 
Quotshauſen, Friedensdorf, Allen— 
borf, Dautphe, Gladenbach, Am—⸗ 
menharſen, Kehlnbach, Bottenhorn, 
Dernbach, Hülshof, Römershauſen, 
Rachelshauſen, Runzhauſen, Beln- 
hauſen, Sinkershauſen, Frohnhau—⸗ 
fen b. Gl. Friebertshauſen, Rü— 
chenbach, N bei Globd. 
Mornsbaufen a. D., Herzhaufen, 


Engelbach. 


Walther. 














Wohnſitz 
des⸗ 
ſelben. 


Konigſtein. 





Frankfint. 


Battenberg. 


Biedenlopf. 


Gladenbach. 














Bezeichnung 





2 der 
= d 

8 ” | Steuer- 
& Kreiſe. Caſſen. 





4. Gladenbach IT. 


| 

‘5. Robheim, 

' (Hierzu die Forft- 
caſſe des Bezirks 
Königsberg). 





Angabe 
ber zu ben Steuer Caſſen-Bezirken 
gehörenven 
Gemeinden, 


Damehaufen, Diedenshaufen, Hom- 
mertshauſen, Silberg, Ober-Eifen- 


haufen, Gönnern, Lirfeld, Frechen: 


ſen a. d. ©, zufammen 38 Ge 
meinen. 

Wilsbach, Roßbach, Niederweidbach, 
Biſchoffen, Oberweidbach, Günte— 


\ bad, Hommelshauſen, zuſammen 
10 Gemeinden. 

Fellin gshauſen, Frankenbach, Königs: 
berg, Krumbach, Naunheim, Rod— 
beim, Hermanneſtein, Waldgirmes, 
zuſammen 8 Gemeinden. 








haufen, Steinperf, Niever-Eifen- | 


baufen, Weidenhauſen, Mernshau- | 
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\ Namen 


| 
ar Wohnſitz 
es 
Steuer- | ai 
Empfängers. ſelben. 
l 


| 
| 
| 


Rauienbuſch. | Gladenbach. 


rod, Endbach, Hartenrod, Schlier⸗ 


Klöppen. Rodheim. 


| 
! 
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Vorſchriften 
für die 
Ausbildung und Prüfung derjenigen, welche ſich dem Baufache im 
Staatsdienſt widmen. 


8. 1. | 

Diejenigen, welche fih dem Baufahe im Staatsdienft widmen, haben zwei Prü— 
fungen zu beſtehen: 

A. die Bauführer- Prüfung 
und 
B. die Baumetfter-Prüfung. 
$. 2. 

Die Königliche techniſche Bau-Deputation bildet die oberfte Prüfungsbehörde. Die 
Prüfung sub. A. fann aud vor der Königlihen Prüfungs:Commiffion zu Hannover ab: 
gelegt werden. 

Dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten bleibt vorbehalten, den 
Prüfungsbehörden zu den Prüfungen no andere Sachverſtändige beizugeben. 

Sede diefer Behörden ordnet auf die bei ihnen eingehenden Geſuche der Kandidaten 
die betreffenden Prüfungen an, hält ſolche ab und ſpricht fi über deren Refultate guts 
adhtlih aus. Die darüber enticheidenden Zeugnifle werden jedoch ausſchließlich von der 
Königlichen tehnifhen Bau-Deputation ausgefertigt, welcher auch die Berechtigung zufteht, 
ein Zeugniß zu verfagen. 

1 


k 
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8. 3. 
Die Ausbildung zu den Prüfungen erfolgt durch praftiiche Beihäftigung in der 
Bauverwaltung und dur vorbereitende Studien. 
$. 4. 
A. Fa Um zur Bauführer-Prüfung zugelaffen zu werden, find folgende Nachweiſe erfor: 
derlid: 
a. über die Abiturienten: Prüfung auf einem Gymnafium oder einer Realichule 
erfter Ordnung; 


b. über eine einjährige praftifche Lehrzeit bei einem oder mehreren Baumeiftern, 
welde Königlihe Baubeamte find, oder die für die preußiihen Baubeamten 
vorgefchriebenen Prüfungen beftanden haben. In den Zeugniflen darüber find 
die Gegenftände der geübten technischen Beichäftigung näher anzugeben. Hin: 
fihtlih der Feldmefler- Arbeiten ift nachzuweiſen, daß der Kandidat Mefjungen 
und Nivellements, mie folche zum Zwed von Bau-Ausführungen vorkommen, 
praftiich ausgeführt hat. Iſt der Kandidat Feldmefier, jo wird diefer Nach— 
weis nicht gefordert, auch wird demjelben ein halbes Jahr der praftiichen 
Lehrzeit erlajlen; 

c. über eine dreijahrige Studienzeit auf einer höheren techniihen Lehranftalt, von 
welchen mindejtens zwei Jahre auf einer der inländiichen Zehranftalten , der 
Bau-Afademie zu Berlin oder der polgtehniihen Schule zu Hannover zuge: 
bracht jein müffen, und zwar bei regelmäßiger Benugung des auf diefen An- 
ftalten in dem Lehrgange für Bauführer ertheilten Unterrihts im Linear, 
Arditectur: und Ornament-Zeichnen, ſowie im Land, Waſſer-, Wege:, Eiſen— 
bahn: und Mafchinenbau. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten behält fi) vor, die Anforderung eines zweijährigen Bejuchs inlän- 
diſcher Lehranftalten bei dem ftattgefundenen längeren Bejuche anderer höherer 
technifcher Lehranftalten in geeigneten bejonderen Fällen auf einen geringeren 
Zeitraum zu ermäßigen ; 

d. eine von dem Kandidaten jelbjt verfahte Bejchreibung feines Lebenslaufes. 


Die unter a. b. und d. bezeichneten Schriſtſtücke find zugleih Erforderniſſe für die 
Aufnahme der Studirenden in die Bau-Akademie zu Berlin oder in die polytechnijche 
Schule zu Hannover und werden demnähft von den Directorien diefer Anftalten an bie 
betreffenden Prüfungs-Commiffionen abgegeben. 
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&. 5. 


Bei der Meldung zur Prüfung find mit dem Nachweis ad c. $.4. folgende Arbeiten 
einzureichen: 


a. 


b. 


= 


[7 


l. An Zeichnungen: 
eine Situations-Zeihnung und eine Darftellung von einem Nivellement in 
Zeihnungen und Tabellen, beides nad eigener Aufnahme. Die Situations- 
Zeihnung muß bauliche Anlagen und TerrainsZeihnung und bei einem Maaß— 
ftaab von 1:500 eine Fläche von mindeftens 25 Morgen nachmeifen. Die 
Nivellements⸗Zeichnung kann auf eine Länge von 500 Ruthen beſchränkt werden. 
Für den Fall, daß der Kandidat die Feldmefler-Prüfung beftanden hat, werben 
diefe Zeichnungen nicht gefordert ; 
eine Zeihnung von einem alten Bauwerk oder einer Mafchine nad eigener 
Aufnahme; 
4 Blätter Bau-Eonftructiong= Zeichnungen ; 


. ein Blatt aus der Projectionslehre und eine perjpectiviiche Zeichnung, ans 


welcher zu erjehen jein muß, daß der Kandidat mit den Regeln der Linear: 
Berjpective und der peripectiwiihen Scatten-Gonftruction vertraut ift; 
3 Blätter aus dem Gebiete der antifen Baufunft ; 


f. 4 Blätter Ornamenten=Zeihnungen, wovon eines auf Tonpapier getuſcht fein 


g. 


h 


muß; 

4 Blatt Entwürfe einfacher und mittlerer Gebäude, wovon 2 Entwürfe aus 
dem Gebiete der landwirthſchaftlichen Baukunſt zu entnehmen find; 

2 Blatt Mafchinen-Zeihnungen, von denen das eine Details, dad andere eine 
auf Bauftellen gebräuchliche Hülfsmaſchine darftellen muß; 

2 Entwürfe von Brüden:, Wehr: oder Schleufen-Anlagen. 


IL. Ein Koften-Anichlag nebjt Erläuterungsberiht zu einem Wohnhaufe. 


Die Arbeiten ad 1. und Il. müflen von dem Kandidaten unter Angabe des Datums 
der Anfertigung unterichrieben, auch Hinfichtlih der dur den Kandidaten bewirkten ei- 
genhändigen Ausführung entweder von dem betheiligten Lehrer der Bau-Akademie zu 
Berlin, resp. der polytechniſchen Schule zu Hannover, oder einer anderen höheren tech— 
niihen Lehr: Anftalt ($. 4 c.), oder von einem Baumeifter, der die Prüfungen für den 
Staatsdienft abgelegt Hat, durch Namens:Unterichrift beglaubigt werden. 


8. 6. 


Das Gefuh um Zulaflung zu der Bauführer- Prüfung ift mit den in den SS. 4. 


1* 
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und 5. bezeichneten Nachweiſen und Arbeiten, lestere in einer Mappe, im Laufe der 
Monate September oder März bei einer der PrüfungssBehörden einzureichen. 
8. 7. 

Die Prüfung beginnt mit der Bearbeitung einer einfahen Aufgabe im Entwerfen 
aus dem Gebiete der Landbaukunſt unter Klaufur, wozu eine Woche Zeit gewährt wird. 
Während diefer Zeit find die von dem Kandidaten eingereichten Zeichnungen zur Anficht 
auszulegen. Bon der Klaufur-Arbeit hat der Kandidat am erften Tage eine Skizze zu 
entwerfen, von welcher bei der weiteren Ausarbeitung des Entwurfs in den mwejentlichen 
Theilen nicht abgewichen werden darf und diefe am Schluſſe der Dienftftunden dem Auf: 
fihtsbeamten einzuhändigen. 

Die Beurtheilung der Klauſur-Arbeit findet im Plenum der Prüfungs-Behörde ftatt. 

Wird die Arbeit für ungenügend erachtet, jo ift dadurch die Prüfung abgebrochen 
und wird dem Kandidaten die abermalige Prüfung früheftens nah 6 Monaten veritattet. 

8.8. 

Die mündlihe Prüfung erfolgt unter dem Vorſitz eined Mitgliedes der betreffenden 
Prüfungs» Behörden, welches für jeden Termin befonders von dem Vorſitzenden dieſer 
Behörde ernannt wird, dauert in der Regel 2 Tage und erftredt ſich über folgende 
Gegenftände: 

1. Landbaufunft: 

a. die Gonftruction der wichtigeren Baugewerbe; 

b. die wichtigſten Formen der antifen Baufunft, namentlich der Säulenordnungen 
und Bogenftellungen, nebjt den bezüglien Detail der Geſimſe, jowie der 
Thüren, Fenfter u. ſ. w.; 

ce. die Gonftruction und Einrihtung der am bäufigiten vorflommenden Wohn: 
bäufer, Wirthſchafts- und anderer Gebäude; 

d. die Baumaterialien Hinfichtlih ihrer Eigenſchaften, Gewinnung und Bereitung; 

e. das Veranichlagen einfaher Gebäude. 

2. Wafjer:, Wege, und Eijenbahnbau: 

a. die Lehre von den Fundirungen im Wafjer, dem Bau gewöhnlicher Brüden, 
der Uferfhälungen und anderer Uferbefeftigungen, ſowie der Verwallungen 
gegen Hochmafler, der Anlage von Stau: Arhen, Wehren, Mühlen: Gerinnen, 
Ent: und Bemwäflerungs: Bauten; 

b. allgemeine Kenntniß von dem beim Wege: und Eifenbahnbau vorfommenden 
Erdarbeiten, deren Anordnung und Ausführung, von den verſchiedenen Arten 
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der Megebefeftigungen und des Eijenbahn-Oberbaues, von den dazu verwend— 
baren Materialien, von der Anordnung der Längen: und Querprofile und der 
Maflferableitungen, desgleihen die Kenntniß von der Anfertigung zugehöriger 
Anſchläge. 

3. Maſchinenbau: 

Kenntniß der einfacheren Maſchinentheile und der auf den Bauſtellen gebräuchlichen 
Hülfsmaſchinen und Geräthe, ferner Bekanntſchaft mit der Einrichtung gewöhnlicher Mühlen 
und Dampfmaſchinen. 

4. Reine Mathematik: 

a. Planimetrie, Stereometrie, ebene uud und ſphäriſche Trigonometrie und ana— 
Iytiihe Geometrie der Ebene; 

b, Algebra, einfhließlih der Auflöfung numeriiher Gleihungen, Lehre von den 
Logarithmen, Uebung im Buchjftaben- und Zahlenrechnen und im Gebraud der 
Logarithmen ; 

ce. Differential: und Integralrechnung bis einfchließlih der Integration von Dif: 
ferential-Gleihungen der erften und zweiten Ordnung und der Methode der 
fleinjten Quadrate; 

d. die geſammte darjtellende Geometrie und deren Anmwendung auf Schattencon: 
ftruction, Perjpective und Steinſchnitt. 

5. Angewandte Mathematik. 

a, bie Lehre vom Feldmeſſen und Nivelliren, nebft Kenntniß der üblichen Inſtru— 
mente, infofern der Kandidat nicht bereits die Feldmeiler- Prüfung beftanden 
bat, desgleichen der Geodäſie; 

b. Statif und Dynamik und deren Anwendung auf Bauconftructionen und ein 
fahere Maſchinen, Belanntihaft mit den am bäufigjten vorfommenden Con— 
ftanten des Maaßes, der Feitigfeit, der Reibung, der Kräfte ac. 

Die Prüfungen in der reinen und angewandten Mathematik beſchränken ſich nicht 
auf die allgemeinen Lehrfäge, ſondern ed werden auch vorzugsmeile fpecielle Fälle, mie 
fie in der Praris vorfommen, als Aufgaben geftellt, deren Auffafiung und Behandlung 
zugleich beurtheilen läßt, in wie weit der Kandidat in die zu Grunde liegenden Lehrſätze 
eingedrungen ift. 

6. Naturmiljenidaft: 

a. Phyſik und Chemie, namentlich in Bezug auf die bei Bauconftrucktionen und 

Baumaterialien vorfommenden Eriheinungen ; 
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b. Oryftognofie und Geognoſie in Hinfiht auf ihre ſyſtematiſche Ordnung und 
jomweit tiejelben zum Erkennen, Auffinden und Beurtheilen der im Baumelen 
zur Anwendung fommenden Materialien erforderlich find. 

8. 9. 

Im Laufe der mündlihen Prüfung bat jeder Eraminator über den Ausfall der von 
ihm abgehaltenen Prüfung eine fchriftlihe Genfur für die einzelnen Hauptfächer abzu- 
geben und fich dabei der Prädikate: 

1) vorzüglich gut, 

2) gut, 

3) hinreichend, 

4) nothoürftig, 

5) ungenügend 
zu bedienen. 

Der Vorfigende hält über den Ausfall der Prüfung im Plenum der Prüfungs: 
behörde am nächſten Situngstage Vortrag, Stimmen die einzelnen Senfuren im Wefent: 
lihen mit der aus dem Gefammteindrud der Prüfung gewonnenen Meinung des Por: 
figenden überein, fo wird das Prüfungsprotofoll geſchloſſen. 

Iſt die Prüfung vor der Königlihen Prüfungscommifftion zu Hannover abgelegt 
worden und bat der Kandidat beftanden, jo find von derſelben die Prüfungsakten, die 
Arbeiten und Zeichnungen, fowie das Protofoll fpäteftens 14 Tage nah Schluß der 
Prüfung an die Königliche techniſche Bau-Deputation einzufenden. Dieſe ftellt mit Be 
rücfichtigung der Urtheile über die eingereichten Zeichnungen und Klaufurarbeiten unter 
dem Datum des Vortragstages das Zeugniß aus, daß der Kandidat als Bauführer be 
ftanden fei, wobei unter geeigneten Umftänden das Prädikat „mit Auszeichnung” beige: 
legt werden kann. 

Sit derjelbe nicht beftanden, jo wird ihm nah Schluß des Protofolld von der be- 
treffenden Prüfungsbehörde dies eröffnet. Stimmen die Genfuren einzelner Eraminatoren 
mit der Meinung des Vorſitzenden nicht überein, jo wird über das Weitere von der 
Prüfungsbehörde Beihluß gefaßt. 

Iſt der Kandidat in der mündlichen Prüfung nicht beftanden, jo kann ein aber: 
maliger Termin frübeftens in der nächſten Prüfungs: Periode, resp. nah 6 Monaten, 
anberaumt werden, 

$. 10. 
Die Prüfung kann nicht öfter als einmal wiederholt werden. 
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&. 11. 

Sit der Kandidat verhindert, in dem zu feiner Prüfung angejegten Termine zu er: 
fcheinen oder denjelben bis zum Schluffe abzuwarten, jo hat er deßhalb unter Beibrin- 
gung glaubwürdiger Nachweiſe über die Verhinderungsgründe zu berichten. 

Wird der begonnene Prüfungstermin vor feinem Schluffe von dem Kandidaten ver: 
laſſen und ergibt ſich zugleih, daß eine der 5is dahin abgegebenen Genfuren ungenügend 
lautet, jo wird derjelbe als nicht bejtanden angefehen und kann demnach die Prüfung 
nur noch einmal von ihm wiederholt werden. 

g. 12. 

Am Schluſſe der mit dem 1. October beginnenden Prüfungs-Periode werden Die— 
jenigen, welche in den im Laufe des vorhergegangenen „Jahres ftattgehabten Bauführer: 
Prüfungen fih vorzugsweiſe ausgezeichnet haben, von der Königlichen techniichen Bau: 
Deputation dem DWinifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten zur Ertheilung 
von Preis-Medaillen empfohlen, aud mit Genehmigung dejlelben den Bejtbeftandenen 
Prämien zum Zweck von Studienreifen zuerkannt. 

Vor dem Antritt diefer Reife hat der Prämiirte über die zu wählende Richtung 
und beabfichtigte Dauer an die Königlihe techniſche Bau-Deputation zu berichten und 
empfängt von derjelben nöthigenfalls nähere Inftruction. 

Die Reife muß von der Zeit der Prüfung an innerhalb 5 Jahren ausgeführt wer: 
den, mwidrigenfalls über die Prämie anderweit verfügt werden wird, 

$. 18. 

Das Gefuch zur Baumeifter-Prüfung hat der Bauführer bei der Königlichen tech— — 
niſchen Bau-Deputation in Berlin einzureichen, wobei ihm freiſteht, mit Rückſicht auf 
ſeine hervorragendere Ausbildung in einer der beiden Hauptrichtungen der Bautechnik 
darin den Wunſch auszuſprechen, daß die ihm zu ertheilenden Aufgaben nicht gleichmäßig 
den beiden in $. 16 genannten Gebieten, ſondern vorzugsweiſe einem derſelben entnom— 
men werden. 

Diefem Gefuche find folgende Nachweife beizufügen: 

a. über eine zweijährige praftiiche Thätigkeit al$ Bauführer unter Leitung von 
Königlichen Baubeamten oder von Baumeiftern, welche die Prüfungen für den 
Staatsdienft abgelegt haben. Won diejer Zeit müſſen mindeftens 12 Mo- 
nate dem Dienfte auf Bauftellen gewidmet fein, die übrige Zeit kann auf 
Beihäftigung mit Bureau: oder ſolchen Feldmefjer-Arbeiten verwendet jein, 
melde zu Bauausführungen erfordert werden ; 
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b. über gehörige Einübung und Bewährung in Feldmeffer- Arbeiten, ſoweit dieſe 
bei Bau-Anlagen vorkommen. 

Sn beiden Nachweiſen find die Bau-Ausführungen und die Dauer der ihnen ge 
widmeten Leiftung namentlich anzugeben, und erfolgt ihre Ausftellung Seitens der Bau: 
meifter, unter deren Zeitung der Bauführer gearbeitet bat. 

$. 14. 

Werden diefe Nachweiſe ($. 13.) ausreichend befunden, jo ertheilt die Prüfungs- 
Behörde dem Kandidaten Aufgaben zu Entwürfen unter Berüdfihtigung der von ihm in 
feinem Geſuche Hinfichtlih der Richtung ausgeſprochenen Wünfce. 

Alle der Löſung diefer Prüfungs:Aufgaben angehörigen Zeichnungen werben mit der 
ſchriftlichen und eigenhändigen Verfiherung des Kandidaten an Eidesftatt verfehen, daß 
er diejelben ohne fremde Beihülfe gefertigt habe. 

Nach Einreihung und Annahme der Probearbeiten wird der Termin zur Baumeifter: 
Prüfung anberaumt, jedoh mit der Maßgabe, daß in den Monaten Juli und Auguft 
feine Prüfungen ftattfinden. 

. Die nit annehmbar befundenen Probearbeiten werden dem Kandidaten mit der 
Weiſung zurüdgegeben, diefelben zu verbeflern, umzuarbeiten oder neue Aufgaben zu löfen. 
$. 15. 

Die Prüfung beginnt mit den unter Klaufur zu fertigenden Probearbeiten: 

a. aus dem Gebiete des Land» und Schönbaues ; 
b. aus dem Gebiete des Waſſer-, Wege-, Eifenbahn- und Mafchinenbaues. 

Jede diefer Arbeiten ift im Laufe einer Woche anzufertigen und merden die von 
dem Kandidaten eingereichten Probearbeiten während dieſer Frift zur Anficht ausgelegt. 

Bei Ausarbeitung der Skizzen zu den Klaufurarbeiten Seitens des Kandidaten und 
bei Beurtheilung der Arbeiten Seitens der Prüfungsbehörde wird das im $. 7. am 
Schluſſe bemerkte Verfahren gleichfalls beobachtet. 

$. 16. 
Die mündlihe Prüfung, welche in der Regel 2 Tage dauert, erftredt fih auf fol: 
gende Gegenftände: 
A. Land: und Schönbau: 
a. Geihihte der Baufunft nebſt Kenntniß der ‚Monumente und der Formen: 
bilvung ; 
b. Baufonftructionslehre ın Anwendung auf ausgedehnte und fchwierigere Bau: 
Anlagen; 
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c. Schönbau in Anmwendung auf alle Arten von Privat: und öffentlichen Gebäuden 

und von Städte-Anlagen ; 

d. Gejchäftsführung, Verfahren und Hülfsmittel bei Ausführung der Bauten ; 

e. Ventilationse, Heizungs: und Erleudhtungs-Anlagen, Wafler- Zu: und Abfüh— 
rungen innerhalb der Gebäude. 

B. Waſſer-, Wege-, Eiſenbahn- und Maſchinenbau: 

. Angewandte Mathematik in Bezug auf practiſche Bauausführungen; 

. Waller, Brüden: und Wegebaufunft in ihrem ganzen Umfange ; 

. Eifenbahnbau im ganzen Umfange, einjchließlich der Telegraphie ; 

. Mafjchinenlehre und Maſchinenbau in dem Umfange, in welchem diefelben im 
Baumelen zur Anwendung kommen, daher Kenntniß der Mafhinen: Details der 
Waſſer- und andermweitigen Hebungs:Mafchinen, der Dampfmaſchinen, der Müb- 
len, der Maſchinen zum Verarbeiten der Baumaterialien 2c. 

§. 17. 

Nah abgelegter Prüfung wird, analog den im $.9. enthaltenen Beſtimmungen, von 
der Königlichen techniſchen Bau:Deputation dem Kandidaten unter dem Datum des be: 
treffenden Bortragstages entweder 

a. das Zeugniß ausgeftellt, daß er als Baumeifter beftanden fei, wobei unter ge- 
eigneten Umständen das Prädikat „mit Auszeichnung” beigelegt werden fann, 
oder ed wird ihm eröffnet: 

b. daß er nicht beftanden jet. 

Das Zeugniß über die Qualififation als Baumeifter wird ertheilt bei mindeftens 
binreichender Ausbildung in beiden der $. 16. genannten Hauptrichtungen, oder bei guter 
Ausbildung in der einen und menigftens nothbürftiger in der andern diefer Richtungen. 
Stimmen die Cenſuren einzelner Eraminatoren mit der Meinung des Vorfigenden nicht 
überein, fo wird über das Weitere von der Königlichen techniſchen Bau-Deputation Be: 
ſchluß gefaßt. 

Menn der Kandidat in der mündlichen Prüfung nicht beftanden ift, jo fann ein 
abermaliger Termin früheftens nah 6 Monaten anberaumt werben. 

$. 18. 
In Fällen der Verfäumniß und Unterbrehung eines Termins zur Baumeifter-Prü- 
fung find die Beftimmungen ad $. 11. maßgebend. 
g. 19. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten behält ſich vor, für 
2 
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Kandidaten, welche bei Ablegung der Baumeifter-Prüfung eine befondere Befähigung dar- 
tun, Prämien zum Zwede einer größeren Studienreife zu bemilligen, welche innerhalb 
zweier Jahre nach abgelegter Baumeifter-Prüfung ausgeführt werben muß. 


$. 20. 
— Die Kandidaten, welche ſich zur Bauführer- oder Baumeiſter-Prüfung melden, ent: 
richten für jede Prüfung oder jede Wiederholung derſelben eine Gebühr von 10 Thlr. 
an die Kafje der Prüfungsbehörde vor ihrer Zulaffung zur Prüfung. 
8. 21. 
—— Um zur erſten techniſchen Prüfung resp. der Bauführer-Prüfung zugelaſſen zu wer— 


gen. 


den, bedarf e8 bis zum 1. Dftober 1872 in Betreff der Schulbildung derjenigen Kan- 
didaten aus den neuen Provinzen, welche bei Publikation diefer Vorſchriften bereits die 
polytehniihe Schule zu Hannover oder eine andere derjelben gleichftehende techniiche Lehr: 
anftalt befuchen, nur der von ihrer bisherigen Prüfungs-Behörde geforderten Nachmeife, 


jofern diefelben nicht unter der Reife für Prima eines Gymnafiums oder einer Realfchule 
erfter Ordnung ftehen. 


$. 22. 

Bis zu demfelben Zeitpunfte ift es auch geftattet, jofern nach den bisher maßgeben: 
den Prüfungs-Borihriften ein praktiiches Lehrjahr ($. 4. b.) vor der erften technischen Prüfung 
nicht abgelegt zu werden brauchte, dafjelbe nachher zurückzulegen, jedoch erfolgt in dieſem 
Falle die Ernennung zum Bauführer erft nad) Beibringung der darüber lautenden Attefte. 

Diefes Jahr kömmt bei den im nachfolgenden Paragraphen enthaltenen Beftimmungen 
über die praftiihe Thätigfeit nicht in Betracht. 

8. 23. 

Die Kandidaten, welde in den neuen Provinzen nach den für diefelben bisher gül- 
tigen Vorfchriften die erfte bautechnifhe Prüfung Lbeftanden haben, bedürfen bei ihrer 
Meldung zur Baumeifter-Prüfung, welche vor der Königlichen technischen Baus-Deputation 
abzulegen ift, feines weiteren Nachmweifes ihrer Schulbildung, fie haben jedoch 

a. eine Beichreibung ihres LZebenslaufes, 
b. das Atteft über ihre erfte Prüfung und 
c. 1) wenn fie in Hannover oder Wiesbaden geprüft worden find, die im $. 13. 
beftimmten Attefte, 
2) wenn fie in Gafjel geprüft worden find, den Nachweis einer zweijährigen 
Studienzeit und einer dreijährigen practifchen Thätigfeit nah abgelegter 


eriten Prüfung 
beizubringen. 
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Diejenigen, welche in den Herzogthümern Schleswig-Holftein in der dafelbft üblichen 
Weiſe für das Baufah im Staatsdienfte fih in der Vorbereitung befinden oder bereits 
ausgebildet haben, fönnen bis zum 1. Detober 1872 ohne vorhergegangene erſte Prüfung 
direct zur Baumeifter- Prüfung zugelaffen werden, fie haben jedoch bei ihrer Meldung zur 
Prüfung außer dem Nachweis über ihre Schulbildung: 

a. eine Beichreibung ihres Lebenslaufeg, 

b. das Atteft eines Koniglihen Baubeamten über ihren bei Erlaß diefer Vor— 
ſchriften bereits erfolgten Eintritt in den Borbereitungsdienft für höhere Staats- 
bauämter, 

ce. den Nachweis über eine zweijährige Studienzeit und über eine wenigjtens drei— 
jährige praktiſche Thätigfeit im Sinne des 8. 13. 

beizubringen. 
8. 24. 

Die Ablegung der Bauführer-Prüfung ift nad den bisher maßgebenden Prüfungs: 
vorſchriften nur no vor den Prüfungsbehörden zu Berlin oder Hannover, und zwar in 
der mit dem 1. October a. c. beginnenden Prüfungs-Periode geftattet. In Betreff der 
Baumeifter- Prüfung ſoll die gleihe Berechtigung nur denjenigen Kandidaten zu Theil 
werden, welche fi beim Erſcheinen diefer Verordnung zur Prüfung bereits gemeldet haben 
und zuläffig befunden worden find. 

In beiden Fällen find die Prüfungs:Arbeiten, Protofolle und Acten der Königlichen 
tehniihen Bau-Deputation vorzulegen, welche über den Ausfall der Prüfung enticheidet 
und bejtimmt, ob und in welchem Umfange eine Nachprüfung erforderlih ift oder nicht. 

Die Nahprüfung zur Baumeifter-Prüfung bat der Kandidat ſtets vor der König- 
lihen tehnifhen Bau-Deputation abzulegen, welche auch die Prüfungs-Zeugnifje ausftellt. 

$. 25. 

Diejenigen Bauführer, melde ihre Prüfung vor der Königlichen tehniiden Bau— 
Deputation nach den bisherigen Beftimmungen abgelegt haben, müffen die legte Prüfung, 
den nämlichen Beftimmungen entiprechend, ablegen, diefelben erhalten aber dic Prüfungs: 
Aufgaben bereits auf Grund des Nachweiſes einer zweijährigen praktiihen Thätigkeit und 
eines einjährigen Studiums als Bauführer auf einer höheren techniſchen Lehr-Anftalt. 

Das Prüfungsatteft wird nad den Beltimmungen bes $. 17. auögefertigt. 
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Anhang. 


Allgemeine Beftimmungen. 


gl. 

Nah beftandener Bauführer-Prüfung wird der Kandidat auf Grund des von ber 
Königlichen technischen Bau-Deputation vorzulegenden Prüfungs: Zeugnifies ($. 9) von 
dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zum Bauführer ernannt und 
bei derjenigen Königlichen Regierung, in deren Bezirk er zunächſt in Beihäftigung treten 
will — im Falle der Beihäftigung in Berlin bei der Königlihen Minifterial:Bau- 
Commiffion — vereidigt, fofern derfelbe nicht etwa bereits als Feldmeſſer den Dienjteid 
geleijtet hat 

Derjelbe ift verpflichtet: 

1) eine Nachweiſung feiner Beihäftigung nad anliegendem Echema am Schlufle 
jedes Jahres bei dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten einzu: 
reichen, 

2) jeder Aufforderung des Minifterd für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
zur Uebernahme einer Beichäftigung, infoweit folde ihn nicht in der Ablegung der Bau: 
meifter-Prüfung behindert, Folge zu leiften — 
und bat, falls er diefen Verpflichtungen nicht nachgefommen, die Zurüdweifung von der 
Baumeifter-Prüfung für den Staatsdienft zu gemärtigen. 

g. u. 

Nach erfolgter Vereidigung find die Bauführer zur fpeciellen Leitung der Ausfüh: 
rung von Staatsbauten unter Oberleitung und techniſcher Verantwortlichkeit eines Bau— 
meifters oder Baubeamten befugt. Ihre Angaben in Bezug auf Maaß und Zahl haben 
hierbei öffentlichen Glauben. 

8. IIl. 

Nach Ablegung der Baumeiſter-Prüfung für den Staatsdienſt wird der Bauführer 
auf Grund des von der Königlich techniſchen Bau-Deputation vorzulegenden Prüfungs: 
Zeugniſſes ($. 17) von dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zum 
Baumeifter ernannt. 


„ 


435 


Derfelbe ift verpflichtet: 
1) eine Nachweiſung feiner Beichäftigung nah anliegendem Schema am Schluffe 
jedes Jahres bei dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten einzu: I: 
reichen, 
2) jeder Aufforderung des Minifterd für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten 
zur Uebernahme einer Beichäftipung oder einer feften Anftellung Folge zu leiften, 
und hat, falls er diefen Verpflichtungen nicht nachgekommen, zu gewärtigen, bei Belegung 
der Staatöbaubcamten-Stellen unberüdjichtigt zu bleiben. 
Berlin, den 3. September 1868. 


Der PMinifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Graf v. Itzenplitz. 
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Rahweifung 
der Beichäftigung des Bauführers N. N. im Laufe des Jahres 18.. 





Datum (Wenn derfeibe Art der Beichäftigung 


(dmneffer. 
Ge: der Bemefler) | Zeitiger 
Datum und 
Bornamen. |burts-| Geburtsort. | Ernennung Aufenthalts- Bemerkungen. 
ves vorausſichtliche Dauer ver gegen- 


zum Feldmeſſer⸗ ort. 


jahr. 
Bauführer. | Zeugnifiee. 


wärtigen. 
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B. 
Rahweifung 
der Beihäftigung des Baumeifters N. N. feit feiner legten Prüfung und im Laufe des Jahres 18.. 
Datum Datum Beihäftinung 
Ge: * iti : 
e Ernenmung ber Zeitiger feit ver legten Prüfung 
Vornamen. |burts-| Geburtsort. zum Ernennung [Aufenthalts: und vorandfichtlihe Dauer Bemerkungen. 
jahr. nr F zum ort. ber gegenwärtigen 
Bauführer. | Yanmeifter. Beichäftigung. 





Beftimmung 
der Anftalt. 


Obere Yeitung 
und Directo- 
rium. 


Kuratorium. 


Orbentlicher 
Unterricht. 
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Vorſchriften 
für die 
Königliche Bau-Akademie zu Berlin. 





1: 
Die Königlihe Bau-Afademie ift beftimmt, denen, welche fih zu Baubeamten für 


den Staatsdienft oder zu Privat-Baumeiftern ausbilden wollen, dazu die erforderliche 
Gelegenheit zu gewähren. 
8. 2. 

Die Bau:Afademie ift dem Minifter für Handel, Gemwerbe und öffentlihe Arbeiten 
untergeordnet. Die jpecielle Leitung führt ein Direktorium; daffelbe befteht aus einem 
vom Minifter ernannten Direktor, als ausführendem Worftande, und zwei Mitgliedern 
der Königlichen tehniihen Bau-Deputation, die für alle zu collegialiiher Behandlung ge 
eigneten Gegenftände dem Direktor zur Seite ftehen. Die Legteren werden vom Minifter 
fo ausgewählt, daß die beiden Richtungen für Land» und Schönbau einerfeits, und für 
Weges, Waſſer- und Eifenbahnbau andererfeits, im Direktorium vertreten find. 

Zur Beratdung über den Lehrplan und zur Erörterung anderer den Unterricht felbft 
betreffender Verbältniffe wird der Direktor die betheiligten Lehrer der Anftalt fo oft als 
nöthig, in der Regel aber jährlih einmal, berufen. 

8. 3. 

Die Königliche techniſche Bau-Deputation bildet da8 Kuratorium der Bau:Afademie, 
und wirkt als foldhes mit bei etwaiger Abänderung organischer Einrichtungen, bei Feſt— 
ftellung des Lehrplans, ſowie bei Anftelung der Lehrer und Vervollftändigung der Lehr: 
mittel, 

$. 4. 

Für die Hauptgegenftände des Unterrichts werden ordentliche Lehrer mit der Ber: 
pflichtung, beftimmte LZehrvorträge zu halten und beftimmten Unterricht zu ertheilen, von 
dem PMinifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten auf die Vorichläge des Di- 
reftoriums angeftellt. 

Die desfallfigen Berichte werden durch die Königliche technifhe Bau-Deputation mit 
deren Gutachten an den Minifter befördert. 
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8. 9. 
Außerdem kann jedem ordentlichen Lehrer, jedem Baumeifter, ſowie jedem Profeſſor — —* 
oder Lehrer einer anderen höheren Lehranſtalt von dem Direktorium geftattet werden, —— 
Vorträge über Hierher gehörige Gegenſtände an der Bau-Akademie zu halten oder Unter: 
richt zu ertheilen. 
Auf Beförderung derartiger Vorträge ſoll, ſoweit Raum und Mittel es geftatten, 
thunlichſt gerüdfichtigt werden. 


8. 6. 
Die Aufnahme auf die Königlihe Bau-Afademie findet alljährlich bis zum 4. Dc- Aufnahme der 
Stubirenben. 
tober ftatt und erfolgt auf vorhergegangene jhriftlihe Meldung bei dem Direktor durch 
Simmatrifulation. 
Studirende, welde feine der vorgeichriebenen Staats-Prüfungen ablegen wollen, 
fönnen auch zum 1. April aufgenommen werden, müflen aber die im $. 7 resp. 9 ge: 
forderten Nachweiſe beibringen. 
8. J. 
Bei der Meldung zur Aufnahme ſind beizubringen: — 
zur Aufnahme. 


1) von denjenigen, welche die Prüfungen für den Staatsdienſt ablegen wollen und 

A. noch keine gleichberechtigte Lehr-Anſtalt beſucht haben: 

a. ein Zeugniß der Reife des Abganges zur Univerſität oder ein von einer Real— 
ſchule erſter Ordnung ausgeſtelltes Abiturienten-Zeugniß der Reife; 

b. der Nachweis über eine einjährige praktiſche Lehrzeit bei einem oder mehreren 
Baumeiſtern, welche Königliche Baubeamte ſind oder die für die Preußiſchen 
Baubeamten vorgeſchriebenen Prüfungen beſtanden haben. In den Zeugniſſen 
darüber ſind die Gegenſtände der geübten techniſchen Beſchäftigung näher an— 
zugeben. 

Hinſichtlich der Feldmeſſer-Arbeiten iſt nachzuweiſen, daß der Kandidat 
Meſſungen und Nivellements, wie ſolche zum Zweck von Bauausführungen 
vorkommen, praktiſch ausgeführt hat. Iſt der Kandidat Feldmeſſer, ſo wird 
dieſer Nachweis nicht gefordert, auch wird demſelben ein halbes Jahr der prak— 
tiihen Lehrzeit erlaflen. 

c) eine von dem Kandidaten jelbft verfaßte Beihreibung feines Lebenslaufes ; 

d) einige auf der Schule gefertigte freie Handzeihnungen und eine während der 
praktischen Lehrzeit (b) gefertigte Eopie nach einer, von einem neueren Meifter 
veröffentlichten Architefturzeihnung. Die Letztere muß in der Größe und Be- 
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bandlungsart einem Blatte der befannten Entwürfe von Schinkel oder der von 
der vormaligen Ober-Bau-Deputation herausgegebenen Entwürfe zu Kirchen, 
Pfarr: und Schulhäufern entſprechen, auch hinfichtlih der eigenhändigen Fer— 
tigung durch die Unterfhrift eines Baubeamten oder geprüften Baumeifters 
beglaubigt werden; 
B. bereits eine gleichberechtigte Lehranftalt befuht haben: 
die unter a., b. und c. vorjtchend genannten Nachweiſe und 

e. ein Zeugniß über den Beſuch der von ihnen verlaffenen Lehranftalt. 

Die zu a., b., c. und e, erwähnten Schriftftüde werden nad erfolgter Immatri— 
fulation von dem Direktorium an die Königliche tegniihe Bau = Deputation abgegeben, 
die Zeichnungen zu d. aber dem Studirenden wieder zugeftellt. 

2) von denjenigen, welche ſich als Privat: Baumeifter ausbilden wollen: 

a. ein Zeugniß der Reife nach Prima eines Gymnafiums oder Realſchule erfter 
Ordnung oder auch das Zeugniß der Reife einer Realichule zweiter Ordnung 
oder einer zu Entlaffungs- Prüfungen berechtigten Provinzial-Gewerbeſchule; 

b. der Nachweis, daß der Kandidat ein Bauhandwerk erlernt und dafjelbe nad) 
zurücgelegter Lehrzeit wenigftens zwei Jahre lang betrieben hat; 

ec. der Nachweis hinreichender Fertigkeit im Zeichnen. 

Die zu a., b. und e. erwähnten Schriftftüde und Zeichnungen werden dem Stu: 
direnden bei feinem Abgange wieder eingehändigt. 


S. 8. 


Aufgenommen können ferner werden: 
—— — 1) diejenigen Bautechniker aus den neuen Provinzen, welche bereits eine Prüfung 
gen. für Baubeamte beſtanden und den Nachweis hierüber unter Beifügung einer Beſchrei— 
bung ihres Lebenslaufes beigebracht haben, oder welche bis zu den entſprechenden Ter: 
minen die Bedingungen erfüllt haben, die für die Zulafjung zu den Staats: Prüfungen 
nach den Prüfungs-Vorſchriften vom heutigen Tage 88. 21. und 23. vorgeſchrieben find; 
2) diejenigen Baumerfmeifter, welche den Nachweis liefern, daß fie vor Publikation 
des Geſetzes, betreffend den Betrieb der ftehenden Gewerbe vom 8. Juli d. J., Die 


Meifter - Prüfung beftanden haben. 


$. 9. 


„Seteflung Ausländer, welche die Staats-Prüfungen ($. 7. 1.) nicht ablegen wollen, haben bei 
dern. der Meldung zur Aufnahme nachzuweiſen, daß fie binreichende Kenntniffe und Uebung 
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im Zeichnen bejigen, um den Unterricht der Bau-Akademie mit gutem Erfolge benutzen 
zu können. 
$. 10. 
Die Matrifel wird auf Verfügung des Direktors gegen Erlegung einer Gebühr von Watritel. 
zehn Thalern ertheilt. Diejelbe wird zunächft auf ſechs Jahre ausgeftellt, ihre Gültig: 
feit fann aber vom Director verlängert werden. 
Beim Beginn der Borlefungen erhält jeder immatrifulirte Studirende eine Erfen- 
nungsfarte, welche halbjährlich erneuert werden muß. 
g. 11. 
Außerdem kann der Direktor Jedem die Theilnahme an einzelnen Unterrichtsgegen- Hospitanten. 
ftänden gegen Erlegung des feſtgeſetzten Honorars geftatten. Solche Theilncehmer werden 
als Hoipitanten betrachtet und erhalten auf Verfügung des Direktors gegen Erlegung 
von 1 Rthlr. eine für ein halbes Jahr gültige Erlaubnißfarte. 


$. 12. 
Die Königliche Bau-Akademie zerfällt: Algemeiner 
i : — x ne Lehrplan bes 
1) in einen dreijährigen Lehrgang für die Ausbildung zum Bauführer ; en 
erri 


2) in einen höheren alademifchen Kurfus. 

Der Unterricht jeden Lehrganges beginnt mit dem Detober jeden Jahres und er: 
ftredt fich auf die in dem nachfolgenden allgemeinen Lehrplane näher bezeichneten Gegen- 
ftände, deren Kenntniß und Uebung bei den bezüglihen Prüfungen (vergl. Vorſchriften 
für die Ausbildung und Prüfung derjenigen, welche fih dem Baufache im Staatsdienfte 
widmen $$. 8 und 16) gefordert wird. 

Die vor Beginn ded Unterrichts jährlih befannt zu machenden fpeziellen Verzeich- 
nifje der Unterridtsftunden werden in folder Reihenfolge feftgeftellt, daß die Ziele des 
allgemeinen Lehrplans erreicht werden können. 


$. 13, 
Der Lehrgang für die Ausbildung zum Bauführer umfaßt: * Lehr: 
a. Bau-Eonftructionslehre mit Zeichnen-Hebungen ; 1. Sandbau 


ku 
b. Projectionslehre in Anwendung auf Steinfchnitt der Gewölbe, Schatten-Eon- e —* 


ſtruction und Perſpective (mit Zeichnen-Uebungen); 

c. die wichtigſten Formen der antiken Baukunſt, namentlich der Säulen-Ordnun⸗ 
gen und Bogenſtellungen, nebſt den bezüglichen Details der Geſimſe, ſowie 
der Thüren, Fenſter u. ſ. w. (mit Zeichnen-Uebungen); 

d, die Einrichtung und Conſtruction einfacher Gebäude, Anfangs mit Uebung der 

8* 


2. Waffer-, 
Wege und 
Eifenbahnbau. 


3. Maſchinen⸗ 
bau. 


4, Reine Mar 
thematif. 


5. Angewandte 
Mathematik. 


6. Naturwiſ⸗ 
ſenſchaften und 
Technologie. 
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Darſtellungs-⸗Methoden von Grundriſſen, Profilen, Facçaden und Detail-Zeich— 
nungen, ſpäter mit Uebung im Entwerfen von Gebäuden nach gegebenen 
Programmen; 

e. landwirihihaftlihe Baukunſt (mit Uebungen im Entwerfen); 

f. vie gewöhnlichen Baumaterialien, Veranfchlagungen, Bauführung u. ſ. w.; 

g. Ornamentzeihnen nad Vorlegeblättern und Gips. Anfangs in Umriffen ſpä— 
ter in ausgeführten Methoden ; 

h. Geihichte der Baufunft des Altertfums, des Mittelalterd und der italienischen 
Kunftperiode. 

Elemente des Wafler:, Weges und Eifenbahnbaues, namentlih die Fundirungen im 
Wafler, der Bau gewöhnlicher Brüden, Uferbefeftigungen , Verwallungen, Stauarchen, 
Wehre, Mübhlengerinne, Ent: und Bewäſſerungsbauten; ferner die Anordnung und Aus- 
führung der Längen und Querprofile der Straßen: und Eiſenbahndämme, der dabei 
vorkommenden Erdarbeiten, die verichiedenen Arten der Wege-Befeftigungen und des 
Eijenbahn-Oberbaues, die Wafjerableitungen und die Anfertigung zugehöriger Anjchläge 
(mit Uebungen im Entwerfen bezüglider Bauwerke). 

Die Majchinentbeile und die einfacheren, auf Bauftellen gebräudlichen Hülfsmaſchi— 
nen und Geräthe, ferner die Einrichtung gewöhnlicher Mühlen und Dampfmaichinen. 

a. Algebraifhe Analyfis, Trigonometrie, Stereometrie, analytiihe Geometrie (mit 
Uebung im Gebraud der Logarithmen) ; 

b. Differenzial: und Integralrehnung mit Einfluß der Differenzial-Gleihungen, 
Methode der kleinſten Quadrate, 

a. Statif und Dynamik in Anwendung auf Baufunft und Mafchinenlehre, mit 
Uebungen im praftiihen Rechnen ; 

b. Feldmeſſen und Nivelliven unter Anwendung der üblichen Inftrumente (mit 
Ereurfionen) ; 

c. Geodäfie (mit Exreurfionen); 

a. Phyſik in Bezug auf Wärme, Licht, Electricität und Magnetismus; 

b. Chemie in Bezug auf die einfachen Stoffe und deren Verbindung mit ein 
ander, fofern diejelben auf Baumaterialien von Einfluß find; 

ce. Oryktognoſie und Geognofie in Hinfiht auf ihre inftematiihe Ordnung, um 


jomweit dielelben zum Erkennen, Auffinden und Beurtheilen der im Baumelen 


zur Anwendung kommenden Materialien erforderlich find; 
d. bauwiſſenſchaftliche Technologie (mit Excurſionen). 


| 
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$. 14. 

Diejenigen Studirenden, welche die Bauführer-Prüfung ablegen wollen, find ver: gr 
pflichtet, ven Unterricht in den im $. 13 unter 1) a., b., e., d., e., g. und unter 2 fian 
und 3 aufgeführten Lehrgegenftänden vollftändig zu bejuchen und die nachfolgend ge: 
nannten Arbeiten zu fertigen, von deren Ausführung die Ertheilung der Tejtate über die 
regelmäßige Benugung der betreffenden Unterrichtsſtunden ($. 30) abhängig it: 

Zu 1. Landbaukunſt nebit Zeichnen, in dem Unterrichte 

ad a. in der Bauconftructionslehre be, 6 
ad b. in der Projectionslehre . . NE ER | 

und in der Perjpective und Schatten. Gonftruction. 1 
ad ec. in den wichtigiten Formen der antifen Baufunft in — Safe 


Dlatt, 


gange 2 ausgeführte Blätter, daher . . - ; u % 
ad d. über die Einrihtung und Gonftructien — Gebaude im — 
Jahrgange an Bauzeihnungen . . . RR 4 , 
im zweiten Jahrgange zwei Entwürfe zu — Gebäuden * 
wenigftend . .. u 


104) 


ad e. über Landwirthfchaftliche Baukunſt zwei Projekte ie — 

ad g. über Ornament-Zeichnen in jedem REN 2 Blatt, zuſammen 
daher . . . ee te 
von denen zwei auf —— getufcht jein _ müffe en. 

Zu denad d. und e. vorgejchriebenen Bauprojekten darf der Maaßſtab in der Regel 
nicht Kleiner fein, als Hinfichtlih der Grundriffe und Baltenlagen "20, binfichtlid der 
Anfihten und Durdichnitte "so und binfichtlich der Details "As der wirklichen Längen. 

gu 2. In dem Unterrihte im Waflerbau zwei Entwürfe von Brüden:, Wehr: 
und Schleuien-Anlagen. 

Zu 3. in dem Unterrichte über Mafchinenbau zwei Blatt Zeichnungen, von denen 
das Eine Maichinen- Details, das Andere eine der auf Bauftellen gebräudlichen Hülfs— 
maſchinen darftellen muß. 

Die Anfertigung der Zeichnungen und Entwürfe erfolgt nah Anweiſung der Leh— 
rer, welche auch deren Reihenfolge bejtimmen. Sämmtliche Zeichnungen und Entwürfe 
find, unter Angabe des Datums und der. Jahreszahl ihrer Vollendung, von dem Ber: 
fertiger zu unterjchreiben und binfichtlich der eigenhändigen Anfertigung durch denfelben 
von dem betreffenden Lehrer zu beglaubigen. Sie müflen in der Regel in den dazu 
beftimmten Unterrictsitunden gefertigt werden; es darf jedoch mit Beiftimmung der 


r höhere 
idemiſche 
surjus, 


and und 
hönbau. 


Ingenieur- 
fach. 
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Lehrer auch außer den Unterrichtsſtunden daran gearbeitet werden. Ergeben ſich bei 
dem Lehrer Zweifel über die eigenhändige Anfertigung der Zeichnungen durch den Stu— 
direnden, ſo hat der Lehrer ſeine Beglaubigung zu verſagen. 

Unter dieſen Zeichnungen ſind diejenigen auszuwählen, welche der Kandidat bei 
ſeiner Meldung zur Bauführer-Prüfung an die Prüfungsbehörde vorſchriftsmäßig einzu— 
reichen hat. 

8. 15. 

Der höhere akademiſche Curſus umfaßt: 

1) im Land- und Schönbau: 

a. Bau-Conſtruction in Bezug auf Einrichtungen ausgedehnter Gebäude, als 
Heizungs, Ventilations-, Beleuchtungs:, Waflerverforgungs:, Bade-, Tele 
graphen= und dergleihen Anlagen; 

b. Vortrag über die Lehre der wichtigſten Arten von Privat: und öffentlichen 
Gebäuden der jegigen Zeit, ſowie Städte-Anlagen (mit Uebung im Zeichnen 
und Entwerfen); 

ec. Entwerfen öffentlicher Gebäude ; 

d. Ornamente und Dekorationen nad den Grundfägen der Tektonik zu entwerfen 

und in ausgeführten Methoden zu zeichnen; 
. Mittelalterlihe Architektur, Vortrag mit Zeichnen-Uebungen ; 
- Figuren: und Landichaftszeichnen ; 
. Vorträge über die Geichihte der bildenden Künſie; 

. Grundlinien der Nefthetif. 

2) Im Ingenieurfach: 

a. Bau⸗Conſtructionslehre mit mathematiſcher Begründung; 

b. Brückenbaukunſt; 

c. Waſſerbaukunſt; 

d. Eiſenbahnbau; 

e. Maſchinenlehre und Maſchinenbau (mit Excurſionen); 

f. Elektromagnetiſche Telegraphie; 

g. Graphoſtatik. 

Mit den Vorträgen unter b. bis e. find Uebungen im Entwerfen verbunden. 

$. 16. 

Ferien finden ftatt vom 20. Juli bis zum 1. October, außerdem zu Weihnachten 

und zu Dftern jedesmal 10 Tage und zu Pfingften 5 Tage. 


zig — 2 
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8. 1%. 

Die Meldungen der Studirenden zu dem Unterrichte, ſowie die Zahlungen des Ho— 

norars erfolgen halbjährlich bei dem Rendanten der Bau-Akademie-Kaſſe. 
$. 18. 

Der Immatrikulirte erhält von dem Rendanten einen gedrudten, mit dem Namen 
des Erjteren und der Nummer der Matrifel bezeichneten Anmeldebogen, in deſſen erfte 
Kolumne der Inhaber alle Lehrftunden, welche er zu beſuchen wünſcht, unter Angabe der 
Nummer des Unterrichts-Verzeihniffes und mit namentlicher Bezeichnung des Lehrers 
ſelbſt einzufchreiben hat. Es erfolgt jodann die Einzahlung des Honorars bei der Bau: 
Akademie-Kaſſe gegen Duittung des Nendanten und des Gontroleurs in der zweiten Ko: 
lumne und hiernächſt die Meldung bei den betheiligten Zehrern, welche darüber in ber 
dritten und vierten Kolumne das Nöthige vermerken und den Namen des Studirenden 
in ihre Liften eintragen. 

Die Annahme des eingetragenen Unterrichts erhält erft durch dieſe Vermerke Be 
glaubigung. 

$. 19. 

Kein Lehrer ift befugt, die Meldung eines Studirenden anzunehmen, oder die Be- 
nugung des Unterrichts zu geftatten, bevor die vorgeichriebene Quittung der Kaſſe aus- 
gejtellt ift. 

In die fünfte Kolumne des Anmelvebogens find die Zeugniffe der Lehrer einzu: 
tragen; fie müjlen mit deutlicher Angabe des Datums ausgefteit werden. 

- Kein Inhaber eines Anmeldebogens darf in denjelben, außer dem im $. 18, Be 
ftimmten, etwas ſchreiben, Gefchriebenes darin ändern oder unlejerlih machen. 
$. 20, 

Jeder Inhaber eines Anmeldebogens ift verpflichtet, denjelben forgfältig zu be- 
wahren und bei Nahjuhung von Beneficien ($$. 22. bis 24.) oder Zeugniffen ($. 30.) 
vorzulegen. 

Verlujt des Anmeldebogens hat Nachzahlung des Honorars resp. Vorenthaltung des 
Zeugniſſes der Bau-Afademie zur Folge. 

$. 21. 

Das Honorar für die Lehrvorträge beträgt für jede wöchentliche Lehrftunde und pro 

Semejter 
a. für die Studirenden ”, Rthlr., 
b. für die Hofpitanten 1 Rthlr. 


Meldungen 
dem Unte 
richte. 


Anmelbe 
bogen. 


Honorar 
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Daſſelbe ift praenumerando zu entrichten. 

Das Honorar für den außerordentlihen Unterriht wird von den Privatlehrern 
unter Einverftändniß des Direktors feftgefegt und in den Unterricht3-Verzeichniffen be: 
ſonders angegeben. 

Das für den Unterricht der Privatlehrer eingezahlte Honorar wird denjelben am 
Schlufie des Semefters nah Abzug einer Rendanturgebühr von 3 Prozent ausgezahlt. 
$. 22. 

—— Von dem Honorar für den Unterricht der ordentlichen Lehrer müſſen 25 Prozent 
unter allen Umſtänden eingezahlt werden, die übrigen 75 Prozent dürfen ausnahmsweiſe 
unter den in SS. 23. folg. angegebenen Bedingungen folden auf der Bau-Akademie im- 
matritulirten, dem Preußiſchen Staate angehörigen Studirenden geftundet werden, welche 

a) vorübergehendes Zahlungsunvermögen nachweiien, oder 

b) in Folge nachgewiejener Armuth zum Zwecke ihres Studiums auf der Bau- 
Akademie Stipendien beziehen, oder aus öffentlichen Fonds menigftens mit 
einem Betrage von 30 Rthlen. pro Semejter unterftügt werden. 

Anderen Studirenden wird eine Stundung des Honorars nicht gewährt. 


$. 23, 

Pe Wenn ein Studirender vorübergehendes Zahlungsunvermögen ($. 22. a.) nachweijet, jo ift 
der Direktor der Akademie befugt, die Einzahlung von 75 Prozent des Unterrichts-Honorars auf 
eine Frift von ſechs Wochen gegen Ausftellung eines vorihriftsmäßigen Reverfes zu ftunden. 

Ueber diefe Stundung ift in der zweiten Kolumne des Anmeldebogens das Nöthige 
zu vermerfen, 

Iſt nach Ablauf der Frift das geftundete Honorar nicht eingezahlt worden, jo wird 
dem Studirenden die weitere Benugung des Unterrichts unterjagt, und ſowohl der Kaffe, 
ala aud den betheiligten Lehrern davon Kenntniß gegeben. 

8. 24, 
uf — Bei nachgewieſener Armuth ($. 22. b.) iſt der Direktor der Akademie befugt, die 


fragliden 75 Prozent des Honorars auf länger als ſechs Wochen bis zur Anftellung 
oder diätariihen Beichäftigung des Studirenden, längjtens aber auf ſechs Jahre zu ftunden. 
Zur Begründung eines hierauf gerichteten Gejuches ift die Beibringung 
1) eines Armutbs-Zeugnifies, 
2) eines Atteftes der Behörde, welche das Stipendium oder die Unterftügung 
bewilligt, 
erforderlich. 
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Das Erftere (zu 1.) kann, wenn die Eltern des Stubirenden noch am Leben find, 
oder wenn derſelbe großjährig ift, von dem Magiftrat des MWohnorts oder den Amtsvor: 
gefegten des Vaters ausgeftellt fein. 

Bei Waifen gilt nur das Zeugniß der betreffenden Bormundfchaftsbehörde. In dem 
Zeugniffe müfjen folgende Punkte enthalten fein: 

a) Angabe des Vor: und Zunamens und des Alters des Studirenden ; 

b) Amt, Stand und Wohnort der Eltern und bei Waifen der Vormünder ; 

c) Zahl der etwaigen verforgten und unverforgten Geſchwiſter oder Bemerkung, 
daß feine vorhanden ſeien; 

d) die von den Eltern oder Bormündern abzugebende beitimmte Angabe der Un: 
terftügung, von welcher Quelle fie auch kommen und von welcher Art fie 
auch fein möge, welche dem Studirenden jährlich zugefichert worden ; 

e) die bejtimmte VBerficherung, daß die Eltern oder Vormünder nah ihren, der 
atteftirenden Behörde genau befannten Vermögensverhältniffen dem ftudiren- 
den Sohne oder Mündel nit mehr als die unter d. anzugebende Unterftügung 
gewähren fönnen. 

In dem zweiten Attefte (zu 2.) muß der Betrag des Stipendiums oder der Studien: 
Unterftügung beſtimmt angegeben fein. 

Wird die Stundung bemilligt, jo hat der Studivende hierüber einen vorfchrifts- 
mäßigen Revers auszustellen. 

In der zweiten Kolumne des Anmeldebogens ift hierüber das Nöthige zu vermerken. 

Formulare zu vorgenannten Reverjen find in der Bau-Akademie-Kaſſe zu haben. 

$. 25. 

Demjenigen Studirenden, welder in Anſehung des Fleißes oder des fittlihen Be— 
tragens fih ven Tadel der Lehrer oder des Direftoriums der Afademie zuzieht oder 
durch feine ganze Lebensmweile an den Tag legt, dab er zu anderen, nicht nothwendigen 
Ausgaben die Mittel herbeizuſchaffen vermöge, wird die Stundung des Honorars nicht gewährt. 

$. 26. 

Zur Einziehung der für den Unterricht geftundeten Honorare (nöthigenfails im Wege 

Rechtens) ift nur der Nendant der Bau-Akademie-Kaſſe Legitimirt. 
8. 27. 

Das Honorar für den Unterriht der ordentlichen Lehrer, mit Ausschluß der nad 
$. 22 unter allen Umftänden einzuzahlenden Rate, wird nur in befonderen Fällen auf 
Antrag des Direftoriums der Bau-Alademie von dem Minifter erlafjen werden. 

4 


Einziehun: 
des geftun' 
ten Honora 


Erlaß des 
Honorars. 


ichahlung 


Honorars. 
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Ein ſolcher Antrag darf von dem Direktorium in der Regel nur geſtellt werden, 
wenn der betheiligte Studirende dem Preußiſchen Staate angehört, wenigſtens ein Jahr 
lang auf der Bau-Afademie immatrikulirt ift und nad dem Zeugniffe der Lehrer feinen 
Studien mit vorzüglihem Fleiße und entiprechendem Erfolge obgelegen bat. 

$. 28 

Wenn eine Vorlefung nicht zu Stande gelommen oder innerhalb der erjten drei Mo- 
nate des Semeſters abgebroden, oder aber auf eine andere, als die angefündigte Zeit 
verlegt ift, jo wird das dafür eingezahlte Honorar zurüderftattet und das geftundete 
Honorar unter Rüdgabe des Reverſes erlaflen; doch muß der Betrag in den erften vier 
Monaten des laufenden Semefters bei der Kafje abgehoben werden, widrigenfalld der An- 
ſpruch auf NRüderftattung erliſcht. 

Die von dem Direktorium etwa angeordnete Stellvertretung eines ordentlichen Leh— 
rers durch einen Anderen, ſowie die Verhinderung des Studirenden, an einem bereits 
bezahlten Unterrichte Theil zu nehmen, begründen feinen Anſpruch auf Rüdzahlung des 
Honorars. 

$. 29. 

Der Befuh von Lehrftunden, zu welchem die Meldung in der unter $. 18 vorge 
ſchriebenen Art nicht erfolgt ift, fann nur in den erjten 14 Tagen nad dem Beginn 
des Unterrichts gejtattet werden. 

Wer Lehrftu den über diefen Zeitraum hinaus ohne vorfchriftsmäßige Anmeldung 
bejucht, ift zur Entrichtung des Ho norars verpflichtet, welches von ihm eingezogen wer: 
den fol. Auch bleibt dem Direktorium vorbehalten, denſelben nad Befinden ber Um— 
ftände von der Theilnahme an dem Unterrichte auf der Bau-Afademie ganz auszu- 
ſchließen. 

$. 30. 


anne für Auf Verlangen werden den Stubirenden über die regelmäßige Benutung des Unter: 


ben. 


richts nach den Beicheinigungen der Lehrer von dem Direktorium Zeugnifje ausgeftellt. 
Berlin, den 3. September 1868. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Graf von Itzenplitz. 
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(Ausfchreiben der für die Erigenz des Yahres 1868 einftweilen zu erhebenden Brand- 
Aſſecuranz ⸗ Beiträge.) 

Die große Zahl der im Laufe dieſes Jahres im Bezirke der Naſſauiſchen Brand— 
Verfiherungs: Gefellichaft ftattgehabten, zum Theil bedeutenden Feuersbrünjte und Die 
deßhalb zu leiftenden Entihädigungen, machen die vorläufige Ausſchreibung eines Theiles 
der Bedarffumme auf das Brand: BVerfiherungs » Capital, als im Intereſſe der Gejellichaft 
liegend, nothmwendig. 

Wir haben daher beſchloſſen, daß einjtweilen 2 Silbergrofhen von 100 Thalern 
Brand » Verfiherungs » Gapital am 1. November d. 3. erhoben werben follen. 

Die Erhebung ift innerhalb 6 Wohen von den Königliden Steuer: 
eafjen in ihrer Eigenifhaft als Agenturen der Königliden Landesbant 


zu vollziehen. 
Die bis jetzt zur Anmweifung gelommenen Brandihäden find folgende: 
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| 
21 ftattgehabten 
8 Brandes. 
@ 1868, 
1] Mai 26 
2 „ 31 
31 Auguft 29 
44 „ Mg 
5] Yuli 18 
6 „ 13 
71 April 5 
8] Juni 20 
9] April 2/5 
10) Mai 9 
11] Auguſt 8 
12] Juli 6 
13 „ 5 
14] Juni 4 
15] „ 21 
16] Juli 22 
17) Februar | 13 
18] Januar 26 
19] Juni 10 
20] April 28 
21] Juni 1 
22] Zuli 12 
23] Auguft 5 
24| Mai 22 
25| Januar | 29/2 
26] Mai 22 
27] Juni 1 


" 
Diez 


Dillenburg 


Eltville 


" 


Hadenburg 
Hadamar . 


Herbern 


Hochheim 


Hödft 


gpftein 


Königftein . 


" 


” 


Namen 
der 


Ortſchaften. 





Abgeſchätzte 
Brandſchadens⸗ 
vergütigung 
incl. 


Tarationsgebühr 





Thir. (Se. Pr. 
Niederlahnftein . 21) 8 4 
Falkenborn me 8 
Oberlahnftein 64. 
Oberlahnftein 8614| 3] 1 
Schönborn 1493/21) & 
Holzappel E 121.15 
Straßebersbah . 431117] . 
Steinbach 70, 215 
Neudorf 1362117] 2 
Deitiih . 18153, 
Obermwalluf 2251 31 8 
Rauenthal 6145| 3) 9 
Rokbah . 359|21| 2 
Dorndorf . 4725| 8 
Offenbach) . 5012/10 
Marrheim 18] 9| 9 
Sofjenheim 1625| 8 
Soffenheim 580 8| 8 
Soden 22| 8| 6 

" . 236 17| 1 
Sofjenheim 1419| 2 
Suljbad . 87112]. 
Sindlingen . s 1667128] 3 
Niederjelters 3625| 9 
Schneibhain . 35121| 5 
Falfenftein V — 
Hof Gimbach bei Fiſchbach 22125) 8 

Latus | 234345) .7. 








Zaufende M | 


28] Juli 
29] März 
30| Mai 
31] Februar 
32] Juli 
33] April 
34| Mai 
35] Juli 
361 „ 
37] Juni 
38] Auguft 
39] April 


40] Zuni 


41} Juli 
41 „ 
43] Januar 
44| Juni 
45| „ 


46] Januar 
47] Februar 


48] Mai 
4| , 


geit 
des 
ftattgehabten 
Brandes. 


1868. 








Nemter. 


Königitein . 


Langenſchwalbach 


Limburg 


F 
Marienberg 


” 


Montabaur 
" 


Naftätten . 
Rennerod . 


”„ 


Rüdesheim 
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| Abgeſ chätzte 


Namen Brandſchadens⸗ 
der vergütigung 
incl, 
Ortſchaften. Tarationsgebühr. 
xl.  |8a.| Pf. 
Transport 23484| 5| 7 
Neuenhain 25| 3] 9 
Sclangenbad 5121| 5 
er 54 
Limburg . 8971 4 3 
” 84 . . 
Enspel 327110 
Hintermühlen 1287115) . 
Fehl: Rishaufen 10| 2] 2 
Dellingen 247) 2| 1 
Eijenburgermühle badan 330| . 
Seſſenbach 140| . 
Deßingen 1652 ; 
Montabur . . . . | 16 2 1 5 
Oberfiihbad . ee 
Gagenelnbogen ill 4) 4 
Rennerod 27121] 5 
Salzburg 101.38 
= —— 899217 
Berg... as] ı 
Geiſenhein . .. .|| 81313 
n er 463117) . 
5828/20| 8 
02. s | 998 17 2 
38429 .| 2 


1* 


— 
on 
RC) 


50] Februar 
611 März 
52] Mai 
53] Juli 
54| April 


55] Juli 
56) Mai 
57] Juli 
58] Mai 
59] Adguft 
601 „ 
61] Zuli 
62] Auguft 
63] Februar 


64] April 


65] Juli 
66] Juni 
6 , 
68] Januar 
69] Februar 
70] Mai 
711 Juli 


eit 
3 8 des 
Sſtattgehabten 
>| Brandes, 
— 
a 1868. 











Abgeſchaͤtzte 
Namen Brandſchadens⸗ 
der vergũtigung 
inel. 
Aemter. Ortſchaften. Taxationsgebühr. 
ee — — —— — — —— — 
Thlr. Sg. Pf. 
Transport 38429 2 
Runkel Weyer. 2013211 3 
Schadeck. 322025 9 
" Schupbad 614| 4 7 
n Obertiefenbach 745 211 5 
26600 21. 
Vilmar . oglıry| 2 
u — Seelbach. 99725 6 
St.Goarshauſen. Bornich 112121] 4 
" " . . 70 12 ; 4 
Selters Helferskirchen 645/25] 9 
" Seſſenbach 417) .|. 
„ N Wölferlingen 1111! 4) 4 
BWallmerod Hahn . 358/25| 6 
" Nentershaufen 577126|10 
Wehen Ketternſchwalbach 421110) 9 
1291125| 7 
" Ben 210817] 2 
— 8801210 
FT Strinz:Margarethä . al gl 7 
" . Neuhof 1723 5 
Weilburg . Weilburg 682) .|10 
Wiesbaden Wiesbaden 2711) 1 
ü 2 35) 2) 7 
” Dogheim . 420729] & 
" Biebrih «Mosbach 1756| .|. 
Biedenkopf Ammenhaufen 34029111 


2] Mai 


Latus 





87776 dl. 





r 8 eıt 
* bes 

2 ftattgehabten 
6-2 Brandes. 
3 

Q 


1868. 





Juli 15 

Nahträglid 
September, 27/,, 
Mai My 
November) 13 
September) 1), 
November| 23 
Juli 240 
November %/,, 
December 18 
©) 8, 16 
861 Auguft 
8713 , 21 
88 
89] October | 10 


90 — 22 
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Namen 
der 


Aemter. 


Biedenkopf 


wurden 
Eltville 


angewieſen aus 


Hachenburg 
Hochheim . 


Hoͤchſt 
Idſtein 


Montabaur 


Rüdesheim 


Runkel 
Uſingen 


4 


* 


Weilburg . 


Ortſchaften. 


Transport 

Biebighauſen 
Waldgirmes . 
Hommertshaufen 
Gladenbach 
dem Jahre 1867: 
Oberwalluf 
Roßbach 
Wicker 
Höchſt. 
Wallrabenſtein 
Arzbach 
Zeuterod . 
Lord . A 
Apmannshaufen . 
Münfter . 
Pfaffenwiesbad . 
Oberreifenberg 
Brandoberndorf . 
Elferhaufen . 

Zufammen 


Abgefchägte 
Brandſchadens⸗ 
vergütigung 
inel. 
DTaxationsgebühr. 
Thlr. Sg. Pf. 
87776 5 

180110 
57221 
61712 

20 8 



















.1m 00 * 


1538/17| 2 
6611 
789 1115 
25| 7 
45/21 
6| 4 
697 
97717] 2 
3522121 6 
431 12 10 
88 119 
4125 9 
5371 915 
9/25| 9 
99505 .| 5 


He an no 





Diefe Summe von 99,505 Thlr. 5 Pf. auf das ganze Brand - Verfiherungs- Capital 
von 103,683,848 Thlr. ausgefchlagen, beträgt circa 3 Sgr. von 100 Thlr. 

Da indeilen ein Theil diefer Summe aus den vorhanden yewefenen Mitteln bereits 
bejtritten ift und ein anderer vorausfichtlih im Laufe diefes Jahres noch nicht zur Aus: 
zahlung kommen wird, jo genügt vorerit die Erhebung von 2 Silbergrofchen von 100 Thlr. 

Die nähere Berechnung des Ganzen werden wir nah dem Scluffe des Jahres: 
mit der weiter crforberlihen Erhebung befannt machen. 

Die Beiträge der Königlichen Steuercafjenbezirte berechnen ſich auf folgende Summen 
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2 Namen 

2 der 

E Steuercaſſenbezirke. 







1] Oberladnftein : 
(umfaßt jämmtliche Gemeinden des Amts Braudach und 
folgende Gemeinden des Amts Naſſau: Dauſenau, Ems, 
Hömberg, Kemmenau und Zimmerſchied). 


2] Dies . F 
Lumfaßi folgende "Gemeinden des Amts Diez Diez, 
Altendiez, Aull, Balduinſtein, Birlenbach, Cramberg, 
Eppenrod, Flacht, Freiendiez , Geilnau, Giershaufen, 
Güdingen, Hambach, Heifterbah, Hirſchberg, Holzheim, 
Iſſelbach, Langenſcheid, Lohrheim, Niederneifen, Oberneijen, 
Ruppenrod, Schaumburg und Steinsberg). 


3] Dillenburg . 
(umfaßt ſammtliche Gemeinden des Amts Dillenburg). 


4 Eltville . . 
(umfaßt ſammilich⸗ Gemeinden des Amts Eliville). 


5] Hachenburg 1. . 

(umfaßt folgende Gemeinden des Amts Hadenburg: da⸗ 
chenburg, Alpenrod, Altſtadt, Aſtert, Atzelgift, Gehlert, 
Gieſenhauſen, Heimborn, Heuzert, Kirburg, Korb, Krop- 
pach, Kundert, Langenbach, Limbach, Lochum, Ludenbach, 
Marzhauſen, Mörlen, Müſchenbach, Neunkhauſen, Nieder— 
mörsbach, Niſter, Norken, Obermörsbach, Stein und 
Streithauſen). 


6] Hachenburg I. . . 

(umfaßt folgende Gemeinden des Amts Hadpenburg: Berob, 
Borod, Höchſtenbach, Merkelbach, Mittelhattert, Muden: 
bach, Mündersbad), Niederhattert, Oberhattert, Roßbach, 
Wahlrod, Welkenbach, Wied und Winfelbad). 


7] Hadamar 
(umfaßt fämmtliche Gemeinden tes Amts Hadamar mit 
Ausnahme von Fußingen, Lahr und Waldernbad). 


8 Herborn . 
(umfaßt fünmtliche Gemeinden bes Amtes Herborn). 


Latus 





21733857 





Brand- Betrag 
Ver⸗ der Brandſteuer 


ſicherungs⸗ a 2 Ser. 





Thlr. Thlr. Sg-| Pf. 


5191375 3460 27| 6 


2666555 1777121) 1 


Capital. von 100 Thlr. en 


3635917 2423|28| 4 
3285440 2190| 810 


1067247 71115 . 
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* Namen Brand⸗ Betrag 
2 Ver⸗ der Brandſteuer 
8 * | fiherunge- | a 2 Sur. 
3 Steuercaffjenbezirfe Gapital, von 100 Thlr. 
Thlr. Zhlr. .| Br 
Transport 21733857 14489| 7| 2 
9 Walau . . ; 3002249 2001 15 
(umfaßt ſammilich⸗ Gemeinden des Amts Hochheim) | 
10] Höchſt . 5817735 3878114] 8 


(umfaßt ſammiliche Gemeinden des Amts Högft, fowie 
die Gemeinde Rödelheim). 


11ll Camberg . . 2335682 1557| 3] 8 
umfaßt folgende Gemeinden bes Amts Hftein: Gamberg, 
ombach, Eiſenbach, Erbach, Eich, Nieberfelters, Ober: 
felters, Reichenbach, Schwidershaufen, Steinfiſchbach, 
Wallrabenftein, Walsdorf und Würges; ſowie folgende 
Gemeinden des Amts Wehen: Bechtheim, Beuerbach, 
Ketternſchwalbach, Limbah, Panrod und Wallbach). 


12] Softein . . 2391066 1594| 1| 4 
(umfaßt fämmtliche übrigen dem "Bezirke Camberg nicht 
hingewiejenen Gemeinden des Amts Ydftein, ſowie folgende N 
Gemeinden des Amts Wehen: Wehen, Ehrmbach, Eichen: 
hahn, Görsroth, Hambach, Hennethal, Keſſelbach, Neuhof, 
Niederauroff, Niederlibbah, Oberauroff, Oberlibbach, Or: 
len, Strin„Margarethä, StrinzTrinitatis und Wings- 


bad). 

13] Königftein . . 2400611 1600/12] 2 
(umfaßt folgende Gemeinden des Amts Königftein: ab. 
nigſtein, Altenhain, Cronberg, Ehlhalten, Eppenhain Epp- 


ſtein, Falkenſtein, Fiſchbach; Glashütten, Hornau, Kelk— 
beim, Mammolshain, Neuenhain, Ruppertshain, Schloß- 
born, Scneidhain und Schönberg, jowie folgende Ge- 
meinden des Amts Ufingen: Arnoldshain, Niederreifenberg, 
Oberreifenberg, Schmitten und Seelenberg). 


14] Homburg . . 2118217 1412| 4| 4 
(umfaßt folgende Gemeinden des Amts Königftein: Bom- 
mersheim, Kahlbach, Niederhöchſtadt, Oberhöchſtadt, Ober- 
urſel, Schwalbach, Stierſtadt und Weißkirchen, ſowie die 
Gemeinde Niederurſel). 


Latus 39799417 2653228] 4 
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2 Namen Brand⸗ Betrag 
2 ber Ver: der Brandfteuer 
8 = — ſicherungs· · 42 Ser. 
euercaſſenbezirke. Capital. ae 





Thlr, 
39799417 
3639264 


Transport 






15] Langenihwalbah . 
(umfaßt fämmtliche Gemeinden des Amts vangenſchwalbach, 
ſowie folgende Gemeinden des Amts Wehen: Bleidenſtadt, 
Born, Breithardt, Daisbach, Hahn, Hauſen, Holzhauſen, 
Kettenbach, Michelbach, Rückershauſen, Seitzenhahn, Steden- 
roth und Watzhahn). 









16} Limburg . . 
(umfaßt fämmtliche Gemeinden des Amis Limburg). 


17] Marienberg 
(umfaßt fämmtliche Gemeinden bes "Amts Marienberg, 
ſowie die Gemeinde Laugenbrüden, Amts Hadenburg, 
und folgende Gemeinden des Amts Rennerod: Gershajen, 
rad — Pottum, Stahlhofen, Weſterburg und 
Winnen 


181 Montabaur . i 

(umfaßt ſämmtliche Gemeinden des Amts Montabaur mit 

Ausnahme der Gemeinden: Arzbach, Cadenbach, Ebernhahn, 

Eitelborn, Hillſcheid, Höhr, Neuhäufel und Simmern). 
19] Naflau . 1609 
(umfaßt fämmtliche Gemeinden des Amts Naffau mit 
Ausnahme der dem Bezirke Oberlahnftein zugetheilten 
Gemeinden; ferner gehören zu dieſem Bezirke folgende 
Gemeinden des Amts Diez: Charlottenberg, Dörnberg, 
Holzappel, Horhaufen, Laurenburg, Scheid und Kalkofen). 


20] Naftätten . . 1861347 
(umfaßt folgende "Gemeinden "des Amts Naftätten: Na: 
ftätten, Berg, Bettendorf, Bogel, Buch, Casdorf, Diet- 
bardt, Ehr, Endlichhofen, Himmighofen, olzhaufen, 
Hunzel, Marienfels, Miehlen, Münchenroth, Obertiefen- 
bach, Oelsberg, Piſſighofen, Ruppertshofen und Waiden- 


bach). 
Latus 55142085 


2632) 2 
u 
2372|13| 9 
1257 
1322]1 
1240|2 























8 Namen Brand: Betrag 

2 en Vers der Brandfteuer 

8 figerunge- a2 Ser. 

E: Steuercaffenbezirfte Gapital. von 100 Thlr. 

Thlr. Thlr. Sg. Pf. 
Transport . 55142085 36761/1110 

21] Gatenelnbogen . 1613453 1075 19) 1 
(umfaßt fämmtliche übrigen, dem "Bezirke Naftätten nicht 
bingewiefenen Gemeinden des Amts Naftätten, fowie fol 
gende Gemeinden des Amts Diez: Biebrich, Burgichwal- 
bad), Hahnjtätten, Kaltenholzhaufen, Netzbach, Schiesheim, 

Schönborn und Waſenbach). 

232] Rennerod 1671928 111418) 7 
(umfaßt ſammiliche Gemeinden des Amts Rennerod mit 
Ausnahme der dem Bezirke Marienberg hingewieſenen 7 
Gemeinden). | 

23] Rüdesheim . . 3613418 240828) 4 
(umfaßt ſammiliche Gemeinden des Amtes Rüdesheim). 

24] Runfel . . 3181939 2121 8110 
(umfaßt ſammiliche Gemeinden des Amtes Runfel). | 

251 St. Goarshaufen 2319223 1546 4 6 
(umfaßt jämmtliche Gemeinden des Amtes St. Goars. 
hauſen). 

261 Ransbach 1820807 1213262 

(umfaßt folgende "Gemeinden des Amtes Montabaur: 
Arzbach, Cadenbah, Ebernhahn, Eitelborn, Hillicheid, Höhr, 
Neuhäufel und Simmern, jowie folgende Gemeinden des 
Amts Selters: Alsbah, Baumbach, Gaan, Grenzau, 
Grenzhaufen, Helferstichen, Hilgert, Hundsdorf, Kammer: 
forit, Mogendorf, Nauort, Ransbach, Seſſenbach, Strom: 
berg und Wiricheid). 

271 Herſchbach . . 1573894 1049| 7110 
(umfaßt fämmtliche übrigen dem Bezirle Ransbach nicht 
zugemwiejenen Gemeinden des Amtes Eelters). 

28] Ufingen 1. 1707662 1138/13) 2 
(umfaßt folgende Gemeinden des Aıntes Ufingen: ringen, } 
Brandoberndorf, Cleeberg, Gransberg, Eſchbach, Espa, 

Grävenwiesbach, Haffelborn, — Hundſtall, Laubach, 

Merzhauſen, Michelbach, Mönſtadt, Pfaffenwiesbach, Wei— 

perfelden, Wernborn, Weſterfeld und Wilhelmsdorf). iR 
Latus . 72644409 48429 18 4 
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Namen 
der 
Steuercaffjenbezirte 


* 
* 
=) 
= 
* 
u 
= 
= 
Q 





Transport 


29] Ufingen II. } 
(umfaßt fämmtliche übrigen den Bezirken Königftein und 
Ufingen I. nicht zugewiefenen Gemeinden des Amtes Ufingen). 


30 Wallmerod . 
(umfaßt fümmtliche Gemeinden bes Amtes Wallmerod). 


311 Weilburg . 
(umfaßt foigende Gemeinden des Amtes Weilburg: Weil. 
burg, Allendorf, Barig, Dillhauſen, Haſſelbach, Yöhnberg, 
Deengerstirchen, Merenberg, Niederöhaufen, Obershaufen, 
Odersbach, Probbach, Reichenborn, Waldhaufen und Win- 
fels, fowie folgende Gemeinden des Amtes Hadamar: 
Fuſſingen, Yahr und Waldernbad). 


32] Weilmünfter 
(umfaßt fännmtliche übrigen dem "Bezirke Weilburg nicht 
"zugewiefenen Gemeinden des Amtes Weilburg). 


331 Wiesbaden, Landesbankthauptfafie . 
(umfaßt ſämmtliche Gemeinden des Amtes Wiesbaden) 


34] Battenberg . . 
(umfaßt folgende Gemeinden” des Rreifes "Biedenkopf: 
Allendorf, Battenberg, Battenfeld, Berghofen, Biebig- 
haufen, Bromskirchen, Dodenau, Holzhaujen b. 8, Laiſa, 
Reddighauſen, Rennertshauſen und Hatzfeld). 


35] Biedenkopf 
(umfaßt folgende Gemeinden des Kreifes Biedentopf: 
Achenbach, Biedenkopf, Breidenbach, Breidenftein, Buchenau, 
Derbad), Edelshaufen, Eifa, Engelbad), Frohnhaufen b. B., 
Gladenbach b. B., Katzenbach, Kombach, Nieder-Dieten, 
Dber-Asphe, Ober-Dieten, Roth, Wallau, Weiſenbach, 
Wieſenbach, Wolfgruben und Elmshaufen). 


36] Sladenbad 1. 
(umfaßt folgende Gemeinden des Rreifes Biedentopf : 
Allendorf, Simmersbah, Ober-Hörlen, NiedersHörlen, 
Walshaufen, Ammenhaujen, Bellenhaufen, Bottenhorn, 


Latus 


Brand: 
Ber: 


fiherungs- 


Capital. 


Thlr. 
72644409 


1653636 


1961132 


1967806 


‚1726053 


16651241 


1396611 


1925749 


2121800 


102048437 





Betrag 


der Brandjteuer 


a2 Ser. 
von 100 Thlr. 


Thlr. | Bf. 
4842918] 4 
110212] 8 


130712 8 





1311 26 1 


| 
180m N 


11100/2410 


931| 2) 2 





1283/25 


1414/16 


68032 En 


— 
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* Namen Brand⸗ Betrag 

2 — Ver⸗ der Brandſteuer 
Steuercaſſenb irk r Tg a2 Ser. 
& a esirse Capital. | yon 100 Thir. 





Damshaufen, Dautphe, Dernbach, Dietenshaufen, Erd» 
haufen, er Triedbertshaufen, Friedensdorf, 
Frohnhauſen b ‚ SGladenbah, Gönnern, Herzhaufen, 
Holzhauſen b. * en, Hülshof, Kehlnbach, 
Yirfeld, Mornshaufen a. d. D., Mornshaufen a. d. S,, 
Nieder-Eijenhaufen, Ober = Eifenhaufen , Racpelshaufen, 
NRömershauien, Rühenbah, Runzhauſen, Silberg, Sin: 
fershaufen, Steinperf, Weidenhaufen und Duotshaufen). 


37] Sladenbad 11. . 
(umfaßt folgende Gemeinden des Kreifes Biedentopf: 
Biichoffen, Endbah, Günterod, Hattenrod, Niederweidbad, 
Oberweidbach, Roßbach, Sclierbad), Wilsbah und Wom- 
melshaufen mit Hütte). 


38] Rodheim . . ee ee re 
(umfaßt folgende "Gemeinden des Kreifes Biedenkopf: 
Vellingshaufen, Frankenbach, Hermannftein, Königsberg, 
Krumbah, Naunheim, Rodheim und Waldgirmes). 


Summa 


| 


560480 37319) 7 
1074931 618] 7 


“69122 17 


Transport 102048437 son 8 8 10 
| 
"103683848 





Wiesbaden, den 26. September 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meujel. 
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Nr. 37. Wiesbaden, den 2. Detober 1868. 


EL EEE WE UL GL EHE GL UL uU ——— ———— —— 


Bekanntmachung, 
betreffend das Königlihe Provinzial-Schulcollegium zu Caſſel. 


Mit Bezug auf meine Belanntmahung vom 15. Juni d. J. bringe ich hiermit zur 
öffentlichen Kenntniß, daß mit dem 1. October d. J. auch die Angelegenheiten der höheren 
Unterridtsanftalten von den Königlihen Regierungen zu Gafjel und Wiesbaden auf das 
Königlihe Provinzial-Schulcollegium bierfelbft übergehen. Dieſe höheren Unterrichtsan— 
ftalten find: 

I. Die Gymnafien zu Cafjel, Marburg, Hersfeld, Fulda, Hanau, Rinteln, Wies- 

baden, Weilburg, Hadamar und Frankfurt a. M. 

Il. Die Progymnafien zu Dillenburg und Montabaur. 

IU. Die Realihule 1. Ordnung (Realgymnafium) zu Wiesbaden. 

IV. Die Realfhule 2. Ordnung zu Hanau, Eſchwege, Frankfurt a. M. (Mufterfchule), 
Unterrichtsanftalt der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft dafelbft, Realſchule der 
israelitiihen Gemeinde bafelbft. 

V. Die höheren Bürgerfchulen zu Hersfeld, Schmalkalden, Fulda, Wiesbaden, Ems, 
Mosbah-Biebrih, Geifenheim, Frankfurt a. M., katholiſche Selectenſchule dafeldft, 
Handelsſchule der polytechniſchen Geſellſchaft dafelbft. 

Caſſel, den J. September 1868. 

Der Ober: Bräfident 
von Möller. 
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BVorftehende Belanntmahung wird hierdurch zur öffentlichen — gebracht. 
Wiesbaden, den 5. September 1868. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen: und Schulſachen. 
von Prittwitz. 


Bekanntmachung, 
betreffend den Verkehr mit Spielkarten. 

Im Auftrage des Heren Finanz: Minifters bringe ich hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß, daß im Großherzogthum Helfen bezüglich des Verkehrs mit Spielfarten Nach— 
ftehende8 bekannt gemacht, beziehungsmweife angeordnet worden tft: 

1) Zur Ausfertigung von Uebergangsiheinen über Spielkarten find im Großherzog: 
thum Heflen die Hauptzoll:Aemter Bingen, Darmftadt, Gießen, Mainz, Offenbach und 
Worms, die Nebenzoll:Aemter erfter Claſſe Alsfeld und Bensheim, jomwie die Ortgein- 
nehmerei Neu-Iſenburg, und zur Erledigung von Uebergangsicheinen die genannten Haupt 
und Nebenzollämter ermächtigt, welche Stellen hierbei nad) den in Beziehung auf Die 
Uebergangsihein-Abfertigungen allgemein ertheilten Vorſchriften zu verfahren haben. 

2) Die Erhebung der dur die Verordnung vom 19. Januar 1858 feſtgeſetzten 
Stempelabgabe von den unter Uebergangsichein-Gontrole eingehenden, zur Einfuhr in das 
Großherzogtum beftimmten Spielkarten und deren vorjchriftsmäßige Abfteınpelung bei 
der Grofberzoglichen Hauptftempelverwaltung wird durch das in dem Webergangsicein 
als Erledigungsamt bezeichnete Großherzoglihe Hauptzollamt oder Nebenzollamt erjter 
Claſſe für den Empfänger vermittelt. 

Caſſel, den 1. September 1868. 

Der Provinzial-Steuer-Dirertor. 
Schultze. 


Bekanntmachung, 
betreffend den Verkehr mit Spielkarten. 
Im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 18. Mai d. J., den Verkehr mit Spiel— 
karten nach dem Großherzogthum Oldenburg betreffend, bringe ich im Auftrage des 
derrn Finanz-Minifters Hierdurch ferner zur öffentlichen Kenntniß, daß im Großherzog⸗ 
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tbum Oldenburg außer den allgemein zur Erledigung von Uebergangsicheinen bereits er: 
mächtigten und in der gedadhten Bekanntmachung benannten Abfertigungsjtellen auch den 
Hauptzoll-Aenıtern die Befugniß zur Erledigung von Uebergangsſcheinen über Spielkarten 
vom 1. October d. J. ab beigelegt worden ift. 

Die Uebergangsiheine für die zum Verbleibe im Großberzogtfum Oldenburg be- 
ftimmten Spielfarten find nur nad) vorgängiger Declaration der Gattung und Menge 
der einzuführenden Kartenjpiele und nur auf die zur Grledigung ermächtigten Stellen 
auszufertigen. 

Sofern nicht die ſpecielle Revifion auf Grund vollftändiger Declaration ftattgefunden 
bat, ift der Steuerfag von 2 Thlen. für das Zollpfund des Bruttogewichts behufs Sicher: 
ftellung der Stempelfteuer in Anwendung zu bringen. 

Gaffel, den 7. September 1868. 

Der Provinzial-Steuer-Director. 
Schule. 


Nachftehende Bekanntmachung des Herrn Finanz-Minifters: 
Befanntmacdhung. 


Nachdem die Gründe aufgehört Haben, welche die volle Anwendung des Vertrages 
vom 8. Juli 1867, die Fortdauer des Zoll- und Handels-Vereins betreffend (Bundes- 
geſetzblatt des Nortdeutfhen Bundes für 1867 Seite 81), auf die Großherzogthümer 
Medlenburg Schwerin und Medlenburg:Strefig, auf die vom Zollvereine ausgeſchloſſen 
gebliebenen Theile der Rogierungsbezirke Stettin und Potsdam und auf die Hanjeftadt 
Lübeck bisher verhindert haben, find auf Grund des Art. 6 des gedachten Vertrages in 
Folge eines Peichluffes tes Bundesraths des Zollverein die vorerwähnten Länder und 
Zandestheile vom 11. Auguft d. 3. an in den Verband des Gefammt=Zollvereins aufs 
genommen worden. Die wegen der Erhebung einer Nachjteuer dabei zunächſt noch er: 
forderlih gebliebenen Veſchränkungen werden mit dem 19. d. Mts. aufhören uno es 
tritt, wie hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebradht wird, mit diefem Tage der den 
vertragsmäßigen Beftimmungen entiprechende freie Verkehr zwiichen den bisherigen Thei- 
len des Zollvereins und den vorgedachten Ländern und LZandestheilen ein. 

In Abjicht der einer innern indirecten Steuer unterliegenden Erzeugnifje (Brannt: 
wein, Bier und Tabak) findet zwiſchen Preußen nebft den bdieferhalb mit Preußen ver: 
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bundenen Theilen des Norbdeutfhen Bundes und den vorgedachten Ländern und Landes: 
teilen, ferner auch, was in Folge der Belanntmahungen vom 3, Januar und 4., jo: 
wie 23. Februar zur öffentlihen Kenntniß gebradht wird, dem Herzogtum Lauenburg 
und den inzwifchen bereits dem Zollvereine angefchloffenen Hamburgiſchen Gebietstheilen 
ebenfalls ein völlig freier Verkehr ftatt, fo daß beim Webergange der gedachten Gegen 
ftände gegenfeitig weder cine Abgabe erhoben noch erftattet wird. 

Berlin, ven 15. September 1868. 

Der Finanz-Minifter. 
v. d. Heydt. 

wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Caſſel, den 18. September 1868. 

Der Provinzial⸗Steuer-Director. 
Schultze. 
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Nr. 38. Wiesbaden, den 12. Detober 1868. 
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Bekanntmachung, 
betreffend die Eröffnung des Kommunal⸗Landtages des Regierungsbezirls Wiesbaden. 


Des Königs Majeſtät haben durch Allerhöchſte Ordre vom 5. d. Mts. die Zu— 
ſammenberufung des Kommunal⸗Landtages des Regierungsbezirks Wiesbaden nah Wies- 
baden auf 

Sonntag den 18. diejes Monats 
anzuoronen gerubt. 

Die Eröffnung des Kommunal-Landtages wird an dem bezeichneten Tage, Mittags 
12 Uhr, im großen Situngsfaale der Königlichen Regierung ftattfinden. 

Caſſel, den 9. October 1868. 

Der Königlihe Landtags-Kommiſſarius, 
Ober⸗Prãſident 
von Möller. 
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Beilage 5 
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Sntelligenzblatt für Naſſau. 


a en et en —— — 


Nr. 39. Wiesbaden, den 14. October 1868. 

















(Maß ⸗ und Gewichtsorbmung für den Norddeutſchen Bund. Vom 17. Auguſt 1868.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen im Namen des Norbdentihen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des Bundes- 
rathes und des Reichstages, was folgt: 

Artikel l. 

Die Grundlage des Maßes und Gewichtes ift das Meter oder ber Stab, mit 
dezimaler Teilung und BVervielfachung. 

Artikel 2. 

Als Urmaß gilt derjenige Platinftab, welcher im Befige der Königlih Preußiſchen 
Regierung fich befindet, im Jahre 1863 durch eine von diefer und der Kaiferlih Fran- 
zöſiſchen Regierung beftellte Kommiffion mit dem in dem Kaiferliden Archive zu Paris 
aufbewahrten Mötre des Archives verglihen und bei der Temperatur des fchmelzenden 
Eifes gleich 1,9000, Meter befunden worden ift. 

Artikel 3, 

Es gelten folgende Maße: 

A. Längenmaße. 

Die Einheit bildet das Meter oder der Stab. 

Der hundertfte Theil des Meters heißt das Zentimeter oder der Neu-Zoll. 

Der taufendfte Theil des Meters heißt das Millimeter oder der Strich. 

Zehn Meter heißen das Defameter oder die Kette. 

Taufend Meter heißen das Kilometer. 

B. Flädenmaße. 

Die Einheit bildet dad Quadratmeter oder der Duabratftab. 

Hundert Quadratmeter beißen das Ar. 

Zehntauſend Quadratmeter heißen das Heftar. 
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C. Körpermaße. 
Die Grundlage bildet das Kubikmeter oder der Kubikftab. 
Die Einheit ift der taufendfte Theil des Kubifmeters und heißt das Liter oder die 
Kanne. 

Das halbe Liter heit der Schoppen. 

Hundert Xiter oder ber zehnte Theil des Kubikmeters heißt das Heftoliter oder das Faß. 

Fünfzig Liter find ein Scheffel. 

Artikel 4. 
Als Entfernungsmaß dient die Meile von 7500 Metern. 
Artikel 5. 

Als Urgewicht gilt das im Befige der Königlih Preußifhen Regierung befindliche 
Platinkilogramm, welches mit Nr. 1. bezeichnet, im Jahre 1860 durch eine von der 
Königlich Preußifhen und der Kaiferlih Franzöſiſchen Regierung niedergefegte Kommiffion 
mit dem in dem Kaiferlihen Archive zu Paris aufbemwahrten Kilogramme prototype ver: 
glihen und gleich O,gggppsgu, Kilogramm befunden worden ift. 


Artikel 6. 
Die Einheit des Gewichts bildet das Kilogramm (gleich zwei Pfund). Es ift das 
Gewicht eines Liters deftillirten Waflers bei + 4 Gr. des Hunberttheiligen Thermometers. 
Das Kilogramm wird in 1000 Gramme getheilt, mit dezimalen Unterabtheilungen. 
Zehn Gramme heißen das Delagramm oder das Neu-Loth. 
Der zehnte Theil eines Gramms heißt das Dezigramm, der hundertſte das Zenti- 
gramm, der taufendfte das Milligramm. 
Ein halbes Kilogramm heißt das Pfund. 
50 Kilogramm oder 100 Pfund heißen der Zentner. 
1000 Kilogramm oder 2000 Pfund heiten die Tonne. 
Artikel 7. 
Ein von diefem Gewichte (Artikel 6.) abmweichendes Medizinalgewicht findet nicht ftatt. 
Artikel 8. 
In Betreff des Münzgewichts verbleibt es bei den im Artikel 1. des Münzvertrages 
vom 24. Januar 1857 gegebenen Beftimmungen. 
Artikel 9. 
Nah beglaubigten Kopien des Urmaßes (Artikel 2.) und des Urgewichts (Artikel 5.) 
werden die Normalmake und Normalgewichte hergeftellt und richtig erhalten. 
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Artifel 10. 

Zum Zumeflen und Zumägen im öffentlihen Verkehre bürfen nur in Gemäßbeit 
diefer Maß- und Gewichtsordnung gehörig geftempelte Mae, Gewichte und Waagen 
angewendet werben, 

Der Gebrauch unrichtiger Make, Gewichte und Waagen ift unterfagt, auch wenn 
diejelben im Uebrigen den Beftimmungen diefer Maß- und Gewichtsordnung entiprechen. 
Die näheren Beftimmungen über die äußerften Grenzen der im öffentlihen Verkehr noch 
zu duldenden Abweichungen von der abjoluten Richtigkeit erfolgen nach Vernehmung der 
im Artifel 18. bezeichneten technifhen Behörde durch den Bundesrath. 

Artikel 11. 

Bei dem Verkaufe mweingeiftiger Flüffigfeiten nah Stärfegraden dürfen zur Er: 
mittelung des Alfoholgehaltes nur gehörig geitempelte Altoholometer und Thermometer 
angewendet werben, 

Artikel 12. 

Der in Fäffern zum Verkauf kommende Wein darf dem Käufer nur in foldhen 
Fäflern, auf welchen die den Raumgehalt bildende Zahl der Liter durch Steimpelung be- 
glaubigt ift, überliefert werben. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur bezüglich desjenigen ausländiichen Weines ftatt, 
welder in den Driginalgebinden weiter verkauft wird. 

Artitel 13. 

Gasmeſſer, nah melden die Vergütung für den Verbraud von Leuchtgas beftimmt 
wird, ſollen gehörig geftempelt fein. 

Artikel 14. 

Zur Aihung und Stempelung find nur diejenigen Maße und Gewichte zuzulafien, 
weldhe den in Artikel 3. und 6. diefer Maß- und Gemichtsorbnung benannten Größen, 
oder ihrer Hälfte, fomwie ihrem Zwei-, Fünf, Zehn: und Zwanzigfahen entiprehen. Zus 
läffig ift ferner die Aihung und Stempelung des — ſowie fortgeſetzter 
Halbirungen des Liter. 

Artifel 15. 

Das Geſchäft der Aihung und Stempelung wird ausfchließlih durch Aihungsämter 
ausgeübt, deren Perfonal von der Obrigkeit beftelt wird. Diele Aemter werden mit 
den erforderlichen, nah den Normalmaßen und Gewichten (Artikel 9.) bergeftellten Ai: 
hungsnormalen, beziehungsmweife mit den erforderlihen Normalapparaten verjehen. Die 
für die Aihung und Stempelung zu erhebenden Gebühren werden durch eine allgemeine 
Tare geregelt (Artikel 18.). 1* 
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Artikel 16. 

Die Errihtung der Aichungsämter (Artikel 15.) fteht den Bundesregierungen zu 
und erfolgt nad den Landesgefegen. Diefelben können auf einen einzelnen Zweig des 
Ahungsgeihäfts beſchränkt fein, oder mehrere Zweige defjelben umfafjen. 

Artikel 17. 

Die Bundesregierungen haben, jede für ſich oder mehrere gemeinihaftlih, zum Zwed 
der Auffiht über die Gefhäftsführung und die ordnungsmäßige Unterhaltung der Aihungs: 
ämter die erforderlichen Anordnungen zu treffen. In gleicher Weife liegt ihnen die 
Fürſorge für eine periodifch wiederkehrende Vergleihung der im Gebrauche der Aichungs- 
ämter befindlihen Aihungsnormale (Artifel 15.) mit den Normalmaßen und Gewichten ob. 

Artifel 18. 

Es wird eine Normal-Aihungstommilfion vom Bunde beftellt und unterhalten. Die: 
jelbe hat ihren Sig ın Berlin. 

Die Normal:Aihungstommiffion hat darüber zu wachen, daß im gefammten Bundes: 
gebiete das Aichungsweſen nach übereinftimmenden Regeln und dem Intereſſe des Verkehrs 
entfpredend gehandhabt werde. Ihr Liegt die Anfertigung und Verabfolgung der Normale 
(Artikel 9.), ſoweit nöthig aud der Aihungsnormale (Artikel 15.) an die Aihungsitellen 
des Bundes ob, und ift fie daher mit den für ihren Gefchäftsbetrieb nöthigen Inſtrumen— 
ten und Apparaten auszurüften. 

Die Normal-Nihungstommifftion hat die näheren Vorfchriften über Material, Ge 
ftalt, Bezeihnung und fonftige Beichaffenheit der Maße und Gewichte, ferner über die 
von Seiten der Aihungsftellen innezubaltenden Fehlergrenzen zu erlafjen. Sie beftimmt, 
welche Arten von Waagen im öffentlihen Verkehr oder nur zu bejonderen gewerblichen 
Zwecken angewendet werden dürfen und fegt die Bedingungen ihrer Stempelfähigfeit feit. 
Sie hat ferner das Erforderlihe über die Einrichtung der fonft in diefer Maß- und 
Gewichtsordnung aufgeftellten Mefmwerkzeuge vorzufchreiben, ſowie über die Zulaſſung 
andermeiter Geräthichaften zur Aihung und Stempelung zu entſcheiden. Der Normal- 
Ahungstommiffion liegt e3 ob, das bei der Aihung und Stempelung zu beobachtende 
Verfahren und die Taxen für die von den Aichungsftellen zu erhebenden Gebühren 
(Artikel 15.) feftzufegen und überhaupt alle die techniſche Seite des Aichungsweſens be- 
treffenden Gegenftände zu regeln. 

Artikel 19. 

Sämmtlihe Aichungsftellen des Bundesgebietes haben fih, neben dem jeder Stelle 
eigenthümlichen Zeichen, eines übereinftimmenden Stempelzeihens zur Beglaubigung der 
von ihnen geaichten Gegenftände zu bedienen. 


471 


Diefe Stempelzeihen werden von der Normal-Aichungskommiſſion beftimmt. 
Artifel 20. 

Make, Gewichte und Meßwerkzeuge, melde von einer Aichungsftelle des Bundesge— 
biets geaicht und mit dem vorfchriftsmäßigen Stempelzeichen beglaubigt find, bürfen im 
ganzen Umfange des Bundesgebiets im öffentlichen Verkehr angewendet werben. 

Artikel 21. 

Diefe Maß- und Gewichtsordnung tritt mit dem 1. Januar 1872 in Kraft. 

Die Landesregierungen haben die Verhältnißzahlen für die Umrechnung der bisherigen 
Landesmaße und Gewichte in die neuen feftzuftellen und befannt zu machen, und font 
alle Anordnungen zu treffen, melde, außer den nad Artikel 18. der technischen Bundes: 
Gentralbehörde vorbehaltenen Vorfchriften, zur Sicherung der Ein: und Durhführung der 
in diefer Maß- und Gemichtsordnung, namentlih in Artikel 10., 11., 12. und 13. ent» 
baltenen Beftimmungen erforderlich find. 

Artikel 22. 

Die Anwendung der diefer Maß- und Gemwichtsordnung entiprehenden Maße und 
Gewichte ift bereits vom 1. Januar 1870 an geftattet, infofern die Betheiligten bierüber 
einig find. 

Artikel 23. 

Die Normal-Aihungstommiffion (Artikel 18.) tritt alsbald nah Verkündung der 
Maß- und Gewihtsordnung in Thätigkeit, um die Aichungsbehörden bis zu dem im 
Artikel 22. angegebenen Zeitpunkt zur Aichung und Stempelung der ihnen vorgelegten 
Maße und Gewichte in den Stand zu ſetzen. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigebrudtem Bundes- 
Snfiegel. 

Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguft 1868, 

(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard:Schönhaufen. 





(Die Berpflegung der Gefangenen in ven gerichtlihen Gefängniffen betreffend.) 

Nahdem duch Berfügung des Herrn Juſtiz-Miniſters vom 13. Auguft I. 3. der 
Unterzeichnete beauftragt worden ift, eine Gleihmäßigkeit der Verpflegung der Gefange: 
nen in den amıtögerichtlichen und den kreisgerichtlihen Gefängniffen auf Grundlage der 
in den älteren Provinzen der Monarchie beftehenden Einrichtungen, jedoh arbiträr mit 
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Beibehaltung folder Einrichtungen, welche fich dahier bewährt haben und mit Mehrkoſten 
nicht verbunden find, herbeizuführen, bringe ich die von Seiten des Herrn Juſtiz-Mi— 
nifters zur Nachachtung mitgetheilten Schemata über die Einrichtung der Gefangenenkoft 
und über die Formulirung der BVerpflegungsverträge nebjt Anmerkungen in den Anlagen 
zur Kenntniß der mit der Verwaltung der erwähnten beiderlei Gefängnifje betrauten 
Königlihen Staatsanmwalte und Amtsrichter mit Beifügung nadhftehender Bemerkungen: 

1. Die Maß: und Gemichtsangaben des Speifezetteld werden mit Zugrundelegung 
der no im Departement beftehenden Maß- und Gewichtsordnung zur Grleichte: 
rung der Ausführung in der Weiſe abgerundet werden müſſen, daß 

das Loth (10 Quent) Preuß. gleih 1 Loth, 

das Duent (10 Gent) Preuß. gleih "2 Duent, 

das Gent (10 Korn) Preuß gleih ; Richtpfennigen, 

das Duart (64 Cubikzoll) Preuß. gleich 2% Schoppen, 

der Sceffel (16 Metzen) Preuß. gleih 55 Xitre, 

die Metze (3 Duart) Preuß. gleih 3", Litre 
nad) Zandesgewicht, bezw. Maß anzunehmen ift. (Das Pfund ift hier wie dort gleich.) 

Außerdem kann da, wo das Baden dreipfündiger Brodlaibe üblich ift, Die 
Beftimmung der Brodportion auf täglih 1. Pfund des Landesgewichts nadge- 
geben, bezw. beibehalten werden, da dieß eine Erleichterung der Gejchäfte des 
Lieferanten bedingt und irgend erhebliche Mehrkoften davon nicht zu erwarten find. 

2. Unter gleiher Bedingung fann zugegeben werden, daß die Mittagsfoft auf 1 
Duart Suppe befchränft und dagegen des Morgens eine warme Suppe von Rog- 
genmehl oder Hafergrüge oder Kaffee mit Milh, ohne Zuder, und an einigen 
Tagen der Woche bei entiprechender Verminderung der Brodportion Abends ab: 
gekochte Kartoffeln mit Salz verabreicht werden. 

Für die Kreisgerichtsgefängniffe genehmige ich die Beibehaltung des jeithe- 
rigen Verpflegungsregime, da dafjelbe fi bewährt und Mehrkoften nicht veran- 
laßt bat. 

3. Eigene Gefängniß:Deconomie, weldhe nur mit befonderer Genehmigung des Herrn 
Juſtiz⸗Miniſters eingerichtet werden kann, wird erfahrungsgemäß nur bei Anftal: 
ten von größerem Umfange und bei dem Vorhandenfein beſonders thätiger und 
umjfichtiger Beamten am Blake fein. 

Deffentlide Verdingung bildet zweckmäßig die Regel und die Beforgung der 
Speifung durch Gefängnißbeamte ſoll ausnahmsmweife nur da geftattet werben, 
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mo entweder die Frequenz des Gefängnifies jehr gering ift, oder ed an jeder 
Concurrenz fehlt; die Vergütung ift in diefem Falle nah den in Anlage 
2 enthaltenen Grundſätzen zu reguliren. 
. Die nah Maßgabe der hierbei mitgeteilten Vorſchriften — nad Ablauf der jegt 
beftehenden — neu abzufchließenden Verträge follen nicht, wie vordem, auf einen 
bejtimmten Zeitraum abgejchloffen, es ſoll vielmehr, wie das Formular ergibt, 
jedem Theile die Kündigung des Vertrags binnen einer angemefjenen Friſt ein: 
geräumt werben; jodaß die Nothwendigkeit mit Ablauf jeden Jahres einen neuen 
Verpflegungsvertrag abzufhließen, wegfällt. 

Die Genehmigung neuer Verträge liegt ſtets dem Unterzeichneten ob. 
. Nah den feitherigen Erfahrungen und zur Vermeidung einer mitunter ſchwieri— 
gen und zeitraubenden Berehnung kann, wo dieß für zwedmäßig erachtet wird, 
von den in den Beilagen angeführten Beftimmungen über Erhöhung und Er: 
mäßigung der Vergütung je nah dem Preiſe der Backfrucht abgefehen und an— 
ftatt defjen die Lieferung der warmen Koft um einen ein für alle Mal beftimm- 
ten Preis, die des Brodes aber zu den monatlihen Durchſchnittsmarktpreiſen des- 
felben vergeben werden, und zwar, wenn möglih, an eine und dieſelbe Perfon. 
Die zur Zahlungsanweifung erforderlichen Atteftationen über die Durchſchnitts— 
preije find von den Ortspolizeibehörden einzuziehen. 
. Das Zufammentreten mehrerer Speifewirthe zc. zur gemeinſchaftlichen Leiſtung 
der Verpflegung, wodurch die Goncurrenz und die Erzielung möglichſt billiger 
Preiſe verhindert würde, kann nicht zugegeben werden, 


. Die Heizung und Beleuchtung der Gefängniffe wird überall mittelft eigener Ans 
Ihaffung und dur die Gefängnifbeamten zu bejorgen fein. 

. Borausjegung ift, daß die Functionen eines Gefängnißinipectors, mo ein folder 
nicht eigens ernannt ift, einem Bureaubeamten und zwar demjenigen, welchem 
die Bearbeitung der Generalien obliegt, übertragen find, bezw. werden, und daß 
zu jenen Functionen insbefondere die tägliche Prüfung der warmen Koft und des 
Brodes gehört. 

. Da überall die zur hinreichend warmen Bedeckung der Gefangenen erforderlichen 
Utenſilien (Betttücher, Deden) vorhanden, oder wo fie fehlen, ungefäumt anzus 
Ihaffen find, fo ift das gefundheitäwibrige und unter Umftänden feuergefährliche 
Nachheizen für die Nachtzeit durchaus überflüffig. 
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10. 


11 


12. 


13. 


14, 


Es bedarf der ftrengften Beauffichtigung der Gefangenmärter darin, daß fie ftets 
nad dem Niederlegen der Gefangenen deren Kleidung und nah dem Aufftehen 
die Bettftüde aus den Zellen entfernen, daß die hierfür feftgefegten Stunden ge 
nau eingehalten, die Zellen und Bettftellen oder Pritſchen, forsie die Abtritte 
und KLeibgefäße forgfältig gereinigt, auch die Gefängniffe Hinreichend gelüftet 
werben. 

Zur Erhaltung der Reinlichkeit und Entfernung des Ungeziefers werden ftark in 
Anſpruch genommene Zellen alle drei Monate, minder ftark belegte in längeren 
Zwiſchenräumen neu ausgetündt werden müſſen. Zu gleihem Zwecke empfichlt 
fih der Anftrih der Fußböden, wo deren guter Zuftand es erlaubt, mit einem 
Lad von erprobter Güte. 


Das Reinigen der Wäſche wird da, wo Einridtungen zur Bejorgung diejes Ge: 
fhäfts in dem Gefängnißgebäude jelbft fehlen, oder weibliche Gefangene nit in 
binreichender Zahl andauernd vorhanden find, auch die Mitverdingung an den 
Koftlieferanten unausführbar ift, an andere Perfonen öffentlich zu vergeben fein. 
Hinfihtlih der Genehmigung diefer Verträge wird wie bei der Speifeliefe- 
ferung verfahren. 
Inſofern die Beftimmungen in Beilage 2 bezüglich des Raſirens und Haar» 
ſchneidens unausführbar find, was mit kurzer Darlegung der Umftände amtlich 
zu atteftiren ift, bedürfen die dieferhalb mit geeigneten Perfonen über möglichſt 
billige Vergütung abzufchließenden Verträge gleichfalls der Genehmigung des Un- 
terzeichneten. 
Da der Herr Juſtiz-Miniſter am Schluffe diefes und des folgenden Jahres Be- 
richt darüber verlangt, auf wie hoch die durch die vorgefchriebene Speifung der 
Gefangenen entftehenden Koften pro Tag und Kopf nah dem Durchſchnitte fi 
belaufen, fo erfuche ich die mit der Verwaltung der Gefängniffe befaßten Herren 
Staatsanwalte und Amtsrichter, mich mit Ablauf diefes und des folgenden Jah: 
res nah Mafgabe jener Auflage zu informiren und dabei bemerflih zu maden, 
wie viele Verpflegungstage in dem betreffenden Gefängnifje überhaupt, wie viele 
hiervon mit voller und wie viele mit 2,, der Belöftigung vorgelommen find. 
Wiesbaden, den 12. September 1868. 


Der Ober-Staatsanwalt. 
Diehl. 


l. 
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Anlage l. 
Die näheren Beftimmungen wegen Lieferung der Belöftigung der Gefangenen 


werden nad Anleitung des Beipeifungsetats einer Strafanftalt etwa wie folgt zu treffen fein: 
Seder gefunde Gefangene erhält täglich 


1. 
2. 


1's Pfund (1 Pfo. 14 2b.) Brod, und 
192 Quart Suppe. 


Zur Bereitung der Letzteren ſind zu verwenden: 


b. 


C 


Has) 


io} 


— 


24 Loth (21 Lth) Erbſen, 1 Lth. (8 Qtch.) Speck, 1 Loth (8 Qtch.) Salz, 
3 Loth (2 Lth. 6 Qtch.) Gerftenmehl oder, 

12 Loth (10% Lth.) Erbſen, 1 Loth (8 td.) Sped, 1 Loth (8 Did.) Salz, 
'/ Mete Kartoffeln, oder 

24 Loth (21 2b.) Linfen, 1 Lth. (8 Dt.) Sped, 1 Loth (8 Dh.) Salz, 
3 Loth (2 th. 6 Dich.) Gerftenmehl, Quart Eſſig oder 


. 12 Loth (10'% Lth.) Linfen, 1 Loth (8 Dt.) Sped, 1 Loth (8 Did.) Salz, 


1/, Metze Kartoffeln, oder 


. 12 Loth (10%, 2th.) Bohnen, I Loth (8 Dt.) Sped, I Loth (8 Did.) Salz, 


1 Metze Kartoffeln, oder 
1 Loth (8 Dt.) Sped, 1 Loth (8 Did.) Salz, Metze Kartoffeln, 1 Loth 
(8 Dt.) Gerftenmehl, oder 


. 1 Stüd Kohlrübe, 1 Loth (8 Qtch) Sped, 1 Loth (8 Did.) Salz, . Metze 


Kartoffeln, Yıs Loth (5 Cent) Pfeffer, oder 


. "a Duart Saxerfohl, 1'/ Loth (1 Lth.) Sped, I Loth (8 Qtch.) Gerftenmehl, oder 
. a Metzen Mohrrüben, 1 Loth (8 Did.) Sped, 1 Loth (8Otch.) Salz, °/; Mete 


Kartoffeln, oder 


. 10 Loth (8 Lth.) Graupen, 1 Loth (8 Qtch.) Sped, 2 Loth (11%, Lth.) 


Gerftenmehl, 1 Loth (8 Dt.) Butter, oder 


. 8 Loth (7 Lth.) Graupen, 1 Loth (8 Did.) Salz, “ Meke Kartoffeln, 1 Loth 


(8 Dt.) Butter, oder 
4 Loth (3. th.) Graupen, 1 Loth (8 Did.) Sped, 1's Loth (1 25.) Salz, 
'y Mebe Kartoffeln, 6 Loth (5 Ltd.) Erbſen, "/s Quart Eifig. 


Die einzelnen Quantitäten find vorftchend nad dem bisherigen Landesgewicht ange 
geben, das vom 1. Juli 1858 ab eingeführte Gewicht ift dabei zugleih in Parenthefe 
erfichtlich gemacht, wobei die fleineren Gemwichtstheile abgerundet find. 

U. Hieraus ergibt fih die Veranſchlagung der Koften wie folgt: 
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Es find in zwölf Verpflegungstagen an einen Gefangenen zu verabreichen 


Thlr. | Spr.| Pf. 


| ober 


dafür aufzuwenden 





ad 1. 18 Pfv. (17 Pfd. 18 Lth.) Brod, 
wozu erforderlich find 3,31 — 
Roggen . . 
„2a,bum 1. 100 (1 Pfo. 
61/, Lth.) Erbſen 
eu. d. 1 Pfdb. a 1 vn. " 2 


Linſen. 
e. 12 Lth. (10'/, Lth.) Bohnen . 


g. 1 Stüd Kohlrübe 

h. !/, Dart Sauerkohl 

i. 3/4 Metzen Mohrrüben N 

k, I u. m. 22 Lth. (19 th.) Graupen, 
wozu erforderlich Pr 0,18 — 
Gerſte 

a, c, h, ku. f. 10 gi. (BR. 3 Qt.) 
Gerftenmehl , wozu erforderlich find 
0,08 Metzen Gerſte — 

b, d bis g, i, lu. m. able * Rar- 
toffen . . 

a bis i u. m. 10'/, “. (8 u. 2 Std. 
Sped . 

a bis g umd i big m. 1y, erh. ae) 
Sul .. ö 

g. "/ Lth. (5 Kent) Bfeffer r 

: u m. Quart Eifig . 

ku. d. 2 vet. (1 2tb. 6 Oich) Butter 

Suppenkräuter für 12 Mittageſſen 

Hiernach find für 12 Oecpfegungetoge er» 
forderih . . 

Auf Gewinn uud zum Erſat von Neben: 
foften find Hinzuzurechnen 10 0/, mit 

Es find zu bewilligen für 12 Verpflegungs: 


tage . . . 
von‘ — Werner Verpflegungsſatz von . 


Scheffel | 84 Pfp. 
(781, Pfb.) 


Sceffel | 96 Pfd. 
(89/, Pfb.) 
Scheffel | 96 Bir. 
Scheffel 96 Ur. 
‚(892/sPfb.) 
Schock 60 Stüd 
Quart — 


Scheffel 


Scheffel 76 Pfd. 
(Gerſte) (71 pfd.) 


Scheffel 76 Pfo. 
(Gerite) | (71 Bio.) 


Scheffl | — 
Pfund — 


Tonne 1405 Bio. 
Pfund ar en 
Quart * 
Centner 











Anmerkung. Die angegebenen Gewichtsverhältniſſe gründen ſich auf die nad der Mittheilung des Di— 


rectorö der Strafanftalt zu Moabit bei der bort eingeführten Deconomie gemadten Erfahrungen. Danach 
Bkund, altes Gewicht, an Weißbrod 87 Pfund oder an Commisbrod 1081 Pfund; ein 
und, an Mehl 60 Pfund; das Gewicht eines Scheffeld Erbfen, Linfen oder Bohnen wird durchſchnitt 


1 Scheffel Roggen a 84 
Gerfte & 76 a 


lich zu 96 Pfund gerechnet, ber Scheffel Roggen zu 84 Pfund, ber Scheffel Gerſte zu 76 Pfund 


rer 
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N. Nach Anleitung diefes Betrages find die Gebote der Lieferanten bei Reguli- 
rung der Lizitationsbedingungen zu beurteilen. 
Die in den Berpflegungsvertrag aufzunehmenden Beftimmungen über die eventuelle 
Erhöhung oder Ermäßigung der BVerpflegungsfäge werden etwa dahin zu formuliren fein: 
A Wenn nah dem Vertrage die Lieferung von Brod und Gemüfe zufammen ver: 
dungen wird: 
„Der Alimentenfag erhöht oder ermäßigt fih jo oft um einen Pfennig, als 
‚ in dem betreffenden Monate der durch polizerliches Atteft nachzumeijende 
Durchſchnittspreis des Roggens pro Sceffel um drei Silbergrofhen gegen 
den Betrag von Thlr. Sgr. Bf. (dies ift der bei der Veran: 
Ihlagung sub 11. zum Grunde gelegte Preis) geftiegen oder gefallen ift.“ 
B. Wenn der Lieferungsvertrag blos auf die Verdingung des Brodes oder blos auf 
die Verdingung der Gemüfekoft gerichtet ift: 
„Der Alimentenfag erhöht oder ermäßigt fih jo oft um einen halben Pfen- 
nig, als in dem betreffenden Monate der durchſchnittliche Marktpreis des 
Roggens gegen den Betrag von Tr. Sgr. Pf. um drei Silber: 
groſchen geftiegen oder gefallen ift. 


Anlage 2. 


Zwiſchen dem in Vertretung der König: 
lichen Juftigverwaltung und dem 
ift mit dem Vorbehalte der Genehmigung von Seiten des Königlichen Oberftaatsanmwalts 
zu nachftehender Lieferungsvertrag errichtet worden. 

5.1; 

Der verpflichtet fi, vom d. J. 
ab und jo lange, als gegenwärtiges Ablommen durch eine beiden Theilen freiſtehende 
dreimonatlihe Kündigung feine Endfhaft nicht erreicht hat, die zum Unterhalte der in 
dem Bezirfsgefängnifje (Bolizeigerichtsgefängnifie) zu in Haft befind- 
lichen Gefangenen nah dem Ermefjen des Verwaltungsvorftandes nothmwendigen Lebens— 
bebürfniffe zu liefern, aljo nicht allein die an die gefunden Gefangenen gemöhnlich zu 
verabreihende Gefangenenfoft in den vom Berwaltungsvorftande zu beftimmenden Quan— 
titäten, jondern auch die nach ärztlicher Anordnung zuzubereitende Krankenkoſt und Die 

2* 
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Lieferung der befonderen Speifen oder Getränke, deren PVerabreihung an einzelne Ge- 
fangene Seitens des DVermwaltungsvorftandes für nothmwendig erachtet wird. 
8. 2. 

Der Gefängnißvorfteher wird dem Lieferanten die Zahl der für jeden Tag erfor: 
derlichen verftärkten, gewöhnlichen und 2 Berpflegungs: Portionen , ſowie die Zahl der 
Portionen zu liefernder Krankenkoſt wenigſtens Stunden vor dem Zeitpuncte, wo 
die Ablieferung derjelben an die Gefangenenwärter, behufs der Bertheilung, la ſoll, 
ſchriftlich bekannt machen. 

$. 3. 

Die Lieferung muß ſpäteſtens eine halbe Stunde nad) der vom Verwaltungs vor— 
ftande für die Austheilung der Koft feftgefegten und dem Lieferanten mittelft Verfügung 
befannt zu machenden Tageszeit in den gemäß $. 2 geforderten Duantitäten und in ge: 
nießbarer Beichaffenheit erfolgen, widrigenfall3 der Vermaltungsvorftand berechtigt ift, 
diefelbe auf Koften der Lieferanten beihaffen zu laſſen. 

8. 4. 

Unter der im $. 2 gedachten gewöhnlichen Verpflegungs- Portion ift 1'/. Pfd. Brod, 
"z Zoth Salz und 1’, Quart Suppe zu verftehen. Zur Bereitung der Letzteren find die 
in dem bier beigefügten und von beiden Theilen vollzogenen Speifezettel bezeichneten 
Confumtibilien nad der Reihenfolge der darin bezeichneten Gerichte zu verwenden, jedoch 
fönnen einzelne der legteren, jolange es der Jahreszeit entiprechend ift, mit Zuftimmung 
des DVerwaltungsvorftandes übergangen werden. 

Bei der Belöftigung von Gefangenen jüdischen Glaubens, müffen folde Speifen und 
Ingredienzien vermieden werben, welche ihnen die Religionsgrundjäge verbieten. 

8. 5. 

Die für jede im $. 4 bezeichnete Verpflegungsportion dem Lieferanten zuftehende 
Vergütung ift vom dem Preife des Roggens in der Art abhängig, daß Sgr. Pf. 
bewilligt werden, wenn der monatliche Durchſchnittspreis eines Scheffels Roggen Thlr. 

Sgr. Pf. beträgt, und daß der gedachte Alimentenſatz ſich ſo oft um einen 
Pfennig erhöht oder ermäßigt, als in dem betreffenden Monate der durch ein von dem 
Verwaltungsvorſtande zu extrahirendes Atteſt der Polizeibehörde zu 
nachzuweiſende Durchſchnittspreis eines Scheffels Roggen um volle 3 Sgr. geſtiegen oder 
gefallen ift. 

Für die auf zwei Drittheile der im 8. 4 bezeichneten Duantitäten ermäßigten Ber: 
pflegungsportionen werden nur ?/s der vorgedachten Vergütung bewilligt. 
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Der vorftehend bezeichnete Alimentenfag ift zur Hälfte für die Lieferung von Salz 
und Brod, zur andern Hälfte aber für die Lieferung der warmen Koft als bemilligt 
anzufehen, jofern es darauf ankommt, die Entihädigung zu berechnen, welche dem Liefe— 
ranten für die verlangte Verftärfung der Gemüfeportionen, oder, wenn legtere einem 
Inhaftaten entzogen wird, für die Verſtärkung der Brodportion gebührt. 

8. 6. 

Für jede nach ärztlider Anordnung zubereitete Portion Krankenkoſt wird ohne Rück— 
fiht auf die Quantität der legteren der dem Lieferanten nad $. 5 gebührende gemöhn: 
lie Berpflegungsjag um Ser. Pf. erhöht. 

Für die neben der gewöhnlichen Belköftigung den Gefangenen in einzelnen Fällen 
bejonders zu verabreihenden Speifen oder Getränke werden die allmonatlih zu Ipecifi- 
eirenden Auslagen nad den ortsüblihen vom Gefängnißvorfteher zu bejcheinigenden Preijen 
vergütet. . 

8.7. 

Die hiernah dem Lieferanten gebührende Vergütung wird nah dem Ablauf eines 
jeden Monats ihrem Gefammtbetrage nad feftgeftellt und auf Anmweifung des Verwaltungs: 
vorftandes dem Lieferanten ausgezahlt. 

Der Rechtsweg über alle in Folge dieſes Vertrags entftehenden Streitigkeiten bleibt 
ausgejchlofien. Die legtern unterliegen im Verwaltungswege der Entideidung des König: 
lihen Ober-Staatsanwalts zu ‚ gegen welche dem Lieferanten nur der Recurs 
an das Königliche JuftizMinifterium offen bleibt. Bei Meinungsverjhiedenheiten über 
die Genießbarfeit des gelieferten Brodes und der warmen Koft entiheidet das Gutachten 
des Gefängnifarztes. 

$. 8. 

Die zur Bereitung der Gefangenentoft und Aufbewahrung der dazu erforderlichen 
Vorräthe vorhandenen Localien, Geräthe und Einrichtungen werden dem Lieferanten nad 
einem bejonderen nventarium übergeben. Die Inftandhaltung, bezw. die Ergänzung 
derjelben, übernimmt die Juftizverwaltung, der Lieferant hat indeß die durch grobes Ver: 
jehen veranlaßten Beihädigungen zu vertreten. Das zur Bereitung der Koft erforderliche 
Feuerungs- und Beleudhtungsmaterial wird aus den Vorräthen der Gefängnißverwaltung 
gewährt. 

8. 9. 

Die Gerichtstoften für diefen Vertrag bleiben außer Anfag, Lieferant bat daher nur 

den ihm gejelich zur Laft fallenden Stempel zu tragen. 
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Beim Ableben des Lieferanten fteht der Juftizuerwaltung frei, von dem Vertrage 
abzugeben, macht die Ietere von diefer Befugniß feinen Gebrauch, jo fteht den Erben 
des Erjteren eine vierwöchentlihe Aufkündigung zu. 

Erläuterungen. 

Das vorstehende Formular bezwedt nur, die allgemeinen den Lieferanten beim Ab: 
[hluß von Gefangenen-Verpflegungs:Berträgen zu ftellenden Bedingungen an die Hand 
zu geben, ohne der näheren Erwägung vorzugreifen, welhe Stipulationen außerdem noch 
in dem jpeciellen Falle notwendig oder zweckmäßig ericheinen. 

Dabei wird zu beachten fein, daß binfichtlic der Auflösbarfeit der Verträge möglichft 
günftige Bedingungen gewährt werden müſſen, damit die Lieferungsluftigen, melde in 
Geichäften diefer Art noch feine Erfahrung befigen, durch das ihnen anzufinnende Rifico 
von der Bewerbung um die Lieferung nicht zurüdgehalten werben. 

Das Formular jest den Fall voraus, daß die Lieferung des Brodes und der warmen 
Koft an eine und diefelbe Perſon verdungen wird, es verfteht fich daher eine Modificirung 
defjelben von jelbjt, wenn es darauf anfommt, nur über die Lieferung des einen ober 
des anderen Gegenftands zu contrahiven. Ferner ift dabei, ebenfo wie bei der Aufftellung 
des der Verfügung vom 30. October v. 3. als Beifpiel beigefügten Speifezetteld davon 
ausgegangen, daß warme Koft nur bei der täglichen Hauptmahlzeit verabreicht wird, dem— 
gemäß muß eine entiprechende Aenderung fomohl bei Benugung des Formulars, als auch 
bei der Feititellung des Speiſezettels eintreten, fals au Morgens und Abends warme 
Suppe verabreicht werden joll. 

Wo eine derartige Morgen: und Abendfoft in den Strafanftalten eingeführt ift, be- 
fteht diejelbe in Suppe, bereitet aus 4". Loth Gerftenmehl, Heidegrüge oder MWaizengries 
oder "15 My. Kartoffeln mit Hinzuthat von %s Loth Butter und !/ Zoth Sal. Cs 
erfheint unbebentlih, in Rüdfiht auf die Verabreihung einer folden, die warme Koft 
der Hauptmahlzeit auf 1 Quart zu beſchränken, zumal der $. 19 der Imitruction vom 
24. October 1837 (J.M.Bl. de 1839 ©. 270) eine derartige Einrihtung nur in der 
Vorausfegung, daß diefelbe eine Koftenfteigerung nicht zur Folge bat, gejtattet. Als 
Princip bleibt bei der Vertragsichließung feftzuhalten, daß reglementarische Beftimmungen 
in das Abkommen nicht aufzunehmen find, dem Gerichte vielmehr über die Behandlung 
der Gefangenen in jeder Beziehung die uneingefchränktefte Anordnung vorbehalten werden 
muß. Dadurch erübrigen fich zugleich alle vertragsmäßigen Stipulationen über die Be» 
löftigung der zur Außenarbeit verwendeten Inhaftaten. Hält die Gerichtöbehörde es für 
angemefjen, die Beföftigung der legtern durch den Lieferanten bewirken zu laffen, jo kaun 
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diefelbe eine zur Lieferung der Koft geeignete Tageszeit mittelft Verfügung beftimmen, und 
wegen des Zutragens der Speifen vom Gefängnifje auf die Arbeitöftelle, wenn dies zweckmäßig 
erfcheint, Anordnung treffen. Letzteres dem Lieferanten vertragsmäßig zu überlaffen, wird 
in der Regel fich nicht empfehlen, da diefer die Laſt einer ſolchen Bepingung felten ge 
börig würdigen kann, und der Gefängnißvermwaltung Mittel zu Gebote ftehen werden, jene 
Verrihtung mit geringerem Koftenaufwande bewirken zu laſſen. 

Zum Amte des Gefangenmwärters gehört es, die Gefängniffe mit friſchem Wafler in 
vorjhriftsmäßiger Weile zu verforgen, einer Beftimmung darüber in dem Berpflegungs- 
contracte bedarf es daher nicht. 

Dagegen ift e3 nothwendig, in dem leßteren beftimmt den Ort zu bezeichnen, deſſen 
Durhichnitts-Marktpreis bei der Berechnung des Verpflegungsfages maßgebend fein Toll, 
weil nicht alle Ortſchaften, an denen Gerichtsbehörden ihren Sig haben, Marftorte find; 
überdieß wird es, um die Ertrahirung vielfaher Marktpreis-Attefte zu vermeiden, fi 
vielleicht empfehlen, infomeit die Verfchiedenheit der örtlichen Verhältniffe nicht entgegen- 
fteht, für alle Gefängniffe eines Kreisgerichts-Bezirks einen und denjelben Marftort behufs 
Conftatirung der Durchſchnittspreiſe zu wählen. 

Ob die Steigerung des Verpflegungsfages auch in dem Falle zu limitiren fei, wenn 
die Lieferung von Brod und Gemüje an einen Lieferanten verdungen wird, bleibt der 
Erwägung des Appellationsgerict3 (hier des Ober-Staatsanwalts) überlaffen, jedenfalls 
ift dies nicht von folder Wichtigkeit, als die Limitirung des Verpflegungsfages bei Ver: 
trägen, welche nur auf die Lieferung von warmer Koft gerichtet find. Hier empfiehlt fich 
jene defhalb, weil in dem gedachten Falle ein erheblich geringerer Verbraud von Ge 
treide ftattfindet, und deßhalb die Kartoffeln ala ein Hauptbeftandtheil der warmen Koft 
mehr in Betracht fommen, der Preis der Letzteren aber von den höheren Preisfteige 
rungen des Roggens nur in jehr geringem Maße betroffen wird. Eine Erhöhung des 
Berpflegungsfages, wenn Krankenkoſt ftatt gewöhnlicher Verpflegung verabreicht wird, ift 
unzweifelhaft gerechtfertigt, von ſelbſt verfteht es fih aber, daß dur den erhöhten Sat 
die Vergütung für alle an den betreffenden Inhaftaten verabreihte Speife gewährt wird, 
und daß aljo die im 2. Alinea des $. 6 geftattete fpecielle Liquidirung der Auslagen 
nur für Verabreihungen an Gefangene, welche die gewöhnliche Gefangenenfoft empfangen, 
zuläſſig iſt. 

Zu einer Vertragsbeſtimmung für den Fall der Selbſtbeköſtigung der Gefangenen 
liegt für die Juſtizverwaltung keine Veranlaſſung vor, die Gerichtsbehörde hat nur darauf 
zu achten, daß die Inhaftaten, welchen eine derartige Vergünſtigung zu Theil wird, die 
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Hausordnung beobadten; im Webrigen aber muß es ihnen felbft überlaffen bleiben, die 
von ihnen gewünſchte Einigung mit dem Lieferanten herbeizuführen. 

Mo es fich nicht vermeiden läßt, die Heizung und Beleuchtung, oder die Unterhal: 
tung der LZagerftellen und der Utenfilien zu verdingen, wird, ſoweit als thunlich, darauf 
zu halten fein, die dafür zu bemilligende Entjhädigung nah Maßgabe der bei andern 
in der Nähe befindlichen Gefängnifjen gelammelten Erfahrungen nad monatlichen oder 
jährlihen Paufchquanten zu beftimmen, nicht aber nah Säten pro Tag und Kopf, weil 
fih der Gefammtbetrag der leteren jehr häufig aller auch nur annähernden Beurthei: 
lung entzieht. 

Wo fih nah den obmwaltenden Zocalverhältniffen die Reinigung der Wäſche durd 
die mweiblihen Gefangenen nicht bewirken läßt, wird bei Verdingung dieſer Berrichtung 
in Erwägung kommen, ob diejelbe dem Lieferanten der Beköftigung oder einem gericht: 
lihen Unterbeamten zu übertragen jei. Der dafür pro Kopf und Woche zu bemilligenve 
Vergütungsfag wird zur Erleichterung der monatlihen Berehnung in der Art zu be 
dingen fein, daß für je 7 Hafttage etwa 1 Sgr. 6 Pf. gewährt wird. 

Das Abjchneiden des Haupthaars der Gefangenen und das Nafiren derfelben muß 
von ihnen gegenfeitig unter Aufjiht des Gefangenmwärters bemirft werden. Beſondere 
Koften dafür dürfen in der Regel nicht erwachſen, eine Ausnahme hiervon wird das 
Königlihe Appellationsgericht (hier der Ober: Staatsanwalt) nur genehmigen, mern die 
jelbe durch ungewöhnliche Umftände gerechtfertigt wird. 

Die Ueberweifung von Gefangenen zur Beſchäftigung bei der Bereitung der Ge 
fangenentoft fteht nicht in einer nothwendigen Verbindung mit dem Lieferungsgeihäft. In 
diefer Hinficht bedarf es aljo feiner Beftimmungen im Lieferungsvertrage, vielmehr bleibt 
dem Lieferanten überlaffen, fi) wegen Gewährung folder Arbeitskräfte mit der Gerichts: 
behörde ins Einvernehmen zu fegen, und hierbei finden dann alle Regeln Anwendung, melde 
in Bezug auf die Beihäftigung der Gefangenen beftehen, 


Berjonal-Chronif. 


Seine Majeftät der König Haben allergnädigit geruht: 

dem Amtmann, Hofgerichtsratd Is bert in Limburg die nachgefuchte Dienftentlafjung 
mit Penfion zu ertheilen und demſelben zugleih den Königlichen Kronen-Orden 3. Claſſe 
zu verleihen, und 


— FREE 
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den feitherigen Landraths-Amts-Verwalter, Regierungs-Aſſeſſor Dr. von Strauß 
zu Biedenkopf zum Landrat) zu ernennen. 
Der Provinzial-Schulratb Dr. Rumpel ift ald Mitglied des Provinzial-Schul- 
collegiums zu Caſſel eingeführt worden. 
Perfonal:-Veränderungen bei den Juftizbehörden im Appellations- 
gerihts-Bezirt Wiesbaden pro Juli und Auguft 1868. 
l. Bei dem Königliden Appellationsgeridte: 
Der Secretariatö-Berwalter Schmidt zu Rüdesheim ift zum Appellationsgerichts-Bureau: 
Affiftenten ernannt; der Regierungs-Ganzlei-Diätar Boos bier ift als Bureau-Diätar 
übernemmen. 
2. Bei dem Königlihen Kreisgerihte zu Dillenburg: 
Der Bureaugehilfe Kals zu Olpe ift als folder übernommen; der Gardiſt Seelbad 
dafelbft und der Hilfsbote Heymann zu ObersLahnftein find zu Gefangenwärtern er: 
nannt. 
3. Bei dem Königliden Kreisgerihte zu Limburg: 
Der Gefangenwärter Pfeiffer ift als jolcher definitiv ernannt. 
4, Bei dem Königliden Kreisgeridte :u Wiesbaden: 
Der Militäranwärter Eihholz ift zum Gefängniß-Inſpector ernannt; der Griminalge: 
riht3-Gefangenwärter Muller und der einftweilige Gefangenwärter Letſchert find zu 
Gefangenwärtern definitiv ernannt; der Bureau-Diätar Rapp ift in das Departement 
des Königlichen Appellationsgerichts zu Arnsberg zurüdgefehrt. 
5. Bei dem Königliden Amtsgeridhte zu Dillenburg: 
Der Rechtscandidat Kirſchbaum ift zum Appellationsgerichts-Referendarius ernannt. 
6. Bei dem Königlihen Amtsgerihte zu Homburg: 
Der Actuar Temme ift in das Departement des Königlichen Appellationsgerichts zu 
Paderborn zurüdgefehrt. 
7. Bei dem Königliden Amtsgerichte zu Wiesbaden: 
Die Rehtscandidaten Lautz, Rößler, Ulrih und VBonhaufen find zu Appellations- 
gerichts-Referendarien ernannt. Der Appellationsgerichts-Bureau-Afliftent Reichardt ift 
unter Ernennung zum Amtögerichts:Secretär an das Königliche Amtsgericht verfegt. 
8. Zu Kreis: resp. Amtsgerihtö-Secretären find ernannt worden: 
bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Dillenburg: der Hofgerihts-Ganzlift Müller; 
bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Dillenburg: der Landoberihultheiferei = Gehilfe 
Ringel; 
3 
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bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Gladenbah: der Actuar Ramrotb; 

bei dem Königlihen Amtsgerihte zu Hachenburg: der Landoberſchultheiſerei-Gehilfe 
Meurer; . 

bei dem SKöniglihen Amtsgerichte zu Herborn: der Landoberjchultheiferei-Gchilfe Kohl: 
mann, und der Actuar Funfe; 

bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Rennerod: der Landoberfchultheiferei-Gehilfe Blaum, 
und der Gopift Fiſcher; 

bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Selters: die Landoberfhultheiferei-Gehilfen Hum— 
merih und Schneider; 

bei dem Königlihen Amtsgerihte zu Weilburg: die Landoberichultheiferei « Gehilfen 
Diefterweg, Gieß und Schneider. 

Bei dem Königlichen Kreisgericht zu Limburg: der Landoberfchultheiferei:Gehilfe Schmidt; 
bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Braubah: der Landoberſchultheiſerei-Gehilfe Neu: 
baus; 

bei dem Königlichen Ahntsgerichte zu Diez: die Landoberſchultheiſerei-Gehilfen Thomas 
und Gelbert; 

bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Ems: der Actuar Schmidt; 

bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Hadamar: die Landoberichultheiferei:Gehilfen Sturm 
und Chriſtian; 

bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Limburg: der Hofgerichts-Canzliſt Müller und 
der Amtsferibent Bartholomae; 

bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Montabaur: der Landoberichultheiferei-Gehilfe Merz; 
bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Naſſau: der Landoberſchultheiſerei-Gehilfe Beder; 
bei dem Königliben Amtsgerichte zu Naftätten; die Kandoberfhultheiferei-Gehilfen Laur 
und Fiſcher; 

bei dem Königlichen Amtsgerihte zu Ober-Lahnftein: der Landoberfchultheiferei-Gehilfe 
Staat; 

bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Runfel: der Hofgerichtd-Ganzlift Stödiht und der 
Landoberſchultheiſerei-Gehilfe Gerhardt; 

bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Ufingen: die Landoberfchultheiferei-Gehilfen Sturm 
und Weil, fomie der Amtsferibent Löwenthal; 

bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Wallmerod : die Landoberfhultheiferei-Gehilfen Hutter 
und Flügel. 

Bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Wiesbaden: der Hofgericht3-Ganzlift Becher; 
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bei dem Röniglichen Amtsgerichte zu Eltville: die Zandoberfchultheiferei-Gehilfen Stemm- 


ler un Schäfer; 
bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Hochheim: die Landoberſchultheiſerei-Gehilfen Man 


und Müller; 
bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Höchſt: die Landoberfchultheiferei-Gehilfen Wolff 


und Löw; 
bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Homburg: der Zandgerichts-Nctuariatsgebilfe Scheller 


und der Actuar Löbe; 

bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Joftein: der Actuar Flothow und der Lanbober- 
fchultheiferei-Gehilfe Zeiger; 

bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Königftein: der Amtsferibent Shlimm; 

bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Langen-Schwalbah: die Landoberſchultheiſerei-Ge— 


bilfen Henrigi und Witzky; 
bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Rüdesheim: die Landoberſchultheiſerei-Gehilfen 


Kredel und Weyel; 
bei dem Königlihen Amtsgerichte zu St. Goarähaufen: der Kreisgerichts-Bureau-Afliftent 


Zingott; 
bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Wehen: der Landoberſchultheiſerei-Gehilfe Kreß und 


der Amtsſeribent Schloffer; 
bei dem Königlichen Amtsgerichte zu Wiesbaden: die LandoberfchultheifereisGehilfen Horz 


und Kod. 
9. Folgende Hilfsboten find definitiv zu Gerihtsboten und Erecutoren 
ernannt: 

Bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Braubah: Bildhauer; 

bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Ems: Brühl; 

bet dem Königlihen Amtsgerichte zu Hadamar: Popp; 
bei Dem Königlihen Amtsgerichte zu Herborn: Bender; 
bei dem Königlichen Amtsgerichte zu St. Goarshaufen: Schönberger; 
bei Dem Königlihen Amtsgerichte zu Vöhl: Wirges; 
bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Wehen: Sehr; 

bei dem Königlihen Amtsgerichte zu Wiesbaden: Kilian. 

Der Medieinal:Rath Dr. Traegel zu Wehen ift auf fein Anfuchen vom 1. October e. 


ab in den Rubeftand verfegt worden. 
Garl Künkler von Alpenrod, Robert Cuntz von Schaumburg und Peter Bahl 
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von Ebernhahn find nach beftandener Geometer- Prüfung der 11. Abtheilung gemäß ber 
Verordnung vom 24. März 1865 in die Zahl der geprüften Gonfolidationsgeometer auf 
genommen worden. 

Vom 1. October c. an find: 

die Förfterftelle Jägerpfad in der Oberförfterei Hilliheid dem bisherigen forftver- 
jorgungsberechtigten Oberjäger Valentin Treine, die Förfterjtelle Mafjerotd in der 
Oberförfterei Weljchneudorf dem bisherigen forftverforgungsberechtigten Dberjäger Carl 
Zanglog, die Förfterftelle Oberfiihbah in der Oberförfterei Gatenelnbogen dem biö- 
berigen forftverforgungsberedhtigten Jäger Adam Dormann, die Förfterftele Hchenftein 
in der Oberförfterei Kemel dem bisherigen forftverforgungsberedhtigten Jäger Albert 
Abendroth, die Förkterjtelle Bärbah in der Dberförfterei Gagenelnbogen dem bisherigen 
forftverjorgungsberechtigten Jäger Reinhold Abraham und die Förfterftele Wilhelms: 
dorf in der Oberförfterei Wehrheim dem bisherigen forftverforgungsberechtigten Jäger 
Guſtav Hillebrand 
unter Ernennung derfelben zu Förftern, 

und die Förfterftelle Auldaufen in der Oberförfterei Cammerforſt dem bisherigen 
Förfter Feller zu Neuhof übertragen worden. 

Lehrer Höfer von Geilnau ift an die neu errichtete Zehrerftelle an der Mittelfchule 
zu Wiesbaden und Lehrer Schwarz von Laurenburg nah Geilmau verjegt worden. 

Die Schul-Eandidaten Lorenz Spig von Eppenrod und Hermann Weil von Emme- 
rihenhain find mit Verjehung von Lehreritellen, der erftere zu Eifa, der legtere zu Broms— 
firchen im Kreife Biedenkopf beauftragt worden. 

Lehrgehülfe Kreg in Salz ift auf Anfuchen entlaflen und Schulcandidat Friedrich 
Matzack von Montabaur an die Lehrgehülfenftelle zu Salz dirigirt worden. 

Reallehrer Dr. Grimm an der höheren Töchterſchule zu Wiesbaden ift auf An— 
ſuchen entlaffen und Dr. Adam Heid aus Gimbsheim in Rheinheſſen proviforiih mit 
Verſehung diefer Stelle beauftragt worden. 

Lchrer Gompf von Rodheim ift nah Dams- und Diedenshaufen und Schulvicar 
Weigel von Dams- und Diedenshaufen nah Rodheim im Kreiſe Biedenkopf verſetzt 
worden. 

Der frühere Lehrer Moll zu Nifter ift mit Verſehung der Lehrvicarftelle zu Löhn- 
feld beauftragt worden. : | 

Lehrer Weil zu Höchſt ift penftonirt, Lehrer Hoffmann von Erbach, Amts Elt— 
ville, nah Höchft, Lehrer Grünmeller von Ransbach nah Erbach verfegt worden. 
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Bekanntmachung. 


Indem ich nachſtehenden Auszug aus dem Beſchluſſe des Königlichen Staats-Mini— 
fteriums vom 27. Juni ec. zur öffentlichen Kenntniß bringe, fordere ich zugleich diejenigen 
Perſonen, melde nah den betreffenden Beftimmungen Anfprühe auf Eivil-Berforgung 
und Eivil-Anftellung zu haben glauben und diefe Anſprüche noch nicht angemeldet haben, 
biermit auf, ihre etwaigen Anfprühe auf Uebertragung von Givilftellen, melde zum 
Reffort der hiefigen Königlichen Regierung gehören, unter Borlegung der betreffenden 
Nachweiſe binnen vier Wochen bei mir anzumelden. 

Wiesbaden, den 16. October 1868. 

Der Königlihe Regierungs-Präfident. 
von Dieft. 


Beichluß 
des Röniglihen Staats-Minifteriums , betrefferd die Anwendung des Neglementse nom 16/20. Juni 
1867, über die Eivil-Berforgung und Civil-Anftellung der Militäv-Perjonen des Heeres und ber 
Marine vom Feldwebel abwärts in den neu erworbenen Yandestheilen. 


In Ausführung des Allerhöhften Erlafjes vom 20. Juni v. Is. hat das König: 
Lihe Staats-Minifterium zur Anwendung des Reglements vom 16. Juni pr. über die 
Civil-Verſorgung und GCivil:Anftellung der Militär: Perfonen des Heeres und der Marıne 
vom Feldmebel abwärts, in den neu erworbenen Zandestheilen folgende beiondere Anord— 


nungen beichlofien: 
l 
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Für die Provinz Heflen. 
Zum 8S. 2. 
A. den Civil-Verſorgungsſchein können erhalten: 
die penfionsberechtigten Invaliden der vormald Großherzoglih Heſſiſchen, Kurheſ— 
ſiſchen und Naflauifhen Truppen, melden nad den bezügliden Beftimmungen in 
ihrer Heimath früher der Anſpruch auf Verſorgung bereit zuftand. 
B den Civil-Anſtellungsſchein können erhalten, ohne Invalide zu fein: 

1) diejenigen vormals Kurheſſiſchen Militär: Perfonen , welche auf der dem König- 
lihen General-Commando des 11. Armee-Corps überfommenen „Verſorgungs— 
Lifte“ ftehen oder nach Abſchluß derjelben bei fortdauernd guter Führung eine 
12jährige Dienftzeit zurüdgelegt haben, 

3) diejenigen vormals Naffanifchen Militärs , welche als Militär-Anwärter in ber 
bisher von der Königlichen Regierung zu Wiesbaden refortivenden Verjorgungs- 
Lifte aufgezeichnet find, fofern diefelben mindejtens 12 Jahre gedient haben. Bei 
geringerer als 12jähriger, jedoch mindeftens 10jähriger Militärdienftzeit ift diefen 
Anwärtern der Anftellungsichein mit der Beihränfung zu ertheiten, daß derſelbe 
nur innerhalb des vormals Herzoglic Naſſauiſchen Gebiets Gültigkeit hat. 

Von den vormals Nafjauischen, jet im Preußifhen Dienfte ftehenden Unter: 
offizieren können die Anftellungs-Berehtigung nach 10jähriger Dienftzeit mit der 
ebengedachten Beſchränkung nur noch diejenigen erlangen, weige vor dem 1. October 
1860 eingetreten find. 

3) die vormals Großherzoglih Heſſiſchen Soldaten, welche durch 12jährige tadellofe 
Dienftzeit den Anſpruch auf Eivil-Anftelung nad den bezüglichen Beftimmungen 
ihrer Heimath erworben hatten. 

Zum $. 6. 

Die für Militär-Anmwärter ausschließlich beftimmten Civil-Stellen können auch noch 
bejegt werben mit ſolchen Perſonen, melde in dem betreffenden Dienftfahe oder im 
Vorbereitungsdienfte zu demfelben jhon aus der Zeit vor dem 1. October 1866 her 
bef&häftigt find, ohne daß fie ald Staatsdiener angeftellt waren. 

Ein Verzeichniß diefer Perfonen ift von dem Ober-Präfidium feftzuftellen. 

Nähftdem find die Behörden gehalten, zur Bewerbung um joldhe Stellen, für welche 
fih Militär-Anmwärter der geringen Dotirung wegen nicht gefunden haben, diejenigen 
Kurheifiihen und Nafjauifhen Invaliden aufzufordern, welchen nah $. 6. des Heſſiſchen 
Regulativs vom 8. März 1831 und des Nafjauiihen Edict$ vom 3. Juni 1845, 8. 3, 
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dergleichen Stellen bei vorhandener Dualification gegen Siftirung der ihnen gewährten 
Penfionen übertragen werden fonnten. 


Bum 8. 8. 


In die durch Anlage A. des Neglements feftgeftellte Ueberſicht der Unterbeamten: 
ftellen, welche, ſoweit nicht ein Anderes beftimmt worden, ausſchließlich mit Militär: 
Anmärtern zu bejegen find, werden nachfolgende Dienftftellen aufgenommen unter 


1. 1 C. Weichenwärter (Weichenfteller), Gepäcdwieger und Bader (Wiegemeifter), 


Gondueteure (Schaffner), 
Stations-Vorftände 
Bahnhofs⸗Inſpectoren 
„ Borftände I. u. I. Klaſſe 
» Bermalter 
Einnehmer, 
Bahnhofs-Vorſtände II. Klaſſe 
Expeditions-⸗Gehülfen (Stations-Aſſiſtenten), 
Material⸗Auſſeher 
Bahnhofs⸗Aufſeher 
Factoren und Gehülfen für Billetdruckerei (Billetdrucker), 
Zugmeiſter (Zugführer), 


Stationsvorſteher I. und I. Klaſſe, 


| (Stations-Auffeher), 


| (Magazin-Auffeher), 


unter Il. 1 F. Materialien-Ausgeber, 


Kohlenmeſſer, 
Fruchtmeſſer, 


.Schlagtaufſeher (Holzhofswärter), 
. Verwalter und Krankenwärter an der Heil- und Pflegeanſtalt Eichberg, 


Hausmeiſter, 
Hauscaſſirer, bei den Bade- u. Brunnen-Verwaltungen, 
Bademeijter u. a. Unterbeamte 


. Kreisbereiter, 


Polizei-Wachtmeifter, 
Stadt-Wachtmeiſter, 
Hausmeiſter, 


Ausrufer, 
1 * 
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unter U. 5. Unterbediente bei der Domanial-Weinbau: und Keller-Bermaltung, 
„ 1. 6. Gefängniß-Inſpectoren (Ober:Aufieher). 
Zum $. 10. 

Die Secretäre der Kreid- und Amtägerichte find in der Annahme der zu ihnen in 
einem Privatdienftverhältnifje ftehenden Büreau:-Gehülfen und Schreiber nit beichränft. 
Zum $. 11. 

Das dem verjorgungsberechtigten Militär-nvaliden in Beziehung auf beſoldete 
jtädtiiche IUnterbedientenftellen durch den am 30. September 1867 in Geſetzeskraft ge: 
tretenen Allerhöhften Erlaß vom 22. September pr. eingeräumte Vorzugsrecht findet 
gegenüber denjenigen Perſonen nicht ftatt, welche bereitö aus der Zeit vor dem 30. Sep: 
tember v. Is im Unterbeamtendienfte der betreffenden Stadt ohne fefte Anftellung, jedoch 
mit Ausficht auf eine ſolche, beihäftigt find. 

Berlin, den 27, Juni 1868. 

Königlihes Staats-Minifterium. 
Freih, von der Heydt, von Roon, Gr. von Itzenplitz, 
von Mühler, Dr, Leonhardt. 


Polizei-Berorvpnmung 


Auf Grund des $. 11. der Verordnung über die Polizei-Berwaltung vom 20. Sep: 
tember v. Is. wird hierdurh von der unterzeihneten Königlihen Regierung in Betreff 
der Gewinnung von Phosphorit für den Umfang des Regierungsbezirts Folgendes 
verordnet: 

3 R 

Die Gewinnung von Phosphorit durch Tiefbau oder gefahrbringenden Tagebau 
darf nur unter Leitung, Aufjiht und Verantwortlichteit von Perſonen geführt werden, 
deren Befähigung hierzu dur ein von einem Königlichen Bergrevierbeamten ausgeftelltes 
Atteſt anerlannt ift. 

8. 2. 

Die im $. 1 erwähnten Auffeher find verpflichtet, ſowohl die nachftchenden Vor: 
ſchriften felbft zu befolgen, als auch die ihnen untergebenen Arbeiter zur Befolgung 
derjelben anzubalten. 
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8. 3. 

Sämmtliche unterirdiſche Baue müſſen bei der Anlage gegen ein Hereinbrechen des 
Geſteins hinreichend ſicher geſtellt und, ſolange ſie benutzt werden, in ſicherem Zuſtande 
erhalten werden. 

8. 4, 

In Tagebauen find die Böſchung, die Höhe und Breite der Abraum- und Abbau- 
jtraßen jo einzurichten, wie dies der Schug der Oberfläche und die Sicherheit der Arbeiter 
erfordern. 

$. 5. 

Die Phosphoritgewinnung darf nur in einer ſolchen Entfernung von bereit3 vor: 
bandenen und betriebenen Grubenbauen ftattfinden, dab weder vie Sicherheit der 
Baue, noch das Leben und die Gejundheit der Arbeiter gefährdet wird. 

8. 6. 

Alle Oeffnungen der Schächte und Geſenke, ſowie alle Zugänge zu —— unter 
oder über, Tage, ſind derartig abzuſperren, daß Niemand ohne Oeffnung des Verſchluſſes 
in den Schachtraum gelangen. fann. 

8. 7. 

Gezähſtücke, Holz, Steine und andere loſe Gegenftände dürfen nur in folder Ent- 
fernung von Schächten und Gefenken niedergelegt und geduldet werden, daß ein Hinab- 
fallen derjelben in Letztere nicht erfolgen kann. 

8. 8, 

Ber der Förderung in Schächten und Gefenfen ift die Verbindung zwiſchen Förder: 
feil und Fördergefäß fo berzujtellen, daß eine zufällige Löfung derfelben nicht ftatt- 
finden fann. 

$. 9. 

Allen über der Mündung von Schähten und Geſenken angebradten Haspelvorrid- 
tungen muß eine jolhe Einrichtung gegeben werden, daß das Abziehen und Einhängen 
der Fördergefäße ohne Gefahr für die damit befchäftigten Arbeiter erfolgen kann. 

Jeder Haspel muß mit Vorſtecknägeln oder einer anderen fiheren Sperrvorrichtung 
verſehen jein. 

8. 10. 

Menn die Arbeiter auf dem Seile ein: oder ausfahren, jo muß die Feftigkeit des 
Förderfeils, jowie deflen Befeftigung am Rundbaume und Fördergefäße mindeftens eins 
mal täglih genau unterjucht werden. 
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g. 11. 

Es ift verboten, auf einem belabenen Fördergefäße ein- oder auszufahren. 

g. 12. 

Baue, in denen ftidende Wetter vorfommen oder zu beforgen find, müffen vor dem 
jedesmaligen Anfahren der Belegichaft von dem Aufſeher oder einem zuverläffigen Arbeiter 
auf das Vorhandenſein ftidender Wetter mit brennendem Lichte unterfucht werben. Gine 
gleihe Unterfuhung muß nad einem Stillftande des Betriebs und nad Feiertagen bei 
jedem Baue vorgenommen werben 

Das Betreten ſolcher Baue vor der Unterfuchung feitens der Arbeiter ift verboten. 

Zeigen ſich ftidende Wetter, fo darf das Einfahren erſt nad deren vollftändiger 
Beleitigung geftattet werden. 

8. 13. 
Bei Arbeiten unter Tage dürfen mweiblihe Arbeiter nicht beihäftigt werden, 
g. 14. 

Zumiderhandlungen gegen vorftehende Verordnung, deren ftrenge Uebermahung den 
Polizei-Behörden, insbefondere auh den Bau:Behörden obliegt, werden, jomeit nicht bie 
Beftimmungen des $. 345 des Strafgefegbuhs anwendbar eriheinen, mit einer Geld- 
ftrafe bis zu 10 Thalern oder, im, Falle des Unvermögens , mit verhältnißmäßiger 
Gefängnißftrafe geahndet. 

$. 15. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. November d. Is. in Wirkfamteit. 
Miesbaden, den 29. September 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Menjel. 


PBerjonal-Chronif. 


Seine Majeftät der König haben allergnädigit geruht 

dem Gonfiftorial- und Kirchenrath a. D., Dr. Otto, den Kronen-Drben 3. Klafie, 

dem Profefior und Dekan Nebe zu Herborn den rothen Adler-Orden 
4. Klaſſe, und 

dem Necepturbiener Studer zu Gaub bei feinem Ausicheiden aus dem BDienfte 
das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen, 
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dem Brunnen: Arzt Hofratb Dr. Genth zu L.-Schwalbach die Erlaubniß zu er: 
teilen, den ihm von Sr. Majeftät dem Kaifer von Rußland verliehenen St. Stanis: 
laus » Orden zweiter Clafje annehmen und tragen zu dürfen, 
dem biöherigen Polizei-Hauptmann Langer zu Frankfurt a. M. den Character 
als Polizei: Director, und 
dem Buchhalter Wilhelm Schmweisgut bei dem Brunnencomptoir zu Niederjel- 
terö den Character als „Rechnungs-Rath” zu verleihen. 


Verfonal-Beränderungen bei den Juſtiz-Behörden im Appellations 
gerihtsbezirfe Wiesbaden pro September 1868. 


1) Bei dem Appellationdgeridte: 


Der Actuarius Nirdorff ift ald Bureau-Diätar angenommen worden. 
2) Bei dem Kreisgerichte zu Limburg: 
Der Rendant Wolters von Wiesbaden ift hierher verjegt. 
3) Bei dem Kreisgeridte zu Wiesbaden: 
Der Rendant Höttede von Limburg ift hierher verſetzt. 
4) Bei dem Amtsgerichte in Eltville: 
Der Gerichtäbote Bald ner ift als folcher definitiv angeftellt. 
5) Bei dem Amtsgerichte in Königftein: 

Der frühere Landoberfhultheigereigehilfe Horn ift ald Amtsgericht3-Secretär befi- 
nitiv angeftellt. 

6) Bei dem Amtsgerichte in Ober-Lahnftein: 

Der Militär-Anmwärter Horz ift als Hilfsbote angenommen. 

Die Förfterftclle Hedholzhaufen im der Oberförfterei Merenberg ift vom 1. De 
tober er. ab dem bisherigen Forftverforgungsberehtigten Jäger Heinrih Keßler unter 
Ernennung desjelben zum Förfter übertragen worden. 

Profeffor Nebe zu Herborn ift von der Direction der Realſchule dafelbft auf 
Anſuchen entbunden und Reallehrer Auguft Chun zum Real Oberlehrer und Dirigenten 


derjelben ernannt worden. 
Lehrvicar Stahl zu Flammersbah ift Erankheitshalber beurlaubt und Schulcan- 


didat Heinrich Stoll von Sechähelden mit Verfehung der Lehrvicarftelle zu Flammere⸗ 
bad beauftragt worden. 

Die Schulvicare Georg Köhler und Wilhelm Schmidt zu Biedenkopf find zu 
Zehrern an der Elementarſchule daſelbſt ernannt worden. 
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Lehrer Schmidt zu Bermbach ift nah Stein-Neukirch verfegt und Schulcandidat 
Johann Ungeheuer von Arfurt an die neu errichtete Lehrgehilfenftelle in Dehrn diri— 
girt worden. j 

Lehrer Gaſſſer zu Flörsheim ift als Lehrer an der Schule zu Niederrad beftätigt, 
Lehrer Korn von Mittelhofen nah Flörsheim, Lehrgehilfe Münz von Niederdrechen 
als Lehrer nah Mittelhofen verjegt und Schulcandivat Joſeph Ohlig von Mengersfir- 
hen mit Berfehung der Lehrgehilfenftelle zu Niederbrechen beauftragt worden. 

Dem früheren Lehrer Weber zu Gemmerich ift die Lehrvicarftelle zu Zimmerfhied 
definitiv übertragen worden. 

Lehrer Schardt von Wider ift nah Camp, Lehrer Klaus von Vockenhauſen nad 
Wider, Lehrgehülfe Löhr von Münfter als Lehrer nach Vodenhaufen, Lehrgehülfe Her— 
born von Elz in gleicher Eigenſchaft nah Münfter und der bisher als Subftitut in Camp 
verwendete Schulcandidat Jacob Hohler von Dfterfpai an die Lehrgehülfenftelle zu Elz 
dirigirt worden. 

Der proviforifhe Lehrgehülfe Kredel zu Eitelborn, ſowie der proviforifche Lehr: 
vicar Schol zu Laugenbrüden find an ihren feitherigen Stellen definitiv angeftellt worden. 


Todesfälle. 


Am 2. September ift der Lehrer Reihard zu Eihbah, am 9. ejusd. der Lehr: 
vicar Meurer zu Willingen, am 1. October der Lehrer Weber zu Nochern und am 
5. ejusd. der Lehrer Kespe zu Naftätten geftorben. 
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Nr. 41. Wiesbaden, ven 25. October 1868. 
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Mit Bezugnahme auf die in Nr. 65 der Geſetzſammlung publicirte Allerhöchſte 
Verordnung vom 15. Detober d. J.,, durch welche die beiden Häuſer des Landtages der 
Monardie, das Herrenhaus und das Haus der Abgeordneten, auf den 4. November d. J. 
in die Haupt: und Refidenz- Stadt Berlin zufammenberufen worden find, made ich bier: 
duch befannt, daf die befondere Benahrihtigung über den Ort ımd die Zeit der Er: 
öffnungs-Sikung in dem Bureau des Herrenhaufes und in dem Bureau des Haufes der 
Abgeordneten am 3. November in den Stunden von 8 Uhr früh bis Abends und am 
4. November in den Morgenftunden offen Liegen wird. Im diefen Bureaur werden auch 
die Legitimations-Karten zu der Eröffnungs-Sigung ausgegeben und alle fonft erforder: 
lichen Mittbeilungen in Bezug auf diefelbe gemacht werben. 


Berlin, den 21. October 1868. 
Der Minifter des Innern. 


Gr. Eulenburg. 
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Nr. 42. Wiesbaden, den 14. November 1868. | 
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Nachſtehende Befanntmahung des Herrn Finanzminifters: 
Bekanntmachung. 

Nachdem der Bundesrath des Zollvereind auf Grund des Art. 6 des Vertrages 
vom 8. Juli 1867 wegen Fortdauer des deutihen Zoll: und Handelsvereins beichlofien 
bat, daß die Art. 3 bis 5 und 10 bis 20 des gebadten Bertrages in verjchiedenen, 
zum Gebiete der Preußiihen Monardie und der freien Stadt Hamburg gehörigen, bie 
her von der Zollgrenze ausgeſchloſſen gebliebenen Landestheilen in Wirkfamfeit treten 
follen, und der Zeitpunkt hierzu durch Allerhöchſte Beitimmung des Präfiviums auf den 
I. November d. 3. feftgefegt worden ift, werden die folgenden Zandestheile von dieſem 
Zeitpunfte an in den Verband des Gejammtzollvereind aufgenommen werben, nämlich: 

I. die zur Preußiihen Monarchie gehörigen Elbinfeln Overhaken und Finfenwärder: 

Blumenjand, ſowie die Preußifchen Antheile der Landſchaft Kirchwärder. 
U. die folgenden Hamburgiſchen Gebietstheile: 

1) im Norden von Hamburg: 
die Boigteien Langenhorn, Groß-Borftel, Fuhlsbüttel, Klein-Borftel, Obls- 
dorf, die Voigtei Alfterdorf, mit Ausfhluß eines füblih von dem Dorfe 
gleihen Namens belegenen Theil, und der nordöftlihe Theil der Woigtei 
Barmbek bis zur Nordjeite des Dorfes gleichen Namens; 

2) im Sübdoften von Hamburg: 
außer den nah der Belanntmahung vom 26. Februar d. 3. bereits feit 
dem 11. Februar d. J. angefchloffenen Hamburgiſchen Gebietstheilen: 
die Vierlande, die WVoigteien Neitbrod, Ochſenwärder, Tatenberg, Speben- 
land, die Voigtei Billwärder, jedoh mit Ausichluß des weftlih von der 
Hamburgiſchen Aeccifelinie belegenen Theils und von der Boigtei Billwär- 
der Ausſchlag der öftlih von Nothenburgsort und ſüdlich von der Berlin: 


Hamburger Eifenbahn belegene Theil; 
1 
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3) im Süden von Hamburg: 
die Voigtei Moorburg; 

4) im Amte Rigebüttel: 
das Amt Rigebüttel, die Fleden Rigebüttel und Cuxhaven, mit Ausſchluß 
des Cuxhavener Außendeiches. 

Die zu I. erwähnte Jufel Finkenwärder-Blumenſand und die zu I. 3 und 4 be 
zeichneten Landtheile iind dem Geichäftsbezirfe des Provinzial-Steuer-Directord zu Han: 
nover, dic übrigen zu J. und II. gedachten Landestheile aber dem Geichäftsbezirfe des 
Provinzial-Steuer-Directors für Schleswig-Holftein Hinfichtlih der Verwaltung der Zölle 
und der inneren indirecten Steuern angeſchloſſen. 

Das Borjtehende wird hierdurch mit dem Bemerfen zur öffentliden Kenntniß ge 
bradt, daß die Grenzbewahung gegen die vorgedadhten Gebietätheile wegen der zu erbe: 
benden Nachiteuer einftweilen fortdauert und die Bekanntmachung des Zeitpunftes, mit 
welhem der vollftändige freie Verkehr eintritt, noch vorbehalten bleibt. 

In Abficht der einer innern indirecten Steuer unterliegenden Erzeugniſſe — Brannt: 
wein, Bier und Tabak — findet zwiſchen Preußen und den dieferhalb mit Preußen ver: 
bundenen Theilen des Norddeutihen Bundes einerjeitd? und den vorgedachten Landes: 
theilen andererieit3 künftig ein völlig freier Verfehr ftatt, jo daß beim Uebergange der 
gedachten Gegenftände gegenfeitig weder eine Abgabe erhoben, noch erftattet wird. Bis 
zum Zeitpunkte des Eintritts der vollen Werfehrsfreiheit bleibt jedoch der abgabenfreie 
Uebergang für Branntwein und Tabak, welche aus den neu angefchlojfenen Landestheilen 
fommen, ausgejegt. 

Endlih wird zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß vom 31. d. M. ab in Ham- 
burg ein zollvereinsländiihes Hauptzollamt unter der Leitung des Provinzial-Steuer: 
Directors von Schleswig: Holjtein in Wirkſamkeit tritt. Dasfelbe übt ald Grenz, Ein- 
und Ausgangs: Amt die Befugnifje eines Hauptzollamts mit der Maßgabe aus, daß von 
demfelben einftweilen Abfertigungen für den Verkehr auf der Elbe nicht ertheilt werden. 

Berlin, den 24. Dectober 1868. 
Der Finanzminifter 
v. d. Heydt. 
bringe ich hiermit zur oͤffentlichen Kenntniß. 
Caſſel, den 2. November 1868. 
Der Provinzial: Steuer » Director. 
In Vertretung: 
Schellenberg. 
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Verzeichniß der Zollitellen, 


welhe in Folge des Zollanichluffes Hamburgiicher Gebietstheile : 
a. neu errichtet werden, resp. bejtehen bleiben, 
b. aufgehoben werben, 
mit der Angabe, 
melden von den erftbezeichneten Aemtern in Bezug auf Begleitichein: Ausfertigung oder 
Erledigung erweiterte Befugniſſe beigelegt find. 


1? 





Provinzial: Behörde, 














1. 


2. 


L; 


2. 


Provinzial: Steuer - Director 
zu Glüdjtabt 


Provinzial: Steuer - Director 
zu Hannover 


Provinzial: Steuer » Director 


zu Glückſtadt 


Provinzial: Steuer : Director 
zu Hannover 


Haupt- Haupt: Steuerämter. 
Bollämter | Sturämtr | oO 
(x mit (x mit Haupt⸗ 
Niederlage). | Niederlage). Ort. anmis⸗ 
bezirk 
u. 10. Ber | 





A. Neu erridtete, 


' 


1. | Bergedorf. Wandsbed. 




















Nebenzollämter 1. Klaſſe (x mit Nieder: L 
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lage). 
m : Bemerkungen über beigelegte befondere Befugnifie. 
Ort Hauptamts: 
, ; bezirf. 
—— — — —— — — — — — —— —— —— 
6. | 8. 
— — — — —ñ—e —ñ— —— —ñes —ñ —— 
Sämmtliche Nebenzollämter I. find zur Reviſion der über 
. diefelben etwa eingehenden Ertrapoften befugt, und gefchieht 
resp. fortbeftebende Zollftellen. zutreffenden Falles davon Reviſion an der Amteftelle.) 
Außerdem befigen fie durchweg unbeſchränkte Hebebefugnif : 
1. | Eppendorf Dttenien. Zu Spalte 6. Nr. 1. Das Nebemzollamt I. Eppendorf 
bat die Befugniß zur Ausfertigung und Erlebigung von 
Begleitfcheinen 
2. Barmbed 
3. | Billwärder:Billdeich Wandthet Zu Spalte 6. Nr. 3. Das Nebenzollamt I. Billwärber- 
4, | Rothenburgsort Billdeih beſteht bereits feit tem 11. Februar 1868. 


1. | Harfesheide 

NE 3 n 

8. | — Wandsbeck. 
4. Bergedorf | 

5. | | 
—J— nn Geeftemünde. 








Moorfleth 
Bollenfpider Wanböbed. 


Geeſthacht Lauenburg. 


Moorburg Harburg. 
am LZandungsdamm 


Gurbaven Geeſtemünde. 


9. 
hobene Zollſtellen. 


mit Niederlage 
für Havarirgüter 


Zu Spalte 4. Nr. 1. Das bisherige Nebenzollamt J. 
Bergedorf ift in ein Steueramt umgewanbelt, hat aber 
die Befugniß zur Begleitfchein-Ausfertigung und Erle- 
bigung, ſowie zur Abfertigung der auf der Eifenbahn 
im Anfageverfahren eingehenden Waaren beibehalten. 

Zu Spalte 6. Nr. 5. Dem Nebenzollamt I. Moorfleth 
ft die Befugniß zur Ausfertigung und Erledigung von 
Begleitfcheinen beigelegt. 

Zu Spalte 6. Nr. 7. Das Nebenzgollamt I. Geefthacht 
beftebt bereits feit bem 11. Kebruar 1868. 


Zu Spalte 6. Nr. 9. Das Nebenzollamt 1. Gurbaven 
bat die Befugniß zur Ausfertigung und Erledigung von 
Begleiticheinen; mit demſelben ift auch eine betachirte 
Zollabfertigungsitelle in Rigebüttel verbunden. 


Zu Spalte 6. Wr, 4. cf. Abtheilung A. Spalte 4. Str. 1. 
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Bekanntmachung. 


Es wird hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebradht, daß neue Rechnungstafeln 
zum Vereins» Zolltarif und zwar zur Reduction des Bruttogewichts auf Nettogewicht, 
ſowie zur Berechnung der Abgaben, im Königlihen Finanzminiſterium aufgeftellt worden 
find, welche bei den Amtsftellen eingefehen und aud im Wege des Buchhandeld von der 
Jonas'ſchen Verlagsbuhhandlung in Berlin zum Preife von 15 Ser. für das Eremplar 
bezogen werden können. In denfelben find für die Berehnung des Nettogewichts ftatt 
der bisherigen Lothe, Hunderttheile eines Pfundes zum Anſatz gebradt. 

Caſſel, den 5. November 1868, 
Der Provinzial: Steuer: Director. 
In Vertretung: 
Schellenberg. 


Perſonal⸗Chronik. 


Seine Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht 

dem Geheimen:Regierungsrat) a. D. Albrecht zu Wiesdaden den Kronen-Drben 
dritter Klaſſe, und 

den Regierungs: Secretären, Revifionsräthen Künkler, Kobbe, Saßmann und 
Herbed den Charakter als Rehnungsräthe zu verleihen, 

dem Kealoberlchrer Chun zu Langenihwalbah und dem Lehrer Klaas zu Mo: 
gendorf, aus Anlaß ihres 5Ojährigen Amtsjubiläiums, dem eriteren ven Rothen Abler- 
Drden mit der Zahl 50 und dem legteren das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Zahl 50; 
jodann den Lehrern Debus zu Dotzheim und Vogelsberger zu Diedenbergen, bei 
Gelegenheit ihrer Emeritirung, das Allgemeine Ehrenzeichen, und 

dem Steuermann Martin Napp Ir zu Caub das Verdienft- Ehrenzeichen für Ret- 
tung aus Gefahr zu verleihen, jodann 

dem praftiihen Arzt, Hofrath Dr. EEE zu Wiesbaden die Erlaubniß zu 
erteilen, das ihm von Ihrer Majeſtät der Königin von Spanien verliefene Ritterkreuz 
des Didens Jiabella der Katholiihen annehmen und tragen zu dürfen. 


%- 
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Amtmann Habel zu Braubah, Amtsverwalter Hofgerichtsrath Schellenberg zu 
Höhft, Amtmann Gieße zu Montabaur, Amtmann Seyberth zu Rüdesheim, Amt: 
mann Schütz zu Runfel, Amtsverwalter Schmidt zu Ufingen, Amtmann Opper: 
mann zu Wehen, Amtsverwalter von Rößler zu Langenihwalbah, Amtmann von 
Reihenau zu Weilburg, Amtmann Raht zu Wiesbaden und NRegierungs - Affeffor 
Dr. Schulge zu Dillenburg find zu Amtmännern ernannt, beziehungsweiſe denjelben 
neue Patente ertheilt und die von ihnen verwalteten Aemter definitiv übertragen worden. 

Dem Amtmann Lorsbach zu Wallmerod ift gleichfalls ein neues Patent ertheilt 
und das erledigte Amt Limburg übertragen worden. 

Die interimiftiiche Verwaltung des Amts zu Wallmerod ift dem Negierungs = Aeceffiften 
Göbel zu Biedenkopf, die interimiftiiche Verwaltung des Amts zu Königftein dem 
Regierungs: Affeffor Kraus zu Homburg übertragen morden. 

Der Oberförſter-Eandidat Fonk ift zum Regierungs: und Forftreferendarius er: 
nannt. 

VPerfonal:VBeränderungen im Bezirk der Telegraphen:Direction 
Frankfurt a. M. 

Ernannt find zu Ober: Telegrapfiften: die Telegraphiften Brüggenmerth in 
Gießen und Beenhaſe in Frankfurt a. M.; 

zu Telegraphenboten: die Botenprobiften Sengpiel, Shmidt, Hoffmann, Her: 
biht, Helm ud Würfhing in Frankfurt a. M., Trott, Biol und Broft in 
Mainz und Berghoff in Eaflel: 

Zum Telegraphen-Stations-Verwalter ijt der Uhrmaher Edelmann in Imnau 
ernannt. 

Verſetzt find: die Ober-Telegraphiiten Walther von Langenſchwalbach nad Frank: 
furt a. M., Graf von Mainz nah Döbeln, Faber von Berlin nad Mainz. 

Geftorben ift der Telegraphen= Bote Thorn in Wiesbaden. 

Die duch BVerfegung des Schulinipectors Ehrlich von often zur Erledigung 
gefommene Sculinipection über die katholiſchen Schulen im Amte Idſtein ift dem Pfarrer 
Meyer zu Camberg übertragen worden. 

Der Schulvicar Wagner zu Bottenhorn im Kreife Biedenkopf ift auf Anfuchen 
entlafjen und der Schulcandidat Wilhelm Ortmann von Offdilln mit Verfehung der 
Lehrerſtelle dajelbjt beauftragt worden. 

Schulamtscandidat W. Meufer an der Realichule zu Ems ift definitiv zum or» 
bentlihen Lehrer an derſelben ernannt worden. 
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Lehrgebülfe Gies von Singhofen ift als Lehrer nah Ransbach verfegt und der 
frühere Lehrgehülfe Johann Schneider von Wernborn mit Verſehung der Lehrgehülfen- 
ftele zu Singhofen beauftragt worden. 

Lehrer Schneider zu Oberjtedten, Amts Homburg, ift auf Anfuchen entlafjen und 
Lehrer Fetter von Finfternthal nach Oberſtedten verfegt worden, 

Lehrvicar Haas von Weißenberg ift mit Verjehung der Lehrerſtelle in Willingen, 
und Schulcandidat Carl Sanner von Wölferlingen mit Berfehung der LZehrvicarftelle 
in Weißenberg beauftragt worden. 

Lehrvicar Müller zu Eichenftruth ift als Lehrer nah Bermbach verfegt und 
Schulcandidat Auguft Schaus von Dberneifen an die Lehrvicarftelle zu Eichenftruth 
dirigirt worden. 

Reallehramtscandidat Auguft Theodor Bauer aus Tübingen iſt proviſoriſch mit 
der Verjehung einer Lehrerſtelle an der NRealihule zu Erbach beauftragt worden. 

Lehrvicar Peter von Schönau: Strüth ift als Lehrer nad Laurenburg verjegt und 
Schulcandivat Wilhelm Mager von Hahnftätten an die Lehrvicarftelle zu Schönau— 
Strüth dirigirt worden, 

Lehrer Ziegenmeier von Oberrod, Amts Idſtein, ift beurlaubt und Lehrgehülfe 
Jung von Neuhof als Lehrer nad Oberrod verfegt worden. 

Der Lehrerin Barbara Chrift zu Erbach ift auf Anfuchen die Erlaubniß zur An: 
nahme einer Zehrerinftelle an der Englischen Fräuleinihule zu Frankfurt a. M. ertheilt 
und die Lehrerin Barbara Molf von Hattenheim mit Verſehung der Lehrerinftelle zu 
Erbach proviforiich beauftragt worden. 

Lehrer Heun von Wiesbaden ift nah Braubach und Lehrer Delatour von Brau- 
bach nad Wiesbaden verſetzt worden. 

Die proviforiichen Lehrvicare Nind zu Kadenberg und Trum zu Ailertchen find 
an ihren Stellen definitiv angeftellt worden. 

Der Lehrer Lenhard zu Mündersbach ift am 15. October I. 3. geftorben. 


Beilage 


zum 
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Nr. 43. Wiesbaden, den 4. Dezember 1868. 
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Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des z. 11 der Verordnung über die Polizei-Verwaltung in den neu 
erworbenen LZandestheilen vom 20. September v. 8. Geſ.Samml. pro 1867 Seite 
1529) wird hierdurch von der unterzeichneten Königlichen Regierung in Betreff des unbe: 
fugten Betriebes conceffionspflictiger Gewerbe für den aus dem vormaligen Herzogtum 
Naffau und dem Bezirke des Verwaltungsamts Homburg v. d. H. beftehenden Theil des 
Regierungsbezirts Nachſtehendes verordnet: 

Wer den jelbitftändigen Betrieb eines ftehenden Gewerbes, zu deflen Beginn eine 
befondere polizeilihe Genehmigung erforderlih ift, ohne diefe Genehmigung ermirkt zu 
haben, beginnt oder fortiegt oder von den in der Genehmigung feitgejegten Bedingungen 
abweicht, verfällt, abgejehen von der etwa wegen Gewerbefteuer:Defraudation verwirkten 
Strafe, in eine Geldftrafe bis zu zehn Thalern oder, im Falle des Unvermögens, in 
eine verhältnißmäßige Gefängnißftrafe. 

Wiesbaden, den 30. November 1868. 
Königlihe Regierung, 
Abtheilung des Innern. 
v. c. Schröder. 
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Nah Verfügung des Herin Finanz Minifters find die auf die Fortichreibung der 
Gebäudefteuerrollen bezüglihen Geichäfte bis auf Weiteres in dem Kreiſe Biedenkopf den 
Steuercommiflären zu Biedenkopf und Gladenbach in deren feitherigen Bezirken, in dem 
Amtsbezirte Homburg ſowie in den Aemtern Königftein und Ufingen dem Steuercom- 
miffar zu Homburg, in dem Dillfreife, Oberweſterwaldkreiſe, Unterweſterwaldkreiſe, 
Oberlahnkreiſe, Unterlahntreife, Rheingaufreife und Untertaunuäfreife den betreffenden Land— 
räthen übertragen worden. 

Diejes jomwie die anliegende vorläufige Anweiſung über das Verfahren bei der 
Fortihreibung der Gebäudefteuerrollen vom 9. September d. Is. werden hiermit zur 
öffentlihen Kenntniß gebradt. 

Wegen Fortichreibung der Gebäudefteuerrollen in dem Stadtbezivfe Wiesbaden und 
dem Mainkreiſe wird demnächſt Weiteres nadhfolgen. 

Wiesbaden, den 24. November 1868. 
Königlihe Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forften. 
von Dresler. 


Nachſtehende Belanntmahung des Herrn Finanz-Minifters: 
Bekanntmachung. 


In Verfolg der Belanntmahung vom 24. vor, Mts. wird hierdurd zur öffentlichen 
Kenntniß gebradt, daß nah erfolgter Beendigung der Revifion der nachjteuerpflichtigen 
Waaren in denjenigen Preußiihen und Hamburgiſchen Gebietötheilen, welche nad der 
vorgedachten Belanntmahung in den Verband des Geſammt-Zoll-Vereins aufgenommen 
worden find, zwiſchen diejen Gebietstheilen und den übrigen Theilen des Zollvereing 
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vom 22, November an der den Zollvereins-Verträgen entiprechende freie Verkehr ein- 
treten wird. 
Berlin, den 19. November 1868. 
Der Finanz Minifter. 
v.d. Hepydt. 


wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebract. 
Caſſel, den 25. November 1868. 
Der Provinzial:Steuer- Director. 
Schultze. 


Belanntmachung. 


Beim Anſchluſſe der Herzogthümer Schleswig-Holſtein und Lauenburg, des Groß. 
herzogthums Mecklenburg-Schwerin und verſchiedener Hamburgiſcher Gebietstheile an den 
Bollverein iſt für dieſe Länder und Landestheile und zwar, was Holſtein betrifft, mit 
Inbegriff der Oldenburgiſchen, Yübeliihen und Hamburgiichen Enclaven die Waaren- 
Eontrole im Binnenlande (SS. 93—97 der Zollordnung) in Bezug auf alle Waaren- 
gattungen juspendirt worden. Im Großberzogtbum Medlenburg: Schwerin ift Ddiefe 
Suspenfion jedoch nicht auf die Bezirfe der Steuerämter zu Boizenburg und Dömitz 
erftredt worden. 

Auch bleiben die im $.36 Punkt J und 4 des Zollgeieges enthaltenen VBorichriften, 
wonad: 

a, die aus dem Auslande oder aus dem Grenzbezirfe in das ‚innere des Yandes 
übergehenden Waaren mit den im Grenzbezirfe empfangenen Abfertigungsicheinen 
bis zum Beftimmungsorte begleitet jein müſſen, 

b. Waarenführer und Handeltreibende bei dem Transporte zollpflichtiger fremder 
oder gleichnamiger inländiiher Waaren, auch außerhalb des Grenzbezirks, den 
Zoll-, Steuer: oder Polizei-Bedienſteten über die transportirten Waaren aufrichtige 
Auskunft zu geben haben, 
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fowie die auf denfelben Gegenftand bezüglihe Beitimmung des $. 92 der Zoll-:Drdnung 
fernerhin allgemein in Kraft. 
Safiel, den 28. November 1868. 
Der Provinzial: Steuer: Director. 
Schultze. 


Perſonal⸗Chrouik. 


Die durch den Tod des Schulinſpectors Decans Was muht zur Erledigung gekom— 
mene Schulinſpection iſt dem Decan Herdt zu Kirberg übertragen worden. 

Der Schulinſpeetor Decan Ninck zu Ems iſt auf ſein Anſuchen von der Inſpection 
der Schulen von Ems, Silberſchmelze und Kemmenau entbunden worden und find die 
felbigen vom 20. November 1. Is. ab der Inſpection des Schulinipectors Pfarres Cunt 
in Daufenau zugetheilt. 

Die Kribbmeifterftelle zu Oberlahnftein ift dem früheren Baggermeifter Chriftonh 
Werkmeiſter definitiv übertragen worden. 

Die durh die Penſionirung des Förfters Andreas Giſſel erledigte Förfteritelle 
zu Bieber in der Oberförfterei Königsberg ift vom 1. November l. J. ab dem bisherigen 
forftverjorgungsberechtigten Oberjäger Forſtaufſeher Heinrich Ludwig Gusmann zu 
Rodheim unter Ernennung deiielben zum Förſter übertragen worden. 

Die proviſoriſchen Lehrgehülfen: Alberti zu Niederiheld, Griebling zu Eid, 
Daum zu Holler, Lieſer zu Wehen, Bäppler zu Weilmünfter und Müller zu 
Holzhauſen ü. A. find definitiv an ihren jeitherigen Stellen angeftellt worden. 

Die proviforiiche Lehrerin an der höheren Töchterfihule zu Wiesbaden Frau Götz 
ift definitiv an derielben angeftellt worden. 

Der Lehrer Bender zu Brandoberndorf ift am 29. Dectober c. geftorben. 
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Nr. 44. Wiesbaden, den 10. December 1868. 


— ——— a A a — 


Reglement 


über die Geftellung, Auswahl, Abſchätzung und Abnahme der Mobil, 
mahungspferde in den Regierungs-Bezirken Caſſel und Wiesbaden, 


Auf Grund der Allerhöchften Verordnung vom 24, Februar 1834 , betreffend das 
Verfahren bei eintretender Mobilmahung der Armee zur Herbeilhaffung der Pferde 
durch Landlieferung, des Geſetzes vom 11. Mai 1851 wegen der Kriegsleiftungen und 
deren Vergütung, des Geſetzes vom 12, September 1855 , betreffend eine Abänderitng 
der Allerhöhften Verordnung vom 24, Februar 1834, und der Allerhöchften Verordnung 
vom 7. November 1867, betreffend die Einführung diefer Geſetze im ganzen Gebiete des 
norddeutichen Bundes, werden hierdurch in Uebereinftimmung mit dem Königlichen General: 
Commando ded XI. Armeelorps über das Verfahren bei Geftellung, Auswahl, Abnahme 
und Abſchätzung der Mobilmahungspferde folgende nähere Anordnungen für die Regie 
rungsbezirfe Gafjel und Wiesbaden erlaffen. 

Titel 1. 
Vorbereitung zur Pferdegeftellung. 
8. 1: 

Die Landräthe, beziehungsweiſe Polizei: Directionen haben von drei zu drei Jahren — 
auf Grund der ſtatiſtiſchen Tabellen eine Nachweiſung der in ihren Kreiſen befindlichen kandes. 
Pferde anzufertigen und nad den Ergebniffen der bei Aufnahme der ftatiftiihen Tabellen 
vorzunehmenden LZofalrevifionen die Pferde nad ihrer — in Reit-, Bad», 
Stangen, und Borderpferbe einzutheilen. 

Die nothwendigen Eigenichaften der zum Kriegsdienft erforderlichen Pferde find nad) —* 


der Beilage A. zu beurtheilen. 
—1 
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$. 2. 
gig Jeder Kreis ift durch den Landrath in Vormufterungsbezirfe jo einzutheilen, daß 
Bormufte: im ſolcher Bezirk in der Regel nicht über 1200 Pferde enthält. 
rungs Bezirke. Enthält ein landräthlicher Kreis nicht mehr als 1200 Pferde, ſo bildet derſelbe 
nur einen Vormuſterungsbezirk. 
Für jeden Vormunſterungsbezirk hat der Landrath einen Sammelort zu beſtimmen, 
dazu aber in der Regel den Abnahmeort ($. 5.) nicht zu wählen. 
— 8. 3. 
rungd: Com: Für einen jeden Vormufterungsbezirt wird dur Wahl der Kreisftände von 6 zu 
miffionen. 6 Jahren eine Vormufterungs-Commiffion aus drei fachverftändigen Grunbbefigern ge- 
bildet. Derfelben kann ein Linien» Gavallerie- Offizier beigegeben werben, welder jedod 
nur im Frieden an den Vorbereitungen zur Pferdegeftelung Theil nimmt. 
Für die Mufterung der Prerde an den Bezirks: Sammelorten nad) angeorbneter 
Mobilmahung hat der Landrath den Vormuſterungs-Commiſſionen, ſoweit e8 tie Um 
ftände geftatten, einen Thierarzt ald techniſchen Beirath beizuordnen. 
$. 4. 
Einem der drei Mitglieder der Vormufterungs: Commijfionen wird die Leitung der 
Geihäfte von dem Landrath übertragen. Derfelbe empfängt fodann alle Aufträge des 
Landraths und forgt mit Zuziehung der übrigen für deren umverzüglicde Erledigung. 
Der Landrath teilt den Vormuſterungs-Commiſſionen aus der nad $. 1. aufgeftellten 
Nahmweifung eine Lifte der in dem betreffenden Bezirke vorhandenen Pferde der verichie- 
denen Kategorien mit und benachrichtigt fie, wie viel Pferde von jeder Kategorie aus 
dem Bezirke aufgebracht werden müſſen. Die Commiſſionen Haben diefe Lifte nad) der 
ihnen beimohnenden örtlihen Kenntniß zu prüfen, diefelbe ſtets mit der Wirklichkeit in 
Mebereinftimmung zu halten und die in dem Pferbebeftande vorgelommenen Beränderun- 
gen alljährlih zum 1. Mai dem Landrathe anzuzeigen. 
Ferner wird vom Landrath beftimmt, an welchem Tage die Bormufterung an jedem 
Sammelorte anfangen joll, und ift der Militärbehörbe im Voraus anzuzeigen, in welcher 
Reihenfolge die von den verſchiedenen VBormufterungs:Gommiffionen ausgewählten Pferde 
zur Abnahme gelangen jollen. 
8. 5. 
——— Die Orte, an welchen bei einer Mobilmachung die Pferde für die Garde, Linie 
dungerſeebe Und Landwehr zu geſtellen find und an welchen dieſelben abgenommen werben, beſtimmt 
das Königliche Ober» Präfibium, nach vorheriger Einigung mit dem Königlihen Generals 
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Commando. Die Landräthe haben den Vormuſterungs-Commiſſionen ſchon während des 
Friedens diejenigen Beſtimmungsorte bekannt zu machen, nach welchen die Pferde: Con: 
tingente ſämmtlicher Aushebungsbezirke eines Kreiſes nebſt der im 8. 12. angeordneten 
Reſerve im Mobilmachungsfalle abzuſenden ſind. 

5. 6. 

In jedem Abnahmeorte wird eine Commiſſion zur Abnahme der Mobilmahungs- — 
pferde gebildet. Die Commiſſion beſteht aus: einem von dem Königlichen General— 
Commando zu ernennenden Offizier, als Militär⸗Commiſſarius, und aus dem Landrathe 
desjenigen Kreijes, welcher die Pferde ftellt, ald Civil-Commiſſarius. Diefe Commiſſa— 
rien werben bei der Auswahl der Pferde durch einen militärifher Seits zu ftellenden 
Roßarzt oder jonftigen Sahverftändigen und durch einen von dem Givil- Gommiffarius 
zuzuziehenden Thierarzt oder ſonſtigen Pferdefenner, ſowie bei der Abſchätzung derfelben 
durch drei von der Regierung auf Vorſchlag des Landraths ſchon während bes Friedens 
zu ernennende Taratoren unterftügt. Die Taratoren werden beim Zufammentritt der F 
Commiffion nad dem beiliegenden Formular (Anlage B.) von dem Landbrathe vereidet 
und erhalten während der Zeit, in welcher fie zu diefem Gejhäfte von Haufe abweſend 
find, eine angemefjene Ertihädigung aus Staatsfonds. 

g. 7. 

Die Zahl und die Kategorie ($. 1.) der von jedem Kreiſe behufs einer Mobilma- Repartition 
dung der Armee für die Garde, Linie umd Landwehr zu geftellenden Pferde wird auf ge | 
Grund der von dem Königlichen General-Commando für den gefammten Korpsbezirk auf: 
geftellten Haupt und dur das Königliche Ober» Präfivium innerhalb feines Reſſorts 
entworfenen erften Repartition von den Regierungen ſchon im Frieden feftgefegt, und 
ben Landräthen unter Angabe der Truppentheile, für welche die Pferde beftimmt find, 
fowie der Ablieferungsorte befannt gemadt. Die Landräthe vertheilen demnächſt das 
von den Kreijen aufzubringende Gontingent auf die Vormuſterungsbezirke, jegen die Vor: 
muſterungs⸗ Gommiffionen von der auf ihren Bezirk repartirten Quote in Kenntniß und 
berichtigen alljährlich diefe Vertheilung, infoweit ſolches durch vorgefallene Veränderungen 
in dem Pferdebeftande nad den ihnen von den Mufterungs- Commiffionen zu machenden 
Anzeigen ($. 4.) erforderlich wird. 

8.8. 

Rah einer jeden neuen Repartition der Mobilmahungspferde auf die Kreife haben 
die Zandräthe binnen 8 Wochen und ipäteftens jedesmal am 1. Juli der Königlichen 
Regierung anzuzeigen, ob der Kreis zur vollftändigen Geftellung der repartirten Mobil: 

j* 
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madhungspferde im Stande ift, oder welche Berichtigungen wegen Veränderung in der 
Reiftungstäbigfeit des Kreifes in den Subrepartitionen erforderlich find. 

Diefer Anzeige ift eine Vergleichung des auf den Kreis repartirten Contingents mit 
dem wirfli vorhandenen Pferdebeftande, wie ſich derfelbe aus der nad $. 1. aufgeftell: 
ten Nachmeifung ergiebt, beizufügen. Die Königlihen Regierungen fertigen demnächft 
cine Zufammenftelung der dienfttauglihen Pferde nah Kreifen und überreichen folde in 
duplo bis zum 1. Auguft jeden Jahres dem Ober: Präfiventen zur Mittheilung an das 
Königlihe General » Commando. 

8. 9. 
as Die Landräthe haben (cfr. 88. 18. und 11.) in fteter Bereitihaft zu Halten: 
—— 1) eine genügende Anzahl von Blanquets zu den Pferde-Nationalen, welche die 
chung Koͤniglichen Regierungen für den Gebrauch der Vormuſterungs- und Abnahme 
Commifftonen druden laſſen; 

2) die Blanquets ſowohl zur Berufung der Mitglieder der Bormufterungs - Com: 

miflionen, als für die Aufforderung der Pferdegeftellung an die Vorftände der 


Gemeinden. 
Titel U. 
Berfabren beim Eintritt einer Armee-Mobilmahung. 
8. 10. 
3 


Sobald die Landräthe auf amtlihem Wege von einer Allerhöchſt befohlenen Mobil: 
mahung in Kenntniß gefegt find, fordern fie unverzüglich die Bormufterungs:Gommiffionen 
und den zu ihrer Unterftägung beftimmten Thierarzt auf, fih an einem genau zu be: 
jtimmenden Tage nach dem Sammelplags ihres Bezirks zu verfügen und daſelbſt in 
Wirkſamkeit zu treten. 

Gleichzeitig werden die Vorftände der Gemeinden des Kreiſes angewieſen, jämmt: 

liche nicht unbedingt zum Kriegsdienft untauglihen Pferde, d. 5. alle vorhandenen Pferde 
mit Ausnahme 

1) derjenigen, welche noch nicht zum Ziehen oder Reiten gebraucht worden, 

2) der Hengſte, jowie der tragenden Stuten, 

3) derjenigen Pferde, welche nicht 4 Fuß 11 Zoll groß find, 

4) der Dienftpferde der Königlihen Staatsbeamten und der contractlich zu halten: 

den Poſtpferde, 
an dem Bezirks-Sammelort in einer durch Tag und Stunde genau zu tegelnden Reihen: 


518 


folge vorzuführen, wobei als Regel feftzuhalten ift, daß an demfelben Tage höchſtens 300 
bis 400 Pferde zur Mufterung kommen dürfen. 

Die Nufforderungsfchreiben an die Wormufterungs:Commiffionen und an die Vor— 
ftände der Gemeinden find durch expreſſe — nah Umftänden reitende — zuverläffige 
Boten abzufenden. 

- Die im Kreife vorhandenen Gensdarmen , Kreiäboten uno andere geeignete Unter- 
bediente jendet der Zandrath nach den Sammelplägen, um den Vormuſterungs-Commiſ— 
ftionen während des Aushebungs-Geſchäftes zur Affiftenz zu dienen, und die ausgehobenen . 
Pferde nah den Hauptiammelplägen zu begleiten. 

Bei Feftiegung diefer verfhiedenen Termine ift darauf zu rüdjichtigen, dgB dem— 
nächſt die erften Abnahmen der Pferde bereit8 am 5. Mobilmahungstage ftatthaben 
können. 

Wan 

Ein Jeder, welder ein zum SKriegsdienft taugliches Pferd beſitzt, ift verpflichtet, Rebte und 
dafielbe nach erhaltener Aufforderung zu der feftgefegten Zeit der Vormuſterungs-Com— er 
miſſion vorzuführen. 

Die Veräußerung eines Pferdes , welches beim Eintreffen diefer Aufforderung an 
den neuen Erwerber noch nicht abgeliefert iſt, entbindet nicht von der Gejtellung. Die 
Befiger derjenigen Pferde, welche die VBormufterungs-Commiffion zur Vorführung ver 
die Abnahme-Commiffion ausgewählt, find verpflichtet : 

a) jedes diefer Pferde mit Halfter, Trenfe umd zwei Striden zu verfehen, 

b) für einen guten Hufbeichlag der Pferde auf eigne Koften zu forgen ($. 16); 

e) die Pferde auf dem Transport vom Sammelorte nah dem Abnahme-Drte 
felbft zu begleiten, oder durch Leute begleiten zu laſſen; 

d) die Pferde bis zur förmlichen definitiven Abnahme und Weberweifung an den 
Militär-Commiffarius zu beauffichtigen und auf eigene Koften zu verpflegen. 

Die Geftelier der von der Abnahme-Commiffion übernommenen Pferde erhalten von 
dem Givil-Commiffarius ein fchriftliches Anerfenntniß über die ihnen gebührende Tar- 
ſumme, deren Bezahlung ans der Staatskaſſe fobald als thunlich erfolgen fol. Das 
Vorbandenfein der unter a) aufgeführten Stüde, welche die Abnafme-Tare mit einjchlieft, 
ift Erforderniß der Abnahme. 

Sp lange die gefeglihe Verpflihtung der Kreife der Regierungsbezirte Gafjel und 
Wiesbaden zur unentaeltlihen Geftellung der Pferde für die Landwehr befteht, muß die 
Unmeifung der Tariummen für diefelben auf die Kreiscommunalkaſſen vorbehalten werben. 
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$. 12. 

— Die Vormuſterungs-Commiſſionen haben die vorgeführten Pferde einzeln und ſorg— 
rungs-Som: Tältig zu muftern, die bienfttauglichen auszumählen und diefe nad ihrer Tauglichkeit zu 
miffionen. den verſchiedenen Gattungen des Kriegsdienftes nach Anleitung der Beilage A abgefondert 

aufzustellen. — Aus diefen als dienjttauglich ausgewählten Pferden wählen fie das auf 
ihren Bezirk repartirte Contingent an Mobilmahungspferden und außerdem auf je 2 
Pferde des Gontingents noch ein drittes als Nefervepferd aus und fertigen über diefe 


ausgewählten Pferde eine Nationale nah der Anlage C., jedoh mit Weglafjung der 


FE darin vorgejchriebenen Tare aus 
Die von der Vormuſterungs-Commiſſion nicht ausgewählten Pferde find noch an 
demjelben Tage in ihre Heimath zu entlaflen, die ausgewählten aber unter Anſchluß des 
Nationales an dem auf die Auswahl folgenden oder von dem Landrath des Kreiſes mit 
Rüdfiht auf $. 10 näher zu beftimmenden Tage nad dem Abnahme-Orte abzufenden. 
Ueber die Anzahl und Beihaffenheit der nad getroffener Auswahl des Gontingents 
und der Rejerve noch zurüdgebliebenen dienfttauglihen Pferde bat das leitende Mitglied 
der Vormufterungs:Gommiffion jofort dem Landratd an dem Abnahme-Orte eine genü- 
gende Auskunft perjönlich vorzulegen. 
8. 18, 
gr Die Abnahme: Sommiffionen beginnen ihre Gefchäfte pünftlih an dem einer jeden 
Sommiffionen Im Voraus beftimmten Tage. Bei der Prüfung der Dienfttauglichkeit und Kriegstüchtig— 
und hd — keit der Pferde hat der Civil-Commiſſarius eine berathende, der Militär-Commiſſarius 
dagegen die entſcheidende Stimme und es findet gegen ſeinen Ausſpruch eine weitere 
Berufung nicht ſtatt. Er iſt jedoch gehalten, dem Civil-Commiſſarius in etwaigen Bes 
treff3 ver Dienfttauglichkeit der Pferde vorkommenden Differenz-Fällen die Gründe für 
jeine abweichende Beurtheilung mit Rüdficht auf die Beſtimmung über die Beichaffenheit 
der Mobilmahungs: Pferde (Anlage A.) anzugeben. 
Die dienftuntaugliden Pferde find unter Angabe der Mängel zurückzuweiſen und 
iogleih von dem Geftellungsplage zu entfernen. Die als dienjttauglih anerkannten 
Pferde dagegen werden innerhalb jeder Kategorien (Anlage A.) nah ihrem muthmaßlichen 
Werthe in der Reihenfolge aufgeftellt, daß die theuerften zulegt zur Abſchätzung 
gelangen. 
$. 14. 
Die von der Abnahme-Commiffion als dienfttauglich ausgewählten Pferde werben 
in der $. 18 beftimmten Orbnung durch die Taratoren jofort abgeihägt. Die Abichägung 
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erfolgt in der Art, daß ein jeder der Taratoren, welche dabei den mirklichen Werth eines 
Pferdes, ohne fih auf ideelle Preife und auf bald vorübergebende Gonjuncturen ein- 
zulefien, in's Auge zu faſſen haben, feine Stimme beſonders und geheim dem Eivil-Com: 
miffarius,, oder dem von diefem mit der Aufzeihnung der Taren beauftragten Kreis- 
Beamten abgiebt, welder die Tarwerthe nach den Angaben der drei Taratoren in die drei 
dazu beftimmten Golonnen des Nationals ($. 12) einzutragen und daraus die Fraction 
zu ziehen bat. Diefe Fraction bildet die den Befikern der Pferde nach deren erfolgter 
Abnahme zu zahlende Tarfumme und ift zugleich zu verlautbaren, während die Werths- 
Angaben der einzelnen Taratoren geheim bleiben. 
8. 15. 

Das Gontingent ift aus der Gefammtmafje der zur Aushebung vorgeftellten und 
dienfttauglich befundenen Pferde dergeftalt zu wählen, daß zunädft die Pferde unter 
120 Thaler umd erft, wenn aus diefen der Bedarf nicht zu deden ift, aus den über 
120 Thalern abgefhägten Pferden innerhalb der verjchiedenen Kategorien ſtets zuerft 
die Pferde zu den niedrigften Tarpreifen ausgehoben werden. Die ausgewählten und 
abgenommenen Pferde werden unter Vermerkung der nad) $. 15 aufgenommenen Tarxe 
nah Anlage C. in ein Nationale eingetragen. Dieſes Nationale ift für die Garde und 
Linie einerfeits , und für die Landwehr (Befagungs-Truppen) andrerfeitd getrennt auf: 
auftellen. 

Sogleih nach der Uebernahme Seitens des Militär-Commiffarius wird den Pferden 
die Nummer des Armee-Corps-Bezirks und des Kreifes, aus welchem fie geftellt find, 
unter der Mähne an der linken Seite des Halfes, außerdem den für die Landwehr (Be: 
fagungs-Truppen) beftimmten Pferden auch nod der Buchftabe L dergeftalt auf der 
Keule des linken Hinterjchenkels eingebrannt, daß der Brand zur Bezeichnung des Regi- 
mentes u. f. w., mit welcher die Pferde erft nad Ankunft bei dem Truppentheil ver- 
jehen werden, noch darunter angebracht werden kann. Die Brenneifen werben den Land⸗ 
räthen zur Aufbewahrung übergeben oder vom Militär Pferde-Abnahme-Gommifjarius mit 
zur Stelle gebradt. 

Der Militär:Commifjarius hat bei der Uebernahme der Pferde den Hufbeichlag zu 
prüfen und erforberlihen Falls auf Koften des Eigenthümers des Pferdes für den Mi- 
litär-Etatspreis ergänzen zu laffen. Weigert fih der Eigenthümer diefer Leiftung oder 
ift er nicht zur Stelle, jo wird der Hufbeihlag auf Koften des Kreiſes, welcher den 
Betrag demnächſt von dem Eigenthümer einzieht, beihafft. Den Hufbeichlag hat der zu 
diejem Ende dem Militär-Abnahme-Sommifjar beigegebene Beſchlagſchmied zunächſt zu 
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beforgen, kann derfelbe aber die Arbeit nicht allein bewirken, io wird der Zandrath für 
die erforderliche Aushülfe durch Heranziehung von Hufichmieden Sorge tragen. 

Sollten Befiger ausgehobener Pferde wünſchen, an deren Stelle andere dienſttaug— 
liche Pferde zu jtellen, jo fann die Abnahme-Commiſſion auf ſolche Wünſche und Aner: 
bietungen eingehen, wenn ftatt der zurüdzunehmenden Pferde fofort an Ort und Stelle 
die ftellvertretenden Pferde vorgeführt werden. 

Außer dem auf den Kreis repartirten Gontingent an Mobilmahungspferden ift noch 
ein Zuſchlag von drei Procent auszuwählen und in ein befonderes Nationale einzutragen, 

Diefer Zufchlag ift jedoch nicht mit dem repartirten Gontingent an die Truppen: 
theile abzufenden, jondern von den Eigenthümern auf drei Wochen, von dem Tage der 
Abjendung des Gontingents an die Truppentheile ab gerechnet, disponibel zu halten. 

$. 16. 
Weitere Be. Die abgenommenen Pferde werden vom Zeitpuncte ihrer Abnahme an militärisch 
——— verpflegt, beaufſichtigt und nach den Mobilmachungs-Orten der Truppen transportirt, 
nen Pferde und wozu das außer dem im $. 11 erwähnte nöthige Koppelzeug aus Militärfonds zu be— 
— a Ihaffen ift. Der Transport dahin erfolgt duch die einzuberufenden Trainfoldaten, Re— 
Mobilma- ferne: und Landwehr-Mannſchaften, bei deren Unzureichlichfeit aber durch einjtweilen vom 
u an Zandrathe zu ftellende und während ihrer Dienfte, ſowie aud auf dem Nüdmwege nad) 
ihrer Heimath gleih den Trainfoldaten militärisch zu verpflegende Koppelknechte. Soll: 
ten bei dem Beginn des Abnahme-Geſchäfts an den Militär-Abnahme-Orten die zur Be: 
auffihtigung und Verpflegung der Pferde beftimmten Trainjoldaten 2c. noch nicht in hin 
reichender Anzahl eingetroffen jein, jo find die abgenommenen Pferde bis zum Eintreffen 
der Trainfoldaten 2c. einftweilen noch dur die Leute der Pferdegefteller zu beauffichtigen. 
$. 17. 

Schluß des Nah erfolgter Abnahme und Abſchätzung der Pferde werden die in jedem Nationale 

Bar eingetragenen Taren fummirt und folgendes Atteft darin eingetragen: 
„Daß nah Inhalt des vorjtehenden Nationale die Anzahl von „. . geſchrie— 
ben . . . . . . Pferden mit einer Gejammttage von 
Thalern, — — 2020. Thalern, 
von den in dem Nationale benannten Eigentümern des Kreifes s 
für die Linientruppen (oder für die Landwehr) richtig abgeliefert worden ift, 

beſcheinigt.“ 
(Ort und Datum.) 
a. Die Abnahme⸗Commiſſion. b. Die laut beiliegender Berhands 
(Unterfchriften. ) lung vereidigten Taratoren. 


(Unterſchriften.) 
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Sft zur Dedung des Bedarfs die Abnahme folder Pferde unvermeidlih geweſen, 
bie über 120 Thaler abgeihägt find, jo ift ſolches auch in dem Attefte bejonders zu 
beſcheinigen. 

Die mit der Abnahme-Beſcheinigung verſehenen Nationale nimmt der Givilcommif- 
farius zur Liquidation des aus der Staatöcafje zu vergütenden Taxwerthes der Pferde 
in Empfang und ftellt auf Grund derjelben jedem Ablieferer von Pferden ein ner 
tenntniß ($. 12) über die ihm aus der Staatäcafje gebührende Taxſumme aus. 

$. 18. 

Sollten die zur Abnahme geftellten Pferde eines Kreifes, einſchließlich der Reſerve— —— 
pferde, wegen anerkannter Untüchtigkeit eines Theiles derſelben, den Bedarf nicht decken, nachunge— 
fo hat die Abnahme-Commiſſion entweder durch die Vormuſterungs-Commiſſionen eine Pferden. 
neue Aushebung in Stelle der zurüdgemiejenen Pferde fofort zu veranlafien, oder nad 
ihrem Ermeſſen jämmtlihe Pferde des im Rüdjtande gebliebenen Kreiſes mit alleiniger 
Ausnahme der Dienftpferde der Staatsbeamten und der contractlih zu haltenden Poſt— 
pferde, zur Auswahl und Aushebung der fehlenden Mobilmahungspferde unmittelbar zu: 
fammenzuziehen und die braucbarften Pferde felbft auszuheben. Wird auch auf dieſem 
Wege in einzelnen Streifen die repartirte Anzahl von Mobilmahungspferden nicht be: 

Ichafft, fo ift davon unter Angabe der Zahl der fehlenden Pferde der betreffenden Kate— 
gorien fofort Anzeige an die Königliche Regierung zu machen, melde die Pferde nöthi- 
genfalls aufs Schleunigfte aus anderen Kreifen, in denen dienfttaugliche Pferde übrig 
geblieben find, ausheben läßt. 

8. 19. 

Nah der Auswahl und Abnahme des von jedem Kreife zu geftellenden Gontingents Sg 
bat der Landrath unverzüglih an die vorgefegte Königliche Regierung über die Erledi— —— 
gung des Geſchäfts Bericht zu erſtatten und derſelben eine Ueberſicht der zurückgebliebe- geſtellung. 
nen dienſttauglichen Pferde nach ihrer Anzahl und Beſchaffenheit beizufügen. 

Die Königlichen Regierungen fertigen hiernach kreisweiſe tabellariſche Ueberſichten 
und überreichen dieſelben dem Ober-Präſidium. 

Titel 1. 
Erecutions: und Strafbeftimmungen. 
$. 20. 

Diejenigen, welche der Aufforderung zur Geftellung und Ablieferung ihrer: Pferde 
nad; Maßgabe des vorftehenden Reglements nicht ungefäumt und vollftändig Folge: Leiften, 
oder nad ergangener Aufforderung zur Pferdegeftellung in Betreff ihrer etwa abweienden 
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Pferde die Anwendung der zur rechtzeitigen Rückſchaffung derfelben geeigneten Mittel 
verabjäumen, haben nicht nur zu gemärtigen, daß gegen fie auf ihre Gefahr und Koften 
mit den geeignet erfcheinenden gefeglihen Zwangsmitteln vorgegangen wird, fjondern 
außerdem noch auf Grund der Beftimmung sub 10 der Allerhöchſten Verordnung über 
das Perfahren zur Herbeifhaffung der Pferde duch LZandlieferung bei eintretender Mobil: 
madhung der Armee vom 24. Februar 1834 eine Gelvftrafe von 5 bis 50 Thalern 
verwirkt. 
Caſſel, den 24. September 1868. 
Der Ober-Präſident. 
(gez.) v. Möller. 
Vorſtehendes Reglement wird bis auf Weiteres hierdurch genehmigt. 
Berlin, den 28. October 1868. 
Der Finanzminifter. Der Kriegsminifter. Der Minifter des Innern. 
v. d. Heydt. v. Roon. Gr. Eulenburg. 
Das vorftehende Reglement nebft den dazu gehörigen Beilagen A., B. und C. wird 
biermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 
Wiesbaden, den 23. November 1868. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von-Meujel, 


Beilage A. 
Beftimmungen 
über die Beihaffenheit der Mobilmahungspferde. 
In Anſehung der Pferde, melde im Falle einer Kriegsbereitſchaft oder Mobil- 
machung beſchafft werden, wird Folgendes feftgejckt; Ä 
1) Küraffierpferde follen nicht unter 5 Fuß 3 Zoll groß, 
2) Pferde für die übrige Gavallerie und veitende Artillerie, ſowie Reitpferbe über- 
haupt nicht unter 5 Fuß, 
3) Artilerie- und Train-Stangenpferde nicht unter 5 Fuß 2 Zoll, 
4) Artillerie und Train-Vorderpferde nicht unter 5 Fuß, 
5) Packpferde nicht unter 4 Fuß 11 Zoll groß jein. 
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Die Pferde ſollen zwar in der Regel die bier bezeichnete Größe haben, wenn aber 
auch nachgegeben wird, daß zum Theil Pferde von niedrigerem Maß geliefert werden 
fönnen, fo dürfen doch Pferde unter 4 Fuß 11 Zoll nicht angenommen werben. 

Die zu ftelenden Pferde dürfen nicht zu ſchwachbeinig, nicht fteif, abgetrieben, kraft⸗ 
[08 oder unverhältnißmäßig ſchmal gerippt jein. 

Hengfte, tragende Stuten, alle mit Hanptfehlern, Krankheiten oder jonftigen zum 
Dienjt der Cavallerie untauglid machenden Mängel, ald 5.8. Blindheit, Spatlähmung, 
geihmwollenen Füßen, Ihadhaften Hufen (als Boll: oder Zwanghuf, Steingallen, Horn: 
luft oder Hornipalten) u. j. w., behafteten Pferde werden nicht angenommen; einäugige 
zu Wagen: und Padpferden nur, wenn der Verluft des Auges von äußerer Verlegung 
und nicht von innerer Krankheit herrührt. 

Bei der Auswahl der Pferde ift im Allgemeinen der Grundſatz zu beobachten, daß 
erſtere dem beabfihtigten Gebrauch möglichjt entſprechend, mithin die zu Reitpferden be- 
ftimmten Pferde nicht ftättig fein, Reit: und Padpferde die erforberlihe Tragfähigkeit 
des Rüdens befigen und die Zugpferde eingefahren jein müfjen, und daß alsdann ein 
oder der andere unmejentliche Fehler, der unter anderen Umftänden die Annahme eines 
Pferdes ausihließen würde, feinen Grund zur Zurüdftoßung geben fann. 

Bemerkt wird endlih noch, daß bei Pferden, welche fich ftreichen, leicht eine tem— 
poräre Unbrauchbarfeit eintritt. 

Bei der in Folge Landlieferung ftattgefundenen zwangsweiſen Geftellung haftet der 
legte Befiger nicht für das Vorhandenfein derjenigen Eigenſchaften beim Pferde, deren 
Fehler nah den Landesgejegen bei freiwilligem Verkauf ein Rüdgängigmachen des Han- 
dels oder einer Regreßpflicht des Verkäufers begründet. 

Ebenjomwenig ift daher die Rückgabe eines zwangsweiſe angelauften Pferdes und die 
Rückforderung des gezahlten Tarpreifes ftatthaft, wenn innerhalb beftimmter Friften eine 
der nach den Landesgeſetzen ſonſt den Rüdgang des Kaufs bedingenden Krankheiten nad: 
zuweiſen ift. Bei freihändigem Ankauf bleiben indeflen die gefeglichen Beftimmungen der 
Gemährleiftung in Kraft. 


2% 
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Beilage B. 
Eidesformular 
für die Taxatoren der behufs der Armee-Mobilmachung vom Lande 
auszuhebenden Pferde. 

Ich — Vor- und Zunamen — gelobe und ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und 
Allwiſſenden, daß, nachdem ich zum Taxator der zur Armee-Mobilmachung vom Lande 
auszuhebenden, zu den im Frieden üblichen Preiſen zu bezahlenden Pferde ernannt wor: 
den bin, ich bei diefem Geſchäfte nach den in der Allerhöchften Verordnung vom 24. 
Februar 1834, Mbichnitt 7, enthaltenen Abſchätzungsgrundſätzen nad meinem beften 
Willen, ebenjo pflihtmäßig als gewiſſenhaft, mit aller Unparteilichfeit, alfo weder zum 
Vortheil noch zum Schaden der Pferdeeigenthümer und der Königlihen ober der Areis- 
faflen, und überhaupt fo verfahren mil, wie ich eö vor Gott und meinem Gemiflen ver- 
antworten fann. So wahr mir Gott helfe, dur feinen Eohn Jeſum Chriftum u. ſ. m. 
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Beilage C. 


Nationale 


der als tauglich anerfannten und abgenommenen MRobilmahungspferde 
aus dem . . » Kreije a. x. 





— — — — — — r r — — 


— u — 


Vor: und Zunamen Wohnort Geſchlecht 









Farbe 
des und der Alter. und Größe 
Pferde. 
Befiters. Kreis. Abzeichen 
Wallach. Stute. | Iahre Fuß. | Zoll 
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Sind abgenommen als Tare der abgenommenen Pferde 
LP 7 8 — l > | 3 
2|#1s 2|® ee betrag in vollen Bemerkungen. 
=|8 E32 | — — Taxator. Thalern 
3 =] 5 | pentheil. in Zahlen |in Wort 
| > = O * Thlr. Thlr. | Thlr. ri = Zur 


1. Beträge von einem hal» 
ben Thaler und darüber 
werben für einen vollen 
Thaler gerechnet, Sum«- 
men unter einem halben 
Thaler bleiben aber 
außer Anjat. 

2. Reſerve-Pferde find 
nicht in das Nationale 
der abgenommenen Mo: 
bilmahungspferbe auf: 
zunehmen, jondern in 
befonderen Nationalen 
au verzeichnen, 


— — — — — — — — — — 
— —— — — —ñ —ñ —— 
— — 


—————— —— ———— — — — 
— — — 
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Beilage 


zum 


Antelligenzblatt für Naffan. 
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Nr. 45. Wiesbaden, den 17. Dezember 1868. 


— — —tr — 





— — — —— 
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Belanntmachung 
des Königlichen Ober-Tribunals zu Berlin. 


In Gemäßheit des $. 4. Abſ. 3 des Geſetzes vom 26. März 1856, betreffend die 
Bildung eines Ehrenraths unter den Rechtsanwalten beim Königlichen Ober-Tribunal, ift 
in der am 5. December c. ftattgefundenen Wahlverhandiung die vorgefchriebene tbeil- 
weile Neumahl des gedachten Ehrenraths erfolgt. 

Danach befteht diejer Ehrenrath aus folgenden Mitgliedern: 

dem Geheimen Juſtiz-Rath Reufche, zugleich Vorfigender, 
„Juſtiz-Rath Dorn, 


" " Ißmer, 
Wagner, 
Simſon 


J Schmückert als Stellvertreter. 
Dies wird zufolge des $. 26 der Verordnung vom 30. April 1847 hierdurch bes 


fannt gemadt. 
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Bekanntmachung. 


Im Auftrage des Herrn Finanz-Miniſters bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kennt- 
niß, daß mit Allerhöchfter Genehmigung die Grafihaft Schaumburg, melde jest in Be- 
ziehung auf die Verwaltung der Zölle und inneren indirekten Steuern zum Verwaltungs: 
bezirfe der Provinzial-Steuer-Direstion zu Caflel gehört, von dieſem Bezirfe mit dem 
l. Januar 1869 abgetrennt und mit dem Bezirke der Provinzial Steuer-Direction von 
Weſtphalen verbunden, ſowie daß das bisherige Haupt- Steuer- Amt in Rinteln zu dem 
gedadten Zeitpunfte in ein Unter-Steuer-Amt mit bedingtem Niederlagerehte umgewan: 
delt und deſſen Bezirk dem Haupt:Steuer-Amt in Minden zugeteilt wird. 

Gafjel, den 10. Dezember 1868. 

Der Provinzial-Steuer:Director. 
Schultze. 


Perſonal⸗Chrouik. 


Seine Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: 
dem Kataſter⸗Inſpector Henſſen zu Wiesbaden den Charakter als Steuerrath, und 
dem Lehrer Brüdel zu Bärftadt aus Anlaß feiner Penfionirung das Allgemeine 
Ehrenzeihen zu verleihen. 
Perfonal-Beränderungen bei den Juftiz Behörden im Bezirk des Königlichen Appellations: 
gerihts zu Wiesbaden für die Monate October und November 1868. 
1) Bei dem Königliden Appellations-Geridte: 
der Gerichts-Affeffior Wünſch ift als Hilfsrichter Hierher kommittirt. 
2) Bei dem Königlihen Kreisgeriht in Dillenburg: 
der Gerichts-Afjefjor Wilhelmy aus Wiesbaden ift als Hilfsrichter hierher kom 
mittirt. | 
3) Bei dem Königliden Kreisgeridt in Limburg: 
dem Rechtsanwalt Nemnicd in Ober-Lahnftein ift die Verlegung feines Wohnfiges 
bierher vom 1. April E. 3. ab geftattet worden und der Actuarius Pähler als 
— angenommen worden. 
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4) Bei dem Königliden KHreisgerihte in Wiesbaden: 
der NReferendar Zittelmann aus Neuwied ift in gleicher Eigenfchaft in das dies— 
feitige Departement übernommen, dem Kreisrihter Conrady ift die nachgeſuchte Ent- 
lafjung aus dem JuftizeDienfte erteilt und der Kreisgerichtsratd Keutner aus Dillen- 
burg in gleicher Eigenschaft hierher verfegt worden. Der Actuarius Heder ift als Bu- 
reau- Diätar und der Militär: Anwärter Nub als Hilfsbote angenommen worden. 
5) Zu Ober-Amtsrihtern find Allerhöchſten Orts ernannt 
die Amtsrichter: 
. Klingelhöffer bei dem Königlichen Amtsgericht in Biedenkopf, 


a 
b. Galmberg u u R R „ Woehl, 
ec. Emminghbaus „ „ J * „Dillenburg, 
d. Weber u . — „Hadamar, 
e. Gieße W — u „ Runkel, 
- f. Stahl un u * „Langenſchwalbach, 
C. Stumpf „ Homburg, 
h. Steubing Fa — — „Idſtein, 
i. Kleinſchmidt „ „ „ Rüdesheim, 
k. Ammann * „ Wallmerod. 


6) Bei dem Königliden Amtsgerichte in Eltville: 
der Hilfsbote Matzak aus Montabaur ift in gleicher Eigenihaft hierher ver: 
jet worden. 

7) Bei dem Königliden Amtsgerichte in Montabaur: 
der Bote und Erecutor Bauer aus Eltville ift hierher verfegt worden. 

8) Bei dem Königliden Amtsgerichte in Ufingen: 
der Rechtscandidat Gelhard ift zum Appellationsgerichts-Referendar ernannt 
worden. 

Der in den ehemals Grofherzoglih Heſſiſchen Landestheilen geprüfte Geometer er- 
fter Claſſe Peter Kleemann aus Oberjteoten, Amts Homburg, ift ald Geometer 
vereidigt. 

Die Förſterſtelle Welſchneudorf in der Oberförſterei Welſchneudorf iſt vom 1. Ja— 
nuar 1869 ab dem bisherigen forſtverſorgungsberechtigten Oberjäger Janſen übertra— 
gen worden. 

Lehrer Vogelsberger von Diedenbergen ift penfionirt, Lehrer Winkel von Sir: 
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zenhain nach Diedenbergen und Lehrer Roth von Fellerdilln nad Hirzenhain verfegt 
morben. 

Lehrer Debus in Dogheim ift in den Ruheftand, Lehrer Hehner in Dotzheim ift 
von der 2. an die 1. Lehrerſtelle dajelbft und Lehrer Althen von Espa an bie 2. Leh— 
rerftelle zu Dotzheim verjegt worden. 

Lehrer Dombach von Kemel ift nah Bärftadt verjegt worden. 

Der Lehrer Ebertshäujer zu Scheid und der Lehrgehülfe Ries zu Diez find, 
der erftere als Lehrer, der lettere als Hülfslehrer an die Vorbereitungsclaffe der höhe: 
ren Bürgerichule zu Wiesbaden ernannt worden. 

Lehrer Beul von Waldmühlen tft in den Auheftand verjegt und der Lehrgehülfe 
Menges von Offheim mıt der Verfehung der Lebrerftelle zu Waldmühlen proviſoriſch 
beauftragt worden. 

‚Der jeither als Subftitut in St. Goarshaujen verwendete Lehrgehülfe Meufer ift 
mit der Verfehung einer Lehrerſtelle an der Realichule zu Hachenburg beauftragt worden. 

Lehrer Bibo in Sindlingen ift penftonirt, Lehrer Molitor von Bremthal nad 
Sindlingen, Lehrer Studer von Kleinshwalbah nah Bremthal, Lehrer Schwab von 
Villmar nah Kleinihwalbah, Lehrer Hannappel von Dehrn nah Billmar, Lehrge: 
bülfe Erwin Schneider von Mengerskirchen als Lehrer nah Dehrn, Lehrgehülfe 
Georg Schneider in gleicher Eigenichaft nach Mengersfirchen und Lehrgehülfe Kohlhof 
von Hallgarten nad Lollſchied verjegt worden. 

Der bisher als Subjtitut in Stierftadt verwendete Schulcandidat Joſeph Kalten: 
bäufer von Nied ift an die neu errichtete Kehrgehülfenftelle zu Flörsheim dirigirt worden. 

Der proviforiihe Lehroicar Müller zu Walrabenftein ift definitiv dafelbft ange 
ftellt worden. 

Der Lehrer Wehr zu Hadenburg ift am 21. November mit Tod abgegangen. 
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Beilage 


zum 


Antelligenzblatt für Naſſau. 
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Nr. 46. Wiesbaden, den 30. Dezember 1868. 


— NiNi 
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— — — — 


Der Herr Miniſter des Innern hat durch Erlaß vom 6. d. Mts beſtimmt, daß 
mit dem 1. Januar 1869 die durch die Verordnung der Juſtiz-Abtheilung des vormali— 
gen Naſſauiſchen Staatsminifteriums vom 25. September 1852 eingeführte Zuchthaus: 
Ordnung für die Strafanftalt zu Diez außer Kraft trete und diefe Anftalt von dem 
gedachten Zeitpuntte ab nah Maßgabe des Reglements für die Strafanftalt zu Rawicz 
vom 4. November 1835 verwaltet werde. 

Dies wird hierdurch zur allgemeinen Kenuntiß gebracht. 

Wiesbaden, den 17. Dezember 1868. 
Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Dieft. 


— —— — — 








Durch die vormalige Herzoglich Naſſauiſche Regierung iſt die Convention, welche 
wegen Erbauung einer feſten Brücke über den Leck bei Kuilenburg unter den Regierun— 
gen der Rheinufer-Staaten am 20. April 1863 in Utrecht abgeſchloſſen worden iſt, ſo— 
wie eine Modification derſelben, und zwar die letztere untern 26. März 1864, zur öf— 
fentlihen Kenntniß gebracht worden. 

In Art. 7 diefer Convention ift beftimmt, daß die entihädigungsberechtigten Schiffs: 
eigenthümer nah Feftitelung des Entihädigungsbetrages die zum Senken und Heben der 
Mafte nöthigen Vorrichtungen anfertigen, bezw. abändern und vervollftändigen zu laflen 
und mit den fo hbergerichteten Schiffen die beftehende Brüde bei Kuilenburg ſpäte— 
ftens ein Jahr nah deren Vollendung zu paſſiren haben, ferner, * Schiffe, für 
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welche eine Entihädigung anf Grund der Beitimmungen in Art. 3. und 6. ber Con: 
vention zugefagt ift, innerhalb der gleihen Frift im Hafen zu Kuilenburg zur Be 
fihtigung zu ftellen find, und daß der Nachweis zu liefern ift, e8 habe eine der Feſt— 
ftelung der Sachverſtändigen entiprehende Abänderung oder Vervollftändigung ſeit dieſer 
Feftftellung wirklich jtattgefunden, endlih, daß nah Erfüllung diefer Bedingungen, mos 
rüber ein Zeugniß des Kuilenburger Beleherd beizubringen, der Betrag der Entſchädi— 
gung den Schiffseigentgümern auf Anmeifung der Königlich Niederländiihen Staatscaſſe 
werde ausgezahlt werden. Die Brüde bei Kuilenburg ift nad) der Mittheilung der 
Königlich Niederländifhen Negierung am 1. October d. J. vollendet worden und es hat 
von diefem Zeitpunkt bie obenerwähnte einjährige Frift für die Durchfahrt der Sciffe, 
resp. die Gejtellung im Hafen zu Kuilenburg zu laufen begonnen. 

Dies wird Hiermit in Folge Auftrags des Herrn Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffentlihe Arbeiten zur Kenntniß des betheiligten Scifferftandes gebradt. 

Wiesbaden, den 19. Dezember 1868. 

Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Diejft. 





Polizei-Verordnung, 
betreffend den Berfehr mit Sprengöl. 


Die unterzeichnete Königliche Regierung verordnet hierdurch unter Aufhebung der 
Polizei:Verordnung vom 18. Dezember pr. auf Grund des $. 11 der Verordnung über 
die Polizei:Verwaltung in den neu erworbenen Landestheilen vom 20. September 1867 
in Betreff des Verkehrs mit Sprengöl (Nitroglycerin) was folgt: 

8. 1. 

Die Bereitung von Sprengöl darf nur in ſolchen Betriebsftätten: erfolgen, für 
melde dazu die ausdrückliche polizeiliche Genehmigung extheilt it Die Befugnik dazu 
ift in feiner anderen gewerblihen Goncelfion enthalten. 

Die Fabrifanten von Sprengöl find verpflichtet, der Ortspolizeibehörde auf deren 
Verlangen diejenigen Bücher vorzulegen, aus denen fi der Handclsverkehr mit. Sprengöl 
resp. die Verſendung desſelben eriehen läßt. 
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8. 2. 

Die Aufbewahrung von Vorräthen des genannten Stoffes ift außerhalb der Fabri- 
fationsftätte nur an ſolchen Orten geftattet, wo derſelbe behufs eines gewerbliden Be: 
tricbes zur unmittelbaren Verwendung gelangen fol, und aud hier nur nad) vorgängiger 
ortSpolizeiliher Genchmigung, bei deren Ertheilung über die Beſchaffenheit der Nieder: 
lagejtätte und bie fonftigen Bedingungen, unter denen die Aufbewahrung zu geftatten, 
das Erforderlihe vorzufchreiben ift. Der Transport des jedesmaligen Bedarfs von ber 
Niederlageftätte zur Verbrauchsitelle darf nur durch Tragen bemwirkt werden. 

Insbeſondere ift das Halten von Vorrätden zum Handel außerhalb der Fabrikation: 
ftätte gänzlich verboten. 

$. 3. 

Die Verfendung und der Transport des Sprengöls auf Eifenbahnen, Poften und 
Dampfidhiffen ift verboten. 

Auf anderen Zandfuhrwerken und Schiffen darf der Transport nur ftattfinden, wenn 
biefelben nicht zugleich zur Perfonenbeförderung dienen. 

$. 4. 

Das Eprengöl muß beim Transport in Gefäßen aus Blech oder aus ſtarkem Glafe 
mit höchſtens Yı Centner Inhalt verpadt fein; der Verſchluß der Gefäße ift durch Kork: 
ftöpfel zu bewirken, welde bei metbylifirtem Nitroglgcerin mit einer Blafenumbüllung zu 
versehen find. 

Die Gefäße müſſen mit einer fkorbartigen Hülle, melde eine Einlage von Stroh 
oder Kiefelgubr enthält, umgeben und mittelft Stroh, Heu und dergl. in Holzkiften feft 
verpaft fein. Sägeipähne, Werg, Zeugftüde oder Papierabfälle dürfen bei der Umbül- 
lung und Verpadung der Gefäße nicht angewandt werden. 

Die Hol;liften, deren Dedel nur loje befeftigt werden darf, müflen mit der 
Aufſchrift: 

„Sprengöl, Vorſicht“ 
verſehen ſein. 

Das Gewicht einer ſolchen Kiſte darf im Ganzen nicht mehr ala 40 Pfund betragen. 
Das Berpaden und Berladen ift unter Vermeidung ftarfer Erfchütterungen vorzunehmen 
und darf dabei fein offenes Feuer gehalten, noch Tabaf geraucht werben. 

8. 5. 

Der Führer eines jeden Eprengöltransports ift verpflichtet, den Ortspolizei-Behörden, 

beren Bezirke paffirt werden follen, von ber bevorftchenden Ankunft desjelben unter An: 
* 
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gabe des einzufchlagenden Weges zeitige Meldung zu machen und bat alsdann den im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit außer den nachſtehenden Vorichriften von ihnen etwa 
nöthig erachteten befonderen Weiſungen Folge zu leiften. 

8. 6. 

Behufs des Transports mittelft Landfuhrwerks müflen die das Sprengöl enthalten: 
den Holzkiften auf dem Wagen unten und oben mit einer diden Strobdede umgeben 
und fo feft verpadt fein, daß ein Scheuern nicht ftattfinden fann. Der Wagen muß an 
der Vorderfeite in einer jchon von Weiten erfennbaren Weiſe mit einer ſchwarzen Tafel 
verjehen fein, welche in weißer deutliher Schrift die Worte: „Sprengöl, Vorſicht“ trägt. 

Es ift unftatthaft, Sprengöl mit andern Gütern auf denjelben Wagen zujammen 
zu verladen. 

Et; 

Im Uebrigen ift beim Landtransport Folgendes zu beachten : 

a. Wagen, welche Sprengöl geladen haben, dürfen nur im Schritt fahren. Während 
der Zeit vom Sonnenuntergang bi8 Sonnenaufgang muß die Fahrt ganz ein: 
gejtellt werden. Anderes Fuhrwerk und Reiter dürfen diefelben nicht anders, 
als im Schritt paffiren. 

b. Die Begleiter eines ſolchen Wagens Haben fich des Tabafsrauhens und jedes 
Gebrauchs von Feuer während der Fahrt zu enthalten. 

c. Die Wagen müfjen, wenn fie anhalten, vom nächſten bewohnten Gebäude min» 
deftend 1000 Schritt entfernt bleiben. Iſt ein langer Aufenthalt , insbefon- 
dere zum Nachtquartier erforderlih, jo darf die Aufftelung der Wagen nur an 
einer von der Ortöpolizeibehörde auf desfallfiges Anſuchen dazu anzumeiienden 
Stelle erfolgen. Ein folder Pla muß mindeftens 1000 Schritt von dem 
nächſten bewohnten Gebäude entfernt fein. 

d. Sind zufammenhängend gebaute Ortichaften zu berühren, jo bat ver Wagen in 
einer Entfernung von mindeftens 1000 Schritte vor denſelben zu halten, bis 

j von der Ort3polizeibehörde über den einzuichlagenden Weg und fonftige Vorſichts— 
N maßregeln Beftimmung eingeholt ift. Die Durchfahrt durch einen ſolchen Ort 
jelbft darf nur ausnahmsweiſe geftattet werden, wenn ein Umfahren defielben 
nad den Localverhältniffen nicht thunlich ift. 
8. 8. 

Soll der Transport des Sprengöls auf Schiffen erfolgen, jo muß der Einladeplag 

mindeftens 1000 Schritte von bemohnten Gebäuden entfernt fein. 


3 
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Die Sprengölfiften find mit einer Unterlage von Stroh feft zu verftauen, dürfen 
jedoch nicht in mehreren Lagen übereinander geihichtet werden. Sind auf dem Schiffe 
zugleih andere Güter befindlich, jo muß das Sprengöl in einem beſonders abgeſperrten 
Raume verladen jein. r 

Das Schiff muß mit einer ſchon von weiten bemerfbaren, ſtets ausgeipannt zu halten: 
den ſchwarzen Flagge verfehen fein, welche in weißer deutliher Schrift mit den Bud) 
ftaben- Sp. bezeichnet ift 

8. 9. 

Im Uebrigen ijt beim Transport von Sprengöl auf Schiffen folgendes zu beachten: 

a) Auf dem Schiffe darf fein Feuer gemacht, auch nicht Tabak geraucht werden. 

b) Andere Schiffe, insbefondere Dampfidiffe, welde an einem mit Sprengöl be: 
ladenen Schiffe vorbeifahren, müflen dasfelbe, wenn dies nicht durch die Um: 
jtände unmöglich gemacht wird, unter dem Winde paſſiren. 

e) Sind zufammenhängend gebaute Ortichaften zu berühren, jo ift wie bei Land— 
transporten zu verfahren. Die Duchfahrt ift von der Polizeibehörde nur zu 
geftatten, nachdem die Paſſage von anderen Schiffen frei gemacht und Anordnung 
getroffen ift, daß Brüden ꝛc. ohne jeden Aufenthalt paffirt werden können. In 
größeren Städten und bei beengten Wafferftraßen it die Polizeibehörde befugt, 
die Durchfahrt ganz zu unterfagen. 

d) In Beziefung auf die beim Anlegen einzuhaltende Entfernung von Gebäuden, 
ſowie auf Tageszeit, wo die Weiterbeförderung ftattfinden darf, kommen die für 
Landfuhrwerk gegebenen Vorſchriften auch bei Schiffen zur Anwendung. 

$. 10. 

Die in diefer Verordnung in Betreff des Sprengöls gegebenen Vorjchriften gelten, 
mo nichts Anderes beftimmt worden, in gleicher Weiſe auch für methylifirtes Nitroglycerin 
und Dynamit. 

g. 11. 

Zumiderhandlungen gegen die vorftehenden Vorſchriften, infofern fie nicht nad) z. 345 
Nr. 3 und 4 des Strafgefegbuhs einer höheren Strafe unterliegen, werden mit einer 
Geldfirafe bis zu 10 Thlr. oder einer Gefängnißitrafe bis zu 14 Tagen geahndet. 

Wiesbaden, den 21. Dezember 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Dieft. 
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In Folge Ermächtigung des Herren Minifterd der geiftlichen, Unterrichts: und Me: 
dieinalangelegenheiten ift das PVerpfleggeld für die in die Irren-Heil- und Pflegeanſtalt 
Eichberg aufgenoramenen Kranken in Abänderung der Beftimmung des $. 8 der Ber 
waltungs⸗ und Hausordnung der genannten Anftalt vom 30. October 1849 vom 1. Ja— 
nuar 1869 ab bis auf Weiteres 

a) in der erjten Verpflegungsclaffe auf vierhundertundfünfzig Thaler für Inländer 

und auf fünfhundertfünfzig Thaler für Ausländer, 

b) in der zweiten Berpflegungsclaffe auf zweihundertundfünfzig Thaler für Inländer 

und auf breihundertundfünfzig Thaler für Ausländer, 

ec) in der dritten Verpflegungsclaffe auf einhundertundadhtzig Thaler für Inländer 

und auf zweihundertundfehzig Thaler für Ausländer 
feftgefett worden. 

Das Verpfleggeld für die in der vierten Verpflegungsclaffe der Anftalt befindlichen 
Kranken ift für das Jahr 1869 im Minimum auf fehsundfechzig Thaler für die Män— 
ner und fehzig Thaler für die Frauen, im Marimum auf jehsundadhtzig Thaler für 
Kranfe beiderlei Gefchlehts beftimmt worden. 

Dies wird hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebradt. 

Wiesbaden, den 23. Dezember 1868. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Meujel. 


Bekanntmachung. 


Des Königs Majeftät haben nad einem und zugefonmenen Refcripte der Herren 
Minifter der Finanzen und des Innern zu genehmigen geruht, daß Söhne von Beamten 
in den neuen 2andestheilen der Monardhie unter denfelben Bedingungen zur Bemer: 
bung um die landesherrlihen Freiftellen auf der Landesihule zu Pforta zugelafien 
werden, wie die des älteren Gebicts. 

Wir bringen dicd hierdurch mit dem Anfügen zur öffentlihen Kenntniß, daß bie 
näheren Bedingungen der Zulaffung in unferer Regiftratur eingefehen werden fönnen. 

Wiesbaden, den 16. Dezember 1868. 

Königlihe Regierung, Abtheilung für Kirchen: und Schulſachen. 
von Prittmwiß. 
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Intelligenzblatt für Naſſan. 
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Nr. 47. Wiesbaden, den 31. Dezember 1868. 
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Bekanntmachung 
betreffend die amtlihen Publicationsorgane im Regierungs-Bezirt 
Wiesbaden. 


Der Herr Minifter des Innern bat auf Grund des 8. 5 der Verordnungen vom 
l. Dezember 1866 (Gejeg-Sammlung Seite 743) und vom 29. Januar 1867 (Gele: 
Sammlung Seite 139), die Publication der Gejege in den neuen Landestheilen betref: 
fend, bejtimmt, daß an Stelle der durch die Minifterial-Erlafje vom 27. Dezember 1866 
und die Befanntmahungen des Civil-Commiſſars zu Homburg vom 5. Auguft und 20. 
Scptember 1866 eingejegten Publicationsorgane: des ntelligenzblatts für Naffau, des 
Amtsblatts der Stadt Frankfurt a. M. und des Regierungsblatts zu Homburg vom 
l. Januar 1869 an 
1) das in Wiesbaden erjcheinende 
„Amtsblatt der Rönialihen Regierung zu Wiesbaden“ 
für den ganzen Umfang des Regierungsbezirts Wiesbaden mit Ausnahme des 
Stabtkreifes Frankfurt a. M. und des Ortsbezirks Rödelheim, 
2) das in Frankfurt a. M. unter der Bezeichnung: 
„Amtsblatt für den Stadtkreis Frankfurt a. M.“ 
ericheinende Blatt für diefen Kreis und für den DOrtsbezirt Rödelheim, Land: 
freifes Wiesbaden, 
als die im $. 5 der angeführten Verordnungen bezeichneten Publicationsorgane dienen 
follen. 


Caffel, den 28. Dezember 1868. 














